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wärtigen. Murawiew  rät  England  dringend  zum  Anschluß 
an  das  europäische  Konzert 11785. 

„  „  20.  Grofsm  ächte.  Die  Botschafter  in  Koustantinopel  an  den 
türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Kreta  wird  in 
Blockadezustand  erklärt 11786. 

,,  „       20.    Grofsbritannien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Bot- 

schafter in  Paris,  Berlin,  Wien,  Rom,  Petersburg.  Griechen- 
land und  die  Türkei  sollen  ihre  Truppen  von  den  Grenzen 

zurückziehen 11787. 

„  21.  —  Der  Botschafter  in  Paris  au  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hanotaux  fürchtet  die  Überschreitung  der  türkischen 
Grenze  durch  griechische  Irreguläre 11788. 

„  „  22.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Übersendet  die  türkische  Antwort  auf 
Nr.  11786 11789. 

„  „       22.    —    Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 

wärtigen.  Rufeland  ist  einer  Entfernung  der  griechischen 
und  türkischen  Truppen  von  der  Grenze  geneigt   .     .     .     11790. 

„  „  25.  —  Der  Botschafter  in  Koustantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Die  Admirale  fordern  einen  europäischen 
Gouverneur  für  Kreta 11791. 

„  „  27.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Petersburg,  Berlin,  Wien,  Rom.  Es  mufe  ein  europäischer 
Gouverneur  für  Kreta  ernannt  werden 11792. 

„  „  28.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Instruktionen  für  den  Österreich-ungarischen  Gesandten 
in  Petersburg 11793. 

„  ,,  29.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Petersburg.  Salisbury  stimmt  den  österreichischen  Vor- 
schlägen zu 11794. 

,;  „  30.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Rufeland  ist  für  die  Ernennung  eines  kretischen 
Gouverneurs 11795. 
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1897.  März  30.  Grofsbritanmen.  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Deutschland  ist  für  eine  Blockade  des 
Piräus     11796. 

„  „  31.  Türkei.  Der  Botschafter  in  London  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Die  Pforte  mufe  sich  gegen  die  griechischen 
Rüstungen  schützen 11797. 

„  „  31.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Petersburg.  England  stimmt  der  Blockade 
des  Piräus  zu 11798. 

„        April     2.     —    Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Alle  Mächte  stimmen  der  Blockade  des  Piräus  zu     1 1799. 
„         2.    Eufsland.   Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 
in   London.      Schlägt    eine  Verwarnung   in   Athen   und 
Koustantinopel  gegen  einen  Angriffskrieg  vor     ....     11800. 

„  „  6.  Grofsmächte.  Die  Vertreter  der  Großmächte  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Warnung 
gegen  einen  Angriifskrieg 11801. 

„  „  6.  —  Die  Vertreter  der  Grofsmächte  in  Athen  an  den  griechi- 
schen Minister  des  Auswärtigen.     Dasselbe 11802. 

„  „  13.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Ver- 
treter in  Paris,  Wien,  Berlin,  Rom,  Petersburg,  Athen. 
Frankreich  schlägt  eine  gemeinsame  Vorstellung  in  Athen 
vor 11803. 

„  „       13.     Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grofemächte  in  Koustantinopel.  Antwort  auf  Nr.  11801. 
Die  Pforte  denkt  nicht  an  einen  Angriffskrieg    ....     11804. 

„  „  17.  Grofsbritannien.  Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Der  französische  Vorschlag  (Nr.  11803) 
ist  von  Deutschland  abgelehnt 11805. 

„  „  18.  Türkei.  Der  Botschafter  in  London  an  das  englische  Ministerium 
des  Auswärtigen.  Die  Pforte  ist  zur  Verteidigung  ihrer 
Grenzen  gezwungen 11806. 

„  „       18.     —    Der  Gesandte  in  Athen  an  den  griechischen  Minister  des 

Auswärtigen.    Kriegserklärung 11807. 

„  „       18.    Griechenland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  türkischen 

Gesandten  in  Athen.     Antwort  auf  das  Vorige ....     11808. 

„  „  21.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  DiePforte  weist  die  griechischen 
Unterthanen  aus 11809. 

„  „  21.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Petersburg.  Ansichten  Englands  und  Rufelands  über  die 
weitere  Blockade  Kretas 11810. 

,,  „       23.     —    Der  Minister   des  Auswärtigen   an   den  Botschafter   in 

Petersburg.     Schlägt  eine  Friedensvermittlung  vor     .     .     11811. 

,,  „       24.     —     Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Antwort  auf  das  Vorige 11812. 

.,  „       25.     —     Der  Botschafter  in  Wien  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Friedensvermittlung  ist  verfrüht 11813. 

,,  >,  26.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Rulsland  stimmt  einer  Botschafterkonferenz 
in  Paris  zu 11814. 

,.  „  28.  Rufsland,  Prankreicli,  Grofsbritannien.  Die  Botschafter  in 
Konstantinopel  an  den  türkischen  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Sie  übernehmen  den  Schutz  der  griechischen 
Unterthanen 11815. 

„  „       28.     —    Dieselben  an  Denselben.    Fordern  Aufschub  des  Termins 

für  die  Ausweisung  der  griechischen  Unterthanen.     -     .     11816. 

„  „  29.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Der  Vorschlag  einer  Friedens- 
konferenz ist  nicht  allgemein  angenommen 11817. 

»  Mai  1.  —  Der  Gesandte  in  Griechenland  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Die  griechische  Regierung  wünscht  die  Ver- 
mittlung der  Mächte    . 11818. 
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1897.  Mai  2.  Eufsland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 
in  London.  Die  Grofsmächte  sollen  die  Initiative  zur 
Friedensvermittlung  ergreifen 11819. 

„  „  2.    —    Derselbe  an  Denselben.     Instruktion  an  den  Gesandten 

in  Athen 11820. 

„  „  3.  Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
von  Ruisland,  Frankreich,  Großbritannien.  Antwort  auf 
Nr.  11816 11822. 

„  „  4.  G-rofsbritannien.  Die  Botschaft  in  Berliu  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Deutschland  macht  die  Friedens- 
vermittlung von  der  Zurückziehung  der  griechischen 
Truppen  aus  Kreta  abhängig 11821. 

„  „  4.  Kufsland,  Frankreich,  Grofsbritannien.  Die  Botschafter  in 
Konstantinopel  an  den  türk.  Minister  des  Auswärtigen. 
Über  die  Ausweisung  der  griechischen  Unterthanen  .     .     11823. 

„  „  5.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Wien  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Die  österreichischen  Bedingungen  für 
die  Friedensvermittlung 11824. 

„  „         7.     —    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 11825. 

,,  „         9.     Eufsland.    Der  Minister  der  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.    Der  Waffenstillstand  soll  beschleunigt  werden     11826. 

„  „  10.  Grofsbritannien.  Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Der  deutsche  Gesandte  hat  noch  keine 
Instruktion 11827. 

„  „       10.     —    Derselbe  an  Denselben.    Beschlüsse  der  Gesandten    .     .     11828. 

„  „  11.  Eufsland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 
in  Konstantinopel.  Soll  mit  seinen  Kollegen  für  einen 
Waffenstillstand  wirken 11829. 

„  „      12.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.    Deutschland  stimmt  der  Vermittlung  zu     11830. 

„  „  12.  Grofsmächte.  Die  Botschafter  der  Groismächte  in  Konstan- 
tinopel an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen. 
Schlagen  einen  Waffenstillstand  vor 11831. 

„  „       13.    Türkei.    Der  Minister   des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Groismächte.    Antwort  auf  das  Vorige 11832. 

„  „  15.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  au  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Friedensbedingungen  der 
Türkei 11833. 

„  „  15.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Beschlüsse  der  Botschafter  über  die  Frie- 
densbedingungen       11834. 

„  „  18.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  au  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Der  Sultan  hat  den  ^^'affenstillstandsvor- 
schlag  angenommen 11835. 

„  „  19.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Konstantinopel,  Rom,  Berlin,  Wien,  Petersburg,  Paris. 
Über  die  Friedensbedingungen 11836. 

„  „  22.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Unterredung  des  russischen  Botschafters 
mit  dem  Sultan 11837. 

,.  „       22.     —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.     Teilt  ihm  eine  au  die  Pforte  zu  richtende 
Denkschrift  über  die  Friedensbedingungen  mit  ....     11838. 

»  ,,  24.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Die  deutsche  Regierung  will  die  türkischen  Frie- 
densbediugungen  an  Griechenland  mitteilen 11839. 

„  ,.       24.     —    Der  Minister   des  Auswärtigen   an   den   Botschafter   in 

Petersburg.    Bemerkungen  zu  dem  Vorigen 11840. 

j.  „       25.     —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Der  deutsche  Botschafter  hat  der  Note  an 
die  Pforte  (Nr.  11838)  mit  Vorbehalt  zugestimmt  .     .     .     11841. 

,,  „  25.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Unterredung  des  österreichischen  Bot- 
schafters mit  dem  türkischen  Minister 11842. 
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1897.    Mai      25.    Grofsmächte.    Die  Botschafter  der  Grolsmächte  in  Konstan- 
tinopel   au    den   türkischen   Minister    des   Auswärtigen. 
Autwort  auf  die  Note  der  Pforte  vom  14.  Mai  (Nr.  11834)    11843. 
„  „      27.    Türkei.    Der   Minister   des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte  in  Konstantinopel.  Antwort  auf  Nr.  11843. 
Griechenland   soll   einen  Bevollmächtigten  ins  türkische 

Hauptquartier  schicken 11844. 

„  „       28.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.    Hanotaux  fürchtet  Austritt  Englands 

aus  dem  europäischen  Konzert 11845. 

„           „       29.     Grofsmächte.     Die  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  tür- 
kischen Minister  des  Auswärtigen.    Waffenstillstandsfrage     11846. 
„           „       29.    Grofsbritannien,    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.    Die  Pforte  ist  zur  Verlänge- 
rung der  Waffenruhe  geneigt 11847. 

„  „       29.     —    Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Griechenland  wünscht  aus  finanziellen  Rücksichten  einen 

schnellen  Frieden 11848. 

„  „  30.  Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
der  Grolsmächte  in  Konstantinopel.  Waffenstillstands- 
und Friedensfrage 11849. 

„  „      31.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister   des   Auswärtigen.     Vorschläge    der  Pforte  für 

die  Verlängerung  des  Waffenstillstandes 11850. 

„  „      31.    —    Derselbe  an  Denselben.   Beschlüsse  der  Botschafter  über 

die  Vorschläge  der  Pforte 11851. 

„  Juni  1.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.      Empfiehlt    Untersuchung    der    Lage    in 

Thessalien 11852, 

„  „        2.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Athen. 

Griechenland  soll  Instruktionen  für  die  Verlängerung  der 

Waffenruhe  schicken 11853. 

„  „        3.    —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.  Erste  Konferenz  der  Botschafter  mit  dem 

türkischen  Minister  über  die  Friedensbedingungen     .    .    11854. 

„        3.    Türkei.    Der  Minister   des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der   Grolsmächte  in  Konstantinopel.    Denkschrift   über 

die  Friedensbedingungen 11855. 

.,  „        5.    Grofsmäclite.     Die   Botschafter  in  Konstantinopel    an    den 

türkischen  Minister  des  Auswärtigen.    Denkschrift  über 

die  Kapitulationen 11856. 

„  „        5.    —    Dieselben  an  Denselben.    Denkschrift  über  die  Höhe  der 

Kriegsentschädigung.     Griechische  Finanzen 11857. 

„  ,,        5.    —    Dieselben   an  Denselben.    Denkschrift   über   die  Grenz- 

berichtigung.   Abtretung  Thessaliens  abgelehnt ....    11858. 
„  „        5,    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Beratung  der  Botschafter  über 

die  Kriegsentschädigung 11859. 

„  „        8.     —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel   an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Kapitulationen  und  Kriegsentschädigung  .     11860. 
,,  ,,      10.     Grofsmächte.     Denkschrift    der    Militärbevollmächtigten    in 

Konstantinopel  über  die  Grenzberichtigung 11868. 

,,  „  12.  Groftsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Grenzberichtigung  in  Thes- 
salien      11861. 

„  „      12.    Griechenland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten 

in   London.    Protest   gegen  die  Konfiskation  der  Güter 

thessalischer  Flüchtlinge  durch  die  Pforte 11862. 

„  „      15.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Die  Kapitulationsfrage     .     .     11863. 
„  „  —    Derselbe   an  Denselben.    Bericht  über  die  Zustände  in 

Thessalien 11864. 
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1897     Juni     19.    Grofsmächte.    Die  Botschafter  der  Grofsmächte  an  den  tür- 
kischen Minister  des  Auswärtigen.    Denkschrift  über  die 

Kapitulationen •     •     118G9. 

19.     Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grofsmächte  in  Konstantinopel.   Denkschrift  über  die 

Notwendigkeit,  die  Kapitulationsbestimmungen  abzuändern     11870. 

21.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Die  türkischen  Militärs  über 

die  Grenzfrage 11865. 

21.    Türkei.    Der  Minister   des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
der  Groismächte  in  Konstantinopel.   Vorschläge  für  eine 

neue  Abkunft  über  die  Kapitulationen 11871. 

„      22.    Grofsmäclite.    Zweite  Denkschrift  der  Militärbevollmächtigten 

iuKonstantinopelüberdieGrenzberichtigung.  Vgl.  Nr.  11868     11872. 
23.    Grofsbritannien.    Der  Untersuchungskommissar  in  Thessalien 
an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.    Bericht  über  die 

Zustände  bei  Pharsalos 11866. 

28.     —     Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
"  "  Auswärtigen.     Verhandlungen    der  Botschafter  mit   der 

Pforte  über  die  Höhe  der  Entschädigung 11867. 

Juli      2.    —    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen.    Ansicht  der  deutschen  Regierung  über  die  Kriegs- 
entschädigung und  griechische  Finanzkontrolle   ....     11873. 
3.     —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Frage  der  Räumung  Thessaliens      .     .    .     11874. 
,  „        3.    Rufsland.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.    Die   Großmächte   sollten   über   die  Greuz- 

berichtigung  offiziell  beschlielsen ■     11875. 

,,  „         4.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Großmächte  in  London.    Antwort  auf  das  Vorige  .     11877. 
5.    Österreich-Ungarn.    Der  Botschafter   in  Konstantinopel   an 
den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.    Die  Botschafter 

fordern  eine  bestimmtere  Antwort 11878. 

„  „  6.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Petersburg.  Antwort  auf  den  russischen  Vor- 
schlag Nr.  11875 11879. 

7.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  österreichisch- 
ungarischen Botschafter  in  Konstantinopel.    Antwort  auf 

Nr.  11878 • .•     11880. 

„         7.     —    Der  Minister   des  Auswärtigen   an   den   Botschafter   in 
London.    Die   türkische  Regierung   fordert   den  Peneus 

als  Grenze *    •     •     11881. 

„        8.    Grofsmächte.     Die  Botschafter  in  Konstantinopel    au    den 
türkischen  Minister  des  Auswärtigen.    Denkschrift  über 

die  Grenzberichtigung 11376. 

^,  „        8.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Koustantinopel  an  den 

Minister   des   Auswärtigen.    Kategorische   Aufforderung 

der  Großmächte  an  die  Pforte _  •     11882. 

„  „        9.    —    Der  Minister   des  Auswärtigen   an   den   Botschafter  in 

Konstaiitinopel.     Kritik  von  Nr.  11880 11883. 

„  „        9.    Rufsland.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.     Kritik  von  Nr.  11880 11884. 

„  „  13.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Erneute  kategorische  Auf- 
forderung an  die  Pforte •    •     11885. 

„  „       14.      -    Der  Botschafter  in  Wien  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Allgemeine  Einigkeit  der  Mächte  in  der  Grenzfrage  .     .     11886. 
,,       14.     —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.      Die    Pforte    verspricht    eine    bestimmte 

Antwort 11887. 

„  „       15.     —    Derselbe   au   Denselben.     Deutschland    rät    der    Pforte 

dringend  zur  Annahme  der  Grenzberichtigung  ....     11888. 
„  „       15.     —    Derselbe   an  Denselben.    Die  Pforte  hat  der  Grenzlinie 

zugestimmt 11889. 
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Grofsbritannien.  Der  Botschafter  ia  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Der  deutsche  Botschafter 
über  die  griechische  Kriegsentschädigung  und  Finanz- 
kontrolle           11890. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Die  Pforte  nimmt  die  Grenz- 
linie definitiv  an 11891. 

Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
der  Mächte  in  Koustantinopel.  Entwurf  zu  einem  Prä- 
liminarfrieden       11901. 

„  24  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Die  Türken  sollen  bei  dem 
Friedensschlüsse  sich  auf  wenige  Punkte  konzentrieren  .     11892. 

„  24.  —  Derselbe  an  Denselben.  Widerspruch  der  deutschen  Re- 
gierung gegen  Nr.  11892 11893. 

„       20.     —     Derselbe  an  Denselben.    Deutschland  verlangt  eine  inter- 
nationale Kontrolle  der  griechischen  Finanzen    ....     11894. 
27.     —     Der   Minister   des  Auswärtigen   an   den  Botschafter  in 

Konstantinopel.     Antwort  auf  Nr.  11892 11895. 

„  28.  Grofsmächte.  Die  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  tür- 
kischen Minister  des  Auswärtigen.  Gegenentwurf  zu 
einem  Präliminarfrieden 11902. 

,,  28.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Österreich  und  Rulsland 
stimmen  dem  deutschen  Vorschlage  (Nr.  11894)  zu    .     .     11896. 

„  29.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Deutschland  und  England  über  die  griechische 
Finanzkontrolle 11897. 

„  29.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Frankreich  und  Italien  stimmen  dem 
deutschen  Vorschlage  zu 11898. 

„  31.  —  Derselbe  an  Denselben.  Artikel  2  und  6  des  Präliminar- 
friedens sind  angenommen 11899. 

Aug.     2.    —    Derselbe  au  Denselben.    Aufnahme  des  Friedensentwurfs 

durch  die  Pforte 11900. 

„  4.  —  Derselbe  an  Denselben.  Übersendet  den  Artikel  6  nach 
der  Fassung  der  Botschafter  und  den  Gegenvorschlag 
der  Pforte 11904. 

„        5.    Türkei.    Der  Minister   des  Auswärtigen   an  die  Botschafter 

der  Grofsmächte.    Entwurf  für  Artikel  6 11908. 

„  7.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Verhandlungen  mit  der  Pforte 
über  Artikel  6 11903. 

„  7.  Grofsmächte.  Die  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  tür- 
kischen Minister  des  Auswärtigen.  Gegenentwurf  zu 
Nr.  11908 11909. 

„  10.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Die  Mehrzahl  der  Botschafter 
will  die  Räumung  Thessaliens  von  der  Bezahlung  ab- 
hängig machen 11905. 

10.  Grofsmächte.  Die  Botschafter  der  Grofsmächte  in  Koustan- 
tinopel an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen. 
Neuer  Vorschlag  für  Artikel  6 11910. 

„  13.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Konstantinopel.  Die  englische  Regierung  kann 
Nr.  11905  nicht  zustimmen 11906. 

„      14.     —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.     Gründe  für  die  Annahme  von  Ni-.  11905      11907. 

„      17.     —    Derselbe  an  Denselben.   Die  Pforte  hat  Nr.  11910  offiziell 

angenommen 11912. 

„  19.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Paris,  Petersburg,  Berlin,  Wien,  Rom.  Zu  Nr.  11910. 
Die  Zahlungsfähigkeit  Griechenlands  mufe  zuerst  fest- 
gestellt sein 11911. 
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1897.  Aug.  20.  Grorsbritannien.  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Bülow  über  die  Notwendigkeit  einer 
griechischen  Finanzkontrolle 11913. 

,,  „      21.     —    Der   Minister   des  Auswärtigen   an   die   Botschafter   in 

Paris,  Wien,  Berlin,  Petersburg,  Rom.  Die  griechische 
Regierung  soll  sich  über  ihre  Finanzen  äufeern.     .    .    .     11914. 

„  „      23.     —    Der   Botschafter   in   Berlin   an   den   Minister  des  Aus- 

wärtigen.   Bülow  will  Griechenland  nicht  befragen    .     .     11915. 

„  „  23.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Die  italienische  Regierung  stimmt  der  Be- 
fragung Griechenlands  zu 11916. 

„  „  24.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Paris  und  Petersburg.  Schlägt  die  Garantie  einer  grie- 
chischen Anleihe  vor 11917. 

„  „  25.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Rufsland  und  Frankreich  nehmen  den  eng- 
hschen  Vorschlag  Nr.  11914  an    .    . 11918. 

„  „      2G.     Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.     Die  Verzögerung  des  Friedens  ist  schädlich     11921. 

„  „  27.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Mi- 
nister des  Auswärtigen.  Graf  Murawiew  ist  nicht  für 
Garantie  der  Kriegsanleihe 11919. 

„  „  27.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Bülow  erklärt  die  Unterzeichnung  der  Präliminarien  für 
das  Wichtigste 11920. 

„  „      27.    —    Derselbe  an  Denselben.    Bülow  über  die  Notwendigkeit 

der  Finanzkontrolle 11922. 

„  Septbr.  3.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Konstantinopel.  Schlägt  eine  internationale  Finanz- 
kommission in  Athen  vor 11923. 

„  „  4.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Hanotaux  stimmt  der  internationalen  Kom- 
mission zu 11924. 

„  „  6.  —  Der  Botschafter  in  Koustantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Vorschlag  der  Botschafter  über  Artikel 
2  und  6 11925. 

„  „  8.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Konstantinopel.  Verhandlung  mit  dem  deutschen  Bot- 
schafter über  die  Fassung  des  Artikel  6 11926. 

„  „  9.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen,  Der  deutsche  Botschafter  hat  noch  keine 
Instruktionen 11927. 

„  „  13.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Konstantinopel.  Verständigung  mit  Deutschland  und 
RuMand 11928. 

„  „  13.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Verständigung  der  Botschafter  über  Ar- 
tikel 2  und  6 11929. 

„  „       14.    —    Derselbe  an  Denselben.    Antwort  auf  Nr.  11928    .    .    .    11930. 

„  Oktbr.  6.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Griechenland  hat  einen  Unterhändler  in  Konstantinopel 
ernannt   11931. 

„  „  19.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Die  griechisch-türkischen  Verhandlungen 
haben  begonnen   11932. 

„         „        23.    —    Derselbe   an  Denselben.    Die  Kapitulationsfrage    macht 

Schwierigkeiten 11933. 

„  „  23.  Türkei  und  Griechenland.  Entwurf  eines  definitiven  Friedens- 
vertrages      11934. 

„  „  25.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Übersendet  eine  gemeinsame 
griechisch-türkische  Proklamation,  um  die  geflüchteten 
Thessalier  zurückzurufen 1198$, 
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1897.  Nov.  4.  Grofsbritannien.  Derselbe  an  Denselben.  Die  Kapitulations- 
frage macht  Schwierigkeiten 11936. 

„  „        5.    —    Griechenland.    Der  Bevollmächtigte  in  Konstantinopel  an 

den  englischen   Botschafter  in  Konstantinopel.     Denk- 
schrift  über  die   Differenzen   zwischen  der  Pforte  und 

Griechenland 11937. 

19.  Grorsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Rückkehr  der  thessalischen 
Flüchtlinge 11938. 

19.  —    Derselbe  an  Denselben.     Übersendet  ein  Protokoll  der 

Kommission  für  die  Heimkehr  thessalischer  Flüchtlinge.     11940. 
,,  „      19.     —     Protokoll  der  Bevollmächtigten  in  Konstantinopel  über 

eine  Beratung  der  Konsularfrage 11941. 

20.  —    Derselbe  an  Denselben.    Fortgang  der  Friedensverhand- 

lungen          11939. 

„  „  24.  Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
der  Grofemächte  und  die  griechischen  Bevollmächtigten. 
Differenz  über  den  Abschluß  eines  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrags       11942. 

„  27.  Griechenland,  Der  Bevollmächtigte  in  Konstantinopel  an  den 
englischen  Botschafter  in  Konstantmopel.  Derselbe  Gegen- 
stand       11943. 

Dez.      4.    Türkei  und  Gtieclienland.    Definitiver  Friedensvertrag    .    .    11944. 

Verhaudlimgen  zwischen  Grrofsbritaimien  imd  Frankreich 
über  Madagaskar. 

1898.  Febr.  11.  Grofsbritannien.  Der  Konsul  in  Tamatave  an  den  franzö- 
sischen Generalgouverneur.  Beschwerden  englischer  Kauf- 
leute über  Beschränkung  ihres  Handels  durch  die  fran- 
zösische Verwaltung 11671. 

„  „  25.  Prankreich.  Der  Generalgouvcrheur  von  Madagaskar  an 
den  eus;lischen  Konsul  in  Tamatave.  Antwort  auf  das 
Vorige .     11672. 

„  „  25.  Grofsbritannien.  Die  englische  Firma  Trouchet  &  Co.  teilt 
dem  Konsul  folgenden  an  sie  gerichteten  Brief  ihres 
Agenteu  mit 11674. 

„  März  24.  Prankreich.  Der  Generalgouverneur  von  Madagaskar  au  den 
englischen"  Konsul  in  Tamatave.  Die  englischen  Be- 
schwerden sind  unbegründet 11673. 

Mai  26.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Paris  au  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Übersendet  folgenden  Auszug  aus  der 
„Depeche  Coloniale"  vom  26.  Mai  1898 11675. 

„  „      31.    Prankreich.    Dekret    über    Abänderung   des   Zolltarifs    für 

Madagaskar 11676. 

Juni  16.  Grofsbritannien.  Das  Haus  Procter  Brothers  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Neue  Beschwerden  über  die  franzö- 
sische Verwaltung  von  Madagaskar.  Übersendet  eine 
Zeitung  aus  Tamatave  als  Beweisstück      , 11677. 

„  Juli  9.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Paris.  Rückblick  auf  die  Verhandlungen  mit  Frankreich 
über  den  englischen  Handel  auf  Madagaskar.  Protest 
gegen  das  Dekret  vom  31.  Mai 11678. 

„  „  9.  Frankreich.  Dekret  über  die  Verwandlung  von  Erbpacht- 
verträgen auf  Madagaskar  in  Kaufverträge 11682. 

„  20.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Paris.  Soll  gegen  die  Bedrückung  des  britischen 

Handels  auf  Madagaskar  protestieren 11679. 

„  22.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  französischen  Minister 
des  Auswärtigen.  Beschwerden  über  die  Bedrückung 
des  englischen  Handels 11680. 

„  „    22.    —    Derselbe  an  Denselben.    Derselbe  Gegenstand.    Protest 

gegen  das  Dekret  vom  31.  Mai 11681. 
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1897.  Aug.  13.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Paris.  Soll  gegen  den  jU-tikel  4  des  Dekretes 
vom  9.  Juli  protestieren 11683. 

„  Nov.  15.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Paris.  Soll  Vorstellungen  erheben  gegen  die  geplanten 
Malsregeln  gegen  den  indischen  Handel  auf  Madagaskar    11684. 

„  „       26.    —    Derselbe    an    Denselben.     Soll    gegen    Ausschluß    der 

fremden  Küstenschiffahrt  von   Madagaskar   protestiei-en    11685. 

„  Dezbr.  28.  Frankreich.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Paris.  Das  Dekret  über  die  Küstenschiff- 
fahrt  in  Madagaskar  ist  widerrufen 11686. 

Verhandlimgen  zwischen  Grofsbritannien  und  Frankreich 

über  das  Thal  des  Oberen  Nil 

und  die  Besetzung  Faschodas.    1894  bis  1898. 
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25. 
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27. 


Frankreioli.  Denkschrift  über  das  Abkommen  zwischen 
Großbritannien  und  dem  Kongostaat  vom  12.  Mai  1894. 
Frankreich  wahrt  seine  Ansprüche  am  Oberen  Nil    .     .     11687. 

Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter iu  Paris.    Bemerkungen  zum  Vorigen       ,     .     .     11688. 

—  Rede  des  Unterstaatssekretärs  des  Auswärtigen  Sir  E. 
Grey  im  Unterhause  über  die  Besitzverhältnisse  am 
Obern  Nil.    (Auszug) 11689. 

Frankreich.    Rede  des  Ministers  des  Auswärtigen  im  Senat 

über  denselben  Gegenstand.    (Auszug) 11690. 

Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Hat  Hanotaux  mitgeteilt,  dals  Grofs- 
britannien keiner  anderen  Macht  einen  Anspruch  auf 
den  Oberen  Nil  zuerkennt 11691. 

Frankreich.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  englischen 
Botschafter  in  Paris.  Autwort  auf  das  Vorige.  Protest 
gegen  den  englischen  Anspruch 11692. 

Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  Lord 
Cromer,  den  englischen  Kommissar  in  Kairo.  Instruk- 
tionen für  weiteres  Vorgehen  nach  der  BesetzimgKhartums    11693. 

—  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen.  Unterhaltung  mit  dem  französischen  Minister  über 

die  englischen  Erfolge  im  Sudan 11694. 

—  Mr.  Rodd,  ein  britischer  Agent  in  Kairo,  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  In  Faschoda  ist  die  französische  Flagge 
gehifet 11695. 

—  Der  Minister  des   Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 

Paris.    Antwort  auf  Nr.  11694 11696. 

—  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Unterhaltung  mit  Delcasse  über  Faschoda.    Frankreich 

will  den  englischen  Anspruch  nicht  anerkennen     .     .     .     11697. 

—  Der  Sirdar  an  den  englischen  Kommissar  in  Egypten    .    11698. 

—  Mr.  Rodd  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Kitchener 
glaubt,  dals  Marchand  in  Faschoda  ist 11699. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Kitchener  ist  in  Faschoda  mit 
Marchand  zusammengetroffen  und  hat  gegen  die  Besetzung 
Faschodas  protestiert 11700. 

—  Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 11701. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in  Paris. 
Soll  Rodds  Depeschen  der  französischen  Regierung  mit- 
teilen       11702, 

—  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Hat  den  Auftrag  ausgeführt 11703. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Delcass4  will  den  Bericht  Mar- 
chands  abwarten  und  ihm  telegraphisch  Instruktionen 
schicken 11704. 
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1898.  Aug.    28.    Grofsbritanüien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 

schafter in  Paris.     Die  englische  Regierung  gewährt  die 

Absendung  der  Instruktion  an  Marchand 11705. 

„      Oktbr.     3.     —    Derselbe  an  Denselben.     Dasselbe 11706. 

,,  6.     —    Derselbe  an  Denselben.    Besprechung  mit  dem  französi- 

schen Botschafter  über  Faschoda.     Frankreich  wünscht 

ein  baldiges  friedliches  Abkommen •.    •     •     1^707. 

9.     Egypten.    Der   Minister  des  Auswärtigen  an  den  britischen 
Kommissar.      Egypten    will    seine   Ansprüche   auf  den 

Oberen  Nil  nicht  aufgeben 11708. 

12.  G-rofsbritanmen.  Derselbe  an  Denselben.  Besprechung  mit 
dem  französischen  Botschafter.  Frankreich  wünscht  einen 
Zugang  zum  Nil  für  seine  Ubangiprovinz 11709. 

Die  Vorgänge  auf  Samoa  Anfang  1899. 

1899.  Jan.    23.    Deutsches  Eeich.    Bericht  des  Kaiserlichen   Generalkonsuls 

zu  Apia  über  die  politischen  Ereignisse  in  Samoa  von 
Erlals  der  Entscheidung  in  der  Königswahl  bis  zur  Er- 
richtung der  provisorischen  Regierung  (31.  Dezember  1898 

bis  4.  Januar  1899) 11945. 

„  „      24.    —    Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls   zu  Apia  über 

die  Vorgänge  vom  4.  bis  9.  Januar  1899 11946. 

„      25.    —    Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  zu  Apia,  betreffend 

den  Fall  Grevsmühl 11947. 


Bündnisse,  Vertrüge,  Konventionen, 
Protokolle  etc. 

Nr.    11663.     JAPAN  und  SIAM.  —  Freundschafts-,  Handels-   und 

Schiffahrts  vertrag. 

Bangkok,  25.  Februar  1898. 

His  Majesty   the  Emperor  of  Japan  and  His  Majesty  tlie  King  of  Siam,  Nr.  iiees. 

beiug    equally  auimated  by  a  desire  to  promote  the  relations  of  Friendship,  ""^^siMi""* 

Commerce  and  Navigation  which  happily  exist  between  Their  respective  States  25.Feb.i8f8. 

and  subjects,  have  resolved  to  couclude  a  Treaty  for  that  purpose,  and  have 

named  as  Their  Plenipotentiaries,  that  is  to  say:  ||  His  Majesty  the  Emperor 

of  Japan,    Inagaki  Manjiro,    Shogoi,    His   Majesty's  Minister  Resident  at  the 

Court  of  His  Majesty   the  King  of  Siam,   and  His  Majesty  the  King  of   Siam 

His  Royal  Highuess  Prince  Krom  Luang  Devawongse  Varoprakar,    Knight  of 

the   Order   Chakrakri,    First   Class  of  the  Order  of  Rising  Sun,  &c.,   Minister 

for  Foreign  Affairs   of  His  Majesty    the  King  of  Siam;  ||  Who,    after  having 

communicated   to    each    other   their   respective    Füll  Powers,    found  to  be  in 

good  and  due  form,  have  agreed  upon  and  concluded  the  foUowing  articles: 

Article  I. 
There    shall  be   constant  peace  and  perpetual  friendship  between  Japan 
and  Siam,    and    the  subjects   of  each  of  the  High  Contracting  Parties,    shall 
enjoy  in  the  dominions  and  possessions  of  the  other,  füll  and  entire  protection 
for  their  persons  and  property  according  to  established  law  of  the  eountry. 

Article  II. 
It  shall  be  free  to  each  of  the  Contracting  Parties  to  appoint  Consuls- 
General,  Consuls,  Vice-Consuls  and  Consular  Agents  to  reside  in  the  towns 
and  ports  of  the  dominions  and  possessions  of  the  other,  where  similar  officers 
of  other  Powers  are  permitted  to  reside.  Such  Consuls-General,  Consuls, 
Vice-Consuls  and  Consular  Agents,  however,  shall  not  enter  upon  their  func- 
tions  until  after  they  shall  have  been  approved  and  admitted  in  the  usual  form 
by  the  Government  to  which  they  are  sent.  They  shall  enjoy  all  the  honours, 
Privileges,  exemptions  and  immunities  of  every  kind  which  are  or  may  be 
granted  to  Consuls  of  the  most  favoured  nation. 

Staatsarchiv  LXII.  1 
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Nr.  11663.  Article  III. 

'^silm!^  The  subjects  of  each  of  the  High  Contracting  Parties  may  enter,  reraaiu 

25.  Feb.  1898.  and  rcside  in  auy  part  of  the  domiuions  and  possessions  of  the  other,  where 
the  subjects  and  Citizens  of  the  nation  most  favoured  in  those  respects,  arc 
permitted  to  enter,  remain  and  reside;  they  may  there  hire  and  occupy  houses, 
manufactories,  shops  and  warehouses,  and  they  may  there  engage  in  trade  by 
Wholesale  and  retail  in  all  kinds  of  produce,  manufactures  and  merchandise, 
paying  no  other  or  higher  taxes,  imposts,  charges  or  exactious  of  any  kind 
than  are  now  or  may  hereafter  be  paid  by  the  subjects  or  Citizens  of  the 
most  favoured  nation.  j|  In  all  that  relates  to  travel,  trade  and  residence;  to 
the  acquisition,  possession  and  disposal  of  property  of  all  kinds  and  to  the 
right  to  engage  in  all  kinds  of  business,  occupation  and  enterprise,  the  sub- 
jects of  each  of  the  Contracting  Parties  in  the  dominions  and  possessions  of 
the  other,  shall  at  all  times  enjoy  the  treatment  accorded  to  the  subjects  or 
Citizens  of  the  most  favoured  nation. 

Article  IV. 
There  shall  be  reciprocally  füll  and  entire  freedom  of  commerce  and 
navigation  between  the  dominions  and  possessions  of  the  two  High  Contracting 
Parties.  The  subjects  of  each  of  the  Contracting  Parties  shall  have  liberty 
freely  and  securely  to  come  and  go  with  their  ships  and  caigoes  to  and  from 
all  places,  ports  and  rivers  in  the  domiuions  and  possessions  of  the  other, 
which  are  now  or  may  hereafter  be  opened  to  foreign  commerce  and  navi- 
gation, 

Article  V. 

The  subjects  of  each  of  the  High  Contracting  Parties  shall  enjoy  in  the 
dominions  and  possessions  of  the  other,  a  perfect  equality  of  treatment  with 
the  subjects  or  Citizens  of  the  most  favoured  nation  in  all  that  relates  to 
transit  duties,  warehousing,  bounties,  facilities,  the  examinatiou  aud  appraise- 
ment  of  merchandise  and  drawbacks. 

Article  VI. 
No  other  or  higher  duties  shall  be  imposed  on  the  importation  into  the 
dominions  and  possessions  of  His  Majesty  the  King  of  Slam  of  any  article, 
the  produce  or  manufacture  of  the  dominions  and  possessions  of  His  Majesty 
the  Emperor  of  Japan,  from  whatever  place  arriving,  and  no  other  or  higher 
duties  shall  be  imposed  on  the  importation  into  the  dominions  and  possessions 
of  His  Majesty  the  Emperor  of  Japan  of  any  article,  the  produce  or  manu- 
facture of  the  dominions  and  possessions  of  His  Majesty  the  King  of  Siam, 
from  whatever  place  arriving,  than  on  the  like  article  produced  or  manu- 
factured  in  any  other  foreign  country;  nor  shall  any  prohibition  be  maintained 
or  imposed  on  the  importation  of  any  article,  the  produce  or  manufacture  of 
the  dominions   and  possessions  of  the  either  of  the  High  Contracting  Parties 
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into  tlic  dominious  and  possessions  of  thc  other  from  whatever  place  arriving,   Nr.  11663. 

wliich    sliall    not   cqually   extend   to   the   importation   of  thc  like  article  being    ^|-",„°° 

tlie  producc  or  manufacture  of  any  other  country,    This  last  provision  is  not  25.  Feb. i898. 

applicable   to  the  sanitary  and  other   prohibitions  occasioned  by  the  necessity 

of  protecting  the  safcty  of  persons,  or  of  cattle,  or  of  plants  usefiil  to  agri- 

culture. 

Article  VII. 

No  other  or  higher  duties,  taxes,  or  charges  of  any  kind  shall  be  imposed 

in  the  dominions  and  possessions  of  either  of  the  High  Contracting  Parties  in 

rcspect  of  any  article  exported  to  the  dominions  and  possessions  of  the  other, 

tlian   such   as  are    or  may  be  payable  in  respect  of  the  like  article  exported 

to   any    other  foreign   country;    nor   shall   any   prohibition  be  imposed  on  the 

exportation    of   any    article    from   the   dominious   and  possessions   of  either  of 

the    tvvo  Contracting  Parties    to    the   dominions   and   possessions   of  the  other, 

which    shall  not  equally   extend  to  the  exportation  of  the  like  article  to  any 

other  country. 

Article  VIII. 

All  articles  which  are  or  may  be  legally  imported  into  the  ports  of  the 
dominions  and  possessions  of  His  Majesty  the  Emperor  of  Japan  in  Japanese 
vessels  or  vessels  of  the  most  favoured  nation,  may  likewise  be  imported  into 
those  ports  in  Siamese  vessels,  without  being  liable  to  any  other  or  higher 
duties  or  charges  of  whatever  denomination  than  if  such  articles  were  imported 
in  Japanese  vessels  or  vessels  of  the  most  favoured  nation;  and  reciprocally, 
all  articles  which  are  or  may  be  legally  imported  into  the  ports  of  the  domi- 
nions and  possessions  of  His  Majesty  the  King  of  Siam  in  Siamese  vessels  or 
in  vessels  of  the  most  favoured  nation,  may  likewise  be  imported  into  those 
ports  in  Japanese  vessels,  without  being  liable  to  any  other  or  higher  duties 
or  charges  of  whatever  denomination  than  if  such  articles  were  imported  in 
Siamese  vessels  or  vessels  of  the  most  favoured  nation.  Such  reciprocal 
equality  of  treatment  shall  take  effect  without  distinction,  whether  such  articles 
come  directly  from  the  place  of  origin  or  from  any  other  place.  |1  In  the  same 
manner  there  shall  be  perfect  equality  of  treatment  in  regard  to  exportation, 
so  that  the  same  internal  and  export  duties  shall  be  paid  and  the  same 
bounties  and  drawbacks  allowed  in  the  dominions  and  possessions  of  either 
of  the  High  Contracting  Parties  on  the  exportation  of  any  article  which  is  or 
may  be  legally  exported  therefrom,  whether  such  exportation  shall  take  place 
in  Japanese  or  Siamese  vessels  or  in  vessels  of  a  third  Power  and  whatever 
may  be  the  place  of  destination,  whether  a  port  of  either  of  the  Contracting 

Parties  or  of  any  third  Power. 

Article  IX. 

No  other  or  higher  duties  or  charges  on  account  of  tonnage,  liglit  or 
harbour  dues,  pilotage,  quarantine,  salvage  in  case  of  damage  or  shipwreck 
or  any  other  local  charges,  shall  be  imposed  in  any  ports  of  Japan  ou  Siamese 
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Nr.  11663.  vessels   iiof   in   any  of  tlie  ports  of  Siara  on  Japanese  vessels  thaa  are  now 

'^Sia  ^^    ^^'  ^^^'   h6''6after   be   payable    in   like   cases  in  tlie  sarae  ports   on  Dational 

25.  Fet,  1868.  vessels  In  general  or  vessels  of  the  most  favoured  nation.      Such  equality  of 

treatment  shall  apply  reciprocally  to  the  respective  vessels  from  whatever  port 

or  place  they  may  arrive  and  whatever  may  be  their  place  of  destination. 

Article  X. 

In  all  that  concerns  the  entering,  Clearing,  stationing,  loading  and  un- 
loading  of  vessels  in  the  ports,  basins,  docks,  roadsteads,  harbours,  or  rivers 
of  the  dominions  and  possessions  of  the  two  countries,  no  privilege  shall  be 
granted  by  one  country  to  national  vessels  or  vessels  of  any  third  Power, 
which  shall  not  be  equally  granted  in  similar  cases  to  vessels  of  the  other 
country. 

Article  XI. 

Any  ship-of-war  or  mercliant-vessel  of  either  of  the  High  Contracting 
Parties  which  may  be  compelled  by  stress  of  weather,  or  by  reason  of  any 
other  distress,  to  take  shelter  in  a  port  of  the  other,  shall  be  at  liberty  to 
refit  therein,  to  procure  all  necessary  supplies,  and  to  put  to  sea  again, 
without  paying  any  duties  othor  tlian  such  as  would  be  payable  by  national 
vessels.  In  case,  however,  the  master  of  a  merchant-vessel  should  be  under 
the  necessity  of  disposing  of  a  part  of  bis  cargo  in  order  to  defray  the 
expenses,  he  shall  be  bound  to  conform  to  the  regulations  and  tariffs  of  the 
place  to  which  he  may  have  come.  ||  If  any  ship-of-war  or  mercliant-vessel  of 
one  of  the  Contracting  Parties  should  run  aground  or  be  wrecked  upon  the 
coasts  of  the  other,  such  ship  or  vessel,  and  all  parts  thereof,  and  all  furnl- 
tures  and  appurtenances  belonging  thereuuto,  and  all  goods  and  merchandise 
saved  therefrom,  including  those  which  may  have  been  cast  into  the  sea,  or 
the  proceeds  thereof,  if  seid,  as  well  as  all  papers  found  on  board  such 
stranded  or  wrecked  ship  or  vessel,  shall  be  given  up  to  the  owners,  master 
or  their  agents,  when  claimed  by  them.  If  such  owners,  master  or  agents 
are  not  on  the  spot,  the  same  shall  be  delivered  to  the  respective  Consuls- 
General,  Consuls,  Vice-Consuls  or  Consular  Agents  upon  being  claimed  by 
them  within  the  period  fixed  by  the  laws  of  tho  country,  and  such  consular 
officers,  owners,  master  or  agents  shall  pay  only  the  expenses  incurred  in  the 
preservation  of  the  property,  together  with  the  salvage  or  other  expenses 
which  would  have  been  payable  in  the  case  of  a  wreck  of  a  national  vessel.  || 
The  goods  and  merchandise  saved  from  the  wreck  shall  be  exempt  from  all 
the  duties  of  the  customs  unless  cleared  for  consumption,  in  which  case  they 
shall  pay  the  ordinary  duties.  ||  In  the  case  of  a  ship  or  vessel  belonging  to 
the  subjects  of  either  of  the  Contracting  Parties  being  driven  in  by  stress  of 
weather,  run  aground  or  wrecked  in  the  dominions  and  possessions  of  the 
other,  the  respective  Consuls- General,  Consuls,  Vice-Consuls  and  Consular 
Agents  shall,  if  the  owner  or  master  or  other  agent  of  the  owner  is  not  pre- 
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sent,    or    is    preseiit    but  requires   it,    be  authorized  to  interpose  in  order  to   Nr.  11663. 

Japan  und 

Siain. 

25.Fel).  1898. 


afford  tlie  necessary  assistance  to  tlie  subjects  of  the  respective  States.  '^'^p'"'  ""'' 

Slam. 


Article  XII. 

The  vessels  of  war  of  each  of  the  High  Contracting  Parties  may  enter, 
remain  and  make  repairs  in  those  ports  and  places  of  the  otlier,  to  which 
the  vessels  of  war  of  the  most  favoured  nation  are  accorded  access;  they  shall 
there  submit  to  the  same  regulations  and  enjoy  the  same  honours,  advantages, 
Privileges  and  exemptions  as  are  now  or  may  hereafter  be  conceded  to  vessels 
of  war  of  the  most  favoured  nation. 

Article  XIII. 
The  High  Contracting  Parties  agree  that,  in  all  that  concerns  commerce 
industry  and  navigation,  any  privilege,  favour  or  immunity  which  either  Con- 
tracting Party  has  actually  granted,  or  may  hereafter  grant,  to  the  Govern- 
ment, subjects,  Citizens,  ships  or  merchandise  of  any  other  State  shall  be 
extended  iramediately  and  unconditioually  to  the  Government,  subjects,  ships 
or  merchandise  of  the  other  Contracting  Party;  it  being  their  intention  tliat 
the  trade,  industry  and  navigation  of  each  conntry  shall  be  placed,  in  all 
respects,  by  the  other  on  the  footing  of  the  most  favoured  nation. 

Article  XIV. 
The  present  Treaty  shall  come  into  force  iramediately  after  the  exchange 
of  ratifications  and  shall  remain  in  force  for   ten  years,    and   thereafter   until 
the  expiration  of  a  year  from  the  day  on  which  one  or  the  other  of  the  Con- 
tracting Parties  shall  have  repudiated  it. 

Article  XV. 
The  present  Treaty  is  signed  in  duplicate  in  the  Japanese,   Siamese  and 
English  languages  and  in  case  there  should  be  found  any  discrepancy  between 
the   Japanese   and   Siamese   texts,    such   discrepancy   shall  be  decided  in  con- 
forraity  with  the  English  text. 

Article  XVI. 
The  present  Treaty  shall  be  ratified  and  the  ratifications  thereof  shall  be 
exchanged  at  Bangkok  as  soon  as  possible.  ||  In  witness  whereof,  the  respective 
Plenipotentiaries  have  signed  the  same  and  have  affixed  thereto  the  seal  of 
their  arms.  ||  Done  at  Bangkok  in  sextuplicate,  this  twenty-fifth  day  of  the 
second  raonth  of  the  thirty-first  year  of  Meiji,  corresponding  to  the  twenty- 
fifth  day  of  February  of  the  one  hundred  and  sixteenth  year  of  Ratanakosindr 
Sok  and  the  eigtheen  hundred  and  ninety-eighth  year  of  the  Christian  era. 

Inagaki  Manjiro.  (L.  S.) 

Devawongse  Varoprakar.     (L.  S.) 
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Nr.  11663.  Protokoll. 

Japan  und  .  p     ,        m 

siam.  At  the  moment  of  proceeding  this  day  to  the  Signatare  of  tue  Treaty  ot 

25.Feb.  189?.  pj-jgjjjjgijjp^    Commerce    aud  Navigation   between  Japan   and  Siam,   tlie  Pleni- 
potentiaries  of  the  two  High  Contracting  Parties  have  declared  as  follows: 

1.  The  Siamese  Government  consent  that  Japanese  Consular  officers  shall 
exercise  Jurisdiction  over  Japanese  subjects  in  Siam  until  the  judical  reforms 
of  Siam  shall  have  been  completed;  that  is,  until  a  Criminal  Code,  a  Code  of 
Criminal  Procedure,  a  Civil  Code  (with  exception  of  Law  of  Marriage  aud 
Succession),  a  Code  of  Civil  Procedure  and  a  Law  of  Constitution  of  the  Courts 
of  Justice  will  come  into  force. 

2.  The  Japanese  Government  accept  as  binding  upon  Japanese  subjects 
and  vessels  resorting  to  Siam  the  Trade  Regulations  and  Customs  Tariffs  now 
in  force  in  Siam  in  respect  of  the  subjects,  Citizens  and  vessels  of  the  other 
Powers  having  Treaties  with  Siam.  ||  Such  Regulations  and  Tariffs  shall  be 
subject  to  revision  at  any  time  upon  12  months'  previous  uotice,  on  demand 
of  either  Japan  or  Siam.'  ||  All  fines  and  peualties  imposed  for  infractious  of 
the  Said  Regulations  or  of  the  Treaty  signed  this  day,  shall  be  paid  to  the 
Siamese  Government. 

3.  Any  controversies  which  may  arise  respecting  the  Interpretation  or  the 
execution  of  the  Treaty  signed  this  day  or  the  consequences  of  any  vioJation 
thereof,  shall  be  submitted,  wben  the  means  of  settling  them  directly  by  ami- 
cable  agreement  are  exhausted,  to  the  decision  of  Commissions  of  Arbitration, 
and  that  the  result  of  such  arbitration  shall  be  binding  upon  both  Govern- 
ments.  ||  The  members  of  such  Commissions  shall  be  selected  by  the  two 
Governments  by  common  consent,  failing  which  each  of  the  Parties  shall 
nominate  an  Arbitrator  or  an  equal  number  of  Arbitrators  and  the  Arbitrators 
thus  appointed  shall  select  an  Umpire.  ||  The  procedure  of  the  Arbitration 
shall  in  each  case  be  determiued  by  the  Contracting  Parties,  failing  which  the 
Commission  of  Arbitration  shall  be  itself  entitled  to  determine  it  beforehand.  || 
The  undersigned  Plenipotentiaries  have  agreed  that  this  Protocol  shall  be 
submitted  to  the  High  Contracting  Parties  at  the  same  time  as  the  Treaty, 
and  that  when  the  Treaty  is  ratified,  the  agreements  contaiued  in  this  Pro- 
tocol shall  also  equally  be  considered  as  approved,  without  the  necessity  of  a 
further  formal  ratifioation.  ||  In  witness  whereof,  the  respective  Plenipotentiaries 
have  signed  the  present  Protocol  and  have  affixed  thereto  their  seals. 

Done  at  Bangkok  in  sextuplicate ,  this  twenty-fifth  day  of  the  second 
month  of  the  thirty-first  year  of  Meiji,  correspondiug  to  the  twenty-fifth  day 
of  February  of  the  one  hundred  and  sixteenth  year  of  Katanakosiudr  Sok 
and  the  eighteen  hundred  and  niuety-eighth  year  of  the  Christian  era. 

Inagaki  Manjiro.     (L.  S.) 
Devawongse  Varoprakar.     (L.  S.) 
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E  r  k  1  ä  r  u  n  g  e  u. 

Japanese  Legatioii, 

Bangkok,  February  25,  1898. 
Monsieur  le  Ministre, 

I  have  the  honour  to  comraunicate  to  Your  Royal  Highness  the  following  Nr.  iiecs. 
proposals,  which  the  Imperial  Government  hope,  will  be  accepted  by  the  Royal  -J'»pa'»  "n*! 

Siain. 

Government;  that  as  the  Japanese  Government  is  ready  to  give  their  adhesiou25.Feb.1si8. 
to  the  arrangements  concluded  by  Siam  with  the  several  Treaty  Powers  in 
1883,  1884  and  1885  for  the  Regulation  of  the  Traffic  in  Spirituous  Liquors 
and  also  to  agree  to  the  Law  of  1887,  designed  to  carry  those  arrangements 
into  füll  effect,  the  Siamese  Government  on  their  part  will  engage  that  the 
Japanese  subjects  shall  at  all  times  enjoy  the  same  rights  and  Privileges  in 
regard  to  the  importation  and  sale  of  spirits,  beer,  wines  and  spirituous 
liquors  in  Siam  as  the  subjects  or  Citizens  of  the  most  favoured  nation;  that 
spirits,  beer,  wines  and  spirituous  liquors  imported  into  Siam  from  Japan 
shall  enjoy  the  same  Privileges  in  all  respects  as  similar  articles  imported 
from  the  most  favoured  nation;  and  that  the  exceptiou  contained  in  Section  4 
of  said  Law  in  favour  of  wine  and  beer  made  in  Europe  and  in  the  United 
States  of  America  shall  equally  apply  to  wine  and  beer  made  in  Japan.  ||  I 
avail  myself  of  this  opportunity  to  renew  to  Your  Royal  Highness  the  assu- 
rances  of  my  highest  consideration.  (Signed.)     Maujiro  Inagaki. 

Foreign  Office,  Bangkok,  February  25tb,  1898. 
Monsieur  le  Ministre, 
I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your  note  of  this  day's 
data  relatiug  to  the  Traffic  of  Spirituous  Liquors  in  Siam,  and  I  am  happy 
to  State  that  His  Majesty's  Government  accept  the  proposals  of  the  Imperial 
Government  of  Japan  as  contained  in  your  note  under  reply.  ||  I  avail  myself 
of  this  occasion  to  express  to  you,  Monsieur  le  Ministre,  the  assurance  of  my 
high  consideration.  (Signed.)     Devawongse  Varoprakar, 

Minister  for  Foreign  Affairs. 


Nr.    11664.     BELGIEN   und  MEXIKO.     —     Freundschafts-,    Schiff- 
fahrts-  und  Handelsvertrag. 

Mexiko,  7.  Juni  1895. 
Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges  et  Son  Excellence  le  President  des  Etats- ;  Nr.  11664. 
Unis  du  Mexique,    animes  du  meme  desir  de  maintenir  les  relations  cordiales  ^«'g^'^n  i»na 

Mexiko. 

qui  existent  entre  les  deux  pays,    de   resserrer,    s'il   est   possible,    lenrs   liens  7.  jnni  1895. 
d'aniitie,    et    de    developper    les    rapports   commerciaux   entre   leurs  nationaux 
respectifs,  ont  decide  de  conclure  un  traite  d'amitie,  de  commerce  et  de  navi- 
gation,  sur  la  base  d'une  ^quitable  reciprocite,  et  ont  nomme,  ä  cet  effet,  pour 
leurs    Plenipotentiaires    respectifs ,    savoir:  j|    Sa    Majeste    le    Roi    des    Beiges 
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Nr.  1166^.  Monsieur  le  Conite  du  Bois  d'Aische,  Chevalier  de  l'Ordre  de  Leopold,  Com- 
^M^exL-o^"  mandeur  des  Ordres  de  Takovo  de  Serble  et  de  l'Etoile  polaire  de  Suede, 
7.  jnni  1895.  Officier  des  Ordres  de  la  Couronne  de  Chene  et  de  l'Etoile  de  Roumaiiie, 
decore  de  4^  Classe  de  TOrdre  du  Medjidie  de  Turquie,  Ministre  Resident 
de  Belgique  ä  Mexico.  ||  Et  Son  Excellence  le  President  des  Etats-Unis  du 
Mexique,  Monsieur  Joseph  M.  Gamhoa,  Avocat,  Depute  au  Congres  de  l'Union 
des  dits  Etats,  ||  Lesquels,  apres  s'etre  comrauuique  leurs  pleins  pouvoirs, 
trouves  en  bonne  et  due  forme ,  ont  arrete ,  ad  referendum ,  les  articles 
suivants: 

Article  I. 

II  y  aura  paix  parfaite  et  araitie  sincere  entre  le  Royaume  de  Belgique 
et  les  Etats-Unis  du  Mexique.  Les  deux  Hautes  Parties  contractantes  feront 
tous  leurs  efforts  pour  que  cette  amitie  et  cette  bonne  harraonie  se  maintien- 
nent  constantes  et  perpetuelles  entre  les  deux  nations,  ainsi  qu'entre  leurs 
citoyens  respectifs,  sans  exception  de  personnes  ni  de  lieux. 

Article  IL 
II  y  aura  reciproquement  pleine  et  entiere  liberte  de  commerce  et  de 
navigation  pour  les  nationaux  et  les  bätiraents  des  Hautes  Parties  contrac- 
tantes, dans  les  villes,  ports,  rivieres  ou  lieux  quelconques  des  deux  Etats, 
dont  l'entree  est  actuellement  permise  ou  pourra  l'etre  ä  l'avenir  aux  sujets 
et  aux  navires  de  toute  nation  etrangere.  ||  Les  Beiges  dans  les  Etats -Unis  du 
Mexique  et  les  Mexicains  en  Belgique  pourront,  dans  quelque  partie  que  ce 
soit  des  territoires  respectifs,  sejourner  et  s'etablir,  oecuper  et  louer,  pour 
faire  le  commerce  en  gros  et  en  detail,  les  maisons,  magasins  ou  autres  locaux; 
ils  jouiront  ä  cet  egard  des  droits,  libertes  et  exemptions  dont  jouissent  ou 
jouiront  ä  l'avenir  les  citoyens  ou  sujets  de  la  nation  la  plus  favorisee,  et 
se  soumettront  aux  lois  et  reglements  en  vigueur  dans  le  pays  de  leur 
rösidence. 

Article  III. 

Les  produits  du  sol  et  de  l'indus.trie  de  la  Belgique  qui  sei-ont  importes 
au  Mexique,  et  les  produits  du  sol  et  de  l'industrie  du  Mexique  qui  seront 
importes  en  Belgique  pour  la  consommation,  l'entreposage,  la  reexportation  ou 
le  transit,  seront  soumis  au  meme  traitement,  et  notamment  ne  seront  passibles 
de  droits  autres  ni  plus  eleves,  soit  generaux,  soit  municipaux  ou  locaux,  que 
les  produits  du  sol  et  de  l'industrie  de  la  nation  la  plus  favorisee  sous  ce 
rapport.  ||  II  ne  sera  pas  etabli  en  Belgique  sur  l'exportation  de  marchandises 
quelconques  vers  le  Mexique,  et  au  Mexique  sur  l'exportation  de  marchandises 
quelconques  vers  la  Belgique,  de  droits  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  im- 
poses  ä  l'exportation  des  memes  marchandises  vers  le  pays  le  plus  favorise  ä 
cet  6gard.  ||  Aucune  prohibition  ou  restriction  d'importation,  d'exportation  ou 
de  transit  n'aura  lieu  dans  le  commerce  reciproque  des  deux  pays,  qu'eile  ne 
soit    egalement    appliquee  h  toutes    les    autres    nations,    sauf  pour   des  motifs 


Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc.  9 

sanitaires  ou  pour  einpecher  soit  la  propagation  d'epizooties,  soit  la  destruction  Nr.  uec-i. 
de   recoltes,    ou   bien   en   vue   d'evenements  de  guerre.  ||  Los  marchandises  de   '^^exi'ko"" 
toute  natura  venant  de  Tun  des  deux  Etats  ou  y  allant,  seront  reciproquement^.  Juuii895. 
exemptes  dans  l'autre  Etat  de  tous  droits  de  transit,  ä  moins  qu'ils  ne  soient 
imposes  sur  les  marchandises  des  aulres  nations.  ||  II  est  entendu  que  la  legis- 
lation    particuliere   de   chacun   des  Etats    est  maintenue  pour  les  articles  dont 
le    transit   est   ou  pourra   etre  interdit,    et   que  les  deux  Hautes  Parties  con- 
tractantes    se   reservent  le    droit  de  soumettre  ä  des  autorisations  speciales  le 
transit  des  armes  et  des  nmnitions  de  guerre.  ||  Pour  tout  ce  qui  concerne  les 
taxes  locales,  les  droits  de  douane,  les  formalites,  les  courtages»   et  pour  tout 
ce  qui,   en  un  mot,    est  relatif  au  commerce',    les  citoyens  beiges  au  Älexique 
et    les    citoyens   mexicains  en  Belgique  jouiront  du  traitement  de  la  nation  la 
plus  favorisee. 

Article  IV. 

Les  negociants,  les  fabricants  et  autres  industriels,  exergant  une  industrie 
ou  un  commerce  dans  l'Etat  oü  ils  ont  leur  doraicile  pourront,  soit  personnelle- 
ment,  soit  par  des  commis-voyageurs  ä  leur  service,  faire  des  achats  et,  memo 
en  portant  des  ecliantillous  avec  eux,  rechercher  des  commandes  dans  le  terri- 
toire  de  l'autre  Partie  contractante.  ||  Aussi  longtemps  que  les  negociants,  fabri- 
cants et  autres  industriels  ou  commis-voyageurs  etablis  en  Belgique,  voyageant 
au  Mexique  pour  le  compte  d'une  maison  beige,  seront  exempts  du  paienient 
de  tout  droit  de  patente  ou  de  l'impot  sur  le  revenu,  par  reciprocite  il  en 
sera  de  meme  pour  les  negociants,  fabricants  et  autres  industriels  ou  commis- 
voyageurs  etablis  au  Mexique,  voyageant  en  Belgique  pour  le  compte  d'une 
maison  mexicaine.  Toute  coucession  accordee  ä  cet  egard  ä  un  autre  Etat 
par  l'une  des  Parties  contractantes  devra  d'ailleurs  etre  etendue  ä  l'autre 
Partie.  ||  Les  objets  qui  seront  Importes  en  qualite  d!echantillons  par  les  dits 
voyageurs  seront,  de  part  et  d'autre,  admis  en  franchise  temporaire,  moyennant 
l'accomplissement  des  reglements  et  des  formalites  douanieres  necessaires  pour 
en  assurer  la  recxportation  ou  le  payement  des  droits  d'importatiou  etablis 
par  la  loi,  dans  le  cas  oü  ces  objets  ne  seraieut  pas  reexportes  dans  un  terme 
de  six  mois.  ||  La  franchise  mentionnee  ne  s'eteudra  pas  aux  objets  qui  par 
leur  quautite  et  valeur  ne  pourraient  etre  consideres  comme  echantillons  ou 
qui,  par  leur  nature,  ne  pourraient  etre  identifies  pour  leur  recxportation.  || 
La  qualification  dans  Tun  et  lautre  cas  sera  de  la  competence  exclusive  de  la 
Partie  sur  le  territoire  de  laquelle  aura  lieu  l'importation.  ||  Les  voyageurs  de 
commerce  des  deux  pays  jouiront  d'ailleurs  du  traitement  de  la  nation  la  plus 
favorisee  ä  cet  egard. 

Article  V. 

Les  citoyens  de  chacune  des  deux  Hautes  Parties  contractantes  auront 
dans  le  territoire  de  l'autre  les  raemes  droits  que  les  uationaux,  en  ce  qui 
concerne  la  protection  de  la  propriete  industrielle.  Pour  ce  qui  est  de  la 
propriete    litteraire    et    artistique,    les    citoyens   de   chacune   des   deux   Hautes 
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Nr.  11664.  Parties    contractantes  jouiront  reciproquement  dans  le  territoire  de  l'autre  du 
^Mes^ko""  traitement  de  la  Datiou  la  plus  favorisee. 

T.Juni  1895. 

Article  VI. 
Seront  consideres  comme  beiges  au'^Mexique  et  comme  mexicains  en 
Belgique,  les  aavires  qui  navigueront  sous  les  pavillons  respectifs  et  seroiit 
porteurs  des  papiers  de  bord,  ainsi  que  des  documents  exiges  par  les  lois  de 
chacun  des  deux  Etats  pour  la  justification  de  la  nationalite  des  bätimeuts  de 
commerce. 

Article  VII. 

Les  navires  beiges  venant  dans  les  ports  du  Mexique  et  les  navires 
mexicains  venant  dans  les  ports  de  Belgique,  avec  chargement  ou  sur  lest,  ne 
paieront  d'autres  ni  de  plus  forts  droits  de  tonnage,  de  port,  de  phare,  de 
pilotage,  de  quarantaine  ou  autres  affectant  la  coque  du  uavire,  que  ceux 
auxquels  sont  ou  seraient  assujettis  les  navires  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Article  VIII. 
Les  dispositions  du  present  Traite  ne  sont  point  applicables  ä  la  uavi- 
gation  de  cote  ou  cabotage,  dont  le  regime  demeure  soumis  aux  lois  respec- 
tives  des  Etats  contractants.  ||  Toutefois,  les  bätiments  beiges  au  Mexique  et 
les  bätiments  mexicains  en  Belgique  pourront  d^cliarger  une  partie  de  leur 
cargaison  dans  le  port  de  prime-abord,  et  se  rendre  ensuite  avec  le  reste  de 
cette  cargaison  dans  d'autres  ports  du  meme  Etat,  soit  pour  y  achever  de 
debarquer  leur  chargement  d'arrivee,  soit  pour  y  completer  leur  chargement 
de  retour,  en  ne  payant  dans  chaque  port  d'autres  ni  de  plus  forts  droits 
que  ceux  que  paient  en  pareil  cas  les  bätiments  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Article  IX. 

Seront  completement  affranchis  des  droits  de  tonnage  et  d'expedition, 
mais  non  de  ceux  de  pilotage:  ||  l'^''  Les  navires  qui,  entres  sur  lest  de  quelque 
lieu  que  ce  soit,  en  repartiront  sur  lest;  ||  2^  Les  navires  qui,  passant  d'un 
port  de  Fun  des  deux  Etats  dans  un  ou  plusieurs  ports  du  meme  Etat,  soit 
pour  y  deposer  tout  ou  partie  de  leur  cargaison,  soit  pour  y  composer  ou 
completer  leur  chargement,  justifieront  avoir  dejä  acquitte  ces  droits;  ||  3®  Les 
bateaux  ä  vapeur  aifectes  au  service  de  la  poste,  des  voyageurs  et  des  bagages, 
ne  faisant  aucune  autre  Operation  de  commerce.  ||  4°  Les  navires  qui,  entres 
avec  chargement  dans  un  port,  soit  volontairement,  soit  en  reläche  forcee,  en 
sortiront  saus  avoir  fait  aucune  Operation  de  commerce.  ||  Toutefois,  eu  ce  qui 
concerne  les  navires  mentinonnes  aux  deux  derniers  paragraphes  cl-dessus,  les 
capitaines  seront  tenus  de  presenter  ä  la  douane,  dans  les  trente-six  heures 
ä  partir  de  leur  admission  en  libre  pratique,  une  caution  agreee  par  la  dite 
douane,  pour  repondre  de  l'acquittement  des  droits  de  tonnage  et  d'expedition 
en  cas  oü  les  navires  dont  il  s'agit  feraient  Operation  de  commerce.  ||  Ne  sont 
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pas  consider^es,  en  cas  de  reläche  forcee,  comme  Operations  de  commerce:  le  Nr.  ii664. 
debarquement  et   le   rechargement   des   marchandises    pour  la    reparation    du    *ii^"i1.o"° 
navire  ou  sa  purification,  quand  il  est  mis  en  quarantaine;  le  transbordement  7- Juni  1895. 
sur  un  autre  navire  en  cas  d'innavigabilite  du  premier;  les  depenses  necessaires 
au  ravitaillement  de  l'equipage  et  la  vente  des  marchandises  avariees,  lorsque 
l'administration  des  douanes  en  aura  doun6  l'autorisation. 

Article  X. 
Les  citoyens  des  deux  nations  jouiront  dans  Tun  et  l'autre  Etat  de  la 
plus  complete  et  constante  protection  pour  leurs  personnes  et  leurs  proprietös. 
Ils  pourront  avoir  recours  aux  Tribunaux  de  justice  pour  la  poursuite  et  la 
defense  de  leurs  droits,  dans  toutes  les  instances  et  ä  tous  les  degres  de  juri- 
diction  ^tablis  par  les  lois.  Ils  seront  libres  d'eraployer  les  avocats,  avoues 
ou  agents  de  toutes  classes,  auxqnels  ils  jugeront  ä  propos  de  recourir  pour 
les  representer  et  agir  en  leur  nom,  le  tout  conformement  aux  lois  du  pays; 
enfin,  ils  jouiront  sous  ce  rapport  des  memes  droits  et  Privileges  qui  sont  ou 
seront  accordes  aux  nationaux,  et  ils  seront  soumis  pour  la  jouissance  de  ces 
franchises  aux  memes  conditions  que  ces  derniers. 

Article  XI. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  declarent  reconnaitre  mutuellement  ä 
toutes  les  compagnies  et  autres  associations  commerciales,  industrielles  ou 
fiuancieres,  constituees  ou  autorisees  suivant  les  lois  particulieres  de  Tun  des 
deux  pays,  la  faculte  d'exercer  tous  les  droits  et  d'ester  en  justice  devant  les 
tribunaux,  soit  pour  intenter  une  action,  soit  pour  y  defendre  dans  toute 
l'etendue  du  territoire  de  l'autre  Etat,  sans  autre  condition  que  de  se  con- 
forraer  aux  lois  de  cet  Etat.  Ces  compagnies  et  associations,  etablis  dans  le 
territoire  de  l'une  des  Hautes  Parties  contractantes,  pourront  exercer  dans  le 
territoire  de  l'autre  Partie  des  droits  qui  seront  reconnus  aux  societes  ana- 
logues  de  tous  les  autres  pays.  1|  II  est  entendu  que  les  dispositions  qui  prece- 
dent  s'appliquent  aussi  bien  aux  compagnies  et  associations  constituees  ou 
autorisees  anterieurement  ä  la  signature  du  present  Traite,  qu'ä  Celles  qui  le 
seraient  ulterieurement. 

Article  XIL 

Les  Beiges  au  Mexique  et  les  Mexicains  en  Belgique  pourront,  comme 
les  nationaux,  acquerir,  posseder  et  transmettre  par  succession,  testament, 
donation  ou  de  quelque  autre  maniere  que  ce  soit,  les  biens  meubles  situes 
dans  les  territoires  respectifs,  sans  qu'ils  puissent  etre  tenus  ä  acquitter  des 
droits  de  succession  ou  de  mutatiou  autres  ni  plus  eleves  que  ceux  qui  seraient 
imposes,  dans  des  cas  semblables,  aux  nationaux  eux-memes.  ||  En  ce  qui  con- 
cerne  l'acquisition  ou  la  possession  des  immeubles,  les  Beiges  au  Mexique  et 
les  Mexicains  en  Belgique  seront  traites  comme  les  sujets  ou  citoyens  de  la 
nation  la  plus  favorisee.  ||  Leurs  heritiers  et  representants  legaux  pourront  leur 
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Nr.  ucQi  succeder  en  ces  bieiis  meubles  et  irameubles  et  en  prendre  possession,  soit 
'^M^-'^k''"  personnellement,  soit  par  procuratiou,  de  la  meine  maniere  et  dans  les  menies 
7.  .luni  1895.  formcs  legalss  que  les  iiatioiiaiix.  ||  Les  citojeiis  de  chacune  des  Parties  con- 
tractantes,  qui  resident  temporairement  ou  d'une  fagon  permanente  dans  les 
territoires  ou  possessions  de  l'autre,  seront  soumis  aux  lois  du  pays  de  leiir 
residence,  specialement  ä  Celles  qui  determinent  les  droits  et  obligations  des 
etraugers,  dans  les  memes  limites  que  le  sont  les  citoyens  ou  siijets  de  la 
nation  la  plus  favorisee, 

Article  XIH. 

Les  Beiges  au  Mexique  et  les  Mexicains  en  Belgique  seront  exempts  de 
tout  Service  personnel,  taut  daus  les  armees  de  terre  ou  de  mar  que  dans  les 
gardes  ou  milices  nationales,  ainsi  que  de  toutes  requisitions  ou  contributions 
de  guerre,  de  prets  et  emprunts  forces,  ä  moins  que  ses  requisitions,  emprunts 
ou  contributions  ne  soient  imposes  sur  la  propriete  fonciere,  auquel  cas  ils 
devront  les  payer  comme  les  nationaux.  j|  Dans  aucun  cas,  ils  ne  pourront  etre 
assujettis  pour  leurs  proprietes,  soit  raobilieres,  seit  immobilieres,  ä  d'autres 
cbarges  ou  impots  que  ceux  auxquels  seraient  soumis  les  citoyens  de  la  nation 

la  plus  favorisee. 

Article  XIV. 

Les  citoyens  de  cbacune  des  Parties  contractantes  jouiront  respectivement 
dans  le  territoire  de  l'autre  d'une  entiere  liberte  de  conscience,  et  pourront 
exercer    leur    culte   de   la   maniere   que   leur   permettront  la  Constitution  et  les 

lois  du  pays. 

Article  XV. 

Les  Parties  contractantes  sont  convenues  d'accorder  reciproquement  k 
leurs  envoyes,  ministres  et  agents  respectifs,  les  memes  Privileges,  faveurs  et 
franchises  dont  jouissent  ou  jouiront  ä  l'avenir  les  envoyes,  ministres  et  agents 
publics  de  la  nation  la  plus  favorisee.  1|  II  est  en  outre  convenu  entre  les  deux 
Parties  contractantes,  que  leurs  Gouvernements  respectifs,  excepte  les  cas  dans 
lesquels  il  y  aura  laute  ou  manque  de  surveillance  de  la  part  des  autorites 
du  pays  ou  de  ses  agents,  ne  se  rendront  pas  reciproquement  responsables 
pour  les  dommages,  oppressions  ou  exactions  que  les  citoyens  de  l'une  vien- 
draient  ä  subir  sur  le  territoire  de  l'autre,  de  la  part  des  insurges  en  temps 
d'insurrection  ou  de  guerre  civile,  ou  par  le  fait  de  tribus  ou  de  hordes 
sauvages,  non  soumises  ä  l'autorite  du  Gouvernement. 

Article  XVI. 
En  attendant  la  conclusion  d'une  Convention  consulaire,  les  deux  Hautes 
Parties  contractantes  conviennent  que  les  Consuls  generaux,  Vice-Consuls  et 
Agents  consulaires  des  deux  pays  jouiront  respectivement  des  memes  droits, 
Privileges  et  immunites  qui  ont  ete  ou  qui  seraient  concedes  aux  Consuls 
generaux,  Consuls,  Vice-Consuls  et  Agents  consulaires  de  la  nation  la  plus 
favorisee. 
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Article  XVII.  Nr.  iig64. 

Belgien   und 

Le  present  Traite  sera  ratine  et  les  ratifications  en  seront  echangees  Mexiko, 
aussitot  que  faire  se  pourra.  ||  II  restera  en  vigueur  pendant  dix  annecs,  a '••'""' ^^^^'•• 
partir  du  dixieme  jour  aprös  l'echange  des  ratifications.  Dans  le  cas  oü 
aiicune  des  deux  Hautes  Parties  contractantes  n'aurait  notifie,  douze  mois 
avant  la  fin  de  la  dite  periode,  son  iiitention  d'en  faire  cesser  les  effets,  le 
Traitö  demeurera  obligatoire  jusqu'ä  l'expiration  d'une  ann^e  ä,  partir  du  jour 
oü  l'une  ou  l'autre  des  Hautes  Parties  contractantes  l'aura  d^nonc6.  I|  En  foi 
de  quoi,  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  le  present  Traitö  et  y  ont 
appose  leurs  cachets.  ||  Fait  ä  Mexico,  en  double  expedition,  le  sept  Juin  mil 
liuit  Cent  quatre-vingt-quinze. 

(L.  S.)     Comte  du  Bois  d'Aische. 

(L.  S.)     Jose  M.  Gamboa. 


Nr.    11665.     NORWEGEN  und  PORTUGAL.  —  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrag. 

Lissabon,  31.  Dezember  1895. 

Sa   Majeste   le   Roi    de    Suede  et  de  Norvege  et  Sa  Majeste  le  Roi  de   Nr.  uees. 
Portugal  et  des  Algarves,  egalement  animes  du  desir  d'assurer  les  relations  de   po^j^n^ga""' 
commerce  et  de  navigation  entre  la  Norvege  et  le  Portugal,  ont  resolu  de  con-  3i.Dez.  1805. 
clure  ä  cet  effet  un  traite,  et  ont  nommö  pour  leurs  plenipotentiaires  respec- 
tifs, savoir:  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de  Suede  et  de  Norvege,  le  comte  Axel  Cron- 
hielm,  son  Charge  d'affaires  et  consul  general,  par  interim,  ä  Lisbonne,  Chevalier 
de  l'ordre  de  l'liltoile  Polaire  et  de  l'ordre   de   Saint   Olave,    premiere   classe, 
commandeur  de  l'ordre  de  la  Conception,    etc.,    etc.,    et   mr.  Joachim   Konow, 
negociant,  plenipotentiaire  special,  Chevalier  de  l'ordre  de  Saint  Olave,  premiere 
classe,  commandeur  de  l'ordre  du  Christ,  etc.  etc.  ||  Et  Sa  Majeste  le  Roi  de 
Portugal  et  des  Algarves,  le  conseiller  Luiz  Maria  Pinto  do  Soveral,  ministre 
et  secretaire  d'etat  des  affaires  etraugeres,  grand  cordou  de  l'ordre  du  Christ 
et  de  l'ordre  de  Ernest  Pie  de  Saxe-Cobourg-Gotha,  etc.  etc.  1|  Lesquels,  aprus 
s'etre  communique  leurs  pleins-pouvoirs,  trouves  en  bonne  et  duc  forme,   sont 
convenus  des  articles  suivants: 

Article  1. 

II  y  aura  liberte  reciproque  de  commerce  et  de  navigation  eutre  la  Nor- 
vege et  le  Portugal.  Les  sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes 
jouiront  dans  le  territoire  de  lautre  des  memes  faveurs  en  matiere  de  com- 
merce et  d'industrie  qui  sont  ou  seront  accordees  aux  sujets  de  toute  autre 
nation,  et  ne  pourront  etre  assujettis  h  d'autres  ou  plus  fortes  contributions, 
restrictioiis  ou  obligations  generales  ou  locales  que  Celles  qui  seront  imposees 
aux  sujets  de  la  nation  la  plus  favoris^e. 
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Nt.  11655.  Article  2. 

v^ntullh'  I-iGs  ressortissants  des  Hautes   Parties   Coiitractantes   pourront   disposer  ä 

31.D0Z.  1895.  jg^jj,  volonte,  par  donation,  vente,  cchauge,  testament,  ou  de  toute  autre  maiiiero, 
de  tous  les  biens  qu'ils  possederaient  dans  les  territoires  respectifs,  et  retirer 
iiitegralement  leurs  capitaux  du  pays.  ||  De  meme  les  ressortissauts  de  Tun 
des  etats  respectifs,  habiles  ä  lieriter  des  biens  situes  dans  l'autre,  pourront 
prendre  possession  des  biens  qui  leur  seraient  devolus  raerae  ab  intestat,  en 
observant  les  formalites  prescrites  par  la  loi,  et  les  dits  heritiers  ne  seront 
pas  tenus  a  acquitter  des  droits  de  successiou  autres  ni  plus  eleves  que  ceux 
qui  seraient  imposes  dans  des  cas  semblables  aux  uationaux  eux-inemes. 

Article  3. 

La  Norvege  et  le  Portugal  se  garantissent  reciproqueraent  qu'aucun  autre 

pays  ne  jouira  ä  l'avenir  d'un  traiteraent  plus  avantageux   en  ce  qui  concerne 

la  consommation,   le  depot,  la  reexportation,  le  transit,  le  transbordement  des 

marchandises,    les    drawbacks ,    l'exercice    du    commerce    et   la   navigation    en 

S^"^^^^-  Article  4. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  k  n'etablir  l'une  envers  l'autre 
aucune  prohibition  d'importation  ou  d'exportation  qui  ne  soit  en  meme  temps 
applicable  aux  autres  nations.  1|  Ce  principe  ne  scra  pas  applique  aux  mar- 
chandises qui  sont  ou  qui  seront  l'objet  de  monopole  de  l'fitat  ou  de  pro- 
hibition ou  restriction  temporaire  pour  motifs  sanitaires  ou   dans   la  prevision 

d'evenements  de  guerre. 

Article  5. 

Les  produits  d'origine  portugaise  enumeres  dans  le  tarif*)  A,  Joint  au 
present  traite,  lorsqu'ils  seront  importös  directeraent  en  Norvege,  y  seront 
admis  en  acquittant  les  droits  fixös  par  le  dit  tarif. 

Article  6. 
Les    produits    d'origine    uorvegienne   enumeres   dans   le  tarif  B,   Joint  au 
present    traite,    lorsqu'ils    seront  iraportes   directeraent   en   Portugal,  y   seront 
admis  en  acquittant  les  droits  fixes  par  le  dit  tarif. 

Article  7. 
Les  produits  d'origine  portugaise  enumeres  dans  le  tarif  A  et  la  table  I, 
joints  au  präsent  traite,   lorsqu'ils  seront  Importes  directeraent  en  Norvege,  y 
seront  traites  sur  le  pied  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Article  8. 
Les  produits  d'origine  norvegienne  enumeres  dans  le  tarif  B  et  la  table  II. 
joints  au  present  traite,   lorsqu'ils  seront  Importes  directeraent  en  Portugal,  y 
seront  traites  sur  le  pied  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

*)  Die  Tarife  sind  hier  fortgelassen.    Red. 
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Article  9.  Nr.  neos. 

L'importation  dirocte  dont  il  est  question  dans  les  articles  preccdcnts,  p^^^f"","' 
consibto  dans  rembarquement  des  marchandises  dans  un  port  de  l'une  des3i.Dez.i895. 
Hautes  Parties  Contractantes  et  dans  leur  debarquemcnt,  durant  le  merae  voyagc, 
dans  un  port  de  l'autre  Partie  Contractante,  quelle  que  soit  la  nationalite  du 
navirc,  et  bien  que  celui-ci  fasse  escale  ou  reläche  dans  un  ou  plusieurs  ports 
d'ime  tierce  puissance.  Elle  est  deinontr^e  par  le  manifeste  et  les  connaisse- 
mcnts.  II  Est  assimiloc  ä  Timportation  directe  l'importation  sous  connaissement 
direct  (througli  bill  of  lading),  quand  bien  merae  les  marchandises  specifiees 
sur  le  dit  connaissement  auraient  ete  transbordees  ou  deposees  dans  les  entre- 
pots  d'unc  tierce  puissance.     Dans  ce  cas  il  sera  exige  le  certificat  d'origine. 

Article  10. 

Les  manifestes  presentes  ä  la  douane  du  pays  d'importation  doivent  con- 

tenir  Tindication  de  l'origine  des  marchandises.     Comme  preuve   de   cette  ori- 

gine,  les  Hautes  Parties  Contractantes  se  reservent  neanmoins  le  droit  d'exiger 

des  certificats  delivres  par  l'autorite  locale  du  port  d'exportation ,    ou   siraple- 

ment  les  factures,  tous  ces  documeuts  devant  etre  vises  par  l'agent  consulaire 

competent.  ||  L'ömolument  pour  le  visa  consulaire  n'excedera  pas  1000  reis  ou 

4  kroner. 

Article  11. 

Pour  le  cas  oü  le  gouvernement  portugais  accorderait  en  termes  generaux 
ä  un  pays  tiers  le  traitement  de  la  uation  la  plus  favorisee  en  matiere  de  com- 
merce, ce  traitement  sera,  du  fait  meme  et  sans  autres  stipulations,  applicable 
ä  la  Norvege,  moyennant  reciprocit^  dans  le  meme  traitement. 

Article  12. 
Les  droits  Interieurs  pergus  pour  le  compte  de  l'fitat,  des  municipalit^s 
ou  d'autres  corporations,  dont  est  ou  sera  grev^e  la  production,  la  fabrication 
ou  la  consommation  de  n'importe  quel  genre  de  marchandises  sur  le  territoire 
de  l'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  ne  pourront  etre  appliques  aux 
produits  originaires  de  l'autre  Partie  d'une  maniere  differente  ou  plus  onereuse 
qu'aux  produits  similaires  indigenes  ou  de  toute  autre  proveuance.  Toutefois 
rien  ne  s'opposera  ä  ce  que  le  ble  portugais  qui  serait  employe  en  Norvege 
k  la  fabrication  du  malt  puisse  etre  greve  d'un  droit  Interieur  special,  de 
meme  que  le  ble  Importe  d'autres  pays  etrangers. 

Article  13. 
Le  gouvernement  norvegien  et  le  gouvernement  portugais  empecberont 
par  tous  les  moyens  que  leurs  legislations  respectives  admettent,  soit  la  vente 
soit  l'importation  dans  Tun  ou  l'autre  des  deux  Etats,  des  produits  agricoles 
ou  industriels  qui  presentent  une  fausse  indication  de  provenance,  indiquant 
directemeut  ou  indirectement  comme  pays  ou  localite  d'origine,  la  Norvege  ou 
le  Portugal  ou  une  region  ou  localite,  norvegienne  ou  portugaise. 
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Nr.  11665.  Article  14. 

Xonvegen  u.  ,    . 

Portugal.  Les    voyageurs    de    commerce   uorvegiens  voyageant  en  Portugal  pour  le 

3i.Dez.i805.  cQjjjpte  d'uiie  raaison  etablie  en  Norvege  seront  traites  sous  tous  les  rapports 
comme  les  voyageurs  de  commerce  de  toute  autre  nation,  et  reciproquement 
11  en  sera  de  meme  pour  les  voyageurs  de  commerce  portugais  en  Norvege. 

Article  15. 

Le  present  traite  sera   executoire,    pour    ce   qui    concerne    le   Portugal, 

exclusivement  dans  la  metropole   et  dans  les  iles  adjacentes:   Madere,  Porto 

Santo  et  Agores. 

Article  16. 

Dans  le  cas  oii  un  differend  sur  Interpretation  ou  l'application  du  present 
traite  s'eleverait  entre  les  deux  Parties  Contractantes  et  ne  pourrait  etre  regio 
ä  l'amiable  par  voie  de  correspondance  diplomatique,  celles-ci  conviennent  de 
le  soumettre  au  jugement  d'un  tribunal  arbitral,  dont  elles  s'engagent  ä  respecter 
et  ä  executer  loyaleraent  la  decision.  |j  Le  tribunal  arbitral  sera  compose  de 
trois  membres.  Chacune  des  Parties  Contractantes  en  desigaera  un,  choisi  en 
dehors  de  ses  nationaux  et  des  babitauts  du  pays.  Ces  deux  arbitres  nom- 
meront  le  troisieme.  S'ils  ne  peuvent  s'entendre  sur  le  choix  de  celui-ci,  le 
troisieme  arbitre  sera  nomme  par  un  gouvcrnement  designe  par  les  deux  arbi- 
tres ou,  ä  defaut  d'entente,  par  le  sort. 

Article  17. 

Le  present  traite,  apres  avoir  ete  approuve  par  les  representations  natio- 
nales respectives,  sera  ratifie,  et  les  ratifications  en  seront  echangees  ä  Lis- 
bonne  aussitot  que  faire  se  pourra. 

Article  18. 

Sept  jours  apres  l'echange  des  ratifications  le  present  traite  eutrera  en 
vigueur  et  il  restera  executoire  pendant  cinq  annees  a  partir  du  jour  oü  il 
aura  ete  mis  en  vigueur.  1|  Dans  le  cas  oü  aucune  des  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes n'aurait  notifie,  douzc  mois  avant  la  dite  periode,  son  Intention  d'en 
faire  cesser  les  effets,  le  traite  demeurera  obligatoire  jusqu'ä  l'expiration  d'une 
annee  ä  partir  du  jour  oii  l'une  ou  lautre  des  Hautes  Parties  Contractantes 
l'aura  dönonce. 

En  foi  de  quoi,  les  plenipotentiaires  respectifs  l'ont  signe  et  y  ont  appose 
leurs  cachets. 

Fait  en  double  expedition  h  Lisbonne,  les  31  decembre  1895. 

(L.  S.)         (signe)     A.  Cronhielm. 

(L.  S.)         (signe)     J.  Konow. 

(L.  S.)         (signe)     Luiz  de  Soveral. 
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P  r  0  1 0  c  0 1  e.  Nr.  uees. 

,,    .  .    .  .        ,  .       ,        ,  •         u'      1  1.  Norwegen  u. 

Les  plempotentiaires  soussignes,  ayant  juge  necessaire  letabhssement  de  Portugal. 
Communications  maritimes  regulieres  entre  les  deux  pays,  sont  convenus  de  ce^^-^^^'^^^^- 
qui  suit:  ||  Tant  que  le  gouvernement  norv6gien  continuera  h  raaintenir  une 
ligne  de  bateaux  ä  vai)eur  sur  la  Mediterranee,  il  est  entendu  qu'un  bateau 
de  cette  ligne  fera  une  fois  par  mois,  au  retour  en  Norvege  escale  k  Lisbouue 
et  k  Oporto.  Pour  le  cas  oii  il  serait  trop  difficile  de  remonter  jusqu'ä  Oporto, 
le  bateau  pourra  aborder  a  Leixoes.  ||  Les  dates  des  departs  des  bateux  de 
Lisbonne  et  de  Oporto  (ou  Leixoes)  doivent  ^tre  annoncees  de  la  maniere 
usuelle  et  avec  anticipation  de  huit  ä  dix  jours.  ||  II  est  entendu  que  des  ir- 
regularitös  dans  le  service,  occasionnees  par  des  accidents  casuels  ou  par  des 
evenements  imprevus,  n'auront  pas  pour  effet  d'invalider  le  traite  de  commerce 
et  de  navigation  conclu  ce  jour,  ou  d'attirer  au  gouvernement  de  Norvege  des 
respousabilit^s  d'aucune  nature.  ||  Les  susdits  bateaux  jouirontjdes  Privileges 
accordes  par  les  lois  portugaises  aux  paquebots-postaux. 

En  foi  de  quoi  les  plenipotentiaires  respectifs  l'ont  signe,  et  y  ont  appose 
leurs  cachets. 

Fait  en  double  expedition  k  Lisbonne,  le  31  döcembre  1895. 

(L.  S.)         (signe)     A.  Cronhielm. 

(L.  S.)         (signe)     J.  Konow. 

(L.  S.)         (signe)     Luiz  de  Soveral. 


Protocole  Final. 
Au   moment   de    proceder   ä   la  signature  du  traite  de  commerce  et  de 
navigation  conclu  ce  jour  k  Lisbonne,    entre  la  Norvege  et  le  Portugal,    les 
plenipotentiaires  soussignes  ont  önonce  les  declarations  et  reserves  suivantes:|| 

1.  Les  dispositions  des  articles  1,  3,  4,  6,  8,  11  et  12  du  traite  signe  ä  la 
date  d'aujourd'hui  ne  s'appliquent  pas  auxfaveurs  que  le  Portugal  a  accordöes 
ou  accordera  ä  titre  exclusif  ä  l'Espagne  et  au  Bresil;  et  le  Portugal  n'a  pas 
le  droit  de  jouir,  en  vertu  des  articles  1,  3,  4,  5,  7,  11  et  12  du  merae 
traite,  des  faveurs  accordöes  ou  ä  accorder  par  la  Norvege  ä  la  Suede  et  au 
Danemark,  ni  des  avantages  speciaux  dont  jouit  la  Russie  dans  ses  relations 
avec  la  Norvege.  ||  Neanmoins,  le  Portugal  accordera  ä  la  Norvege  les  faveurs 
qu'il  a  accordees  k  l'Espagne  dans  le  traite  du  27  mars  1893,  article  20,  et 
la  Convention  du  29  juin  1894,  articles  2,  3,  4,  12  et  13  du  reglement  III.  || 

2.  Dans  l'application  du  traitement  de  la  nation  la  plus  favoris^e  par  rapport 
ä  la  navigation,  la  Norvege  ne  pourra  pas  invoquer  les  traites  que  le  Portugal 
a  conclus  avec  la  Republique  de  l'Afrique  du  Sud,  le  11  decembre  1875,  et 
avec  rfitat  Libre  d'Orange  le  10  mars  1876.  ||  3.  En  vertu  de  l'article  4  du 
susdit  traite,  les  marcbandises  non  originaires  de  Portugal  importees  de  ce 
royaume  en  Norvege,  soit  par  terre  soit  par  raer,  ne  pourront  pas  etre  grevees 
de    surtaxcs    superieures  ä  Celles    dont    seront   passibles    les   marcbandises   de 

Staats;irrliiv  LXII.  2 
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Nr.  11665.  meine  nature  importees  eii  Norvege  de  tout  autre  pays  european  autreraent 
p J3^]_"' qu'en  droitiire  par  navire  norvegien;  et  reciproqueraent  les  marchandises  non 
3i.Dez.i895.  originaires  de  Norv^ge  importees  de  ce  royaume  en  Portugal,  soit  par  terre 
soit  par  mer,  ne  pourront  pas  etre  grevees  des  surtaxes  superieures  ä  Celles 
dont  seront  passibles  les  marchandises  de  merae  uature  importees  en  Portugal 
de  tout  autre  pays  europeen  autrement  qu'en  droiture  par  navire  portugais.  |j 
4.  Le  traitement  stipule  dans  les  articles  5,  7  et  12  du  susdit  traite  est 
applicable  aux  produits  des  colonies  portugaises  exportes  de  la  raetropole  pour 
la  Norvege.  1|  5.  Toute  reduction  accordee  par  la  Norvege  aux  vins  d'autre 
provenance  que  le  Portugal,  et  dont  le  titrage  serait  fixe  ä  moins  de  23  de- 
gres,  sera  applicable  aux  vins  portugais  ne  depassant  pas  cette  derniere  limite.  || 
6.  Le  certificat  d'origine  pour  la  morue  importee  directement  de  Norvege  en 
Portugal  ne  sera  pas  exige,  tant  que  tous  les  autres  pays  exportateurs  de  ce 
produit  jouiront  de  droits  egaux  h  ceux  accordes  ä  la  Norvege.  |j  En  foi  de 
quoi  les  plenipotentiaires  respectifs  Tont  sigue  et  y  ont  appose  leurs  cachets. 
Fait  en  double  expedition  ä  Lisbonue,  le  31  decembre  1895. 

(L.  S.)         (signe)     A.  Cronhielm. 

(L.  S.)         (signe)     J.  Konow. 

(L.  S.)         (signe)     Luiz  de  Soveral. 


Nr.    11666.     VERTRAGSSTAATEN. —  Zusatzübereinkommen  zu  dem 

internationalen    Übereinkommen    über    den    Eisen- 

bahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890,    (Nr.  10356. 

Bd.  54.) 

Paris,  16.  Juni  1898. 

Nr.  11666,  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  l'Empire 

Vertrags-   Allemaud,    Sa  Majeste   l'Empereur  d'Autriche,   Roi  de  Boheme,   etc.,    et  Roi 

Staaten. 

i6.Jnnii898.  Apostolique  de  Hongrie,  agissant  egalement  au  nom  de  sou  Altesse  serenissime 
le  Prince  de  Liechtenstein,  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  Sa  Majeste  le  Roi 
de  Danemark,  le  President  de  la  Republique  Frangaise,  Sa  Majeste  le  Roi 
d'Italie,  son  Altesse  Royalc  le  Grand-Duc  de  Luxembourg,  Sa  Majeste  la  Reine 
des  Pays-Bas  et  en  son  nom  Sa  Majeste  la  Reine  Regente  du  Royaume ,  Sa 
Majeste  l'Empereur  des  toutes  les  Russies  et  Ic  Conseil  Federal  de  la  Con- 
federation  Suisse,  ayant  juge  utile  d'apporter  certaines  modifications  aux  dis- 
positions  de  la  Convention  internationale  du  14  octobre  1890  sur  le  transport 
de  marchandises  par  chemins  de  fer  et  h  Tarrangement  y  relatif  du  16  juillet 
1895,  ont  d^cide  de  couclure  h  cet  effet  une  Convention  additionnelle  et  ont 
nomraö  pour  leurs  Plenipotentiaires,  savoir:  ||  Sa  Majeste  l'Empereur  d'Alle- 
mage,  Roi  de  Prusse:  ||  Sou  Excellence  le  Comte  de  Münster,  son  Ambassadeur 
Extraordinaire  et  Plenipotentiaire  pres  le  President  de  la  Republique  Frangaise.  [| 
Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme  etc.j  et  Roi  Apostolique  de 
Hongrie:  ||  Son  Excellence  le  Comte  de  Wolkenstein-Trostbourg,  son  Ambassa- 
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deur   Extraordinaire    et    Plenipotentiaire   pres  le  President  de   la  Republique  Nr.  iieee. 
Frangaise.  ||  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges :  ||  M.  le  Barou  d'Anetlian,  son  En-    ^j^^tef' 
voye  Extraordinaire    et  Ministre  Plenipotentiaire   pres  le  President  de  la  Re-  le.Jnni  isos. 
publique  Fran^aise.  1|  Sa  Majeste  le  Roi   de  Dänemark:  ||  M.  de  Hegermaun- 
Lindencrone,    son  Envoye  Extraordinaire   et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  le  . 

President  de  la  Republique  Frangaise.  ||  Le  President  de  la  Republique 
Frangaise:  ||  Son  Excellence  M.  Gabriel  Hanotaux,  Ministre  des  Affaires 
fitrangeres  de  la  Republique  Frangaise.  |j  Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie:  1|  Son 
Excellence  le  Comte  Tornielli  Brusati  di  Vergano,  son  Ambassadeur  Extra- 
ordinaire et  Plenipotentiaire  pres  le  President  de  la  Republique  Frangaise.  || 
Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de  Luxembourg:  ||  M.  Vannerus,  Charge 
d' Affaires  du  Luxembourg  ä  Paris.  ||  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas  et,  en 
son  nom,  Sa  Majeste  la  Reine  R6gente  du  Royaurae:  ||  M.  le  Chevalier  de 
Stuers ,  son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  le  Presi- 
dent de  la  Republique  Frangaise.  |1  Sa  Majeste  TErapereur  de  toutes  Ics 
Russies:  j]  Son  Excellence  le  Prince  Ourousoff,  son  Ambassadeur  Extraordinaire 
et  Plenipotentiaire  pres  le  President  de  la  Republique  Frangaise.  I|  Et  le  Con- 
seil  Federal  de  la  Confederation  Suisse:  j]  M.  Lardy,  Envoye  Extraordinaire  et 
Ministre  Plenipotentiaire  de  la  Confederation  Suisse  pres  le  President  de  la 
Republique  Frangaise.  ||  Lesquels,  apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs 
trouves  en  bonne  et  due  forme,  ont  arrete  les  articles  ci-apres: 

Article  Premier. 

La  Convention  internationale  du  14  octobre  1890  est  raodifiee  comme  il 
suit:  II  L  Article  6.  II  est  ajoute  ä  la  lettre  l  un  4^  alinea  ainsi  congu:  ||  Si 
la  gare  d'expedition  a  choisi  une  autre  voie,  eile  doit  en  aviser  l'expediteur. 

IL  —  Article  7.  ||  Le  4®  alinea  aura  la  teneur  suivante:  ||  Les  Dispositions 
reglementaires  fixeront  la  surtaxe  qui,  en  cas  de  declaration  inexacte  du  con- 
tenu  ou  d'indication  d'un  poids  inferieur  ou  poids  reel,  ainsi  qu'en  cas  de 
surcharge  d'un  wagon  Charge  par  l'expediteur,  devra  ^tre  payöe  aux  chemins 
de  fer  ayant  pris  part  au  transport,  sans  prejudice,  s'il  y  a  lieu,  du  payement 
complementaire  de  la  difference  des  frais  de  transport  et  de  toute  indemnite 
pour  le  dommage  qui  en  resulterait,  ainsi  que  de  la  peine  encourue  en  vertu 
des  dispositions  pönales  ou  des  reglements  de  police.  ||  II  est  en  outre  ajoute 
une  5^  alinea  ainsi  congu:  ||  La  surtaxe  n'est  pas  due:  j)  a)  En  cas  d'indication 
inexacte  du  poids,  lorsque  le  pesage  par  le  chemin  de  fer  est  obligatoire 
d'apres  les  prescriptions  en  vigueur  ä  la  Station  expeditrice.  ||  b)  En  cas  d'in- 
dication inexacte  du  poids  ou  de  surcharge  d'un  wagon,  lorsque  l'expediteur 
a  demande  dans  la  lettre  de  voiture  que  le  pesage  soit  effectue  par  le  chemin 
de  fer.  ||  c)  En  cas  de  surcharge  occasiounee,  au  cours  du  transport,  par  des 
influences  atmospheriques,  si  l'expediteur  prouve  qu'il  s'est  couforme,  en  char- 
geant  le  wagon,  aux  prescriptions  en  vigueur  ä  la  Station  expeditrice. 
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Nr.  11666.  IIL  —  Article  12.     Le  4°  alinea  aura  la  teneur  suivaute:  \\  Eii  cas  d'ap- 

sTaa?Mi^    plication  irreguliere  du  tarif  ou  d'erreurs  de  calcul  dans  la  fixation   des   frais 

i6Junii89s.de  transport  et  des  frais  accessoires,  la  difference  en  plus  ou  en  moins  devra 
etre  remboursee.  L'action  en  reetification  est  prescrite  par  un  an  k  partir  du 
jour  du  payeraent,  lorsqu'il  n'est  pas  intervenu  entre  les  parties  une  reconnais- 
sance  de  la  dette,  une  transaction  ou  un  jugement.  Les  dispositions  contenues 
dans  l'article  45,  alineas  3  et  4,  sont  applicables  k  la  prescription  mentionnee 
ci-dessus.  La  disposition  de  l'alinea  1  de  l'article  44  ne  s'applique  pas  dans 
ce  cas. 

IV.  —  Article  13.  Le  1"  alinea  aura  la  teneur  suivante:  |1  L'expediteur 
pourra  grever  la  marchandise  d'un  remboursement  jusqu'ä  concurrence  de  sa 
valeur.  Le  remboursement  peut  etre  refuse  pour  les  marcliandises  dont  le 
prix  de  transport  peut  etre  reclame  d'avance  par  le  chemin  de  fer  (article  12, 
alinea  2). 

V.  —  Article  15.  Le  l*"^  alinea  aura  la  teneur  suivante:  ||  L'expediteur 
a  seul  le  droit  de  disposer  de  la  marchandise,  seit  eu  la  retiraut  ä  la  gare 
de  d^part,  soit  eu  l'arretant  en  cours  de  route,  seit  en  la  faisant  delivrer,  au 
lieu  de  destination,  ou  en  cours  de  route,  ou  encore  ä  une  Station  situee  soit 
au  delä  du  point  de  destination,  soit  sur  im  embranchement,  ä  une  personne 
autre  que  celle  du  destinataire  indique  sur  la  lettre  de  voiture,  Le  chemin 
de  fer  peut  k  son  gre,  k  la  deraande  de  l'expediteur,  accepter  des  dispositions 
ulterieures  tendant  ä  l'etablissement,  k  l'aagmentation,  ä  la  diminution  ou  au 
retrait  de  remboursements,  ou  bien  a  l'affranchissement  des  envois.  Des  dis- 
positions ulterieures  autres  que  cellcs  indiquees  ci-dessus  ne  sont  pas  admises. 

VI.  —  Article  26.  Le  2®  alinea  aura  la  teneur  suivante:  ||  Si  le  dupli- 
cata  n'est  pas  represente  par  l'expediteur,  celuici  ne  pourra  intenter  l'action 
que  si  le  destinataire  l'a  autorise  k  le  faire  k  moins  qu'il  n'apporte  la  preuve 
que  le  destinataire  a  refuse  la  marchandise. 

VIT.  —  Article  31.  Les  chiffres  1°,  3°  et  6°  auront  la  teneur  suivante: || 
1°  De  l'avarie  survenue  aux  marcliandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des 
tarifs  ou  de  Conventions  passees  avec  l'expediteur  et  mentionuees  dans  la  lettre 
de  voiture,  sont  transportees  en  wagons  decouverts,  ||  en  tant  que  l'avarie  sera 
r^sultee  du  danger  inherent  ä  ce  mode  de  transport;  ||  3°  De  l'avarie  survenue 
aux  marchandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des  tarifs  ou  des  Conventions 
passees  avec  l'expediteur  et  mentionnees  dans  la  lettre  de  voiture,  en  tant 
que  de  telles  Conventions  sont  autorisees  sur  le  territoire  de  l'Etat  ou  dies 
sont  appliquees,  ont  et6  charg^es  par  l'expediteur  ou  dechargees  par  le  desti- 
nataire ,  II  en  tant  que  l'avarie  sera  resultee  du  danger  inherent  ä  l'operation 
du  chargement  et  du  decliargement,  ou  d'un  chargement  defectueux;  ||  6°  De 
l'avarie  survenue  aux  marchandises  et  bestiaux  dont  le  transport,  aux  termes 
des  tarifs  ou  des  Conventions  passees  avec  l'expediteur  et  mentionnees  dans 
la  lettre  de  voiture,  ne  s'effectuc  quo  sous  escorte,  j|  en  tant  que  l'avarie  est 
resultee  du  danger  que  l'escorte  a  pour  but  d'ecarter. 
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VIIT.    —    Atticle  36.     Le  l"''  alinea   sera   complete  par  l'adjonction  sui-  ^r.  hggg. 
vaute:  l'  11  sera  donne  acte  par  ecrit  de  cette  reserve.  Vertrags- 

IX.  —  Article  38.     Dans  le  2«  alinea,    les   mots   „que  loxpediteur  aura  iß.jnniisgs. 
i\  payer"  serout  reniplac^s  par  les  mots  „qul  devra  etre  pay6e". 

X.  -  Article  40.  Les  mots  „delai  de  transport"  scront,  dans  le  texte 
IranQais,  remplaces  partout  par  les  mots  „delai  de  livraison". 

XI.  —  Article  44.  Le  mot  „sept"  qui  figure  au  chift're  2  sera  remplace 
par  le  mut  „quatorze". 

XII.  —  Article  45.  Cest  article  sera  complete  par  l'adjonction  d'un 
4«  alinea  ainsi  cougu:  jj  En  cas  de  reclaraation  ecrite,  adressöe  au  chemin  de 
fer  par  l'ayant  droit,  la  prescriptiou  cesse  de  courir  tant  que  la  reclamation 
est  en  suspeus.  Si  la  reclamation  est  repoussee,  la  prescription  rcprend  son 
cours  ä  partir  du  jour  oü  le  chemin  de  fer  a  notifie  par  ecrit  sa  reponse  au 
reclamant  et  restitu6  les  pieces  justificatives  qui  auraient  ete  jointes  k  la  recla- 
mation. La  preuve  de  la  reception  de  la  reclamation  ou  de  la  reponse  et 
Celle  de  la  restitution  des  pieces  sont  ä  la  cbarge  de  celui  qui  invoque  ce  fait. 
Les  reclamations  ulterieures  adressees  au  chemin  de  fer  ou  autorites  superieures 
ne  suspendent  pas  la  prescription. 

Article  2. 

Les  dispositious  reglementaires  de  la  Convention  du  14  octobre  1890  et 
leurs  annexes  sont  modifiees  comme  il  suit: 

I,  —  Paragraphe  2.  Le  1^^"  alinea  aura  la  teneur  suivante:  ||  Sont  ohli- 
gatoires  pour  les  lettres  de  voiture  internationales  les  formulaires  prescrits 
par  l'annexe  2.  Ces  formulaires  doivent  etre  imprimes  pour  la  petite  vitesse 
sur  papier  blanc,  pour  la  grande  vitesse  sur  papier  blanc  avec  une  bände 
rouge  au  bord  superieur  et  au  bord  inferieur,  au'  recto  et  au  verso.  Les 
lettres  de  voiture  seront  certifiees  conformes  aux  prescriptions  de  la  presente 
Convention  par  l'apposition  du  timbre  d'un  chemin  de  fer  ou  d'un  groupe  de 
chemins  de  fer  du  pays  expediteur.  ||  Au  3«  alinea,  les  mots  „der  geschriebenen 
Worte"  qui  figurent  dans  le  texte  allemaud  seront  suppriraes.  ||  II  est  ajoute 
un  8^  et  un  9**  alinea  ainsi  coiigus:  I|  11  est  perrais  d'inserer  dans  la  lettre  de 
voiture,  mais  c\  titre  de  simple  Information  et  sans  qu'il  en  resulte  ni  Obligation, 
ni  responsabilite  pour  le  chemin  de  fer,  les  meutions  suivantes:  ||  EnvoideN.  N.  i 
Par  ordre  de  N.  N.  [j  A  la  disposition  de  N.  N.  H  Pour  etre  reexpedie  ä  N.  N.  |1 
Assure  aupres  de  N.  N.  ||  Ces  mentions  ne  peuvent  s'appliquer  qua  l'ensemble 
de  l'expedition  et  doivent  etre  inserees  au  bas  du  verso  de  la  lettre  de 
voiture. 

IL  —  Paragraphe  3.  Ce  paragraphe  aura  la  teneur  suivante:  j|  Lorsque 
des  marchandises  designees  au  4°  du  parapraphe  V""  et  dans  l'annexe  1  auront 
ete  reraises  au  transport  avec  une  declaration  inexacte  ou  incomplete,  ou  que 
les  prescriptions  de  sürete  indiquees  dans  l'annexe  1  n'auront  pas  ete  obser- 
vees,    la    surtaxe    sera   de    15  francs   par   kilogramme   du  poids  brut  du  colis 
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Nr.  11666    entier.  ||  Dans  toiis  les  autres  cas,  la  siirtaxe  prevue  par  rarticle  7  de  la  Con- 
^T*T^^"    vention  pour  d^claration  inexacte  du  contenu  d'une  expedition  sera  de  1  franc 

le.jnni  1898.  par  lettre  de  voiture,  lorsque  cette  declaration  ne  sera  pas  de  iiature  ä  en- 
trainer  uiie  reduction  du  prix  de  transport;  sinon,  eile  sera  du  double  de  la 
difference  entre  le  prix  de  transport  du  contenu  declare  et  celui  du  contenu 
constate,  calcule  du  point  d'exp^dition  au  point  de  destination,  et  en  tout  cas 
eile  sera  au  minimum  de  1  franc.  1|  En  cas  d'indication  d'un  poids  inferieur 
au  poids  reel  d'une  expedition,  la  surtaxe  sera  de  double  de  la  difference  entre 
le  prix  de  transport  du  poids  declare  et  celui  du  poids  constate,  depuis  le 
point  d'expedition  jusqu'au  point  de  destination.  ||  En  cas  de  surcharge  d'un 
wagon  Charge  par  l'expediteur,  la  surtaxe  sera  de  6  fois  le  prix  de  transport 
du  poids  depassant  la  cbarge  permise,  du  point  d'expedition  au  point  de  desti- 
nation. Lorsqu'il  y  aura  en  ineme  temps  indication  d'un  poids  inferieur  au 
poids  r^el  et  surcharge,  la  surtaxe  pour  indication  d'un  poids  inferieur  au 
poids  reel  et  la  surtaxe  afferente  ä  la  surcharge  seront  pergus  cumulativement.  || 
La  surtaxe  pour  surcharge  (alinea  4)  est  pergue:  ||  a)  Eu  cas  d'emploi  de 
wagons  qui  ne  portent  qu'une  scule  inscription  indiquant  le  poids  du  charge- 
ment  qu'ils  peuvent  recevoir,  lorsque  le  poids  normal  de  chargement  ou  la 
capacite  de  chargement  indique  est  depasse  de  plus  de  5  p.  100  lors  du 
chargement.  ||  b)  En  cas  d'emploi  de  wagons  portant  deux  inscriptions ,  dont 
l'une  se  rapporte  au  poids  normal  de  chargement  (Ladegewicht),  et  l'autre  au 
poids  maximum  de  chargement  (Tragfähigkeit),  lorsque  la  surcharge  depasse 
d'une  maniere  quelconque  le  poids  maximum  de  chargement. 

IIL  —  Paragraphe  4.  Ce  paragraphe  sera  complete  par  un  2*  alinea 
ainsi  congu:  [j  Lorsqu'un  expediteur  a  l'habitude  d'expedier,  k  la  meme  Station, 
des  marchandises  de  meme  nature  necessitant  un  emballage  et  que  ces 
marchandises  sont  remises  sans  emballage  ou  avec  un  emballage  presentant 
toujours  les  memes  döfauts,  il  peut,  ä  la  place  de  la  declaration  speciale  ä 
chaque  expedition,  se  servir,  une  fois  pour  toutes,  du  forraulaire  de  declaration 
generale  prevu  ä  l'annexe  3a.  Dans  ce  cas,  la  lettre  de  voiture  doit  contenir, 
en  sus  de  la  reconnaissance  prevue  ä  l'alinea  2  de  l'article  9,  la  mention  de 
la  declaration  generale  remise  k  la  Station  expeditrice. 

IV.  —  Paragraphe  5.  Le  paragraphe  5  des  Dispositions  reglementaires 
se  rapportant  ä  l'article  13  de  la  Convention  est  supprime;  il  est  remplace 
par  un  nouveau  paragraphe  5  visant  l'article  12  de  ladite  Convention  et 
ainsi  congu:  ||  La  Station  expeditrice  devra  specifier,  dans  le  duplicata  de  la 
lettre  de  voiture,  les  frais  pergus  en  port  pay6  iuscrits  par  eile  dans  la  lettre 
de  voiture.  ||  La  production  du  duplicata  de  la  lettre  de  voiture  suffit  pour 
introduire  la  r6clamation  prevue  ä  l'article  12,  alinea  4,  de  la  Convention, 
lorsque  les  frais  de  transport  ont  etö  liquides  au  moment  de  la  remise  de  la 
marchaudise  au  transport. 

V.  —  Paragraphe  9.  Les  alineas  2  et  3  auront  la  teneur  suivante:  || 
Dans  ce  cas,  il  est  permis  de  percevoir  une  taxe  suppl^mentaire  calculee  par 


N° 

I. 

N° 

III. 

N° 

Villa. 

N° 

X. 

N° 

XXXVI. 

N° 

XXXVIII, 

N» 

XLII. 

N° 

XLIII. 
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fraction    indivisible  de    10  francs    et    de    10  kilometres,    qui    ne    pourra    pas   Nr.  iioec. 

dopasser  0  fr.  025  par  1000  francs  et  par  kilometre,  sur  le  montant  reel  de    g^^^^^^' 

la  somme  declaree.  |j  Le  minimum   de  la  perception   est  fixe  ä  0  fr.  50  pour  ic-Juniisas. 
le  parcours  total. 

VI.  —  Annexe  1  des  Dispositions  regleraentaires.  Le  texte  frangais 
recevra  les  modifications  suivantes: 

Remplacer  0,06  raetre  cube  par  60  decimetres  cubes. 

„  1,2  metre  cube  1  metre  cube  200  decimetres  cubes. 

„  par  1,55  litre,  pour  1  litre  55  centilitres. 

15,50  litres,  15  litres  50  centilitres. 
„  par  0,825  litre,  pour  825  millilitres. 

„  0,015  metre,  15  millimetres. 

0,010  metre,  10  millimetres. 
„  2,5  kilogrammes,  2  kilogrammes  500  grammes. 

1,2  metre  cube,  1  metre  cube  200  decimetres  cubes. 
„  1,2  metre  cube,  1  metre  cube  200  decimetres  cubes. 

„  0,5  gramme,  50  centigrammes. 

0,5  metre  cube,  500  decimetres  cubes. 
N°  XLIV.  „  par  1,34  litre,  pour  1  litre  34  centilitres. 

13,40  litres,  13  litres  40  centilitres. 

par  1,86  litre,  pour  1  litre  86  centilitres. 

par  0,9  litre,  pour  90  centilitres. 

par  0,8  litre,  pour  80  centilitres. 

VII.  —  Annexe  I.  Le  chiffre  XII  est  modifie  comme  il  suit:  [j  La  chaux 
d'epuration  du  gaz  (cbaux  verte)  n'est  transport^e  que  dans  des  wagons 
decouverts.  ||  Annexe  1.  Le  texte  frangais  du  premier  paragraphe  du  3°  du 
N°  XXVII  est  modifie  ainsi  qu'il  suit:  ||  De  renoncer  ä  toute  indemnite  pour 
avaries  et  pertes  soit  des  recipients,  soit  de  leur  contenu,  resultant  du 
transport  dans  des  recipients  ferm6s  herm^tiquement. 

VIII.  —  Annexe  2.  Outre  la  modification  visee  par  l'alinea  l^""  du 
paragraphe  2  des  Dipositions  reglementaires  (chiifre  I  ci-dessus),  le  formulaire 
de  la  lettre  de  voiture  et  du  duplicata  est  modifie  comme  il  suit:  \\  1°  Une 
premiere  rubrique  sera  introduite  pour  indiquer  la  capacite  de  chargement  ou, 
le  cas  echeaut,  la  surface  de  plaucber  du  wagon  employe  pour  le  transport, 
lorsqu'il  s'agit  d'expeditions  par  wagons  complets:  ||  2°  II  sera  insere  un  nota 
d'apres  lequel  l'expediteur  aura  ä  inscrire  dans  la  lettre  de  voiture  les 
numeros  des  wagons  charges  par  ses  soins:  |j  3°  Le  verso  du  duplicata  recevra 
une  partie  impriraee  identique  au  verso  de  la  lettre  de  voiture,  ||  En  conse- 
quence,  l'annexe  2  des  Dispositions  regleraentaires  est  remplacee  par  la 
nouvelle  annexe  2  ci-jointe.'|l  II  est  imparti  un  delai  d'uue  annee,  ä  dater  de 
l'entr^e  en  vigueur  des  präsentes  diposition,  pendant  lequel  les  lettres  de  voiture 
et  les  duplicata  conformes  au  modele  de  1890  pourront  encore  §tre  employes 
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Nr.  11666.  daDS  le  trafic  iDtrrnatioiial.      Ce    delai  expire,   les  lettres  et'duplicata  etablis 
Vertrags-   ^'j^pj.^g  |g  uouveau  foriiiulaire  seront  seuls  admis. 

Staaten.  ^ 

i6..Tnnii898.  IX.    —    II    seia  ajoute   au   paragraphe  4  des  Dispositions  reglementaires 

une  annexe  3  a  ainsi  con^ue: 

Annexe  3  a. 
Declaration  generale. 

Le    bureau    de    niarchandises    du    chemin    de    fer k 

sur  ma  (notre)  demande,  accepte  au  transport  toutes   les 

niarchandises   ci  apres   designees,    qui   ä   partir   de   ce  jour   lui  seront  remises 
par  moi  (nous)  dans  ce  but,  savoir: 

Je  (nous)  reconnais  (sons)  formellement  par  la  presente  que  ces  niarchan- 
dises ont  ete  remises  au  transport 
sans  emballage*) 
avec  un  emballage  defectueux  notamment*): 


en  tant  qu'il  aura  ^te  fait  mention  de  cette  declaration  generale  dans  la  lettre 
de  voiture  respective. 

le 18  ...  . 

X.  —  Annexe  4.     Cette    aunexe   est    raodifiee  ainsi   qu'il  est  indique  ci- 

apres: 

Annexe    4. 

Disposition  ulterieure. 

le 18  ...  . 

La  gare  de du  chemin  de  fer  de 

est  priee  de  ne  pas  livrer  au  destinataire  M .  .  ä 

designe  dans  la  lettre  de  voiture  du 18  ...  .  rexpedition 

ci-apres  specifiee: 


Marques 

et 
Numeros 


Noml)re 


Nature 

de 

remballage 


Desiguation  de  la 
marchandise 


Poids  en 
kilogr. 


mais  de 

1°   La  faire  retourner  ä  mon  adresse. 

2°    L'envoyer   k  M ä Station    du    chemin 

de  fer  de  .  .  , 


*)  On  rayera,  solou  le  conditiounement  de  la  marchandise,  les  mots  „saus  emballage" 
DU  „avec  un  emballage  defectueux  notamment". 
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3°  Livrer  seulement  contre  payement   du   raontant    du   rembonrsement,   soit  Nr.  iioeo. 

^===^^^.    (En    tOUteS    lettreS.)  Vertrags- 
^                                            '  Staaten. 

4°  Ne  pas  livrer  contre  payement  du  remboursement  indique  dans  la  lettre  le.Juni  i898. 

de    voiture,    raais    d'un    remboursement   de (Eu 

toutes  lettres.) 
5°  Livrer  sans  recouvrer  le  montant  du  remboursement. 
6°   Livrer  franco. 

(Signature.) 

Observation.    —    On  rayera  la  disposition  qui  ne  convient  pas  ä  chaque  cas 
particulier. 

Article  3. 
Le  Protocole  du  14  octobre  1890  est  modifie  comme  il  suit: 
L  Le  1"  alinea  du  1°  sera  complete  par  l'addition  suivante:  |j  Si  les 
lignes  intermediaires  de  transit  ne  sont  pas  exploitees  par  une  administration 
de  cet  fitat,  les  Gouveruements  Interesses  peuvent  ueanmoins  convenir,  par  des 
arrangements  particuliers,  de  ne  pas  considerer  comme  internationaux  les  trans- 
ports  dont  11  s'agit. 

IL  11  est  ajoute  un  alinea  5°  de  la  teneur  suivante:  ||  Au  sujet  de  l'article 
60,  il  est  entendu  que  la  Convention  internationale  engage  cbaque  Etat  con- 
tractant  pour  une  duree  de  trois  ans  ä  partir  du  jour  de  son  entree  en  vigueur 
et  pour  de  nouvelles  periodes  successives  de  trois  annees,  tant  qu'un  Etat 
n'aura  pas  anuonce  aux  autres  Etats,  un  an  au  plus  tard  avaut  l'expiration 
de  l'une  de  ces  periodes,  son  Intention  de  se  retirer  de  la  Convention. 

Article  4. 

La  presente  Convention  additionnelle  aura  la  meme  duree  et  vigueur  que 
la  Convention  du  14  octobre  1890  dont  eile  devierit  partie  integrante.  Elle 
sera  ratifiee  et  le  depot  des  ratifications  aura  lieu  aussitot  que  faire  se  pourra, 
dans  la  forme  adoptee  pour  la  Convention  elle-meme  et  les  actes  additionnels 
ä  ladite  Convention.  Elle  entrera  en  vigueur  trois  mois  apres  ce  depot.  ||  En 
foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  la  presente  Convention 
additionnelle,  et  l'ont  revetue  de  leurs  cacbets. 

Fait  ä  Paris,  en  dix  exemplaires,  le  16  juin  1898. 

(Unterschriften.) 


Proc6s-verbal  de  Signature. 

Les-  soussignes,  Plenipotentiaires  des  Etats  qui  ont  signe  la  Convention 
internationale  du  14  octobre  1890,  sur  le  transport  de  marchandises  par  che- 
mins  de  fer,  ou  qui  y  ont  adhere,  se  sont  reunis  aujourd'bui,  le  16  juin  1898. 
au  Ministere  des  Aäaires  etrangeres  pour  proceder  ä  la  signature  de  la  Con- 
vention additionnelle  audit  Acte  international  dont  les  termes  ont  ete  arretes 
entre  leurs  Gouvernements  respectifs.  ||  Apres  avoir  coUationne  les  instrunients 
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Nr.  11666.  diplornatiques  de  ladite  Convention  additionnelle  qui  ont  6te  prepares  en  nombre 
Staaten.'  ^S^^  ^  ^^^"^  ^^^  Etats  cotttractants ,  ils  ont  constate  que  ces  actes  etaient  en 
i6.jnniis98.  bonne  et  due  forme  et  y  ont  appose  leurs  signatures  et  leurs  cachets.  |]  Un 
texte  alleraand  est  annexe  au  present  proces-verbal,  et  il  est  entendu  que  ce 
texte  aura  la  meme  valeur  que  le  texte  fran^ais  en  tant  qu'il  s'agit  de  trans- 
ports  par  clierains  de  fer  interessant  un  pays  oü  Tallemand  est  employe  ex- 
clusivement  ou  ä  cote  d'autres  langues  comrae  langue  d'affaires. 

Fait  ä  Paris,  en  dix  exemplaires,  le  16  juin  1898.  (Unterschriften,) 


Anlage  I. 

Denkschrift,  dem  Deutschen  Reichstage  bei  Einbringung  vorstehenden 
Vertrages  vorgelegt, 

7.  Dezember  1898. 

Das  seit  dem  1,  Januar  1893  in  Kraft  stehende  internationale  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  (Reichs-Gesetzbl.  1892  S.  793  ff.) 
bestimmt  in  seinem  Artikel  59  Absatz  1:  „Wenigstens  alle  drei  Jahre  wird 
eine  aus  Delegierten  der  vertragschliefsenden  Staaten  bestehende  Konferenz 
zusammentreten,  um  zu  dem  gegenwärtigen  Übereinkommen  die  für  notwendig 
eracliteten  Abänderungen  und  Verbesserungen  in  Vorschlag  zu  bringen."  Im 
Absatz  2  desselben  Artikels  ist  weiter  vorgesehen,  dafs  auf  Begehren  von 
wenigstens  einem  Viertel  der  beteiligten  Staaten  solche  Konferenzen  auch  schon 
früher  stattfinden  können.  Nachdem  aufserordentliche  Konferenzen  der  letz- 
teren Art  bereits  im  Jahre  1893  abgehalten  worden  sind  und  zu  der  Zusatz- 
erklärung vom  20.  September  1893,  betreffend  den  Beitritt  neuer  Staaten 
(Reichs-Gesetzbl.  von  1896,  S,  707,  vergl,  1897  S.  723),  sowie  zu  der  Zusatz- 
vereinbarung vom  16,  Juli  1895,  betreffend  vom  Transport  ausgeschlossene 
oder  nur  bedingungsweise  zugelassene  Gegenstände  (Reichs-Gesetzbl,  1895 
S.  465  ff.),  geführt  haben,  ist  die  Vorschrift  des  Artikels  59  Absatz  1  im 
Frühjahr  1896  zur  Ausführung  gelangt.  \\  Um  dies  vorzubereiten,  hatte  das 
Centralamt  für  den  internationalen  Eisenbahn-Transport  eine  als  „Memoranda" 
bezeichnete  Zusammenstellung  der  Fragen,  welche  möglicherweise  die  Re- 
visions-Konferenz beschäftigen  könnten,  ausgearbeitet  und  schon  Ende  August 
1894  den  Regierungen  der  Vertragsstaaten  vorgelegt.  Diese  haben  demnächst 
ihre  Anträge  nebst  kurzer  Begründung  formuliert,  und  das  Centralamt  hat 
sämtliche  Vorschläge  zusammengestellt  und  den  beteiligten  Regierungen  unter- 
breitet. Die  deutschen  Anträge  waren  zum  gröfsten  Teil  hervorgegangen  aus 
einer  Besprechung  von  Kommissaren  der  beteiligten  Ressorts  des  Reichs  und 
der  Bundesregierungen,  unter  Zuziehung  von  Vertretern  des  Handels  und  der 
Industrie,  sowie  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  die  am  5.  April  1895  unter 
dem  Vorsitz  des  Präsidenten  des  Reichs-Eisenbahn-Amts  stattgefunden  hat. 
In  der  Annahme,  die  Revisions-Konferenz  werde,  wie  die  früheren  Verhand- 
lungen, wieder  in  Bern  abgehalten  werden,  waren  die  diesseitigen  Mitteilungen 
an  den  schweizerischen  Bundesrat  gerichtet  worden,   der  auch  eine  Einladung 
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nach  Bern  in  Aussicht  gestellt  hatte.    Bevor  eine  solche  indes  ergangen  war,  Nr.  iicce. 
hat    die    französische   Regierung    den    Wunsch    geäufsert,    die   Verhandlungen,    ^ll^^^^' 
über  deren  Ort  im  internationalen  Übereinkommen  eine  Bestimmung  nicht  ge- iß-Jnniisos. 
troffen    ist,  möchten    in  Paris    stattfinden.      Nachdem    die    übrigen  Vertrags- 
staaten sich  hiermit  einverstanden  erklärt  hatten,   ist  die  Revisions-Konferenz 
am  16.  März  1896  in  Paris  zusammengetreten  und  hat  bis  zum  2.  April  ge- 
tagt.     Über    den  Gang    der  Verhandlungen  geben   die  beigefügten  Protokolle 
Aufschlufs.  *)     Das  dabei  befindliche  SchlufsprotokoU  enthält  den  Entwurf  des 
Zusatzübereinkommens,  wie  er  —  mit  geringfügigen,  im  Wege  diplomatischen 
Schriftwechsels  herbeigeführten  Verbesserungen  —  dem  späteren  Abschlufs  zu 
Grunde  gelegt  worden  ist. 

Bei  den  Beratungen  ist  man  im  allgemeinen  davon  ausgegangen,  nur 
solche  Bestimmungen  abzuändern,  deren  Anwendung  zu  praktischen  Schwierig- 
keiten geführt  hat.  Die  meisten  der  von  der  Konferenz  beschlossenen  Ände- 
rungen sind  einmütig  zustande  gekommen;  zum  grofsen  Teil  geben  sie  die 
diesseitigen  Anträge,  die  infolge  kommissarischer  Verständigung  in  vielen  Be- 
ziehungen mit  den  von  Österreich  und  Ungarn  gestellten  zusammentreffen,  un- 
verändert oder  mit  durchaus  annehmbaren  Modifikationen  wieder.  ||  Nur  wenige 
der  deutschen  Vorschläge  sind  von  der  Konferenz  abgelehnt  worden,  darunter 
allerdings  auch  solche,  auf  deren  Annahme  von  seiten  des  deutschen  Handels- 
standes besonderes  Gewicht  gelegt  worden  war.  Hierzu  gehört  namentlich  |1 
der  Antrag  auf  Beseitigung  des  im  Artikel  10  Absatz  3  des  internationalen 
Übereinkommens  vorgesehenen  ausschliefslichen  Rechts  der  Eisenbahn,  die 
Zollbehandlung  des  unterwegs  befindlichen  Gutes  vorzunehmen,  eine  Frage,  die 
auch  im  Reichstage  wiederholt  erörtert  worden  ist  (Sitzungen  vom  30.  April 
1891  S.  2637  ff.  der  stenographischen  Berichte  •  und  vom  2.  Mai  1891 
S.  2708,  ferner  vom  21.  März  1895  S.  1635,  vom  21.  Februar  1896  S.  1140 
und  vom  24.  Februar  1897  S.  4907).  Obschon  von  den  diesseitigen  sowie 
von  den  österreichischen  Delegierten  unter  Zustimmung  der  Vertreter  Ungarns 
und  der  Schweiz  die  Gründe  für  die  Beseitigung  dieser,  seinerzeit  auf  den 
Wunsch  von  Rufslaud  aufgenommenen  Bestimmung  nachdrücklich  und  er- 
schöpfend geltend  gemacht  wurden,  ist  es  nicht  gelungen,  den  von  Frankreich, 
Italien ,  Belgien  und  den  Niederlanden  unterstützten  Widerstand  Rufslands 
gegen  eine  Änderung  der  zur  Zeit  geltenden  Bestimmungen  zu  überwinden. 
Der  von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  gemeinsam  gestellte  Antrag  wurde 
vielmehr,  nachdem  Luxemburg  infolge  der  zeitweisen  Verhinderung  seines  Ver- 
treters sich  der  Abstimmung  enthalten  hatte,  mit  5  gegen  4  Stimmen  ab- 
gelehnt. II  Ebensowenig  haben  die  folgenden  Anträge  Deutschlands  die  Zu- 
stimmung der  Konferenz  gefunden: 

Zu  Artikel  6  lit.  1  Absatz  2:  mangels  einer  Routenvorschrift  von  seiten 
des  Absenders  die  Eisenbahn  zu  verpflichten,  das  Gut  auf  demjenigen  Wege 
zu  befördern,  welcher  nach  den  veröffentlichten  Tarifen  den  billigsten  Fracht- 

*)  Die  Protokolle  der  einzelnen  Sitzungen  sind  hier  fortgelassen.     Pied. 
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Nr.  11666.   satz  uiid  die  günstigsten  Transportbedingungen  darbietet;  ferner  ]]  zu  Artikel  8 
ci  rags-    ^^|3g^^2  5  Und   einigen   konnexen  Artikeln:    die  Ausstellung   eines   Frachtbrief- 

statiten.  "  ° 

le.Juni'S'.s. duplikats  dem  Belieben  des  Absenders  zu  überlassen;  1|  zu  Artikel  44  Ab- 
satz 2  Ziffer  4a:  die  Erstreckung  der  dort  vorgesehenen  Ttägigen  Frist  auf 
14  Tage.  ||  Obschon  nun  die  Annalune  auch  dieser  Vorschläge,  namentlich  des 
ersterwähnten,  erwünscht  gewesen  wäre,  so  schien  es  sich  doch,  im  Hinblick 
auf  die  bei  den  Verhandlungen  der  Pariser  Konferenz  hervorgetretenen  An- 
scliauungen  der  Mehrheit  der  Vertragsstaaten,  nicht  zu  empfehlen,  bei  der 
Umwandlung  der  Konferenzbeschlüsse  in  einen  Staatsvertrag  auf  die  abgelehn- 
ten Anträge  zurückzukommen.  Vielmehr  ist  dem  positiven  Ergebnisse  der 
fachmännischen  Beratungen,  das  durchweg  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Verbesserungen  darstellt  und  in  keiner  Hinsicht  zu  Bedenken  Anlafs  giebt, 
abgesehen  von  der  Berichtigung  einiger  kleiner  Versehen,  vom  Bundesrat 
einfach  zugestimmt  worden.  ||  Nachdem  auch  die  übrigen  Vertragsstaaten, 
denen  inzwischen  noch  Dänemark  hinzugetreten  war,  sich  bereit  erklärt  hatten, 
die  Beschlüsse  der  Pariser  Konferenz  in  einen  Staatsvertrag  umzuwandeln, 
ist  auf  Grund  dieser  Verhandlungen  am  16.  Juni  d.  Js.  in  Paris  das  Zusatz- 
übereinkommen vorbehaltlich  der  Ratifikation  abgeschlossen  worden.  Der 
Bundesrat  hat  diesem  Abkommen  zugestimmt.  Zu  seiner  Gültigkeit  bedarf  es, 
soweit  nicht  lediglich  Ausführungsbestimmungen  (Artikel  2)  in  Frage  kommen, 
auch  der  Genehmigung  des  Reichstages.  ||  Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  ist 
nachstehendes  zu  bemerken: 

Zu  Artikel  1. 
(Änderungen  am  internationalen  Übereinkommen  selbst.) 

I.  Der'  Zusatz  zu  Artikel  6  lit.  1.  des  internationalen  Übereinkommens 
entspricht  einem  von  Deutschland  auf  Wunsch  der  Interessenvertreter  ge- 
stellten Antrage.  Für  den  Absender  ist  es  unter  Umständen  wichtig,  von  der 
Änderung  des  vorgeschriebenen  Beförderungsweges  durch  die  Eisenbahn  Kennt- 
nis zu  erhalten,  und  die  dieser  erwachsende  Mehrarbeit  kann  demgegenüber 
nicht  ausschlaggebend  sein. 

II.  Die  neuen  Bestimmungen  am  Schlüsse  des  Artikels  7  sind,  in  Ver- 
bindung mit  den  zu  §  2  der  Ausführungsbestimmungen  vorgesehenen  —  vergl. 
unten  zu  Art.  2  II  des  Schlufsprotokolls  —  im  wesentlichen  den  neuen  Vor- 
schriften des  §  53  Absatz  6,  8  ff.  der  Verkehrs-Ordnung  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands  nachgebildet  und  entsprechen  der  Hauptsache  nach  den  dies- 
seitigen Anträgen. 

III.  Die  Änderung  in  der  Fassung  des  Artikels  12  Absatz  4  hat  den 
Zweck,  klarzustellen,  dafs  es  sich  auch  hier,  wie  in  den  Fällen  des  Artikels  45, 
um  eine  Verjährung  und  nicht  um  eine  Präklusivfrist  handelt.  Vergl.  unten 
Nr.  XII. 

IV.  Die  auf  den  Vorschlag  von  Deutschland ,  Österreich  •  Ungarn  und 
anderen   Staaten  beschlossene  Fassungsänderung  im   Artikel  13  Absatz  1,  der- 
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zufolge  den   Bahnen  gestattet  wird ,  auch  auf   leicht  verderbliche  und  gering-   Nr.  iieee. 
wertige   Gegenstände   Nachnahmen    zuzulassen,  entspricht    den    Interessen    des    ^Llton' 
Verkehrs    und    einer    schon    bisher    vielfach    beobachteten   Übung,  j]  Die    voni6.J»niis98. 
Österreich-Ungarn  angeregte  weitere  Änderung,  wonach  die  Beschränkung  der 
Nachnahme  auf  einen   in  den  Ausführungsbestimmungen  vorgesehenen  Höchst- 
betrag wegfällt,  entspriclit  den  "Wünschen  des  Handelsstandes  und  ist  für  die 
Eisenbahnen  unbedenklich,  weil  die  Nachnahme  erst  nach  Eingang  ausbezahlt 
zu  werden    braucht.      Hierdurch    entfällt   auch    der   bisherige    §   5    der  Aus- 
führungsbestimmungen. 

V.  Die  hier  vorgesehenen  Erweiterungen  des  Verfügungsrechts  des  Ab- 
senders (Artikel  15)  sind  auf  dringenden  "Wunsch  des  Handelsstandes  von 
Deutschland,  wie  auch  von  Österreich-Ungarn  und  von  Belgien  beantragt.  Sie 
gelten  bereits  für  den  inneren  deutschen  Verkehr  gemäfs  Verkehrs-Ordnung 
§  64  Absatz  9  und  Formularanlage  F  (Anmerkung)  in  Verbindung  mit  der 
Zusatzbestimmung  I  Absatz  2  des  deutschen  Gütertarifs  Teil  I  zu  dem  er- 
wähnten Paragraphen.    Vergl.  unten  zu  Artikel  2  Nr.  X  des  SchlufsprotokoUs. 

VI.  Die  Änderung  in  der  Fassung  des  Artikels  26  Absatz  2  sanktioniert 
die  richtige  Auslegung  der  bestehenden  Vorschrift  in  dem  Sinne,  dafs  es  zur 
Aktivlegitimation  für  den  Absender,  der  das  Frachtbriefduplikat  nicht  bei- 
zubringen vermag,  der  Zustimmung  des  Empfängers  zur  Klageerhebung  dann 
nicht  bedarf,  wenn  dieser  die  Annahme  des  Gutes  verweigert  hat. 

VII.  Von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  war  zur  Vermeidung  von 
Streitigkeiten  eine  Einschaltung  zu  Artikel  31  Ziffer  1  beantragt  worden, 
wonach  die  dort  erwähnte  Vereinbarung  in  den  Frachtbrief  aufgenommen  sein 
mufs.  Dies  wurde  von  der  Konferenz  angenommen  und  gleichzeitig  die  Ein- 
fügung einer  ähnlichen  Vorschrift  in  die  Nummern  3  und  6  des  Artikels  31 
beschlossen. 

VIII.  Der  von  'Österreich-Ungarn  beantragte  Zusatz  zu  Artikel  36,  wo- 
nach über  den  darin  erwähnten  Vorbehalt  eine  Bescheinigung  zu  erteilen  ist, 
entspricht  der  Vorschrift  im  §  82  Absatz  1  a.  E.  der  Verkehrs-Ordnung. 

IX.  Entsprechend  den  Anträgen  Deutschlands,  Österreich-Ungarns  und  der 
Schweiz  ist  dem  Artikel  38  Absatz  2  eine  seinem  Sinne  mehr  entsprechende 
Fassung  gegeben. 

X.  Diese  Änderung  betrifft  lediglich  eine  Richtigstellung  des'^französischen 
Ausdrucks  dölai  de  transport  in  d§lai  de  livraison  im  Artikel  40,  nach  Mafs- 
gabe  des  deutschen  Textes. 

XI.  Die  Erstreckung  der  im  Artikel  44  Ziffer  2  vorgesehenen  Frist  auf 
14  Tage  entspricht  einem  "Wunsche  der  deutschen  Verkehrsinteressenteu. 

XII.  Aus  demselben  Anlasse  war  von  Deutschland  zu  Artikel  45  eine 
Bestimmung  des  Inhalts  vorgeschlagen  worden,  dafs  die  Verjährung  auch  durch 
aufsergerichtliche  schriftliche  Reklamation  unterbrochen  wird.  Es  wurde  auch 
allgemein  für  billig  erachtet,  den  Ablauf  der  Verjährung  während  der  Dauer 
des  Reklamationsverfahrens   nicht   eintreten   zu   lassen.      Indes  war  die  Mehr- 
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Nr.  11666.  heit  der  Ansicht,  dafs   diesem  Vorgang  nur  hemmende  Wirkung  beizumessen 
stlaten^'   sci,  was    dem  praktischen  Bedürfnisse   genügen  dürfte.      Die   neue  Vorschrift 
i6.Juniis98.ist   im    Art.    12    auch    auf   die    Verjährung    von    Frachterstattungsansprüchen 
anwendbar  erklärt. 

Zu    Artikel  2. 
(Änderungen  an  den  Ausführungsbestimmungen.) 

I.  Zu  §  2  der  Ausführungsbestimmungen. 

Die  Änderung  im  Absatz  1  wegen  der  Farbe  des  Eilfrachtbriefes  ist  auf 
Antrag  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  den  Vorschriften  der  Verkehrs- 
Ordnung  nachgebildet.  Vergleiche  unten,  Nr.  VIII  Ziffer  1.  1|  Im  Absatz  3 
ist  auf  Antrag  Frankreichs  und  der  Niederlande  die  Konformierung  des 
deutschen  Textes  mit  dem  französischen  in  der  Art  vorgesehen,  dafs  auch  dem 
Vordruck  des  Frachtbriefes,  sofern  er  in  der  Landessprache  der  Versandstation 
abgefafst  ist,  eine  Übersetzung  ins  Deutsche  oder  ins  Französische  beigefügt 
sein  mufs.  Dies  entspricht  einem  praktischen  Bedürfnis  und  einer  schon 
bisher  vielfach  beobachteten  Übung.  ]|  Die  neuen  Absätze  8  und  9,  betreffend 
die  Zulassung  gewisser,  dem  Handelsstande  erwünschter  nachrichtlicher  Ver- 
merke im  Frachtbriefe,  sind  im  wesentlichen  der  Bestimmung  im  §  52  Ab- 
satz 5  der  Verkehrs- Ordnung  nachgebildet.    Vergl.  unten,  Nr.  VIII  5. 

II.  Die  neue  Fassung  des  von  Frachtzuschlägen  für  unrichtige  Inhalts- 
und  Gewichtsangaben  und  für  Wagenüberlastungen  handelnden  §  3  der  Aus- 
führungsbestimmungen folgt  —  im  wesentlichen  dem  deutschen  Antrage  ent- 
sprechend —  dem  Vorgange  der  kürzlich  revidierten  Vorschriften  des  §  53 
Absatz  6,  8  ff.  der  Verkehrs- Ordnung.  Vergl.  oben,  zu  Artikel  1  Nr.  11  des 
Schlufsprotokolls. 

III  und  IX,  Die  auf  den  Antrag  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns 
beschlossene  Ergänzung  des  §  4  der  Ausführungsbestimmungen  nebst  dem 
zugehörigen  Formular  Anlage  3  a  (sogenannten  Generalrevers)  entspricht  einer 
im  inneren  Verkehr  längst  bestehenden  Übung  und  einem  Bedürfnisse  auch 
des  internationalen  Verkehrs. 

IV.  Der  neue  §  5  der  Ausführungsbestimmungen  befriedigt  einen  Wunsch 
des  Handelsstandes  Österreichs  und  Ungarns.  Er  verfolgt  den  Zweck,  die 
Berichtigung  irrig  berechneter  Frankaturbeträge  zu  erleichtern.  Wegen  der 
damit  in  Verbindung  stehenden  Änderung  des  Frachtbrief-Formulars  siehe 
unten,  Nr.  VIII  Ziffer  4. 

V.  Die  im  Sinne  der  Vorschläge  von  Deutschland  und  von  Österreich- 
Ungarn  beschlossene  neue  Fassung  des  §  9  Absatz  2  und  3,  wodurch  die 
Berechnung  des  Frachtzuschlages  bei  Deklaration  des  Interesses  an  der  Liefe- 
rung zweckmäfsiger  geregelt  wird,  entspricht  einem  bei  Anwendung  der  bis- 
herigen Vorschriften  hervorgetretenen  Bedürfnis. 

VI.  Die  von  Frankreich  beantragten  Änderungen  verschiedener  Mals-  und 
Gewich tsausd rücke  im  französischen  Text  der  Anlage  1  bezwecken,  diese  Aus- 
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drücke    mit   dem    besteheuden  Sprachgebrauch    in  Einklang    zu   bringen    und  ^'-  ^i^®^- 
enthalten  keine  sachliche  Änderung.  sUatTn' 

VII.  Betrifft  eine  durch   die  bisherige  Unstimmigkeit  des  deutschen  und  'c.Juniisos 
des    französischen    Textes    notwendig   gewordene  Begriffsbestimmung    für    den 
Artikel  „Grünkalk"  in  Anlage  1  Nr.  XIT. 

VIII.  Die  hier  vorgesehenen  Änderungen  im  Formular  des  Frachtbriefes 
und  des  Duplikates  entsprechen  praktischen  Bedürfnissen.  Sie  betreffen:  1.  die 
Farbe  des  Eilfrachtbriefes:  siehe  oben  zu  Artikel  2  Nr.  I  Absatz  1  des 
SchlufsprotokoUs,  ||  2.  eine  neue  Rubrik  für  das  Ladegewicht  und  die  Lade- 
fläche bei  Wagenladungen,  jj  3.  eine  Anmerkung  wegen  Verpflichtung  des  Ab- 
senders zur  Eintragung  der  Nummern  der  von  ihm  beladenen  Wagen,  ||  4.  die 
Aufnahme  der  „Note"  für  die  Frachtberechnung  auch  in  den  Duplikat- Fracht- 
brief siehe  oben  Nr.  IV,  \\  5.  die  Freilassung  eines  Raumes  für  die  oben  unter 
l  a.  E.  erwähnten  Vermerke. 

IX.  Siehe  oben  bei  III. 

X.  Die  Änderungen  im  Formular  für  nachträgliche  Anweisungen  sind 
durch  die  Erweiterung  des  im  Artikel  15  vorgesehenen  Verfügungsrechts 
(siehe  oben  zu  Artikel  1  Nr.  V  des  SchlufsprotokoUs)  nötig  geworden  und  mit 
diesen  neuen  Bestimmungen  von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  beantragt. 

Zu  Artikel  3. 
(Änderungen  am  Protokoll  vom  14.  Oktober  1890.) 
I.  Nach  der  bisherigen  Fassung  des  ersten  Absatzes  der  Ziffer  I  des 
Protokolls  vom  14.  Oktober  1890  sind  Sendungen,  deren  Abgangs-  und  End- 
station im  Gebiete  desselben  Staates  liegen,  nicht  als  internationale  Transporte 
im  Sinne  des  Übereinkommens  zu  betrachten,  wenn  dieselben  auf  einer  Linie, 
deren  Betrieb  einer  Verwaltung  dieses  Staates  angehört,  das  fremde  Gebiet 
transitieren.  Alle  übrigen,  das  Gebiet  anderer  Vertragsstaaten  auch  nur  tran- 
sitierenden  Sendungen  sind  somit  der  Herrschaft  des  internationalen  Über- 
einkommens unterworfen.  Letzteres  hat  zu  Unzuträglichkeiten  geführt.  Nicht 
selten  können  nämlich  Sendungen  zwischen  zwei  auf  demselben  Gebiete  liegen- 
den Stationen  je  nach  Wahl  des  Transportweges  ausschliefslich  im  Inlande 
oder  im  Transit  durch  das  Ausland  befördert  werden,  und  wird  in  solchen 
Fällen  häufig  von  den  konkurrierenden  Bahnen  der  Verkehr  derartig  geteilt, 
dafe  er  nach  vereinbarten  Leitungsvorschriften  periodisch  bald  über  die  eine, 
bald  über  die  andere  Route  gelenkt  wird.  Zu  den  Vorbedingen  derartiger 
Abmachungen,  die  unter  Umständen  ebensosehr  im  Interesse  des  Publikums 
und  eines  regelmäfsigen  und  stetigen  Verkehrs,  als  in  dem  der  beteiligten 
Bahnen  liegen,  gehört  aber,  dafs  nicht  nur  die  Transportpreise,  sondern  auch 
die  Transportvorschriften  für  die  verschiedenen  Wege  gleichgestellt  werden. 
Um  letzteres  zu  ermöglichen,  ist  —  einem  von  Deutschland  gestellten  Antrage 
im  wesentlichen  entsprechend  —  ein  Zusatz  aufgenommen  worden,  wonach 
für  Transitsendungen  nach  dem    gleichen   Staatsgebiete  auch  dann,  wenn  die 
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Nr.  11666.  transportierende  Verwaltung  nicht  demselben  Staate  angehört,  wie  die  Abgangs- 

Vertrags-  j    j  ■     t)        •  ■• 

Staaten.     ""^  016  Bestimmungsstation,  die  Anwendung  des  internationalen  Übereinkommens 
i6..Janiiso8.  wenigstens  ausgeschlossen  werden  kann.     Dazu  soll  es  indes  eines  besonderen 
Abkommens  unter  den  beteiligten  Staaten  bedürfen. 

II.  Durch  die  beigefügte  Ziffer  V  ist  auf  den  Wunsch  von  Österreich- 
Ungarn  die  richtige  Auslegung  des  Artikels  60  über  die  Dauer  des  Über- 
einkommens ausdrücklich  als  solche  anerkannt. 

Zu  Artikel  4. 
Die  hier  vorgesehenen  Bestimmungen  über  Dauer,  Wirksamkeit  und  In- 
krafttreten des  Zusatz-Übereinkommens  entsprechen  den  bisherigen  Vorgängen. 


Anlagen. 

Proces-verbal  final 

de  la  P®  Conference  de  revision  de  la  Convention  interationale  sur  le  transport 
de  marchandises  par  chemins  de  fer. 

Les  soussignes,  Delegues  des  Gouvernements  de  l'Allemagne,  de  TAutriche 
de  la  Belgique,  de  la  France,  de  la  Hongrie,  de  Tltalie,  du  Luxembourg,  des 
Pays-Bas,  de  la  Russie  et  de  la  Suisse,  se  sont  r^unis  ä  Paris  le  16  mars  1896» 
afin  d'examiner,  aux  termes  de  l'article  59  de  la  Convention  du  14  octobre  1890 
sur  le  transport  de  marchandises  par  chemins  de  fer,  les  ameliorations  des 
modifications  jug^es  necessaires  ä  ladite  Convention.  ||  A  la  suite  des  d^liberations 
consignees  dans  les  proces-verbaux  des  s^ances,  les  soussignes  ont  arrete  le 
projet  de  Convention  additionnelle  ci-apres,  qu'ils  s'engagent  ä  soumettre  ä 
l'approbation  de  leurs  Gouvernements  respectifs: 

Article  preraier. 
La   Convention   internationale    du  14  octobre   1890  est    niodifiee    comme 
il  suit: 

I.  —  Article  6.  II  est  ajoute  ä  la  lettre  l  de  l'article  6  un  4''  alinea 
ainsi  con^u:  ||  Si  la  gare  d'expeditiou  a  choisi  une  autre  voie,  eile  doit  en 
aviser  l'expediteur. 

II.  —  Article  7.  ||  Le  4®  alinea  aura  la  teneur  suivante:  ||  Les  Dispositions 
reglementaires  fixeront  la  surtaxe  qui,  en  cas  de  declaration  inexacte  du 
contenu  ou  d'indication  d'un  poids  inferieur  au  poids  reel,  ainsi  qu'en  cas  de 
surcharge  d'un  wagon  Charge  par  l'expediteur,  devra  etre  payee  aux  chemins 
de  fer  ayant  pris  part  au  transport,  sans  prejudice,  s'il  y  a  lieu,  du  payement 
complömentaire  de  la  difference  des  frais  de  transport  et  de  toute  indemnite 
pour  le  dommage  qui  en  resulterait,  ainsi  que  de  la  peine  encourue  en  vertu 
des  dispositions  pönales  ou  des  rfeglements  de  police.  ||  II  est  en  outre  ajoute 
un  5®  alinea  ainsi  congu:  ||  La  surtaxe  n'est  pas  due:  ||  a)  En  cas  d'indication 
inexacte    du    poids,   lorsque   le    pesage    par  le  chemin   de  fer   est  obligatoire 
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d'apres   les   iirescriptions    en   vigueur   ä   la    Station    expeditrice.  |1  b)   Eii  cas   Nr.  nee»;. 
d'indication  inexacte  du  poids  ou  de  surcharge  d'un  wagon,  lorsque  l'expeditcur    ^f''*^^" 
a  demande  dans  la  lettre  de  voiture  que  le  pcsage  soit  effectuö  par  le  chemini6.junii8'<t8. 
de  fer.  ||  c)  En  cas  de  surcharge  occasionnee,  au  cours  du  transport,  par  des 
iufluences    atmospheriques ,    si    l'expediteur    prouve    qu'il    s'est   conforme ,    en 
chargeant  le  wagon,  aux  prescriptions  en  vigueur  k  la  Station  expeditrice. 

III.  —  Article  12.  Le  4®  alinea  aura  la  tcneur  suivante:  |1  En  cas 
d'application  irr^guliere  du  tarif  ou  d'erreurs  de  calcul  dans  la  fixation  des 
frais  de  transport  et  des  frais  accessoires,  la  difference  en  plus  ou  en  moins 
devra  ßtre  remboursee.  L'action  en  rectification  est  prescrite  par  un  an  ä 
partir  du  jour  du  payement,  lorsqu'il  n'est  pas  intervenu  entre  les  parties  une 
reconnaissance  de  la  dette,  une  transaction  ou  un  jugement.  Les  dispositions 
contenues  dans  l'article  45,  alineas  3  et  4,  sont  applicables  ä  la  prescription 
mentionnee  ci-dessus.  La  disposition  de  l'alinea  1  de  l'article  44  ne  s'applique 
pas  dans  ce  cas. 

IV.  —  Article  13.  Le  l*"^  alinea  aura  la  teueur  suivante:  |1  L'expediteur 
pourra  grever  la  marcbandise  d'un  reraboursement  jusqu'ä  concurrence  de  sa 
valeur.  Le  reraboursement  peut  etre  refuse  pour  les  marchandises  dont  Ic 
prix  de  transport  peut  etre  r^clame  d'avance  par  le  chemin  de  fer  (article  12, 
alinea  2). 

V.  —  Article  15.  Le  1"*  alinea  aura  la  teneur  suivante:  1|  L'expediteur 
a  seul  le  droit  de  disposer  de  la  marcbandise,  soit  en  la  retirant  h  la  gare 
de  depart,  soit  en  l'arretant  en  cours  de  route,  soit  en  la  faisant  delivrer,  au 
lieu  de  destination,  ou  en  cours  de  route,  ou  encore  ä  une  Station  situee  soit 
au  delä  de  point  de  destination,  soit  sur  en  embranchement,  ä  une  personnc 
autre  que  celle  du  destinataire  indiquee  sur  la  lettre  de  voiture.  Le  chemin 
de  fer  peut  k  son  gre,  ä  la  demande  de  l'expediteur,  accepter  des  dispositions 
ulterieures  tendant  ä  l'etablissement,  ä  l'augmeutation,  k  la  diminution  ou  au 
retrait  de  remboursements ,  ou  bleu  k  l'affrauchissement  des  envois.  Des 
dispositions  ulterieures  autres  que  Celles  indiquees  ci-dessus  ne  sont  pas 
admises. 

VL  —  Article  26.  Le  2*  alinea  aura  la  teneur  suivante:  ||  Si  le  duplicata 
n'est  pas  represente  par  l'expediteur,  celui-ci  ne  pourra  intenter  l'action  que 
si  le  destinataire  l'a  autorise  k  le  faire,  ä  moins  qu'il  n'apporte  la  preuve  que 
le  destinataire  a  refuse  la  marcbandise. 

VII,  —  Article  31.  Les  chiifres  1°,  3°  et  6°  auront  la  teneur  suivante: jj 
1°  De  l'avarie  survenue  aux  marchandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des 
tarifs  ou  de  Conventions  passees  avec  l'expediteur  et  mentionnees  dans  la  lettre 
de  voiture,  sont  transportees  en  wagons  decouverts,  ||  en  tant  que  l'avarie  sera 
resultee  du  danger  inherent  ä  ce  mode  de  transport;  ||  3°  De  l'avarie  survenue 
aux  marchandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des  tarifs  ou  des  Conventions 
speciales  passees  avec  l'expediteur  et  mentionnees  dans  la  lettre  de  voiture, 
en   tant  que  de  telles  Conventions  sont  autorisees  sur  le  territoire  de  l'lltat 
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Nr.  11666.  oü  ellcs  soiit  appliquees,  ont  ete  chargees  par  l'expediteur  ou  dechargees  par 
Staaten     ^®    destiuataire ,  ||  en   taut   que    l'avarie    sera   r^sultee    da  danger  inlierent  ä 

i6,Jnnii838. l'operation  du  chargeraent  et  du  d^chargement,  ou  d'un  chargement  defectueux:|l 
6°  De  l'avarie  survenue  aux  marcliandises  et  bestiaux  dout  le  transport,  aux 
termes  des  tarifs  ou  des  Conventions  passees  avec  l'expediteur  et  mentionnees 
dans  la  lettre  de  voiture,  ne  s'effectue  que  sous  escorte,  ||  en  tant  que  l'avarie 
est  resultee  du  danger  que  l'escorte  a  pour  but  d'ecarter. 

VIII.  —  Article  36.  Le  1^'  alinea  sera  complete  par  l'adjonction 
suivante:     II  sera  donne  acte  par  ecrit  de  cette  reserve. 

IX.  —  Article  38.  Dans  le  2*^  alinea  du  texte  frangais,  les  mots  „que 
l'expediteur  aura  ä  payer"  seront  remplaces  par  les  mots  „qui  devra  etre 
payöe". 

X.  —  Article  40.  Les  mots  „delai  de  transport"  seront,  dans  le  texte 
frauQais,  remplaces  partout  par  les  mots  „delai  de  livraisou". 

XI.  —  Article  44.  Le  mot  „sept"  qui  figure  au  cbilfre  2  sera  remplace 
par  le  mot  „quatorze". 

XII.  —  Article  45.  Cet  article  sera  complete  par  l'adjonction  d'un 
4®  alinea  ainsi  congu:  ||  En  cas  de  reclamation  ecrite,  adressee  au  cbemin  de 
fer  par  l'ayant  droit,  la  prescription  cesse  de  courir  tant  que  la  reclamation 
est  en  suspens.  Si  la  reclamation  est  repoussee,  la  prescription  reprend  sou 
cours  ä,  partir  du  jour  oü  le  cbemin  de  fer  a  notifie  par  ecrit  sa  reponse  au 
reclamant  et  restitue  les  pieces  justificatives  qui  auraient  ete  jointes  ä  la 
reclamation.  La  preuve  de  la  reception  de  la  reclamation  ou  de  la  reponse 
et  Celle  de  la  restitution  des  pieces  sont  ä  la  Charge  de  celui  qui  invoque  ce 
fait.  Les  reclamations  ulterieures  adress^es  au  cbemin  de  fer  ou  aux  autorites 
superieures  ne  suspendent  pas  la  prescription. 

Article  2. 

Les  Dispositions  reglementaires  de  la  Convention  du  14  octobre  1890  et 
leurs  annexes  sont  modifiees  comme  il  suit: 

I.  —  Paragrapbe  2.  ||  Le  1"  alinea  aura  la  teneur  suivante:  ||  Sont 
obligatoires  pour  les  lettres  de  voiture  internationales  les  formulaires  prescrits 
par  l'annexe  2.  Ces  formulaires  doivent  etre  imprimes  pour  la  petite  vitesse 
sur  papier  blane,  pour  la  grande  vitesse  sur  papier  blanc  avec  une  bände 
rouge  au  bord  sup^rieur  et  au  bord  inf^rier,  au  recto  et  au  verso.  Les  lettres 
de  voiture  seront  certifiees  conformes  aux  prescriptions  de  la  presente 
Convention  par  l'apposition  du  timbre  d'un  chemin  de  fer  ou  d'un  groupe  de 
chemins  de  fer  du  pays  expediteur.  ||  Au  3^  alinea,  les  mots  „der  geschriebenen 
Worte"  qui  figurent  dans  le  texte  allemand  seront  supprimes.  ||  II  est  ajoute 
un  8®  et  un  9®  alinea  ainsi  congus:  ||  II  est  permis  d'ins6rer  dans  la  lettre  de 
voiture,  mais  ä  titre  de  simple  Information  et  sans  qu'il  en  r^sulte  ni  Obli- 
gation, ni  responsabilite  pour  le  chemin  de  fer,  les  mentions  suivantes:  || 
„Envoi  de  N.  N."  ||  „Par  ordre  de  N.  N."  ||  „A  la  disposition  de  N.  N."  ||  „Pour 


Büuduisse,  Verträge,  Kouventionen,  Protokolle  etc.  35 

etre  reexpedie  ä  N.  N."  ||  „Assure  aupres  de  N.  N."  ||  Ces  raentions  ne  peuvent  Nr.  iieoe. 
s'appliquer  qu'ä  rensemble  de  rexp6dition  et  doivent  etre  inserees  au  bas  du  g7aat!fn" 
verso  de  la  lettre  de  voiture.  i6.Junii89S. 

II.  —  Paragraplie  3.  Ce  paragraphe  aura  la  teneur  suivante:  ||  Lorsque 
des  marchandises  designees  au  paragraphe  l""^  (alinea  4)  et  dans  rannexe  1 
auront  etö  remises  au  transport  avec  une  declaration  inexacte  ou  incomplete, 
ou  que  les  prescriptions  de  sürete  iudiquees  dans  l'annexe  1  n'auront  pas  ete 
observ^es,  la  surtaxe  sera  de  15  francs  par  kilogramrae  du  poids  brut  du 
colis  entier.  (|  Daus  tous  les  autres  cas,  la  surtaxe  prevue  par  l'article  7  de 
la  Convention  pour  declaration  inexacte  du  contenue  d'une  expedition  sera  de 
1  franc  par  lettre  de  voiture  lorsque  cette  declaration  ne  sera  pas  de  uature 
ä  entrainer  une  reduction  du  prix  de  transport;  sinon,  eile  sera  du  double  de 
la  difference  entre'le  prix  de  transport  du  contenu  declare  et  celui  du  contenu 
constate,  calcule  du  point  d'exp6dition  au  point  de  destination,  et  en  tout  cas 
eile  sera  au  minimum  de  1  franc.  ||  En  cas  d'indication  d'un  poids  inferieur 
au  poids  reel  d'une  expedition,  la  surtaxe  sera  le  double  de  la  difference 
entre  le  prix  de  transport  du  poids  declare  et  celui  du  poids  constate,  depuis 
le  point  d'expedition  jusqu'au  point  de  destination.  jj  En  cas  de  surcharge  d'un 
wagon  Charge  par  l'expediteur,  la  surtaxe  sera  de  6  fois  le  prix  de  transport 
du  poids  depassant  la  Charge  perraise,  du  point  d'expedition  au  point  de 
destination,  Lorsqu'il  y  aura  en  meme  temps  indication  d'un  poids  inferieur 
au  poids  reel  et  surcharge,  la  surtaxe  pour  indication  d'un  poids  inferieur  au 
poids  reel  et  la  turtaxe  afferente  ä  la  surcharge  serout  pergues  cumulative- 
ment.  ||  La  surtaxe  pour  surcharge  (alinea  4)  est  per^ue:  ||  a)  En  cas  d'emploi 
de  wagons  qui  ne  portent  qu'une  seule  inscription  indiquant  le  poids  du 
chargement  qu'ils  peuvent  recevoir,  lorsque  le  poids  normal  de  chargement  ou 
la  capacite  de  chargement  indiques  est  depasse  du  plus  de  5  p.  100  lors  du 
chargement.  ||  b)  En  cas  d'emploi  de  wagons  portant  deux  inscriptions  dont 
l'une  se  rapporte  au  poids  normal  de  chargement  (Ladegewicht),  et  l'autre  au 
poids  maximum  de  chargement  (Tragfähigkeit),  lorsque  la  surcharge  depasse 
d'une  maniere  quelconque  le  poids  maximum  de  chargement. 

in.  —  Paragraphe  4.  Ce  paragraphe  sera  complete  par  uu  2°  alinea 
ainsi  congu:  ||  Lorsqu'un  expediteur  a  l'habitude  d'expedier,  ä  la  meme  Station, 
des  marchandises  de  meme  nature  necessitant  un  emballage  et  que  ces 
marchandises  sont  remises  sans  emballage  ou  avec  un  emballage  presentaut 
toujours  les  memes  defauts,  il  peut,  ä  la  place  de  la  declaration  speciale  h 
chaque  expedition,  se  servir,  une  fois  pour  toutes,  du  formulaire  de  declaration 
generale  pr6vu  ä  l'annexe  3  a.  Dans  ce  cas,  la  lettre  de  voiture  doit  contenir, 
en  sus  de  la  reconnaissance  prevue  h  l'alinea  2  de  l'article  9,  la  mention  de 
la  declaration  generale  remise  ä  la  Station  expeditrice. 

IV.  —  Paragraphe  5.  Le  paragraphe  5  des  Dispositions  reglementaires 
se  rapportant  ä  l'article  13  de  la  Convention  est  supprime;  il  est  remplace 
par  un  nouveau  paragraphe  5  visant  l'article  12  de  ladite  Convention  et  ainsi 
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Nr.  11666.  coiiQu:  |I  La  Station  expeditrice  devra  specifier,  daiis  le  duplicata  de  la  lettre 

Vertrags-   ^^  voiture,  Ics  frais   pergus  en  port  payö  inscrits  par  eile  dans  la  lettre  de 

le.jnni  1898.  voiture.  II  La   production    du    duplicata   de    la   lettre    de    voiture    suffit   pour 

introduire    la   reclamation    prevue  ä  l'article  12   alinea  4,    de  la  Convention, 

lorsque  les  frais  de  transport  ont  ete  liquides  au  moment  de  la  remise  de  la 

marchandise  au  transport. 

V.  —  Paragraphe  9.  Les  alineas  2  et  3  auront  la  teneur  suivante:  j 
Daus  ce  cas,  il  est  permis  de  percevoir  une  taxe  suppleraentaire  calculee  par 
fraction  indivisible  de  10  francs  et  de  10  kiloraetres,  qui  ne  pourra  pas 
depasser  0  fr.  025  par  1000  francs  et  par  kilometre,  sur  le  montant  reel  de 
la  somme  declarec.  ||  Le  minimura  de  la  perception  est  fixe  ä  0  fr.  50  pour 
le  parcours  total. 

VL  —  Annexe  1  des  Dispositions  reglementaires.  Le  texte  frangais 
recevra  les  raodificatious  suivantes: 

]sl°  I.  Remplacer  0,06  metre  cube  par  0 metre  cube,  060  decimetres  cubes. 

„  1,2  metre  cube  par  1  metre  cube,  200  decimetres  cubes. 

„  1,55  litre  par  1  litre,  55  centilitres. 

„  15,50  litres  par  15  litres,  50  centilitres. 

0,825  litre  parO  litre,  825  millilitres. 
„  0,015  metre  par  0  metre,  015  millimetres. 

„  2,5  kilogrammes  par  2  kilogrammes,  500  grammes. 

1,2  metre  cube  par  1  metre  cube,  200  decimetres  cubes. 
„  1,2  metre  cube  par  1  metre  cube,  200  decimetres  cubes- 

„  0,5  gramme  par  0  gramme,  50  centigrammes. 

0,5  metre  cube  par  0  metre  cube,  500  decimetres  cubes. 
N°  XLIV.  „  1,34  litre  par  1  litre,  34  centilitres. 

13,40  litres  par  13  litres,  40  ceutrilitres. 
1,86  litre  par  1  litre,  86  centilitres. 
0,9  litre  par  0  litre,  90  centilitres. 
0,8  litre  par  0  litre,  80  centilitres. 

VII.  —  Annexe  1.  Le  chiffre  XII  est  raodifie  comme  il  suit:  ||  La  chaux 
d'epuraton  du  gaz  (chaux  verte)  n'est  transport^e  que  dans  des  wagons  de- 
couverts. 

VIII.  —  Annexe  2.  Outre  la  modification  visee  par  l'alinea  l''''  du  para- 
graphe 2  des  Dispositions  reglementaires  (chiffre  I  ci-dessus),  le  formulaire 
de  la  lettre  de  voiture  et  du  duplicata  est  modifie  comme  il  suit:  ||  1°  Une 
premiere  rubrique  sera  introduite  pour  indiquer  la  capacite  de  chargement 
ou,  le  cas  echeant,  la  surface  de  plancher  du  wagon  eraploye  pour  le  trans- 
port, lorsqu'il  s'agit  d'exp6ditions  par  wagons  complets.  ||  2°  II  sera  ins^rö  un 
nota  d'apres  lequel  l'expediteur  aura  ä  inscrire  dans  la  lettre  de  voiture  les 
nnmeros  des  wagons  charges  par  ses  soins. 

3°  Le  verso  du  duplicata  recevra  une  partie  imprimee  identique  au  verso 
de  la  lettre  de  voiture.  Ij  En  consequence,  l'annexe  2   des  Dispositions  regle- 
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mentaires  est  remplacee  par  la   nouvelle  annexc  2  ci-jointe.  j]  11  est  imparti  Nr.  ueee. 
un  d61ai  d'une  annee,  ä  dater  de  l'entree  en  vigueur  des  presentes  dispositions,    gj^^'^gf,^" 
pendant  lequel   les   lettres   de  voiture   et  les   duplicatas   conformes  au  modele  ic.Jnniisas. 
de  1890  pourront  encore  etre  employ^s  dans  le  trafic  international.    Ce  d^lai 
expir6,  les  lettres   et  duplicatas  6tablis  d'apres  le  nouveau  formulaire  seront 
seuls  admis. 

IX.  —  II  sera  ajoute  au  paragraphe  4   des  Dispositions  r^leraentaires 
une  annexe  3  a  ainsi  congue: 

Annexe  3a. 
Leclaration  generale. 

Le  bureau    de    marchandises   du   chemin   de    fer  . a. 

sur  raa  (notre)  demande,  accepte  au  transport  toutes  les 

marcliandises   ci-apres   designees,  qui  ä  partir    de    ce  jour   lui   seront  remises 
par  moi  (nous)  dans  ce  but,  savoir: 

Je  (nous)  reconnais  (sons)  formellement  par  la  presente  que  ces  marclian- 
dises ont  ete  remises  au  transport 
saus  emballage*) 
avec  un  emballage  defectueux  notamment*): 

en  tant  qu'il  aura  ete  fait  mentiou  de  cette  declaration  generale  dans  la  lettre 

de  voiture  respective. 

le 18  ...  . 

X.  —  Annexe  4.     Cette   annexe   est   modifiee  ainsi  qu'il   est  indique  ci- 
apres  : 

A  n  n  0  X  e    4. 

Disposition  ulterieure. 

lo 18  ...  . 

La  gare  de du  chemin   de  fer  de 

est  priee  de  ne  pas  livrer  au  destinataire  M a ,  .  .  . 

designe  dans  la  lettre  de  voiture  du 18  ...  .  l'expedition 

ci-apres  specifiee: 


Marques 

et 
Numeros 


mais  de 


Nombre 


Nature 

de 

l'eml»allag( 


Üesignation  de  la 
march  andisc 


Poids  eil 
Icilogr. 


*)  On  rayera,  Selon  le  conditionnemeut  de  la  marcliandise,  les  mots  „Sans  emballage" 
ou  ,,avec  un  emballage  defectueux  notamment". 
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Nr.  11666.       1°  La  faire  retourner  ä  mon  adresse. 

Vertrags-       ^o  ^Jq^^q^q^  ^  -^ ä statioQ  du  chemin 


Staaten. 

i6.jnnii89s.  de  fcr  de 


3°  Livrer  seulement  contre  payeraent  du  montant  du   remboursement ,   soit 

'- ^=  (Ell  toutes  lettres.) 

4°  Ne  pas  livrer  contre  payement  du  remboursement  indique  dans  la  lettre 

de   voiture,    mais    d'un    remboursement    de   =^         =-  ==    (En 

toutes  lettres.) 
5°  Livrer  sans  recouvrer  le  montant  du  remboursement. 

6°  Livrer  franco. 

(Signature.) 
Observation.   —    On  rayera  la  disposition  qui  ne  convient  pas  ä   chaque  cas 
particulier. 

Article  3. 

Le  Protocole  du  14  octobre  1890  est  modifi6  comme  il  suit: 
L  Le  l*'  alinea  du  1°  sera  complete  par  l'addition  suivante:  ||  Si  les 
lignes  intermediaires  de  transit  ne  sont  pas  exploitees  par  une  administration 
de  cet  £tat,  les  Gouvernements  interesses  peuvent  neanmoins  convenir,  par  des 
arrangements  particuliers,  de  ne  pas  considerer  comme  interiiationaux  les 
transports  dont  il  s'agit. 

IL  II  est  ajoute  un  alinea  5°  de  la  teneur  suivante:  ||  Au  sujet  de  l'ar- 
ticle  60,  il  est  entendu  que  la  Convention  internationale  engage  chaque  £tat 
contractant  pour  une  duree  de  trois  ans  ä  partir  du  jour  de  son  entree  en 
vigueur  et  pour  de  nouvelles  periodes  successives  de  trois  annees,  tant  qu'un 
Etat  n'aura  pas  annonce  aux  autres  Etats,  un  an  au  plus  tard  avant  l'expi- 
ration  de  l'une  de  ces  periodes,  son  intention  de  se  retirer  de  la  Convention. 

Article  4. 

La  presente  Convention  additionnelle  aura  la  meme  dur^e  et  vigueur  que 
la  Convention  du  14  octobre  1890  dont  eile  devient  partie  integrante.  Elle 
sera  ratifiee  et  l'echange  des  ratifications  aura  lieu  aussitot  que  faire  se  pourra, 
dans  la  forme  adoptee  pour  la  Convention  elle-meme  et  les  actes  additonnels 
a  ladite  Convention.     Elle  entrera  en  vigueur  trois  mois  apres  cet  echange. 

Les  soussignes  expriment  le  voeu  qu'une  edition  de  la  Convention  du 
14  octobre  1890,  teile  qu'elle  est  completee  par  le  projet  de  Convention  addi- 
tioneile ci-dessus,  ainsi  que  par  la  Declaration  du  20  septembre  1893  et  par 
l'Arrangement  du  16  juillet  1895,  soit  imprimee  par  les  soins  de  l'Office 
central,  aussitot  que  ces  trois  derniers  actes  auront  ete  ratifies  par  tous  les 
Etats  contractants. 

En  foi   de   quoi,  les   Delegues    soussignes    ont    arrete  le   present  proces- 

verbal  final  dont  un   exemplaire,   certifie   conforme,   sera  remis  h  chacun  des 

Gouvernements  representös. 

Eait  k  Paris,  le  2  avril  1896. 

(Unterschriften,') 
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Anlage  IIL  Nr.  iieee. 

Übersicht    der  Abweichungen    des   Zusatzübereinkomraens   vom    16.  Juni  1898  ^s^aaTe^n' 
von  dem  Entwurf  im  Schlufsprotokoll  der  Pariser  Konferenz  vom  2.  April  1896.  ißJun'ifess. 

1.  Im  Artikel  1  Ziffer  VII  ist  im  französischen  Texte  zu  Artikel  31 
Ziffer  3  hinter  den  Worten  „de  Conventions"  das  Wort  „speciales"  dem 
deutschen  Texte  entsprechend  gestrichen  worden. 

2.  Artikel  1  Ziffer  IX  lautet  nunmehr  im  deutschen  Texte:  Artikel  38. 
Im  Absatz  2  werden  die  Worte:  „welchen  der  Absender  zu  zahlen  hat"  ersetzt 
durch  die  Worte:  „welcher  zu  zahlen  ist."  Im  französischen  Texte  sind  die 
Worte:  „du  texte  frangais"  gestrichen.  Dies  entspricht  dem  Beschlüsse  des 
Bundesrats  vom  4,  März  1897. 

3.  Im  Artikel  2  Ziffer  II  ist  zur  neuen  Fassung  des  §  3  der  Ausführungs- 
bestimmungen im  deutschen  Texte  der  Ausdruck  „§  1  Absatz  4"  bericlitigt 
in  §  1  Ziffer  4",  und  im  französischen  Texte  dementsprechend  die  Worte 
„au  paragraphe  1^''"  (aliuea  4)"  in  „au  4°  du  paragraphe  V  "  abgeändert. 

4.  Im  Artikel  2  Ziffer  VI  beider  Texte  des  Zusatzübereinkommens  sind 
verschiedene  rein  formelle  Änderungen  am  französischen  Texte  der  Aus- 
führungsbestimmungen vorgenommen,  die  teils  durch  den  französischen  Sprach- 
gebrauch bedingt  sind,  teils  die  Berichtigung  von  Druckfehlern  enthalten. 

Im  Artikel  2  Ziffer  VII  ist  in  beiden  Texten  ein  zweiter  Absatz  ein- 
geschaltet worden,  wodurch  ein  Fehler  im  französischen  Texte  des  ersten  Ab- 
satzes von  Ziffer  3  der  Nr.  XXVII  der  Anlage  1,  dem  deutschen  Text  ent- 
sprechend, dahin  verbessert  wird,  dafs  das  vor  den  Schlufsworten  „fermes 
hermetiquement"  bisher  beigefügte  Wort  „non"  weggelassen  ist. 

6.  Im  Artikel  4  ist,  den  thatsächlicheu  Verhältnissen  entsprechend,  im 
deutschen  Text  anstatt  des  zweimal  vorkommenden  Wortes  „Austausch"  gesetzt 
worden  „Niederlegung",  und  im  französischen  Texte  statt  der  Ausdrücke 
„r^change"  und  „cet  echange"  die  Worte  „le  depöt"  und  „ce  depöt". 


Nr.  11667.  DEUTSCHES  reich  und  NIEDERLANDE.  —  Überein- 
kunft zwischen  Deutschland  und  den  Niederlanden, 
betreffend  die  Ausdehnung  der  über  die  gegen- 
seitige Zulassung  der  in  den  Greuzgemeinden  wohn- 
haften Ärzte,  Wundärzte  und  Hebammen  zur  Aus- 
übung der  Praxis  unter  dem  11.  Dezember  1873 
getroffenen  Übereinkunft  auf  die  Ti  erär  z  t  e.  Vom 
23.  Februar  1898. 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  l'Erapire   ur.  nee:. 
Allemand,  d'une  part,   et  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas,  et  en  Son  nom  deutsches 
la  Reine-Regente  du  Royaume  des  Pays-Bas,    d'autre  part,   ayant  juge  utile  Niederlande. 
d'autoriser  reciproquement  ä  l'exercice    de   leur    art    les   veterinaires   residant^^Feb.iess- 
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Nr.  11667,  dans  las  communes  limitrophes,  ont  resolu  de  conclure  une  Convention  ä  cet 

^ekh^u^  effet   et    ont  nomme  dans    ce    but    pour  Leurs  Plenipotentiaires,    savoir:  ||  Sa 

>iiederiande.  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse:  ||  Monsieur  le  Baron  Fi-angois 

2o.Feb.  1898. -gg^j^  de  Brincksn ,    Conseiller   intime   actuel,    Chevalier   de  l'ordre  de  l'Aigle 

Rouge,  premiere  Classe  etc.,  etc.,  etc.,  Son  Envoye  extraordinaire  et  Ministre 

plenipotentiaire  pres  la  Cour  Royale  des  Pays-Bas;  ||  Sa  Majest^  la  Reine- 

Regente  du  Royaume  des  Pays-Bas:  ||  Monsieur  Guillaume  Henri  de  Beaufort, 

Chevalier  de  l'ordre  dn  Lion  Neerlandais  etc.,  etc.,  etc.,  Ministre  des  Affaires 

Etrangeres;  |j  lesquels,  apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs,   trouves 

en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Article  premier. 

Les  veterinaires  allemands  etablis  dans  les  communes  allemandes  limi- 
trophes des  Pays-Bas,  et  les  veterinaires  neerlandais  etablis  dans  les  communes 
neerlandaises  limitrophes  de  l'Allemagne  jouiront  en  ce  qui  concerne  l'exercice 
de  leur  art  —  y  compris,  dans  le  cas  oü  aucun  pharmacien  ne  serait  etabli 
dans  la  commune,  la  preparation  et  la  delivrance  de  medicaments  destines  au 
betail  soumis  ä  leur  traitement  — ,  des  avantages  stipules  par  la  Convention, 
conclue  le  11  deccmbre  1873  entre  l'Allemagne  et  les  Pays-Bas,  sous  les 
conditions  enoncees  aux  articles  3  et  4  de  ladite  Convention. 

Article  2. 

Sont  exclus  du  benefice  de  l'article  precedent:  dans  les  Pays-Bas,  les 
veterinaires  allemands,  qui  ne  possedent  pas  un  diplome  delivre  en  conformite 
des  dispositions  du  §  29  de  la  „Reichs -Gewerbeordnung"  et  des  ordonnances 
reglementaires  concernant  l'exercice  de  l'art  veterinaire,  et  en  Allemagne,  les 
veterinaires  neerlandais  qui  ne  jouissent  de  la  faculte  d'exercer  l'art  veterinaire, 
qu'en  vertu  des  articles  15  et  16  de  la  loi  neerlandaise  du  8  juillet  1874, 
modifiee  par  Celles  du  4  avril  1875  et  du  15  avril  1886. 

Article  3. 

Les  veterinaires  allemands,  qui  feraient  usage  de  l'autorisation  accordee 
par  cette  Convention,  seront  exempts  dans  les  Pays-Bas  de  toute  contribution 
directe,  qui  pourrait  leur  etre  imposee  en  vue  de  l'exercice  de  leur  art  dans 
les  communes  limitrophes  ou  des  reveuus,  qui  en  proviennent.  |i  Les  veterinaires 
neerlandais  seront,  sous  les  memes  conditions,  exempts  en  Allemagne  de  toute 
contribution  analogue. 

Article  4. 

La  präsente  Convention  sera  ratifiee  et  l'echange  des  ratifications  se  fera 
ä  la  Haye,  le  plus  tot  possible.  ||  Elle  entrera  en  vigueur  six  semaines  apres 
l'dchange    des    ratifications    et    aura    la    meme    duree    que    la    Convention    du 
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11.  decerabre  1873  a  laquelle  eile  se  rapporte.  |1  En  foi  de  quoi,  las  pleni-  Nr.  ugg; 
potentiaires  ont  signe  la  presente  Convention  et  y  ont  appose  les  sceaux  de  ^''"^'f'"''' 
leors  armes.  NiodorUndo. 

Fait,  en  double,  ä  la  Haye  le  23  fevrier  1898.  23.Fob.i898. 

(L.  S.)  Brincken.  (L.  S.)  W.  H.  de  Beaufort. 


Denkschrift, 

dem  Deutschen  Reichstage  bei  Einbringung  des  vorstehenden  Vertrages 

vorgelegt.     9.  Dezember  1898. 

In  dem  mit  den  Niederlanden  wegen  gegenseitiger  Zulassung  von  Medizinal- 
personen zur  Praxis  in  den  Grenzgemeinden  abgeschlossenen  Übereinkommen 
vom  11.  Dezember  1873  (Reichs-Gesetzbl.  1874  S.  99)  haben  die  Tierärzte 
keine  Erwähnung  gefunden.  Nachdem  inzwischen  in  den  Niederlanden  gesetz- 
liche Bestimmungen  über  die  Erlangung  des  Tierarztdiploms  erlassen  worden 
sind,  erschien  es  zweckmäfsig,  einer  Anregung  der  niederländischen  Regierung 
entsprechend,  die  bezeichnete  Übereinkunft  auf  die  beiderseitigen  approbierten 
Tierärzte  zu  erstrecken.  Demzufolge  ist  die  vorliegende  Übereinkunft  ab- 
geschlossen worden,  zu  der  im  einzelnen  folgendes  zu  bemerken  ist: 

Durch  die  im  Artikel  2  bezüglich  der  niederländischen  Tierärzte  ent- 
haltene Bestimmung  wird  die  Übereinkunft  auf  solche  niederländischen  Tier- 
ärzte beschränkt,  welche  das  Diplom  als  „Veearts"  besitzen. 

Zu  Artikel  3  Absatz  2  ist  zu  erwähnen,  dafs  eine  besondere  Besteuerung 
der  tierärztlichen  Praxis  als  solcher  in  Preufsen  nicht  stattfindet. 

Von  dem  Erfordernis  einer  jährlichen  gegenseitigen  Mitteilung  eines 
Verzeichnisses  der  betreffenden  Tierärzte  (Artikel  6  der  Übereinkunft  vom 
11.  Dezember  1873)  konnte  abgesehen  werden. 


Nr.    11668.     ÖSTERREICH -UNGARN    und  JAPAN.  —    Handels-  und 
Schiffahrtsvertrag. 

Wien,  5.  Dezember  1897. 

Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon  et  Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche,  ^^  jj^^g 
Roi   de  Boheme,   etc.   et  Roi  Apostolique   de  Hongrie,  animes  d'un  egal  desir  österreicii- 
de  maintenir   les  bons  rapports  dejä  heureusement  etablis  entre  Eux  en  eten-  „„aXpan 
dant  et  en  augnientant  les  relations  entre  leurs  Etats  respectifs,  et  persuades  5.  nez.  iso;. 
que    ce    but  ne    saurait    etre    mieux    atteint    que    par    la    revision    du    Traite 
jusqu'ici   en   vigueur  entre  leurs  Pays  ont  resolu  de  proceder  ä  cette  revision 
sur  les  bases  de  l'equite  et  de  l'interet  mutuels  et  ont  nomme  ä  cet  effet,  pour 
leurs  Plenipotentiaires,  savoir :  ||  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon :  |j  Le  Sieur 
Takahira  Kogoro,    Shoshii,    2eme   classe   de   l'Ordre  Imperial   du  Soleil  levant, 
Son  Envoy^   extraordinaire   et  Ministre  plenipotentiaire  ä  Vienne,  H   et  ||  Sa 
Majeste  l'Empereur   d'Autriche,    Roi   de  Boheme,   etc.   et  Roi  Apostolique   de 
Hongrie :  ||   Le  Sieur  Agenor  Goluchowski  de  Goluchowo,  Son  Conseiller  intime 
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Nr.  11668.  actuel,  ChambellaD,  Ministre  de  la  Maisoii  Imperiale  et  Royale  et  des  affaires 

Ungarn  "  ötrangeres,  Chevalier  de  l'Ordre  de  la  Toison  d'Or  et  Chevalier  de  Ure  classe 

und  Japan,  de  l'Ordre  Imperial  de  la  Couronne  de  fer,  |j  lesquels,  apres  s'etre  communique 

''leurs  pleins  pouvoirs  trouves  en  bonne  et  due  forme,   ont  conclu  le  prösent 

Trait^  de  commerce  et  dQ  navigation. 

Article  I. 
Les  Sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  auront  toute 
liberte  d'entrer,  de  voyager  ou  de  resider  en  un  lieu  quelconque  des  territoires 
de  l'autre,  et  y  jouiront  d'une  pleine  et  entiere  protection  pour  leurs  personnes 
et  leurs  proprietes.  ||  Ils  auront  un  libre  et  facile  acces  aupres  des  tribunaux 
de  justice  tant  pour  reclamer  que  pour  defendre  leurs  droits;  ils  seront,  sur 
le  meme  pied  que  les  nationaux,  libres  de  choisir  et  d'employer  des  avoues, 
avocats  et  mandataires  afin  de  poursuivre  et  de  defendre  leurs  droits  devant 
ces  tribunaux.  Quant  aux  autres  matieres  qui  se  rapportent  ä  Tadministration 
de  la  justice,  ils  jouiront  de  tous  les  droits  et  Privileges  dont  jouissent  les 
nationaux.  ||  Pour  tout  ce  qui  concerne  le  droit  de  resider  et  de  voyager,  de 
posseder  des  biens  et  effets  mobiliers  quelconques,  de  disposer  de  quelque 
maniere  que  ce  soit  des  biens  de  toutes  sortes  qu'ils  peuvent  legalement 
acquerir,  et  transmettre  par  succession,  par  testament  ou  autre  maniere,  les 
Sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  jouiront,  dans  les  territoires 
de  l'autre,  des  memes  Privileges,  libertes  et  droits  que  les  nationaux  ou  les 
Sujets  de  la  nation  la  plus  favorisee  sans  pouvoir  etre  tenus  ä  acquitter  des 
impots  ou  taxes  autres  ou  plus  eleves.  Les  sujets  de  chacune  des  Hautes 
Parties  contractantes  jouiront,  dans  les  territoires  de  l'autre,  d'une  entiere 
liberte  de  conscience  et  pourront,  en  se  conformant  aux  lois,  ordonnances  et 
reglements  du  pays,  se  livrer  ä  l'exercice  prive  ou  public  de  leur  culte;  ils 
jouiront  aussi  du  droit  d'inhumer  leurs  nationaux  respectifs,  suivant  leurs  cou- 
tumes  religieuses,  dans  des  lieux  convenables  et  appropries  qui  seront  etablis 
et  entretenus  ä  cet  effet.  ||  Ils  ne  seront  contraints,  sons  aucun  pretexte,  ä 
subir  des  charges  ou  ä  payer  des  taxes  autres  ou  plus  elevöes  que  celles  qui 
sont  ou  seront  per^ues  sur  les  nationaux  ou  les   sujets  de  la  nation  la  plus 

favorisee. 

Article  II. 

Les  sujets  de  chacune  des  Parties  contractantes  qui  resident  dans  les 
territoires  de  l'autre,  ne  seront  astreints  ä  aucun  service  militaire  obligatoire, 
soit  dans  l'armee  ou  la  marine,  soit  dans  la  garde  nationale  ou  la  milice;  ils 
seront  exempts  de  toutes  contributions  imposees  en  lieu  et  place  du  service 
personnel,  et  de  tous  emprunts  forces,  de  toutes  exactions  ou  de  contributions 
militaires.  1|  Sont  toutefois  except^es  les  charges  qui  sont  attachees  ä  la  possession 
d'un  bien-fonds,  ainsi  que  les  prestations  et  requisitions  militaires  auxquelles 
tous  les  nationaux  peuvent  etre  appeles  ä  se  soumettre  comme  proprietaires, 
fermiers  ou  locataires  d'immeubles  en  tant  que  la  possession  d'un  bien-fonds 
ou  d'immeubles  sera  permise. 


Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc.  43 

Article  III.  Nr.  uees. 

II  y  aura  reciproquement  pleine  et   entiere  libert^  de  commerce  et  de  •^^*®''"''=*'- 

Ungarn    und 

uavigation  entre  les  territoires  des  Hautes  Parties  contractantes.  ||  Les  sujets  de  Japan. 
chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  pourront,  en  quelque  lieu  que  ce^-^®^'^^^ 
soit  des  territoires  de  l'autre,  faire  le  commerce  tant  en  gros  qu'en  detail  de 
tous  produits,  objets  fabriques,  tous  articles  de  commerce  licite,  soit  en  per- 
sonne, soit  par  leurs  agents,  seuls  ou  en  entrant  en  societe  avec  des  etrangers 
ou  avec  des  nationaux;  ils  pourront  y  posseder,  louer  et  occuper  des  maisons 
et  boutiques,  des  fabriques,  des  magasins,  louer  des  terres  ä,  l'eifet  d'y  resider 
ou  d'y  exercer  une  industrie  ou  faire  le  commerce,  le  tout  en  se  conformant 
comme  les  nationaux  eux-memes  aux  lois,  aux  reglements  de  police  et  de 
douane  du  pays.  ||  Ils  auront  pleine  liberte  d'entrer  avec  leurs  navires  et  leurs 
cargaisons  dans  tous  las  ports  et  rivieres  de  leurs  territoires  respectifs,  qui  sont 
ou  pourront  etre  ouverts  au  commerce  exterieur,  et  jouiront,  en  matiere  de 
commerce,  d'inoustrie  et  de  navigation,  du  meme  traitement  que  les  nationaux 
ou  les  sujets  de  la  nation  la  plufe  favorisee,  sans  avoir  k  payer  aucun  impot, 
taxe  ou  droit  de  quelque  nature  ou  de  quelque  denomination  que  ce  soit,  pergu 
au  nom  ou  au  profit  du  Gouvernement,  de  fonctionnaires  publics,  de  parti- 
culiers,  de  corporations  ou  etablissements  quelconques,  autres  ou  plus  eleves 
que  ceux  imposes  aux  nationaux  ou  aux  sujets  de  la  nation  la  plus  favorisee; 
le  tout  en  se  conformant  aux  lois,  ordonnances  et  reglements  des  pays 
respectifs. 

Article  IV. 

Les  habitations,  fabriques,  magasins  et  boutiqnes  des  sujets  de  chacune 
des  Hautes  Parties  contractantes  dans  les  territoires  de  lautre,  ainsi  que 
leurs  dependances,  servant  soit  ä  la  demeure,  soit  ä  l'industrie  ou  au  commerce, 
seront  respectes.  ||  II  ne  sera  poiut  permis  d'y  proceder  ä  des  perquisitions  ou 
visites  domiciliaires  uon  plus  que  d'examiner  ou  d'inspecter  les  livres,  papiers 
ou  comptes,  sauf  dans  les  conditions  et  formes  prescrites  par  les  lois,  ordon- 
nances et  reglements  applicables  aux  nationaux  ou  aux  sujets  de  la  nation  la 
plus  favorisee. 

Article  V. 

II  ne  sera  impose  ä  l'importation  dans  la  Monarchie  austro-hongroise  de 
tous  articles  produits  ou  fabriques  dans  le  territoire  de  Sa  Majeste  l'Empereur 
du  Japon,  de  quelque  endroit  qu'ils  vienneut,  et  ä  l'importation  dans  le  terri- 
toire de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon,  de  tous  articles  produits  ou  fabri- 
ques dans  la  Monarchie  austro-hongroise  de  quelque  endroit  qu'ils  viennent, 
aucun  droit  autre  ou  plus  eleve  que  celui  impose  aux  articles  similaires  pro- 
duits ou  fabriques  dans  tout  autre  pays  etranger.  ||  De  meme,  aucune  prohibi- 
tion  d'importation  ne  sera  etablie  dans  les  territoires  de  l'une  des  Hautes 
Parties  contractantes  sur  un  article  quelconque  produit  ou  fabrique  dans  les 
territoires  de  l'autre,  de  quelque  endroit  qu'il  vienne,  ä  moins  que  cette  pro- 
hibition   ne  soit  appliquee  en  meme  temps  ä  l'importation  des  articles  similaires 
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Nr.  11668.  produits   ou  fabriques  dans  tout  autre  pays.      Cette    derniere  disposition  n'est 
Osteireich-      ^  applicable  aux  prohibitions  sanitaires  ou  autres  provenant  de  la  necessite 

Ungarn    nna -^  ^"^  '^  '■ 

Japan,     de   pi'ot^ger   la   securite  des  personnes,  ainsi  que  la  conversation  du  betail  et 
5.  Dez.  189.. ^gg  plantcs  utlles  ä  l'agriculture. 

Article  VI. 

II  ne  sera  irapose  dans  les  territoires  de  chacune  des  Hautes  Parties 
contractantes,  ä  rexportation  d'un  article  quelconque  ä  destination  des  territoires 
de  l'autre,  aucun  droit  ou  Charge  autre  ou  plus  eleve  que  ceux  qui  sont  ou 
seront  payables  ä  l'exportation  des  articles  sirailaires  ä  destination  d'un  autre 
pays  etranger  quel  qu'il  soit;  de  meme,  aucune  prohibition  ne  sera  imposee  a 
rexportation  d'aucun  article  des  territoires  de  l'une  des  Parties  contractantes 
h,  destination  des  territoires  de  l'autre  sans  que  cette  prohibition  soit  egalement 
etendue  ä  l'exportation  des  articles  similaires  ä  destination  de  tout  autre  pays. 

Article   VII. 
Les  Sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  jouiront  dans  les 
territoires  de  l'autre,  de  l'exeraption  de  tous  droits  de  transit,  et  d'une  parfaite 
egalite   de   traitement  avec  les  nationaux  pour  tout  ce  qui  concerne  le  maga- 
sinage,  les  primes,  les  facilites  et  les  drawbacks, 

Article  VIII. 
Les  objets  passibles  d'un  droit  d'entree  qui  sont  Importes  comme  echan- 
tillons  par  des  marchands,  des  industriels  ou  des  commis-voyageurs  seront, 
de  part  et  d'autre,  admis  en  franchise  de  droits  d'entree  et  de  sortie  ä  la 
condition  que  ces  objets  soient  reexportes,  sans  avoir  6te  vendus,  dans  le 
delai  fixe  par  les  lois  du  pays  respectif  et  sous  reserve  de  l'accomplissement 
des  formalites  de  douane  pour  en  assurer  la  reexportation  ou  la  reintegration 
en  entrepöt.  La  reexportation  des  echantillons  devra  etre  garantie  dans  les 
territoires  des  Hautes  Parties  contractantes  immediatement  au  preraier  lieu 
d'entree  soit  par  depot  du  montant  des  droits  de  douane  respectifs  soit  par 
cautionnement.  ||  Seront  de  meme  exempts  de  part  et  d'autre  des  droits  d'entree, 
les  cartes  d'echantillons,  les  echantillons  en  morceaux  coupes  de  la  piece  ou 
les  echantillons  representant  les  raarchandises  en  taut  qu'ils  ne  peuvent  servir 
ä  aucun  autre  usage,  meme  lorsqu'ils  seront  Importes  d'une  maniere  autre  que 
Celle  prevue  dans  l'alinea  precedent. 

Article  IX. 
S'il  est  preleve  dans  les  territoires  de  l'une  des  Hautes  Parties  contrac- 
tantes dans  le  ])ays  entier  ou  dans  une  circonscription  restreinte  un  droit 
interne,  soit  pour  le  compte  de  l'Etat,  soit  pour  cclui  d'une  commune  ou  d'une 
Corporation,  de  la  production,  de  la  fabrication  ou  de  la  consommation  d'un 
article,   l'article   sirailaire   qui   serait  Importe  des  territoires  de  l'autre  Partie 
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contraetante  ne  pourra,  daus  ce  pays  ou  daiis  cette  circoiiscription  etre  greve  Nt.  uees. 
que  du  droit  egal  et  non  d'un  droit  plus  elev^,  ni  plus  onereux.  |j  II  ne  pourra  ^Jg^/jj ^^^^^J^ 
etre   preleve   des   droits   internes   quelconques   dans    le   cas   oü   les  articles  de     J^^pan. 

,  ,  .      ^  j    .,  r  t    •       '  ■      i  i-  '    ^-  Dez.  1S97. 

meme  nature  ne  seraient  pas  produits  ou  fabriques  ou  ne  seraicnt  pas  trappes 
des  memes  droits  dans  ce  pays  ou  dans  cette  circonscription. 

Article  X. 
Tous  les  articles  qui  sont  ou  pourront  etre  legalement  Importes  dans  les 
ports  du  territoire  de  Sa  Majeste  TEmpereur  du  Japon  sur  des  navires 
japonais  pourront,  de  meme,  etre  importes  dans  ces  ports  sur  des  navires 
autrichiens  ou  hongrois;  dans  ce  cas,  ces  articles  n'auront  ä  payer  aucun  droit 
ou  Charge,  de  quelque  denomination  que  ce  soit,  autres  ou  plus  eleves  quc 
ceux  imposes  sur  les  memes  articles  Importes  par  des  navires  japonais.  Reci- 
proqueraent,  tous  les  articles  qui  sont  ou  pourront  etre  legalement  importes 
dans  les  ports  autrichiens  ou  hongrois  sur  des  navires  autrichiens  ou  hongrois 
pourront,  de  meme,  etre  importes  dans  ces  ports  sur  des  navires  japonais; 
dans  ce  cas,  ces  articles  n'auront  k  payer  aucun  droit  ou  Charge  de  quelque 
denomination  que  ce  soit,  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  imposes  sur  les 
memes  articles  importes  par  des  navires  autrichiens  ou  hongrois.  Cette 
egalite  reciproque  de  traitement  sera  accordee  indistincteraent,  soit  que  ces 
articles  vieunent  dircctement  des  pays  d'origiue,  soit  qu'ils  viennent  de  tout 
autre  lieu.  ||  De  meme,  il  y  aura  parfaite  Egalite  de  traitement  relativement  ä 
Texportation;  ainsi,  les  memes  droits  d'exportation  seront  payes,  et  les  memes 
primes  et  drawbacks  seront  accordes,  dans  les  territoires  de  chacune  des 
Hautes  Parties  contractantes ,  sur  l'exportation  de  tout  article  qui  est  ou 
pourra  etre  legalement  exporte,  que  cette  exportation  ait  lieu  sur  des  navires 
japonais  ou  sur  des  navires  autrichiens  ou  hongrois  et  quel  que  soit  le  lieu  de 
destination,  qu'il  soit  un  des  ports  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes 
ou  un  des  ports  d'une  Puissance  tierce. 

Article  XL 
Aucun  droit  de  tounage,  de  port,  de  pilotage,  de  phare,  de  quarantaine 
ou  autres  droits  similaires  ou  analogues,  de  quelque  nature  ou  sous  quelque 
denomination  que  ce  soit,  leves  au  nom  ou  au  profit  du  Gouvernement,  de 
fonctionuaires  publics,  de  particuliers,  de  corporations  ou  d'etablissements 
quelconques  qui  ne  seraient  egalement  et  sous  les  memes  conditions  en  pareil 
cas  sur  les  navires  nationaux  ou  sur  les  navires  de  la  nation  la  plus  favorisee, 
ne  seront  imposes  dans  les  ports  des  territoires  de  chacune  des  Hautes  Parties  . 
contractantes,  sur  les  navires  de  l'autre.  Cette  egalite  de  traitement  sera 
appliquee  reciproquement  aux  navires  respectifs  de  quelque  endroit  qu'ils 
arrivent  et  quel  que  soit  le  lieu  de  destination. 

Article  XH. 
En   ce    qui    concerne    le    placement   des    navires,    leur   chargement,    leur 
dechargement   daus    les    ports,    bassins,    docks,    rades,  havres   ou  rivieres  des 
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Nr.  11668.  territoires  des  Hautes  Parties  contractantes,   il  ne  sera  accorde  aux  uavires 

Osterreich-  .  •    -i» 

Ungarn  „nd  "^"o^^ux    aucun   privilegc    ni    aucune    faveur    qui    ne    le  soit  egalement  aux 
Japan      navires    de  l'autre  Partie,    la  volonte  des  Hautes  Parties  contractantes   etant 

5.  Dez.  18'J7. 

que,    sous   ce   rapport  aussi,    les  navires  respectifs  soient  traites  sur  le  pied 
d'une  parfaite  egalite. 

Article  XIII. 
II  est  fait  exception  aux  dispositious  du  present  Traite  pour  le  cabotage 
daus  les  territoires  de  l'une  ou  de  l'autre  des  Hautes  Parties  contractantes, 
dont  le  regime  reste  sourais  aux  lois,  ordonnances  et  reglemeuts  des  pays 
respectifs.  II  est  entendu  toutefois  que  les  sujets  japonais  dans  la  Monarchie 
austro-hongroise,  et  les  sujets  autrichiens  ou  hongrois  dans  le  territoire  de 
Sa  Majeste  l'Erapereur  du  Japon  jouiront,  pour  tout  ce  qui  concerne  le  cabo- 
tage, des  droits  et  Privileges  qui  sont  ou  seront  accordes  par  ces  memes  lois, 
ordonnances  et  reglements  aux  sujets  de  tout  autre  pays.  ||  Tout  navire  japonais 
Charge  ä  l'etranger  d'une  cargaison  destinee  en  tout  ou  en  partie  ä  deux  ou 
plusieurs  ports  de  l'Autriche  ou  de  la  Hongrie  et  tout  navire  autrichien  ou 
hongrois  Charge  ä  l'etranger  d'une  cargaison  destinee  en  tout  ou  en  partie  ä 
deux  ou  plusieurs  ports  du  territoire  de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon 
pourra,  en  se  conformant  aux  lois  et  aux  reglements  de  douane  du  pays, 
decharger  une  partie  de  sa  cargaison  daus  un  port,  et  continuer  son  voyage 
pour  l'autre  ou  les  autres  ports  de  destination  oü  le  commerce  etranger  est 
admis,  dans  le  but  d'y  decharger  une  autre  partie  ou  le  reste  de  sa  cargaison 
d'origine.  ||  Le  Gouvernement  japonais  concede  en  outre  aux  navires  autrichiens 
et  hongrois  de  continuer,  comme  par  le  passe,  et  pour  toute  la  duree  du  present 
Traite  ä  transporter  des  cargaisons  entre  les  ports  ouverts  de  l'Empire,  ä 
l'exception  des  ports  d'Osaka,  de  Niigata  et  d'Ebisu-Minato. 

Article  XIV. 
Tout  vaisseau  de  guerre  ou  navire  de  commerce  de  l'une  ou  de  l'autre 
des  Hautes  Parties  contractantes  qui  serait  force  par  le  mauvais  temps  ou 
pour  toute  autre  raison  de  se  refugier  dans  un  port  de  l'autre,  aura  la  liberte 
de  s'y  faire  reparer,  de  s'y  pourvoir  de  tous  le  approvisionnements  dont  il 
aura  besoin  et  de  reprendre  la  mer  sans  payer  d'autres  taxes  que  Celles  qui 
scraient  acquittees  en  pareille  circonstance  par  les  navires  nationaux.  Daus 
le  cas  cependant  oü  le  capitaine  d'un  navire  de  commerce  se  trouverait  dans 
la  necessite  de  vendre  une  partie  de  sa  cargaison  pour  payer  les  frais,  il  sera 
Obligo  de  se  conformer  aux  reglements  et  tarifs  du  lieu  oü  il  aurait  reläche.|| 
S'il  arrive  qu'un  vaisseau  de  guerre  ou  un  navire  de  commerce  de  l'une  des 
Ilautes  Parties  contractantes  echoue  ou  fasse  naufrage  sur  les  cotes  de  l'autre, 
les  autorit^s  locales  en  informeront  sans  retard  le  Consul-General ,  le  Consul, 
le  Vice-Consul  ou  l'Agent  consulaire  le  plus  voisin.  ||  Toutes  les  Operations 
relatives  au  sauvetage  des  navires  japonais  naufrages  ou  echoues  dans  le  eaux 
territoriales  de  l'Autriche  ou  de  la  Hongrie  auront  lieu  conformement  aux  lois. 
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ordounances  et  reglenients  de  FAntrichc  et  de  la  Ilongrie  et,  reciproquement,  Nr.  11668. 
toutes  les  mesures  de  sauvetage  relatives  aux  navircs  autrichiens  ou  hongrois  un*am'"u''n(i 
naufrages  ou  eclioues  dans  les  eaux  territoriales  de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Jap»". 
JapoD,  auront  lieu  conformement  aux  lois,  ordonnances  et  reglements  du  Japon.  ||^'^*^'  '^'*' 
Tous  navires  ou  vaisseaux  ainsi  echoues  ou  naufrages,  tous  debris  et  acces- 
soires,  toutes  fouriiitures  leur  appartenant,  et  tous  effets  et  marchandises  sauvcs 
des  dits  navires  ou  vaisseaux,  y  conapris  ceux  qui  auraient  ete  jetes  ä  la  mer 
ou  les  produits  des  dits  objets,  s'ils  sont  vendus,  ainsi  que  tous  papiers  trouvcs 
ä  bord  de  ces  navires  ou  vaisseaux  echoues  ou  naufrages,  seront  remis  aux 
proprietaires  ou  ä  leurs  representants  quand  ils  les  reclameront.  Dans  le  cas 
oü  ces  proprietaires  ou  representants  ne  se  trouveraient  pas  sur  les  lieux,  les 
dits  produits  ou  objets  seront  remis  aux  Consuls-Generaux,  Consuls,  Vice- 
Consuls  ou  Agents  consulaires  respectifs,  sur  leur  reclamation,  dans  le  delai 
fix6  par  les  lois  du  pays,  et  ces  officiers  consulaires,  proprietaires  ou  repre- 
sentants payeront  seulemeut  les  depeuses  occasionnees  pour  la  conservation 
des  dits  objets  aiusi  que  les  frais  de  sauvetage  ou  autres  depenses  auxquels 
seraient  soumis,  en  cas  de  naufrage,  les  navires  nationaux.  ||  Les  effets  et 
marchandises  sauves  du  naufrage  seront  exempts  de  tous  droits  de  douane, 
ä  moins  qu'ils  n'entrent  dans  la  consommation  iuterieure,  auquel  cas  ils  payeront 
les  droits  ordinaires.  ||  Dans  le  cas  oü  un  navire  appartenant  aux  sujets  d'une 
des  Hautes  Parties  contractantes  ferait  naufrage  ou  echouerait  sur  les  terri- 
toires  de  l'autre,  les  Consuls-Generaux,  Consuls,  Vice-Consuls  ou  Agents  con- 
sulaires respectifs  seront  autorises,  en  l'absence  du  proprietaire,  capitaine  ou 
autre  representant  du  proprietaire,  ä  preter  leur  appui  officiel  pour  procurer 
toute  l'assistance  necessaire  aux  sujets  des  Etats  respectifs.  II  en  sera  de 
meme  dans  le  cas  oü  le  proprietaire,  capitaine  ou,  autre  representant  serait 
present,  et  demanderait  une  teile  assistance. 

Article  XV. 
Tous  les  navires  qui,  conformement  aux  lois  japonaises,  sont  consideres 
comme  navires  japonais  et  tous  les  navires  qui,  conformement  aux  lois  autrichienues 
ou  hongroises  sont  consideres  comrae  navires  autrichiens  ou  hongrois  seront 
respectiveraent  consideres  comme  navires  japonais  et  autrichiens  ou  hongrois 
pour  l'application  du  present  Traite. 

Article  XVI. 
Si  un  marin  deserte  d'uu  vaisseau  de  guerre  ou  d'un  navire  de  commerce 
appartenant  ä  l'une  ou  ä  l'autre  des  Hautes  Parties  contractantes  sur  les 
territoires  le  l'autre,  les  autorites  locales  seront  tenues  de  preter  toute  assistance 
en  leur  pouvoir  pour  l'arrestation  et  la  remise  de  ce  deserteur,  sur  la  demande 
qui  leur  sera  adressee  par  le  Consul  du  pays  auquel  appartient  le  navire  ou 
vaisseau  du  deserteur  ou  par  le  representant  du  dit  Consul.  ||  II  est  entendu 
que  cette  stipulation  ne  s'appliqucra  pas  aux  sujets  du  pays  oü  la  desertion 
a  eu  lieu. 
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Nr.  11668.  Article  XVII. 

Ungarn  und  ^Gs  Hautes  Parties  contractantes  conviennent  que,  dans  toutes  les  matieres 

Japan,     relatives  au  commerce  et  ä  la   navigation,  tout  privil^ge,  faveur  ou  immunite 

5.  De».  1897.  ,  ,,  ,,r-i,, 

quelconque  que  l'une  d'Elles  a  deja  accordes  ou  accorderait  ä  l'avenir  au 
Gouvernemeiit,  aux  navires  ou  aux  sujets  de  tout  autre  Etat,  seront  etendus 
immediatement  et  saus  condition  ä  l'autre  Partie  contractante,  leur  intentiou 
etant  que,  pour  ce  qui  concerne  le  commerce  et  la  navigation,  les  Hautes 
Parties  contractantes  jouissent,  sous  tous  les  rapports,  du  traitement  de  la 
uation  la  plus  favorisee. 

Article  XVIII. 

Les  sujets  de  cliacune  des  Hautes  Parties  contractantes  jouiront,  sur  les 
territoires  de  l'autre,  de  la  meme  protection  que  les  nationaux  relativement 
aux  patentes,  aux  dessins  et  modeles,  aux  marques  de  fabrique  ou  de  commerce, 
aux  raisons  sociales  et  aux  noms,  en  remplissant  les  formalites  prescrites 
par  la  loi. 

Article  XIX. 

Cliacune  des  Hautes  Parties  contractantes  pourra  noramer  des  Consuls- 
Generaux,  Consuls,  Vice-Consuls,  Pro  Consuls  et  Agents  consulaires  dans  tous 
les  ports,  villes  et  places  de  l'autre  Partie,  sauf  dans  les  localites  oii  il  y  aurait 
inconvenient  ä  admettre  de  tels  officiers  consulaires.  ||  Cette  exception  ne  sera 
cependant  pas  faite  ä  l'egard  de  l'une  des  Parties  contractantes,  sans  l'etre 
egalement  ä  l'egard  de  toutes  les  autres  Puissances.  ||  Les  Consul-Generaux, 
Consuls,  Vice-Consuls,  Pro-Consuls  et  Agents  consulaires  exerceront  toutes  leurs 
fonctions  et  jouiront  de  tous  les  Privileges,  exemptions  et  immunites  qui  sont 
ou  seront  accordes  aux  officiers  consulaires  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Article  XX. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  sont  convenues  de  ce  qui  suit.  ||  Les 
divers  quartiers  etrangers  qui  existent  au  Japon  seront  incorpores  aux  communes 
respectives  japonaises  et  ferontdes  lors  partie  du  Systeme  municipal  du  Japon.  |} 
Les  autorites  japonaises  competentes  assumeront  en  consequence  toutes  les 
obligations  municipales  qui  resultent  de  ce  nouvel  etat  de  choses  et  les  fonds 
et  biens  raunicipaux  qui  pourraient  appartenir  k  ces  quartiers  seront,  de  plein 
droit,  transferes  aux  dites  autorites  japonaises.  j|  Lorsque  les  changements 
ci-dessus  indiques  auront  ete  effectues,  les  baux  ä  perpetuite,  en  vertu  desquels 
los  etrangers  possedent  actuellement  des  proprietös  dans  les  dits  quartiers 
seront  confirmes  et  les  proprietes  de  cette  nature  ne  donneront  lieu  ä  aucuns 
impots,  taxes,  charges,  contributions  ou  conditions  quelconques  autres  que  ceux 
expresseraent  stipules  dans  les  baux  en  question.  II  est  entendu  toutefois 
qu'aux  autorites  consulaires  dont  il  y  est  fait  mention  seront  substituees  les 
autorites  japonaises.  ||  Les  droits  de  possession  sur  les  dits  bien  fonciers 
pourront  etre  librement  alienes  ä  l'avenir  par  leurs  possesseurs  ä  des  indig^nes 
ou  etrangers    sans    qu'ils   soient   tenus   de   demander   comme  ä  present    pour 
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certains  cas  l'approbation  des  autorites  consulaires  ou  japonaises.  ||  Les  terrains  Nr.  iioes. 
que  le  gouvernement  japonais  aurait  concMes  exempts  de  rentes  vu  l'usage  yi^^^^^^^J^j 
public  auquel  ils  etaient  affectes,   resteroüt  sous  la  reserve   des  droits  de  la     Japan. 
souverainete  territoriale,  affranchis  d'une  manicre  permanente  de  tous  irapots, 
taxes  et  charges  et  ils  ne  seront  point  detourn^s  de  l'usage  auquel  ils  etaient 
primitivement  destines. 

Article  XXI. 

Les  dispositions  du  present  Traite  sont  applicables  aux  pays  qui  appartiennent 
a  present  ou  appartiendront  ä  l'avenir  au  territoire  douanier  de  l'une  des 
Hautes  Parties  contractantes. 

Article  XXII. 
A  dater  de  la  raise  en  vigueur  du  present  Traite  dans  toutes  ses  parties, 
seront  abroges  le  Trait(5  du  quatorzieme  jour  du  neuvieme  mois  de  la  deuxieme 
annee  de  Meiji  correspondant  au  18  octobre  1869  et  tous  les  Arrangements 
et  Conventions  conclus  entre  les  Hautes  Parties  contractantes  existant  anterieure- 
ment  ä  cette  date.  En  consequence,  la  juridictiou  exercee  par  les  tribunaux 
consulaires  austro-hongrois  au  Japon  et  les  Privileges,  exemptions  et  immunites 
exceptionnels  dont  les  sujets  autriclnens  ou  liongrois  jouissaient  en  matiere 
juridictionnelle  seront  supprimes  de  plein  droit  et  sans  qu'il  soit  besoin  de 
notification  du  jour  de  la  mise  en  vigueur  du  present  Traite;  et  les  Autrichiens 
et  les  Hongrois  seront  des  lors  soumis  k  la  juridiction  des  tribunaux  japonais. 

Article  XXIII. 
Le  present  Traite,  k  l'exception  de  l'article  XVIII  n'entrera  en  vigueur 
qu'une  annee  apres  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon 
aura  notifie  k  la  Monarchie  austro-hongroise  son  .intention  de  le  voir  mis 
k  executiou,  raais  en  aucun  cas  avant  le  17  juillet  1899.  Le  present  Traite 
restera  obligatoire  pendant  une  periode  de  douze  ans  k  partir  du  jour  oü  il 
aura  ete  mis  ä  exöcution.  ||  Chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  aura  le 
droit,  k  un  moment  quelconque  apres  que  onze  annees  se  seront  ecoulees 
depuis  l'entree  en  vigueur  du  present  Traite,  de  notifier  k  l'autre  Partie,  son 
intention  d'y  mettre  fin,  et  k  l'expiration  du  douzieme  mois  qui  suivra  cette 
notification,  le  Traite  cessera  et  expirera  entierement.  ||  L'article  XVIII  du 
present  Traite  sera  mis  en  vigueur  au  moment  de  l'echange  des  ratifications 
dudit  Traite  et  restera  valable  —  ä  moins  que  les  Hautes  Parties  contractantes 
ne  conviennent  pas  d'une  disposition  contraire  —  jusqu'ä  ce  que  les  autres 
articles  du  Traite  cesseront  d'etre  obligatoires.  ||  Toutefois  l'alinea  1  de  l'article  V 
du  Traite  pourra  etre  denonce  ä  toute  epoque  par  l'Autriche-Hongrie  et  dans 
ce  cas  la  dite  disposition  de  cet  article  cessera  d'etre  en  vigueur  douze  mois 
apres  sa  denonciation. 

Article  XXIV. 

Le  present  Traite  sera  ratifi^  par  les  Hautes  Parties  contractantes  et  les 
ratifications  en   seront  echangees   k   Vienne  ou  ä  Tokio   aussitot  que  faire  se 
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Nr.  11668.  pourra.  II  Eu  foi    de  quoi  les  Plenipoteutiaires  l'ont   signe  et  Tont  revetu  de 
Osterreich-  j^^^.^  (.^chets  respectifs.   II  Fait  en  double  expedition  k  Vienne  le   cinquieme 

Ungarn    und  ^  ii 

Japan,     joui*  du  douzieme  mois  de  la  trentieme  aunee  de  Meiji  correspondant  au  cinq 
5.  Dez.  1897,  ^^^gj^^j.^  iiiil  huit  Cent  quatre-vingt-dix-sept. 

(L.  S.)       K.  Takahira  m.  p.  (L.  S.)       Goluchowski  m.  p. 


Anlagen. 
Protocole  Final. 

Au  moment  de  proceder  ä  la  signature  du  Traite  de  commerce  et  de 
navigation  conclu  en  date  de  ce  jour,  les  Plenipoteutiaires  soussignes  sont 
convenus  des  dispositions  suivantes: 

1.  Ad  Article  I  du  Traite. 
Le  Gouvernement  japonais  consent,  en  attendant  l'ouverture  complete  du 
pa3^s  aux  sujets  autrichiens  et  hongrois,  d'etendre  le  Systeme  existant  des 
passeports  de  fagon  ä  permettre  aux  dits  sujets,  sur  la  production  d'un  certi- 
ficat  favorable  emanant  de  la  Legation  austro-hongroise  ä  Tokio  ou  de  Tun 
quelconque  des  Consulats  austro-hongrois  dans  les  ports  japonais  ouverts, 
d'obtenir  sur  leur  demande  du  Departement  Imperial  des  affaires  etrangeres 
ä  Tokio  ou  des  autorites  principales  de  la  Prefecture  dans  laquelle  est  situe 
un  port  ouvert,  des  passeports  valables  pour  toute  periode  n'excedant  pas 
douze  mois.  II  est  bien  entendu  que,  sous  cette  reserve,  les  lois  et  reglements 
existants  et  applicables  aux  sujets  autrichiens  ou  hongrois  qui  voyagent  dans 
l'Empire  du  Japon  sont  maintenus. 

2.  Ad  Article  I  et  III. 

II  est  convenu  que  les  sujets  du  l'une  des  Hautes  Parties  contractantes 
seront  admis  dans  les  territoires  de  l'autre,  de  la  meme  maniere  que  les 
nationaux,  ä  l'acquisition  et  ä  la  possession  d'hypotheques  sur  des  immeubles. 

3.  Ad  Article  I  et  XIX. 

En  ce  qui  concerne  la  comp6tence  des  fonctionnaires  consulaires  ainsi  que 
Tassistance  judiciaire  en  matiere  civile  et  penale  et  l'extradition  des  criminels, 
les  Hautes  Parties  contractantes  s'accorderont,  sous  reserve  de  pleinc  reci- 
procit6,  le  traiteraent  de  la  nation  la  plus  favorisee  aussi  longtemps  qu'elles 
n'auront  pas  regle  cette  matiere  par  un  arrangement  special. 

4.  Ad  Article  V. 

Un  mois  apr^s   l'echange   des  ratifications  du  Traite  de  commerce  et  de 

navigation  signe  ce  jour,  le  tarif  d'importation  actuellemeut  applique  aux  articles 

Importes  de  la  Monarchie  austro-hongroise  au  Japon  cessera  d'etre  en  vigueur. 

A  partir  du  meme  moment,  le  nouveau  tarif  de  douane  japonais  ainsi  que  les 
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droits  de  faveur  stipulcs  daus  les  autres  Traites  conclus  entre  le  Japon  et  les  Nr.  iioes. 
Etats  etangers  seroiit  applicables  aux  articles  produits  ou  fabriqu^s  en  Autriche-  unglrn*"unci 
Hongrie  ä  leur  importation  au  Japon,  tout  en  raaiutenant  le  traitemeut  de  la  Ji'pan. 
nation  la  plus  favorisee  garanti  par  les  stipulations  de  l'article  XX  du  Trait6 
existant  entre  les  Hautes  Parties  contractantes  aussi  longtemps  que  les  dites 
stipulations  resteront  en  vigueur,  puis  subsequemmont  des  articles  V  et  XVIT 
du  Traite  signe  ce  jourd'hui.  ||  Toutefois  il  est  entendu  que  leg  raodifications 
qui  seraient  apportees  ult^rieurement  au  tarif  douanicr  japonais  devront  etre 
publiees  six  mois  avant  leur  application  aux  articles  produits  ou  fabriques 
dans  la  Monarchie  austro-hongroise.  ||  Rien  de  ce  qui  est  contenu  dans  lu 
Traite,  dans  ce  Protocole  ou  dans  la  Convention  additionnelle  signee  ce  jourd'hui 
ne  pourra  etre  tenu  comme  limilant  ou  dcterminant  le  droit  de  l'Autriche- 
Hongrie  et  du  Japon  de  restreindre  ou  de  prohiber  l'importation  des  drogues, 
raedecines,  aliments  ou  breuvages  falsifies,  d'imprim^s,  peintures,  livres,  cartes, 
lithographies,  gravures  indecentes  ou  obscenes,  ou  d'autres  objets  pouvant  offrir 
quelque  dauger  pour  la  securitö  ou  la  morale  publique,  d'articles  fabriques  en 
violatiou  des  lois  qui,  en  Autriche,  en  Hongrie  et  au  Japon,  reglementent  les 
brevets  d'invention,  les  marques  de  fabrique  ou  la  propriete  litteraire.  Ce  droit 
reciproque  s'etendra  egaleraent  aux  prohibitions  sanitaires  ou  autres  provenant 
de  la  n^cessite  de  proteger  la  sante  des  personnes,  ainsi  que  la  conservation 
du  betail  et  des  plantes  utiles  ä  l'agriculture.  |]  II  est  convenu  que,  dans  le 
cas  oü  l'application  du  principe  de  la  nation  la  plus  favorisee  en  matiere  des 
droits  de  douane  garanti  par  le  Traite  signe  ce  jourd'hui  et  par  le  present 
Protocole  serait  reconnue  non  satisfaisante  dans  la  pratique,  les  Hautes  Parties 
contractantes  s'entendront  sur  des  droits  de  faveur  applicables  aux  articles 
ayant  un  interet  special  pour  chacune  d'EUes.  \\  Tout  en  se  reservant  l'exöcution 
ulterieure  de  cette  clause  Hautes  Parties  contractantes  sönt  convenues  dejä, 
actuelleraent  d'une  Convention  additioneile  signee  ce  jourd'hui  qui  d^termine 
jusqu'au  31  d^cembre  1903  le  regime  d'importation  applicable  ä  certains  articles 
d'un  pareil  int6ret.  [|  Sous  tout  autre  rapport,  les  dispositions  du  Traite  actuel 
ainsi  que  des  Arrangements  et  Conventions  subsidiairement  conclus  entre  les 
Hautes  Parties  contractantes  resteront  obligatoires  jjisqu'ä  la  mise  en  vigueur 
du  Traite  de  commerce  et  de  navigation  signe  ce  jourd'hui. 

5.  Ad  Article  XVHI. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  se  reservent  de  regier  par  une  Convention 
speciale  la  protection  des  patentes,  dessins  et  modeles  et  entameront  en  son 
temps  les  negociations  necessaires.  ||  Le  Gouvernement  japonais  s'engage 
ä  adherer,  avant  la  cessation  de  la  juridiction  consulaire  austro-hongroise  au 
Japon,  ä  rUnion  internationale  de  Paris  coucernant  la  protection  de  la  pro- 
priete industrielle. 

6.  Ad  Article  XXÜ. 

II  est  convenu  que,  malgre  la  cessation  de  la  juridiction  consulaire  austro- 
hongroise    au  Japon,  amenee    ipso  facto    par  l'entree  en  vigueur    entiere    du 
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Nr.  11668.  Traite  de  commerce  et  de  navigation  signe  ce  jourd'hui,  cette  juridiction  sera 

Un  a-m  ^  und  EQaintenue  par  rapport  ä  toutes  les   affaires   d^jä  pendantes   au   moment  de  la 

Japan,      mise  eil  vigueur  complete  du  Traite  et  restera  obligatoire  jusqu'a  leur  d^cision 

'■  definitive.  ||  Le  present  protocole  sera  considere  comme  approuve  et  sanctionne 

par  les   Hautes  Parties  contractantes  sans    autre  ratifieation    speciale  par   le 

seul  fait  de  l'echange  des   ratifications   du  Traite  auquel  il  se  rapporte.  ||  Ce 

protocole  prendra  fin  en  mSme  temps  que  ledit  Traite  cessera  d'etre  obligatoire.  j| 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  des  Hautes  Parties  contractantes  ont  sigue 

le   present  Protocole  et  l'ont  revetu  du  chachet  de  leurs  armes.    ||    Fait  en 

double  expeditiou  ä  Vienne  le  cinquieme  jour  du  douzieme  mois  de  la  trentieme 

annee  Meiji  correspoudant  au  cinq  decembre  1897. 

(L.  S.)       K.  Takahira  m.  p.  (L.  S.j       Golucliowski  m.  p. 


Declaration  concernant  Vinterpretation  des  Artides  XVI II  et  XXIII 
du  Traite  de  commerce  et  de  navigation  conclu  ce  jourd'hui. 

Au  moment  de  proceder  k  la  signature  du  Traite  de  commerce  et  de 
navigation  conclu  ce  jourd'hui  entre  le  Japon  et  l'Autriche-Hongrie,  les  Soussignes 
declarent  qu'il  est  bien  entendu  que  le  reglement  des  questions,  tant  au  point 
de  vue  de  l'action  privee  que  sous  le  rapport  de  l'actiou  publique,  qui  surgi- 
raient  au  Japon  en  matiere  de  la  propriete  industrielle  ou  commerciale  dans 
la  Periode  transitoire  s'ecoulant  depuis  le  moment  oü  l'article  XVIII  entrera 
en  vigueur  jusqu'ä  celui  oü  le  dit  Traite  recevra  la  pleine  executiou,  appar- 
tiendra  ä  la  juridiction  japonaise,  pourvu  que  cette  juridiction  soit  appliquee 
egalement  aux  sujets  des  autres  Etats  ayant  conclu  des  Traites  avec  le  Japon.  |1 
Fait  ä  Vienne  en  double  expedition  le  cinquieme  jour  du  douzieme  mois  de 
la  trentieme  annee  de  Meiji  correspoudant  au  cinq  decembre  1897. 

(L.  S.)       K.  Takahira  m.  p.  (L.  S.)       Goluchowski  m.  p. 


Convention  additionuelle. 
Les  Soussignes,  Envoye  extraordinaire  et  Ministre  pl^nipotentiaire  de  Sa 
Majeste  l'Empereur  du  Japon  ä  Vienne,  et  Ministre  des  affaires  etrangeres  de 
Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  etc.,  et  Roi  Apostolique 
de  Hongrie,  en  vertu  de  la  disposition  du  Protocole  final  annexe  au  Traite 
de  commerce  et  de  navigation  conclu  ce  jourd'hui,  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

Article  I. 
En  merae  temps  que  le  nouveau  tarif  de  douane  japonais  (alinea  1  de 
la  section  4  du  Protocole  final  ad  article  V  du  Traite  de  commerce  et  de 
navigation  ci-dessus  mentionne)  entrera  en  vigueur,  les  articles  ci-apres  men- 
tionnös,  produits  ou  fabriques  dans  la  Monarchie  austro  -  hongroise  seront 
soumis  ä  leur  iraportation  au  Japon  aux  droits  suivants: 
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Les  ustensiles  de  cuisiue  ou  vaisselles,  ainsi  que  les  autres  ouvrages  \  Nr.  nees 

en  töle  de  fer  ou  d'acier,  eraailles,  decores  ou  non; 


valorem. 


Les  lampes,  parties  et  accessoires  le  lanipes  en  metal  ou  en  verre; 
Les  raeubles  de  toute  sorte  en  bois  courb6; 
La  bijouterie  fausse; 
Les  boutons  de  toute  sorte; 

Les   objets   en   verre,   le    cristaux    et   la    vitrification,    excepte   le 
verre  ä  vitres; 

La  poudre  insecticide ö^^/^  ad  valorem. 

Les  chevaux exempts. 

Les  droits  ad  valorem  seront  calcules  sur  le  prix  reel  des  marcbandises 
au  lieu  d'achat,  de  production  ou  de  fabrication,  augraente  des  frais  de 
transport  et  d'assurance  dudit  lieu  jusqu'au  port  de  dechargement,  ainsi  que 
des  frais  de  comraission,  s'il  en  existe,  ' 

Article  IL 

A  partir  du  jour  oü  les  articles  de  l'Autriche-Hongrie  'seront  traites  au 
Japon  de  la  maniere  stipulee  ci-dessus,  les  articles  produits  ou  fabriques  dans 
l'Empire  du  Japon,  jouirout  ä  leur  iraportation  dans  le  territoire  douanier 
austro-hongrois  du  traiteraent  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Les  articles  produits  ou  fabriques  au  Japon  ci-dessous  mentionnes  seront 

soumis   ä   leur    importation   dans   le  territoire    douanier    austro  -  hongrois    aux 

droits  d'entree  suivants: 

florins  en   or 
les  100  Kg. 

Sole  en  cocons,  dechets  de  soie,  non  files exempts 

Soie  devidee  ou  filec,  ecrue exempte 

Bourre  de  soie  (dechets  de  soie  files),  ecrue exempte 

Tissus  de  soie  pure,  unis 200. — • 

Tresses  de  paille  (en   forme   de  rubans  de  toute  sorte),  non   coin- 

binees  avec  d'autres  matieres 2. — 

Papier  de  tenture 18. 

Porcelaine 

blanche <> 5. 

de  couleur,  liseree,  peinte,  imprimee,  doree,  argentöe    ,     .     .  10. — 

Cuivre  brut,  meme  vieux  en  morceaux,  et  debris exempt. 

Article  IIL 

Dans  le  cas  oü,  pendant  la  duree  de  la  presente  Convention,  il  serait 
accorde  par  le  Japon  ä  un  tiers  Etat  pour  les  marcbandises  denommees  dans 
l'article  I  de  la  presente  Convention  un  traitement  plus  favorable,  ce  traite- 
ment  profitera  egalement,  en  vertu  des  dispositions  contenues  dans  la  section  4 
ad  article  V  du  protocole  final  annexe  au  Traite  de  commerce  et  de  navigation 


Ungarn    und 
1'-'  /o       5.  Dez.  1897. 

ad 
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Nr.  11668,  sigiie  CG  jourd'liui    aux   marchandises  similaires   produites   ou  fabriquees    dans 
Österreich-  j     Monarchie  austro-hongroise. 

Ungarn    und  ° 

Japan.  De  meme  11  est  entendn  que,   dans  le  cas  oü  l'Autriche  -  Hongrle  accor- 

^'   *^'      ''deralt  pendant  la  duree  de  la  presente  Convention  ä  un  tiers  Etat  pour  les 

marchandises  denommees  dans  l'article  II  de  la  presente  Convention  des  droits 

d'eutree  plus  redults,  ces  droits  seront  appliques    egalement  aux  marchandises 

similaires  produites  ou  fabriquees  au  Japon. 

Artlcle  IV. 

La  presente  Convention  entrera  en  vigueur  le  jour  oü  le  nouveau  tarif 
dedouane  japonais'sera  applique  et  restera  executoire  jusqu'au  31  decembre  1903. 

Dans  le  cas  oü  l'Autriche -Hongrle  aurait  notlfi6  en  vertu  de  la  disposl- 
tion  contenue  dans  l'article  XXIII  du  Tralte  de  commerce  et  de  navigation 
signe  ce  jourd'hul  son  Intention  de  faire  cesser  les  effets  de  Taliuea  1  de 
l'article  V  du  dit  Traite,  la  presente  Convention  sera  mise  hors  de  vigueur 
douze  mols  apres  cette  notitication. 

Elle  sera  consideree  comrae  approuvee  et  sanctlonnee  par  les  Hautes 
Parties  contractantes  saus  autre  ratificatlon  speciale  par  le  seul  falt  de 
l'echange  des  ratifications  du  Traite  signe  ce  jourd'hul. 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentlares  des  Hautes  Parties  contractantes  ont 
signe  la  presente  Convention  et  l'ont  revetue  du  cachet  de  leurs  armes. 

Fait  ä  Vienne  en  double  expeditlon  le  ciuquieme  jour  ,du  douzieme  mols 
de  la  trentieme  annee  de  Melji  correspondant  au  cinq  decembre  1897. 

(L.  S.)       K.  Takahira  m.  p.  (L.  S.)       Goluchowski  m.  p. 


Au  moment  de  proceder  ä  la  signature  du  Traitö  de  commerce  et  de 
navigation  conclu,  en  date  de  ce  jour,  entre  l'Autriche -Hongrle  et  le  Japon, 
le  soussigne  Ministre  Imperial  et  Royal  des  affaires  ^trangeres  de  l'Autriche- 
Ilongrie,  desirant  mettre  hors  de  doute  ijlusieurs  questions  traitees  dans  le 
courant  des  negociatlons,  d^clare  qu'il  a  signe  le  dit  Traite  dans  le  supposl- 
tlons  suivantes;  savoir  que: 

1)  bleu  que  la  legislation  japonaise  actuellement  en  vigueur  n'admette 
pas  encore  les  sujets  etrangers  ä  l'acqulsitlon  de  la  propriete  d'un  Immeuble 
au  Japon,  cette  disposition  ne  deroge  pas  k  la  faculte  des  sujets  autrlchlens 
ou  hongrois  d'acquerlr,  dans  les  buts  vlses  par  les  articles  I  et  III  du  Traite, 
aux  memes  conditlons  que  les  nationaux  et  en  conformite  des  lois  regissant 
cette  matlere,  le  droit  d'empliyteose,  de  superficle  et  tout  autre  droit  reel  sur 
des  immeubles  et  d'assurer  aux  droits  personnels  resultant  des  contrats  de 
ball  et  de  fermage  de  caractere  d'un  droit  reel  par  l'lnscription  dans  les 
registres  y  affectes; 

2)  que  le  Gouvernement  Imperial  du  Japon  prendra  en  consid^ration  de 
faire    construire   selon  l'exigence  du  commerce   des   magasins   et  des  entrepöts 
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reels  dans  toutes  les  places  du  pays  qui  ont  une  importance  speciale  pour  le  Nr.  nees. 

Öiterreich- 

commerce;  ,,  , 

'  Ungarn    und 

3)  que,  l'Etat  japonais  restant  propri^taire  des  concedes  pour  l'usage  des     Japan. 
quai'tiers    etrangers    vises  dans  Tarticle  XX   du  Traitö,    leurs  possesseurs  qu  ^' ^®''' ^^^^" 
leurs  ayants  cause  n'auront   a   payer  pour   ces  irameubles,   ä  l'exception  de  la 

rente  qu'ils  ont  ä  verser  en  vertu  du  coutrat,  aucune  faxe  ou  iraposition; 

4)  que  les  droits  legalement  acquis  avant  la  mise  en  vigueur  ou  pendant 
la  duree  du  Traite  par  les  sujets  de  l'une  des  Hautes  Parties  contractantes 
dans  les  territoires  de  l'autre  resteront  valables  sans  qu'une  modification  y 
puisse  etre  apportöe  apres  l'expiration  du  Trait6. 

Le  Soussigne,  en  priant  M.  l'Envoye  extraordinaire  et  Ministre  plenipoten- 
tiaire  de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon,  M.  Takahira,  de  vouloir  bien 
prendre  acte  de  ce  qui  precede,  a  l'honneur  d'ajouter  qu'il  attacherait  du  prix 
ä  etre  informe  sur  l'epoque  que  choisira  le  Gouvernement  Imperial  japonais 
pour  la  notification  prevue  dans  l'alinea  1  de  l'article  XXIII  du  Traite. 

Le  Soussigne  saisit  cette  occasion  pour  renouveler  ä  M.  Takahira  l'assu- 
rance  de  sa  haute  consideration. 

Vienne,  le  cinq  d^cembre  1897. 

(L.  S.)       Goluchovvski  m.  p. 


Le  Soussignö,  Envoye  extraordinaire  et  Ministre  plenipotentiaire  de  Sa 
Majeste  l'Empereur  du  Japon,  a  l'honneur  d'informer  Son  Excellence  Monsieur 
le  Corate  Goluchowski ,  Ministre  Imperial  et  Royal  des  affaires  etningeres  de 
l'Autriche-Hongrie,  en  reponse  k  Sa  Note  en  date  d'aujourd'hui,  que  les  sup- 
positions  y  enoncees  sous  les  Nos.  1  —  4  et  qui  ont  pour  objet  l'acquisition 
des  droits  reels  sur  les  biens-fonds,  l'etablisseraent  de  raagasins  et  d'entrepöts 
reels,  I'exemption  des  terrains  dans  les  concessions  etrangeres  et  la  conser- 
vation  des  droits  acquis  ä  l'expiration  du  Traite,  sont  exactes  en  tous  les 
points. 

Pour  ce  qui  concerne  la  demande  de  Son  Excellence  Monsieur  le  Comte 
Goluchowski,  enoncee  h  la  fin  de  la  dite  Note,  le  Soussigne  a  l'honneur  de 
faire  la  coramunication  suivante: 

Le  Gouvernement  Imperial  japonais,  jugeant  desirable  que  les  codes  de 
l'Empire  du  Japon  soient  eflfectivement  en  vigueur  au  raoment  oü  le  Traite 
existaut  entre  le  Japon  et  l'Autriche-Hongrie  cessera  d'etre  obligatoire,  s'engage 
ä  ne  pas  faire  la  notification  prevue  dans  le  premier  alinea  de  l'article  XXIII 
du  Traite  signe  ce  jourd'hui  avant  que  les  parties  des  dits  codes  qui  sont 
soumises  k  un  nouvel  examen  ne  soient  entiereraent  mises  en  vigueur. 

Le  Soussigne  saisit  cette  occasion  pour  renouveler  k  Son  Excellence 
Monsieur  le  Corate  Goluchowski  les  assurances  de  ses  sentiraents  de  la  plus 
haute  consideration. 

Vienne,  le  cinq  decembre  1897. 

(L.    S.)       K.  Takahira  m.  p. 
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Nr.    11669.     FRANKREICH  und  LUXEMBURG.  —  Abkommen  über 
den  Austausch  von  Zeitungstelegrammen. 

Luxemburg,  22.  September  1898. 
Nr.  11669.  Le  Gouvernement    du   Grand-Duche  de  Luxembourg  et  le  Gouvernement 

'^nd*'''    ^®  ^^  Republique  Frangaise,  jugeant  utile   d'user   de  la  faculte  concedee  par 
Luxemburg,  l'art.  17  de  la  Convention  telegraphique  internationale  de  St.-Petersbourg,  sont 

•22.S6pt.1898.  j         j-  -x-  •         X 

convenus  des  dispositions  suivantes: 

Art.  l^"",  —  Le  tarif  applicable  aux  correspondances  t^legraphiques 
echangöes  directement  entre  le  Grand-Duche  de  Luxembourg  et  la  France 
(Continent  et  Corse)  et  celui  des  correspondances  töl^graphiques  öchangees 
entre  le  Grand-Duche  de  Luxembourg  et  l'Algerie  ou  la  Tunisie  par  les  lignes 
de  la  France  continentale  sont  r^duits  de  50  pCt.  pour  les  telegrammes  dits 
„de  presse"  destines  ä  etre  publies  dans  les  journaux.  Toutefois,  la  taxe 
d'un  telegramme  de  presse  ne  peut  etre  inferieure  ä  quatre-vingts  Centimes 
(0  fr.  80.). 

Art.  2.  —  La  reduction  de  tarif  fixee  par  l'art.  1®'  ci-dessus  est  sub- 
ordonn^e  aux  conditions  suivantes:  ||  Les  telegrammes  doivent  etre  adresses  h 
un  Journal  ou  ä  une  agence  de  publicite  par  un  correspondant  autorise  et  ne 
contenir  que  des  nouvelles  ou  des  renseignements  destines  k  etre  publies  par 
un  Journal  aussitot  apres  reception.  ||  Ils  doivent  etre  redigös  en  langage  clair, 
frangais  ou  allemand.  L'emploi  simultane  du  fran^ais  et  de  l'allemand  dans 
un  meme  telegramme  est  autorise.  ||  Les  telegrammes  de  presse  ne  comportent 
qu'une  seule  indication  eventuelle:  celle  relative  aux  telegrammes  multiples. 
La  taxe  applicable  aux  copies  ä  etablir  ä  l'arrivee  est  la  meme  que  celle  des 
copies  des  telegrammes  prives  ordinaires.  ||  Art.  3.  —  Les  telegrammes  qui  ne 
reraplissent  pas  les  conditions  susindiquees  sont  tax6s  d' apres  le  tarif  ordi- 
naire.  ||  Le  farif  normal  des  correspondances  privees  est  egaleraent  applicable 
aux  telegrammes  qui  ne  sont  pas  publies  par  le  Journal  auquel  ils  sont  adres- 
ses ou  qui  sont  communiques  ä  des  tiers  avant  d'etre  publies  par  la  presse. 
Le  compleraent  de  taxe  est  pergu  sur  le  destinataire  ou,  en  cas  de  refus  de 
ce  dernier),  sur  l'expediteur;  il  reste  acquis  ä  l'Administration  qui  l'a  per§u. 

Art.  4.  —  Les  telegrammes  qui  beneficient  de  la  reduction  de  tarif  pre- 
vue  par  l'art.  1*^''  sont  transmis  avec  l'indice  Z,  place  au  commencement 
du  preambule  et  inscrits  dans  les  comptes  avec  le  meme  indice.  ||  La  trans- 
raission  de  ces  telegrammes  peut  etre  interrompue  ou  retardee  jusqu'ä  complet 
ecoulement  des  correspondances  taxees  ä  plein  tarif. 

Art.  5.  —  Pour  tout  ce  qui  n'est  pas  prevu  par  le  present  arrangement, 
les  telegrammes  de  presse  sont  soumis  aux  dispositions  du  röglement  inter- 
national et  de  l'arrangement  luxembourgo-frangais  du  21  juin  1890,  proroge 
par  la  Dedaration  du  25  janvicr  1897. 

Art.  6.  —  Le  present  arrangement  sera  mis  ä  execution  dans  le  plus 
bref  delai  possible  et  il  partir  de  la  date  dont  conviendront  les  administrations 
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t^legraphiques    des    deux    pays    apres   que    la  Promulgation  en   aura  ete  faite   Nr.  11609 
Selon  les  lois  particuliöres   ä   chacun   des   deux  Etats.     II   restera  en  vigueur  ^'*"'"'*"='' 
jusqu'ä  l'expiration  d'une  annee  ä  partir  du  jour  oü  la  denonciation  en  sera  Luxemburg, 
faite    par   l'une    des   parties  contractautes.  ||  En  foi    de  quoi,  les  soussignös,^^'^*'^*'^^^^' 
savoir  S.  Exe.  M.   Ic  Ministre  d'Etat,   President  du  Gouvernement  du  Grand- 
Duche   de  Luxembourg,  et  M.  le  Ministre  Resident  de  la  Republique  Francaise 
ä  Luxembourg,  düraeut  autorises  ä  cet  effet,  ont  dresse  le  i)resent  arrange- 
nient,  qu'ils  ont  revetu  de  leurs  cachets. 

Fait  en  double  expedition,  ä  Luxembourg,  le  22  septembre  1898. 

(L.  S.)       Eyschen.  (L.  S.)       Denaut. 


Nv.    11670.     BELGIEN  und  LUXEMBURG.    —    Abkommen  über  die 
Regelung  des  Fernsprechwesens. 

Luxemburg,  5.  Oktober  1898. 

Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de  Luxembourg  et  Sa  Majeste  le  Roi  Nr.  ii67o. 
des  Beiges,  desirant  regier  le  service  de  la  correspondance  telephonique  entre  j^ufembur"'^ 
le  Grand-Duchö  de  Luxembourg  et  la  Belgique,  et  usant  de  la  faculte  quis.  okt.  iso'». 
leur  est  accordee  par  l'art.  17  de  la  Convention  telegraphique  internationale 
signee  le  10 — 22  juillet  1875  ä  St.-Petersbourg,  ont  resolu  de  conclure  une 
Convention  generale  h  ce  sujet  et  ont  nomme  pour  leurs  plenipotentiaires, 
savoir:  ||  Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de  Luxembourg,  M.  Paul  Eyschen, 
Ministre  d'Etat,  President  du  Gouvernement,  Chevalier  du  Lion  d'or  de  la 
Maison  de  Nassau,  Grand -Croix  de  l'Ordre  de  la  Couronne  de  ebene  et  de 
rOrdre  d'Adolphe  de  Nassau,  Graud-Croix  de  l'Ordre  Leopold  de  Belgique  etc.;|| 
Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  M.  Frederic  Hooricks,  Son  Envoye  Extra- 
ordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire,  Charge  d'aifaires  dans  le  Graud-Duche 
de  Luxembourg,  Commandeur  de  l'Ordre  Leopold  de  Belgique,  Grand-Croix 
de  l'Ordre  de  la  Couronne  de  ebene,  etc.;  |j  Lesquels,  apres  s'Stre  coramunique 
leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  dis- 
positions  suivantes: 

Art.  l''''.  —  Le  service  de  la  correspondance  telephonique  entre  le  Grand- 
Duche  de  Luxembourg  et  la  Belgique  est  exploite  par  les  administrations 
telegraphiques  des  deux  pays.  II  est  assure  par  les  agents  de  ces  admini- 
strations, chacune  sur  son  territoire,  ou  par  d'autres  agents  qu'elles  ont  agrees. 

Art.  2.  —  II  est  fait  usage,  dans  le  service  telephonique,  de  iils  conduc- 
teurs  dont  le  diametre,  la  conductibilite  et  l'isolement  sont  en  rapport  avec 
les  conditions  oü  la  correspondance  doit  s'effectuer.  ||  Ces  fils  sont  disposes  de 
fa^on  h  eviter,  dans  la  mesure  la  plus  large   possible,  les  effets  d'induction.  || 

Chacune  des  deux  administrations  fait  executer  ä  ses  frais,  sur  son  terri- 
toire, les  travaux  d'etablissement  et  d'entretien  des  lignes  t^lephoniques. 

Art.  3.  —  Les  circuits  specialeraent  constituös  pour  servir  ä  la  corres- 
pondance   telephonique    seront   exclusivement   affect^s  k  ce  service,   ä   moins 
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Nr.  iißTo.  qu'il  n'en  soit  decidö  autremeiit  par  les  deux  administrations.  1|  Les  administra- 
Lnsembnrg  ^'*^"^  pcuvent,  apres  accord  entre  elles,  utiliser  ä  l'echange  des  communica- 
5.  Okt.  1898.  tions  telephoniques  des  fils  dejä  affectes  ä  la  transmissiou  telegraphique. 

Art.  4,  —  Les  circuits  telephoniques  aboutissent  ä  des  bureaux  centraux 
qui  etablissent  la  communication  entre  les  postes  des  abonnes  ou  les  bureaux 
publics  relies  de  part  et  d'autre, 

Art.  5.  —  La  duree  unitaire  des  conversations  ordinaires  est  uniforme- 
ment  fixee  ä  trois  minutes. 

Art.  6.  —  II  ne  peut  §tre  accorde  entre  les  deux  memes  correspondants 
plus  de  deux  conversations  ordinaires  cousecutives  que  si  aucune  autre  de- 
mande  n'est  eu  instance  ä  l'expiration  de  ces  deux  conversations.  \\  L'emploi 
du  telephone,  l'ordre  dans  lequel  s'echangent  les  conversations,  les  diverses 
regles  du  service  sont  arretes  d'un  commun  accord  entre  les  deux  administra- 
tions. II  Les  Communications  d'Etat  jouissent  de  la  priorite  attribuee  aux  tele- 
grammes  d'fitat  par  I'art.  5  de  la  Convention  internationale  de  St.-Petersbourg 
du  10 — 22  juillet  1875.  La  duree  des  Communications  d'fitat  n'est  pas 
limitee. 

Art.  7.  —  Les  taxes  des  correspondances  sont  etablies  d'apres  la  distance 
ä  vol  d'oiseau  entre  la  ville  de  Luxembourg  et  les  bureaux  telephoniques, 
centre  des  reseaux  ou  des  groupes  beiges  ä  mettre  en  communication.  ||  Jouis- 
sent de  la  taxe  ainsi  etablie:  ||  a)  Tous  les  postes  d'abonnes  et  les  bureaux 
publics  du  Grand-Duche  de  Luxembourg;  jj  b)  Tous  les  postes  d'abonnös  et 
les  bureaux  publics  faisant,  en  Belgique,  partie  du  reseau  ou  groupe  tele- 
phonique  considere.  ||  Les  taxes  ä  payer  par  unite  de  conversation  ordiuaire 
internationale  sont  fixees  comme  suit:  ||  1  fr,  25  dans  les  relations  entre  le 
Grand-Duche  de  Luxembourg  et  les  reseaux  et  groupes  de  la  province  de 
Luxembourg,  ä  l'exception  des  reseaux  attaches  ä  un  groupe  beige  dont  le 
centre  principal  se  trouve  dans  une  autre  province  (premiere  zone);  ||  2  fr. 
pour  toute  distance  au-delä  de  la  premiere  zone  jusqu'ä  200  kilometres 
(deuxieme  zone);  ||  2  fr.  50  pour  toutes  les  autres  distances  (troisieme  zone). i 
La  taxe  est  acquittee  par  la  personne  qui  demaude  la  communication,  sauf 
les  exceptions  adraises  par  les  administrations  dans  des  cas  particuliers. 

Art.  8.  —  Des  seances  d'abonnement  ä  heures  fixes',  comportant  au 
minimum  une  duree  double  de  l'unite  de  conversation,  peuvent  etre  concedöes 
dans  le  service  de  la  correspondance  telephonique  entre  la  Belgique  et  le 
Grand-Duche  de  Luxembourg.  ||  La  duree  de  l'abonnement  est  d'un  mois  au 
moins;  eile  se  prolonge  de  mois  en  mois  par  tacite  reconduction.  Le  montant 
de  l'abonnement  est  per^u  par  anticipation.  ||  L'abonnement  peut  etre  resilie 
de  part  et  d'autre  moyennant  avis  donne  quinzc  jours  avant  l'expiration  de 
la  Periode  mensuelle. 

Art.  9.  —  Le  tarif  mensuel  des  conversations  echangees  sous  le  regime 
de  l'abonnement  est  Stabil  comme  il  suit,  savoir: 
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a)  Par  p^riode  quotidienne  de  six  miuutes  consecutives:  Nr.  11070. 

Dans  la  premiere  zone fr.  37  50,  Luxerbur^!^ 

dans  la  deuxiöme  zone „    60  00,  5.  okt.  isqs. 

daus  la  troisieme  zone „75  00. 

b)  Par  periode  quotidienne  de  neuf  minutes  consecutives: 

Dans  la  premiere  zone fr.  56  25, 

dans  la  deuxieme  zone »90  00, 

dans  la  troisieme  zone „112  50. 

Art.  10.  —  Les  abonn^s  obtiennent  la  coraraunication  au  nioment  precis, 
arrete  de  comraun  accord,  ä  moins  qui'l  n'y  ait  une  conversation  döjä  engagee 
entre  deux  autres  personnes.  {|  Les  minutes  inutilisees  dans  une  seance  ne 
peuvent  etre  reportees  k  une  autre  seance.  ||  Toutefois,  si  la  non-utilisation  est 
due  ä  une  Interruption  du  service,  la  compensation  est,  autant  que  possible, 
accordee  ä  Tabonne  dans  la  meme  journee  de  minuit  11  niinuit. 

Art.  11.  —  II  n'est  fait  aucuu  decompte  de  taxe  ä  raison  d'une  Inter- 
ruption de  Service  d'une  duree  de  moins  de  vingt-quatre  lieures.  ||  Passe  ce 
delai  de  vingt-quatre  heures,  il  est  remboursö  ä  l'abonne,  pour  chaque  periode 
nouvelle  de  vingt-quatre  heures  d'interruption,  un  trentieme  (Vao)  ^^  montant 
mensuel  de  l'abonnement. 

Art.  12.  —  Les  administrations  designent,  de  commun  accord,  les  circuits 
qui  sont  affectes  aux  correspondances  d'abonnement  ainsi  que  les  heures  aux- 
quelles  sont  admises  les  correspondances  de  ce  regime. 

Art.  13.  —  Les  administrations  pourront,  de  commun  accord,  modifier  le 
tarif  des  correspondances  ordinaires  et  celui  des  abonuements. 

Art.  14.  —  Chaque  administration  tient  compte  des  taxes  et  en  opere  le 
recouvrement  suivant  le  mode  qu'elle  juge  couvenable..]!  Le  produit  des  corres- 
pondances telephoniques  se  partage  par  moitie  entre  les  deux  administrations 
dans  les  relations  de  la  premiere  zone  et  suivant  le  rapport  de  3  pour  la 
Belgique  et  2  pour  le  Grand-Duche  dans  les  relations  de  la  deuxieme  et  de 
la  troisieme  zone.  1|  Les  recettes  provenant  du  service  telephonique  fönt  de  la 
part  de  chaque  administration  l'objet  d'un  compte  special,  independant  du 
compte  des  recettes  telegraphiques. 

Art.  15.  —  Chacune  des  deux  parties  contractautes  .se  reserve  de  sus- 
pendre  totalement  ou  partiellement  le  service  telephonique,  pour  une  raison 
d'ordre  public,  sans  etre  tenue  ä  aucune  indemnite. 

Art.  16.  —  Les  deux  administrations  ne  sont  soumises  ä  aucune  re- 
sponsabilite  ä  raison  du  service  de  la  correspondance  privee  par  voie  tele- 
phonique. 

Art.  17.  —  Les  dispositious  de  la  presente  Convention  seront  completöes 
par  un  reglement  de  service  qui  peut,  k  toute  epoque,  etre  modifie  d'un 
commun  accord  par  les  administrations  telegraphiques  des  deux  pays. 

Art.  18.  —  La  Convention  provisoire  conclue  ä  Luxerabourg  le  22  oc- 
tobre  1897  sera  abrogee  ä  la  date  ä  laquelle  les  deux  administrations  fixeront 
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Nr.  11670.  la  mise  ä  execution  de    la   presente  Convention;    celle-ci  restera  en  vigueur 

Luxemburg.  P6^^<^^"*    une    annee    apres  la  denonciation   qui   pourra  toujours  en   etre   faite 

5.  Okt.  1898.  par  l'une  ou  l'autre  des  parties  contractantes.  ||  En  foi  de  quoi,  les  plenipoten- 

tiaires  respectifs  ont  signe  la  presente  Convention,  qu'ils  ont  revetue  de  leurs 

cachets. 

Fait  en  double  ä  Luxembourg,  le  5  octobre  1898. 

(L,  S.)       Eyschen.  (L.  S.)       Fr6deric  Hooricks. 


Anlage. 

Reglement  de  Service  arrete  en  execution  de  l'art.  17  de  la  Convention  con- 

clue  le  5   octobre  1898,  concernant  la  correspondance  tele.phonique  entre  le 

Grand-Duche  et  la  Belgique. 

I.  Essais  joiirnaliers.  —  Chaque  raatin,  ä  l'ouverture  du  service  de  jour, 
les  bureaux  centraux  telephoniques  en  relation  verifient  les  Communications 
entre  eux.  ||  Les  r^sultats  des  essais  sont  consignes  aux  proces-verbaux  de 
chacun  des  bureaux  centraux. 

II.  Tndications  Jioraires.  —  Les  indications  horaires  sont  reglees,  pour 
la  Belgique,  sur  l'heure  de  l'Europe  occidentale  qui  est  en  retard  de  25  minutes 
sur  Celle  du  Grand-Duche.  ||  Les  bureaux  telephoniques  en  relation  directe  se 
donnent  l'heure  ä  l'ouverture  et  ä  la  cloture  du  service  de  jour  et  plus  souvent 
s'il  est  necessaire. 

III.  Vacations  des  hureaux  telephoniques.  —  Les  jours  et  les  heures  du 
fonctionnement  des  bureaux  centraux  pour  le  service  belge-graud-ducal  sont 
determines  par  les  administrations  chacune  en  ce  qui  la  concerne.  |1  Chaque 
administration  fixe  egalement  les  jours  et  les  heures  auxquels  les  bureaux 
publics  de  ses  reseaux  sont  accessibles  ä  la  correspondance  internationale. 

IV.  Mayens  de  correspondance.  —  Secref.  —  La  correspondance  tele- 
phonique  s'etablit:  1°  entre  deux  personnes  utilisant  respectivement  une 
installation  particuliere;  2°  entre  deux  personnes  placees  de  part  et  d'autre 
dans  une  cabine  publique;  3°  entre  une  personne  placee  d'une  part  dans  une 
cabine  publique  et  une  lautre  personne  utilisant  d'autre  part  une  installation 
particuliere,  le  tout  pour  autant  que  le  conditionnement  des  circuits  et  des 
appareils  se  prete  k  cette  correspondance.  ||  Les  deux  administrations  prennent 
toutes  les  dispositions  utiles  pour  assurer  le  secret  des  correspondances. 

V.  Tarifs:  mode  d'appUcation,  duree  des  seances,  ahonnements.  —  La  taxe 
des  Communications  entre  postes  particuliers  s'api^lique  ä  partir  du  moment 
oü  la  correspondance  est  etablie  entre  ces  postes,  que  la  personne  demandee 
soit  presente  ou  non.  II  en  est  de  merae  des  Communications  des  bureaux 
publics  avec  les  postes  particuliers.  La  taxe  des  Communications  en  desti- 
nation  d'un  bureau  public  est  due  ä  partir  du  moment  oü  le  destinataire  est 
mis   en    relation   avec  le  poste  demandeur.  11  La  taxe  doit,    en  regle  generale. 
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etre  acquittee  par  la  pcrsouue  qui  a  demande  la  commuuication.    Les  admini-   Nr.  iicto. 
strations  s'entendent  pour  admettre  une  derogation  ä  cette  regle  dans  des  cas  f*'^'*"  """^ 

°  Luxemburg. 

particuliers.  ||  Toute  demande  de  correspoiidance  qui  n'est  pas  suivie  de  la  5.  okt.  i898. 
raise  en  communication  est  exempte  de  la  taxe,  sauf  l'exccption  prevue  aux 
4e  et  5"  alineas  de  l'art.  YIII  suivant.  Si  le  montant  de  la  taxe  a  ete  verse, 
il  est  remboursc  suivaut  les  regles  de  Service  speciales  ä  cliaque  office.  ||  II  ne 
peut  etre  accorde  de  degrevcment  de  taxe  que  si,  par  le  fait  des  installations 
telephoniques,  les  postes  mis  en  commuuication  se  sont  trouves  dans  Timpos- 
sibilite  d'entrer  en  conversation  et  pour  autaut  que  les  bureaux  centraux  aient 
ete  appel^s  k  constater  immediateraent  cette  impossibilite.  ||  Tout  degrevement 
de  taxe  est  concerte  entre  les  deux  Administrations.  ||  La  duree  de  l'appel 
adressö  par  les  bureaux  centraux  aux  postes  particuliers  ou  aux  agents  des- 
servant  les  cabines  publiques  est  limitee  k  deux  minutes  le  jour  et  k  cinq 
minutes  la  nuit.  L'ai^pel  s'effectue  par  intermittences,  Le  temps  de  l'appel 
n'est  pas  soumis  ä  la  taxe.  ||  Les  Communications  sont  donnecs  dans  l'ordre 
des  demandes,  sauf  les  exceptions  de  priorite  de  transmission  accordees  aux 
fonctionnaires  et  autorites  ayant  la  faculte  d'emettre  des  depeches  telegraphi- 
ques  d'Etat.  ||  Sauf  pour  les  correspondances  d'Etat,  dont  la  duree  n'est  pas 
limitee  la  duree  effective  d'une  correspondance  ordinaire  des  postes  particu- 
liers et  des  bureaux  publics  ne  peut  exceder  six  minutes  lorsqu'il  y  a  une 
autre  demande  en  instance.  Dans  ce  cas,  la  communication  et  interrompue 
d'office  et  les  correspondants  ne  peuvent  obtenir  une  nouvelle  communication 
que  dans  l'ordre  des  demandes.  ||  Les  demandes  d'abonnement  doivent  etre 
adressees  au  moins  huit  jours  ä  l'avance  ä  la  direction  des  postes  et  des 
telegraphes,  ä  Luxembourg,  ou  k  la  direction  technique  des  tel6graphes,  ä 
Bruxelles.  ||  Les  seances  d'abonnement  ont  une  duree  consecutive  de  six 
minutes  au  moins  et  de  neuf  minutes  au  plus.  ||  Un  Intervalle  libre  de  deux 
minutes  au  moins  est,  autant  que  possible,  reserve  entre  deux  seances  con- 
secutives  d'abonnement.  ||  Les  abonnements  fönt  l'objet  de  contrats  ou  d'engage- 
ments,  qui  sont  dresses  en  double  expedition  par  l'administration  qui  doit 
operer  le  recouvrement  de  la  taxe;  l'autre  office  regoit  une  copie  du  contrat 
ou  de  l'engagemeut.  ||  L'abonnement  est  conclu  pour  un  mois  indivisible;  le 
prix  en  est  payable  par  anticipation.  ||  La  duree  des  abonnements  mensuels  se 
prolonge  de  mois  en  mois  par  tacite  reconduction.  Les  abonnements  peuvent 
etre  resilies  soit  par  les  abonnes,  soit  par  les  administrations,  moyennant  avis 
donne,  sous  recommandation  postale,  quinze  jours  avant  l'expiration  de  la 
Periode  mensuelle.  ||  Le  prix  de  l'abonnement  est  indivisible;  toute  cotisation 
est  rigoureusement  interdite.  Les  correspondances  d'abonnement  doivent  avoir 
exclusivement  pour  objet  les  affaires  personnelles  de  l'abonne  ou  Celles  de  son 
etablisseraent.  ||  Les  abonnes  au  service  local  ne  peuvent  communiquer  sous  le 
regime  de  l'abonnement  au  service  international  qu'ä  partir  de  leur  poste 
d'abonnement  local  ou  k  partir  de  Tun  des  bureaux  publics  du  groupe  dont 
fait  partie  le  bureau  central  auquel  est  raccorde  leur  poste  d'abonnement.  || 
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Nr.  11670.  Les  personnes  uon  abonnees  ä  im  reseau  ou  groupe  telephonique  local  deter- 

Lux^emlurf .'^ '"'"'^  ne  peuvent  obtenir  un  abonnement  international  ä  partir  de  ce  reseau 

5.  ou.  1898.  ou  groupe  qu'ä  la  condition  de  pendre  leurs  Communications  d'abonnement  dans 

les  bureaux  publics  de  ce  reseau  ou  groupe,  ä  l'exclusion  de  tout  autre  poste. 

VI.  Liste  (jener die  des  abonnes  et  des  bureaux  publics.  —  Chaque  administra- 
tion  se  Charge  de  faire  connaitre  ä  ses  abonnes  les  reseaux  et  les  bureaux 
publics  du  pays  voisin  avec  lesquels  la  correspondance  telephonique  peut  etre 
etablie.  Les  bureaux  centraux  importants  et  les  principaux  bureaux  publics 
doivent  posseder  les  listes  generales  des  postes  en  relation.  Chaque  office 
fournit  k  l'autre,  h  titre  gratuit,  les  exemplaires  de  ses  propres  listes,  y  compris 
les  Supplements  et  modifications,  nöcessaires  au  service  des  bureaux  de  l'ad- 
ministration  etrangere. 

VII.  Service  des  bureaux  centraux.  —  a)  Les  Communications  telephoni- 
ques  sont  etablies  par  l'intermediaire  des  bureaux  centraux,  ||  Apres  avoir 
reconnu  que  la  personne  ou  le  bureau  public  demande  dispose  des  moyens  de 
correspondance  requis,  le  bureau  central  de  depart  r^clame  au  bureau  central 
d'arrivee  la  communication  avec  le  poste  telephonique  destinataire  et,  aussitot 
qu'il  l'a  obtenue,  il  en  avise  la  personne  ou  le  bureau  public  demandeur  en 
l'invitant  ä  parier.  ||  Lorsqu'un  bureau  a  plusieurs  demandes  en  instance,  il 
les  comunique  au  bureau  en  relation  dans  l'ordre  des  inscriptions.  ||  Les  deux 
bureaux  Interesses  maintiennent  pendant  quelques  instants  leur  telephone  dans 
le  circuit  ou  en  derivation,  afin  de  s'assurer  si  la  correspondance  s'effectue 
dans  des  conditions  convenables,  L'heure  du  commencement  et  de  la  cessation 
de  l'entretien  est  inscrite  aux  proces-verbaux  des  Communications  par  les  deux 
bureaux  centraux.  Si  ces  proces-verbaux  ne  concordent  pas  entre  eux,  et  si 
les  bureaux  ne  parviennent  pas  k  redresser  les  differences,  les  Administrations 
admettent  de  plein  droit  les  inscriptions  du  bureau  central  de  depart.  b)  Les 
bureaux  centraux  repondent  sans  delai  appels  qui  leur  sont  adresses.  ||  Lorsque 
le  bureau  central  ne  repond  pas  au  bout  d'une  minute  k  l'autre  bureau 
central,  l'appelant  previent  le  premier  par  un  autre  circuit.  Si  ce  moyen  ne 
peut  etre  employe  ou  ne  reussit  pas,  le  bureau  appelant  a  recours  au  tele- 
graphe  pour  informer  de  la  Situation  le  bureau  central  appele  inutilement  par 
voie  telephonique. 

Vin.  Service  des  bureaux  publics.  —  Sauf  dans  des  cas  sp^ciaux  ou 
exceptionnels,  une  seule  personne  k  la  fois  est  adraise  dans  les  cabines  pub- 
liques  et  il  est  interdit  ä  l'occupant  de  comrauniquer  avec  Texterieur  pour 
donner  ou  recevoir  des  Instructions.  |j  Les  Communications  demandees  k  desti- 
nation  d'un  bureau  public  oü  un  service  special  de  messagers  n'est  pas  organise, 
ne  sont  etablies  que  si,  par  une  entente  prealable  entre  les  personnes  inte- 
ressees,  le  correspondant  est  present  dans  ce  bureau.  ]|  Afin  d'eviter  tout  travail 
inutile,  les  bureaux  centraux  et  les  pröposes  aux  cabines  ont  soin  de  se  ren- 
seigner sur  ce  point  aupres  de  la  personne  qui  desire  entrer  en  correspon- 
dance. Ij  Lorsque    la    personne  demandee,    declar6e  presente  dans  un  bureau 
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public,  ne  repond  pas   dans   un   delai  de  trois  minutes,  la  communication  ne  Nr.  iievo. 
peut  etre   maintemie   que  moyennant  l'application  de  la  taxe  r6glementaire,  ä.  ^^^^^^  jj""*^ 
corapter   de   l'expiration  de  ce  delai  d'attente.  |1  La  meme  regle  est  applicable  5.  Okt.  i898. 
aux    Communications    avec    les    Bourses    oü   les    offices    contractantes   auront 
organise;  un  'service  de  messagers  cliargcs  de  prevcnir  les  personnes  presentes 
aux    heures    de  reunion.  ||  Les   preposes  aux  cabines  indiquent  au  public  les 
precautions   ä  prendre  dans  l'usage   des   appareils    pour  obtenir  les  meilleurs 
resultats.  j|  Le  prepose   h  la  cabine  appelante  tient  note  de  l'instant  precis  de 
la  mise   eu  communication  des  correspondants  et  de  la  fin  de  laconversation.  || 
II  est  en  droit  d'exiger  Tacquit  prealable  de  la  taxe.   Des  que  la  premiere  unite 
de  conversation  est  epuisee,  il  en  previent  l'occupant,  qui  doit  interrompre  imme- 
diatement  sa  conversation  ä  moins   qu'il  ne  consente  ä  payer  la  taxe  regle- 
mentaire. 

IX.  Suspension  et  clöture  du  service.  —  Nul  bureau  ne  peut  suspendre 
ou  cloturer  le  service,  aux  heures  reglementaires,  aussi  longtemps  qu'il  y  a 
des  conversations  en  cours.  ||  Les  couversations  qui  sont  demandees  avant  la 
Suspension  ou  la  clöture  du  service  et  qui  n'ont  pu  avoir  lieu,  sont  echangees 
dans  l'ordre  des  demandes,  les  seauces  concedees  k  heure  fixe  par  voie  d'abonne- 
ment  qui  auraient  ete  retardees  y  prenant  rang  d'office  par  ordre  de  priorite 
sur  les  conversations  ordinaires.  ||  A  moins  d'un  ordre  special,  ä  concerter  par 
les  deux  administrations,  nul  bureau,  pour  satisfaire  ä  des  demandes  de  con- 
versation formulees  avant  l'heure  de  Suspension  ou  de  clöture ,  ne  peut  etre 
tenu  sur  pied  plus  de  30  minutes  apres  cette  heure. 

X.  Correspondance  de  service.  —  Des  correspondances  verbales  relatives 
exclusiveraent  au  service  telephonique  belge-grand-ducal  peuvent  etre  echangees 
en  franchise  de  taxe  entre  les  fonctionnaires  des  deux  administrations  specia- 
lement  autorises  ä  cette  fin.  ||  En  reclamant  la  gratuite,  ces  personnes  sont 
tenues  de  declarer  leurs  uora  et  qualite.  Si  elles  negligent  de  le  faire,  le 
bureau  central  ou,  le  cas  echeant,  le  bureau  public  d'origine  reclame  ces 
renseiguements  avant  de  livrer  la  communication,  ä  moins  qu'il  ne  soit  certain 
de  l'identite  du  demandeur.  j|  Les  correspondances  en  franchise  sont  annon- 
cees  d'un  bureau  central  ä  l'autre  par  le  mot  „service".  |)  Les  administrations 
prennent  toutes  les  mesures  utiles  en  vue  de  restreindre  autant  que  possible, 
chacune  en  ce  qui  la  concerne,  le  nombre  des  Communications  de  service.  En 
general,  la  voie  telegraphique  doit  etre  adoptee  de  preference. 

XI.  Priorite  et  rang  de  transmission.  —  Les  correspondances  ayant  droit 
k  la  priorite  de  transmission  sont:  ||  1°  Celles  qui  emanent  des  autorites  et 
fonctionnaires  qui  ont  la  faculte  d'expedier  des  depeches  telegraphiques  d'Etat; 
elles  sont  soumises  k  la  taxe  ordinaire:  ||  2°  celles  des  fonctionnaires  des  deux 
administrations  autorisees  k  correspondre  en  service,  lorsqu'ils  reclament  l'ur- 
gence.  ||  L'ordre  d'echange  des  corresi)ondances  telephoniques  est  etabli  commc 
il  suit:  11  l^""  rang:  correspondances  d'Etat;  2^  rang:  Communications  de  service 
urgentes;  3®  rang:  correspondances  privees;   4®  rang:  correspondances  de  ser- 
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Nr.  11670.  vice  nou  urgentes.  |1  Pour    les  correspondances  de  meme  rang,  les  communica- 
LuiTtnrr  *'°"^    ^°'^'  livrees  dans  l'ordre  des  demandes.  ||  Les  correspondances  de  merae 
5.  Okt.  1898.  rang  s'echangent  dans  l'ordre  alternatif.     Les  correspondances  de  rang  supe- 
rieur  ne  sont  pas  comprises  dans  l'ordre  alternatif, 

XII.  Derangements;  diffmiltes  de  correspondance.  —  Des  qu'une  difficulte 
de  correspondance  ou  un  derangement  est  constate,  les  administrations  prennent 
imraediatement,  chacune  en  ce  qui  la  concerne,  les  mesures  requises  pour  y 
remedier.  ||  Les  bureaux  centraux  se  previennent,  au  besoin,  par  la  voie  t61e- 
graphique  de  tous  defauts  ou  circonstances  qui  seraient  de  nature  ä  entraver 
ou  ä  compromettre  le  service  telephonique. 

XIII.  Proces-verbanx;  partage  des  taxes  et  deeomptes.  —  Chaque  adraini- 
stration  fait  tenir  un  proces-verbal  mentionnant,  outre  les  incidents  de  service, 
sous  les  Clements  necessaires  k  l'etablissement  des  comptes  internationaux  et 
ä  la  perception  des  taxes.  1|  Les  coraptes  sont  arretes  mensuellement  et  l'echange 
en  est  fait  entre  les  deux  administrations  dans  la  meme  forme  et  en  meme 
temps  que  celui  des  comptes  des  taxes  telegraphiques,  dont  ils  constitueront 
une  annexe  sous  la  rubrique  speciale  „compte  des  Communications  telephoni- 
ques  belges-grand-ducales". 

Approuve: 
A  Luxembourg,  le  5  novembre  1898.  A  Bruxelles,  18  octobre  1898. 

Le  Directeur  gener al  des  fmances,     Le  Directeur  gener al  des  telegraphes. 
M.  Mongenast.  F.  Delarge. 

(La  mise  ä  execution  de  la  Convention  ci-dessus  a  ete  fixee  par  les  deux 
administrations  au  V^   d^cembre  1898.) 


Verhaudluiigei]  zwischen  Grofsbritauniett  imd 
Frankreich  über  Madagaskar  1898.*) 

Nl".  11671.  GROSSBRITANNIEN.  --  Der  Konsul  in  Tamatave  an 
den  französischen  Generalgouverneur.  Beschwerden 
englischer  Kaufleute  über  Beschränkung  ihres 
Handels  durch  die  französische  Verwaltung.**) 

Tamatave,  February  11,  1898. 
M.  le  Gouverneur-General.  ||  I  have  the  honour  to  bring  to  your  notice  Nr.  ii67i. 
the  serious  complaints  of  Messrs.    Procter  Brothers  and  L.  Trouchet  and  Co.,     ^'°'^" 

britannien. 

British  raerchants  of  this  town,  who  have  also  agencies  at  Mananjary,  whereii.Feb.i898. 
they  carry  on  a  pretty  large  business,  and  where,  by  the  sudden  action  of 
M.  l'Administrateur  Comperat,  they  are  prohibited  from  carrying  on  their 
usual  trade  and  are  therefore  placed  in  an  invidious  position.  ||  The  facts  are 
very  simple.  On  the  28  th  January  last  M.  l'Administrateur  Comperat  caused 
a  public  „kabary"  of  the  native  traders  to  be  called  and,  through  the  Inter- 
pretation of  M.  Liger,  the  native  Governor,  inforraed  them  that  though  they 
had  been  warned  before  by  him  not  to  buy  any  goods  from  foreign  firms,  they 
were  now  advised  that  they  could  only  buy  from  and  seil  goods  to  three 
firms,  viz.,  Messrs.  Lauratet,  Venot,  and  Bernard,  and  unless  they  dealt  with 
these  three  persons  only  they  would  be  put  in  chains  and  cast  into  prison. 'I 
I  need  scarcely  point  out,  M.  le  Gouverneur-General,  the  very  baneful  effect 
which  the  words  of  M.  l'Administrateur  Comperat  bad  on  the  native  traders, 
not  only  with  reference  to  the  foreign  firms  established  at  Mananjary,  but  also 
with  regard  to  those  French  firms  who  have  agencies  there  and  who  have 
been  carefully  and  systematically  excluded  by  him.  ||  I  beg  to  submit  that 
freedom  of  commerce  should  be  perfeet,  and  that  no  distinction  of  nationality 
amougst  merchants  should  exist,  especially  as  regards  the  natives,  and  that 
all  foreigners  have  the  same  rights  and  Privileges  in  such  matters  as  the 
French.  ||  M.  l'Administrateur  Comperat  having  convened  a  public  meeting  of 


*)  Anmerkung.    Die  folgenden  Aktenstücke  entstammen  dem  Blaubuch  France  1. 
(1899).    9091.    Vgl.  Bd.  61  Nr.  11528.    Red. 

**)  Anmerkung.     Am  24.  Februar  teilte  der  Konsul  die  Beschwerde  nach  London 
mit.    Am  28.  März  erhielt  sie  Lord  Salisbury. 
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Nr.  11671.  the  Dative  traders,  I  thake  the  liberty  of  suggesting  that  the  same  Publicity 
^^^^^.'      should  be  given  in  order  that  the   native  population   should   fully  know  that 

britanmen.  ° 

ii.Feb.isis.their  perfect  right  is  to  trade  with  whomsocver  they  pleasc,  and  that  there 
is  no  nationality  among  raerchants.  ||  I  beg  to  forvvard,  herewith  inclosed, 
extracts  from  the  letters  received  by  Messrs.  Procter  Brothers  and  L,  Trou- 
chet  and  Co.  from  their  agents  at  Mananjary,  which  will  explain  the  iiresent 
State  of  niatters,  and  request  that  you  be  good  enough,  M.  le  Gouverneur- 
General,  to  look  iiito  their  grievances.  Anatole    Sauzier. 


Nr.  11672.  FRANKREICH.  —  Der  Generalgouverneur  von  Mada- 
gaskar an  den  englischen  Konsul  in  Tamatave.  Ant- 
wort auf  das  Vorige. 

Tauanarive,  le  25.  Fevrier,  1898. 

Nr.  11672.  M.  le  Consul,  II  Vous    avez    bien  voulu   appeler  mon   attention  sur  une 

Frankreich,  r^clamation  de  MM.  Procter  Brothers  et  Trouchet  relative  aux  paroles  qui 
auraient  6te  prononcees  par  M.  l'Administrateur  de  Mananjary  dans  un  "kabary" 
recemmeut  tenu  dans  cette  ville.  j]  M.  Comperat  auraient  declare  aux  indigenes 
qu'ils  n'6taient  autorises  ä  traiter  qu'avec  les  trois  maisons  de  commerce 
Lauratet,  Venot,  et  Bernard,  les  menagant  de  severes  repressions  s'ils  s'adres- 
saient,  pour  les  besoins  de  leur  trafic,  aux  autres  negociants  de  la  place.  || 
J'ai  l'honneur  de  vous  faire  connaitre  que  j'ai  dejä  i)rie  M.  Comperat  de  me 
renseigner  sur  les  incidents  qui  ont  motive  votre  plainte  et  que,  par  depeche 
de  ce  jour,  je  l'invite,  si  les  faits  que  vous  alleguez  sont  exacts,  ä  prendre 
les  mesures  necessaires  pour  assurer  la  libertö  complete  des  transactions. 

Gallieni. 


Nr.    11673.     FRANKREICH.   —   Derselbe  an  Denselben.     Die  eng- 
lischen Beschwerden  sind  unbegründet.*) 

Tanauarive,  le  24  Mars,  1898. 
Nr.  11673.  M.  le  Vice-Consul,  ||  J'ai  l'honneur  de  vous  informer,  comme  suite  ä  raa 

FrankreicL.  lettre  du  25  Fcvrier  dernier,  adressee  ä  M.  le  Consul  d'Angleterre  ä  Tamatave, 
que  j'ai  procede  ä  une  enquete  minutieuse  sur  les  faits  qui  m'ont  ete  signales 
par  Mr.  Sauzier,  le  11  Fevrier  dernier,  au  sujet  des  paroles  qui  auraient  ete 
prononcdes  par  M.  l'Administrateur  de  Mananjary  dans  un  "kabary"  recemment 
tenu  dans  cette  ville.  ||  II  resulte  nettement  de  cette  enquete  que  les  plaintes 
qui  ont  ete  portees  ä  ma  connaissance  par  le  Consulat  de  Sa  Majest6  Bri- 
tannique  sont  absolument  denu^es  de  fondement.  ||  Jamals,  en  effet,  M.  Comperat 


")  Anmerkung.    Lord  Salisbury  erhielt  am  25.  April  davon  Kenntnis.    Red. 
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n'a  tenu  le  langage  qui   lui   a  ete  prete  par  vos  nationaux.  ||  Sans  doute,  cet  iNr.  11673. 

Frankreich. 
24.Märzl808. 


Administrateur    s'efforce    chaque    fois   qu'il   en   a  Toccasion,   de  developper  i^  *^'^^''^""^^' 


commerce  des  produits  Frangais  et  c'est  lä  une  attitude  dont  personne  n'oserait 
Ic  blämer;  mais  11  a  trop  de  tact  et  d'esprit  de  justice  pour  provoqucr,  ä 
bon  droit,   des   reclamatlons  de  la  nature  de  Celles  qui  m'ont  ete  transmises. 

Gallieni. 


Nr.    11674.     GROSSBRITANNIEN.— Die  engl.  Firma  TrGuchet&  Co. 

teilt  dem  Konsul  folgenden  an  sie  gerichteten  Brief 

ihres  Agenten  mit.*) 

Maaaujary,  le  25  Fevrier  1898. 

Chers    Messieurs,  ||  Mercredi,    23    Fevrier    dernier,    M.   TAdministrateur  Nr.  116-4. 
Comiierat  reunissait  de  nouveau  les  traitants  indigenes  ä  11  heures  du  matin;  ,  !^'°'^r 

'■  "  '    britannien. 

le  "kabary"  dura  deux  heures  et  demie  de  temps.     II  leur  dit  le  28  Janvier  25.F'eb.i898. 

dernier:    "Je  vous  ai  appele  ici  en  'kabary'  et  vous  avez  ete  dire  ce  que  je 

vous  ai  dit.     Pourtaut   je   vous    ai  bien  dit    que   ce  que  je  vous  disais  etait 

prive.     Je  ne   sais   ce   qui  me  retient   de  vous  mettre  tous  ä,  le  geole  ou  de 

vous  expulser  de  ma  province,      A  l'avenir,  si  vous  repetez  ce   que  je  vous 

dis,  je  le  ferai.  ||  "Ainsi,  ce  que  je  vais  vous  dire   aujourd'hui  est  prive;  vous 

etes  douze  ici,   et  si  cela  se  sait  je  vous  fourrerai  tous   ä  la  geole  ou  vous 

expulserai.  ||  "Je  suis  raaitre  de  la  province;  il  faut  que  vous  m'obeissiez.     Je 

ne  veux  voir  chez  vous  que  des  marchandises  Frangaises.     Vous  m'avez  tous 

bien    compris?"  ||  II    donna   ensuite    des   ordres  ä   M.  Liger,   le  Gouverneur 

indigene,    de    prendre  les  noms  des  douze  traitants  presents  et  les  congedia. 


Nr.    11675.     GROSSBRITANNIEN.   —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Übersendet  folgenden 
Auszug  aus  der  „Depeche  Coloniale"  vom  26.Mai  1898. 
Le   Journal    officiel  Malgache,    autrement  dit   le  "Vaovao,"  est  mis  h  la  ^'-  "*"5' 

•     1  •  Grols- 

disposition  des  industnels,  commergants   et   Colons  Frangais,  pour  faire  de  la  britmnien. 
r^clarae   illustree  ä  leurs   articles.      Ils   n'ont    qu'ä,    s'adresser    pour    cela   au'^6'"*^^^^^- 
Gouvernement  General  (Bureau  Affaires   Civiles).  ||  Le    but    de    cette    reclame 
officielle    est    indique    par    le    General    Gallieni    dans    une    Circulaire    qu'il    a 
adressee    le    22    Avril   aux    Chefs    de    provinces    et   qui   figure    au    "Journal 
Officiel." 

Nous  relevons  dans  cette  Circulaire  le  passage  suivant:  ||  "Je  vous  prie 
egalement  de  charger  les  autorites  indigenes  d'user  de  toute  leur  influence  pour 
concourir  au  but  que  nous  poursuivons.     II  leur  sera  facile,  au  point  de  vue 


*)  Anmerkung.    Lord  Salisbury  erhielt  am  25.  April  davon  Kenntnis.    Red. 
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Nr.  11675.  special  qul  nous  occupe,  de  repr6senter  ä  leurs  administres  que  les  tissus  de 
britannien  ^^^  maiiufactures  valent  les  sortes  etrangeres  similaires,  qu'il  est  convenable 
26.  Mai  1898.  que  Ics  Malgachcs,  devenus  sujets  Frangais,  obeissent  aux  coutumes  natioiiales 
en  se  servant  de  nos  produits;  que  leur  vetement  devient  ainsi  une  marque 
distinctive  de  leur  nouvelle  qualite  et  qu'il  doit  etre  compose  de  tissus  Fran- 
gais.  II  "II  va  de  soi  que  les  autorites  indigenes  de  vos  circonscriptions  devront 
se  borner  ä  agir  sur  leurs  administres  par  des  conseils  servant  ä  leur  demontrer 
les  qualites  de  prix  et  de  fagon  de  nos  produits  nationaux  proteges  k  l'entree 
dans  l'ile  par  les  droits  importants  dont  sont  frappes  les  produits  similaires 
etrangers.  Mais  elles  devront  se  rappeler,  cependant,  qu'aucune  entravc  nc 
doit  etre  mise  ä  la  vente  et  ä  la  circulation  des  marchandises  etrangeres. 
Votre  role,  comme  celui  de  vos  fonctionnaires  indigenes,  consiste  simplement 
k  eclairer  nos  nouveaux  sujets  sur  les  avantages  qui  resulteront  pour  eux  de 
l'achat  des  produits  Frangais  convenant  mieux,  desormais,  k  leurs  habitudes 
et  ä  leurs  besoins,  modifies  depuis  deux  ans  par  l'introduction  des  lois  et 
coutumes  Fran^aises  dans  l'ile.  Cela  est  notre  droit  absolu  et  personne  n'a 
le  droit  d'y  trouver  ä  redire." 

La  ligne  de  conduite  tracee  par  le  Gouverneur-General  k  ses  subordonnes 
est  correcte  en  meme  temps  que  patriotique.  Peut-etre  faut-il  y  voir  le  desir 
d'eviter  le  renouvellement  de  [certaines  mesures  d'ostracisme  qui  n'ont  pas 
toujours  atteint  uniquement  les  marchandises  et  les  maisons  etrangeres. 


Nr.    11676,    FRANKREICH.  —  Dekret  über  Abänderung  des  Zoll- 
tarifs für  Madagaskar. 
Rapport  au  President  de  la  Republique  Frangaise. 

Paris,  le  31  Mai,  1898. 
Nr.  11676.  M.  le  President,  ||  A  la  smte  des  r^clamations  formulees  tant  aupres  de 

Frankreich,  j^q^  Departement   qu'aupres    de  l'Administration   Locale    de   Madagascar   par 

81. Mai  1898.  „  ,     .  ,        .  ,  .         t-  •  •   ^     j  -     i- 

plusieurs  fabricants  de  tissus  de  coton  Frangais  au  sujet  du  prejudice  que 
leur  causerait  l'insuffisance  des  droits  dont,  en  vertu  du  Decret  du  28  Juillet 
1897,  sont  frappes  les  produits  etrangers  de  meme  nature  Importes  dans  notre 
nouvelle  Colonie,  j'ai  ete  amene  ä  examiner  s'il  y  avait  lieu  de  reviser  le 
Tarif  actuel.  ||  Le  Ministre  du  Commerce,  de  l'Industrie,  des  Postes  et  des 
Telegraphes,  consulte  k  ce  sujet,  m'a  fait  connaitre  qui'l  lui  paraissait  de 
toute  necessite,  pour  proteger  nos  tissus  contre  la  concurrence  etraugere,  de 
remanier  dans  son  ensemble  le  Tarif  des  cotonnades  fixe  par  le  Decret  du 
28  Juillet,  1897,  en  prenant  dans  chaque  categorie  de  tissus  de  coton,  non 
plus  la  premiere  et  la  troisieme  taxe  du  Tarif,  mais  la  deuxi^me  et  la  qua- 
triöme  du  dit  Tarif,  jj  D'autre  part,  mon  coUegue  a  ete  d'avis  de  modifier  egale- 
ment,  et  conform^meiit  au  desir  exprime  par  l'Administration  Locale  de  Mada- 
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gascar,  le  regime  douanier  applique  aux  bestiaux  destinös  h  la  reproduction  et   Nr.  nc76. 

Frankreich. 
'  31.  Mai  1898. 


aux  sacs  de  juto   necessaires  ä  l'emballage   du  sei  indigene.  ||  J'ai    en  conse- 


quence,  l'honneur  de  soumettre  ä  votre  signature  le  projet  de  D^,cret  ci-joint 
qui  a  ete  coramunique  pour  examen  et  avis  au  Coiiseil  d'fitat,  et  qui  a  pour 
objet  de  modifier  dans  le  sens  de  considörations  qui  precedent,  le  Tableau 
annexe  au  Decret  du  28  Juillet,  1897. 

Je  vous  prie,  &c. 
Le  Ministre  des  Colonies, 
(Signe)       Andr6  Lebon. 


Le  President  de  la  Republique  Frangaise,  ||  Sur  le  rapport  du  Ministre 
des  Colonies,  ||  Vu  le  Decret  du  11  Decembre,  1895,  fixant  les  pouvoirs  du 
Resident-General  de  France  ä  Madagascar,  modifie  par  le  Decret  du  30  Juillet, 
1897,  instituant  un  Gouverneur-General  de  Madagascar  et  dependances;  ||  Vu 
la  Loi  du  6  Aoüt,  1896,  declarant  Colonie  Frangaise  l'lle  de  Madagascar  et 
&es  dependances;  ||  Vu  la  Loi  du  16  Avril,  1897,  rendant  applicable  k  Mada- 
gascar et  dependances  la  Loi  du  11  Janvier,  1892,  relative  ä  l'etablissement 
du  Tarif  General  des  Douanes;  ||  Vu  le  Decret  du  28  Juillet,  1897,  portant 
fixation  des  exceptions  au  Tarif  General  des  Douanes,  en  ce  qui  concerne  les 
produits  etrangers  Importes  ä  Madagascar;  ||  Vu  les  avis  emis  par  le  Gouver- 
neur-G6neral  de  Madagascar  et  dependances  et  par  le  Conseil  d'Administratiou 
de  la  Colonie,  dans  sa  seance  du  31  Janvier,  1898;  ||  Vu  l'avis  du  Ministre 
du  Commerce,  de  l'Industrie,  des  Postes  et  des  Telegraphes;  ||  Le  Conseil 
d'fitat  entendu, 

Decrete: 

Article  1".  Le  Tableau  annexe  au  Decret  du  28  Juillet,  1897,  portant 
fixation  des  exceptions  au  Tarif  General  des  Douanes;  en  ce  qui  concerne  les 
produits  etrangers  Importes  ä  Madagascar,  est  modifie  comme  suit: 

Art.  2.     Sont  abrogees  les  dispositions  contraires  au  preseut  Decret. 

Art.  3.  Le  Ministre  des  Colonies  est  Charge  de  l'exöcution  du  present 
Decret,  qui  sera  publie  au  "Journal  Officiel"  de  la  Republique  Fran^aise  et 
insere  au  "Bulletin  Officiel"  du  Ministere  des  Colonies  et  au  "Journal  Officiel" 
de  la  Colonie  de  Madagascar. 

Fait  h  Paris,  le  31  Mai,  1898. 


(Signe)       Felix  Faure. 


Par  le  President  de  la  Republique: 
Le  Ministre  des  Colonies, 
(Signe)       Andr^  Lebon. 
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Nr.  11676. 
Frankreich. 
31.  Mai  1898. 


Designation   des   Produits. 


Uuites 

sur 

lesquelles 

portent 
les  Droits. 


Droits. 


I.  —  Animaiix   Vivants. 
Betail  destine  ä  la  reproduction , 

XXV.  —  Tissus. 
Sacs  de  jute  neufs  et  vieux 

XXXII. —  Tissus  et  Colons  et  Coutüs. 

Tissus  de  coton  pur,  unis,  croises,  et  coutils  äcrus,  presentant  en 
chaine  et  en  trame  *)  dans  uu  carre  de  5  millim.  de  cote,  ceux 
pesant  : —  1 

13  kilog.  et  plus  les  100  mfetres  carres     .    .    •  {gtls  et '^fuf  '  ^^^^"'^" 
11  kilog.  inclusivement  ä  13  kilog.  exclusivement  Lg  ^jg  tt  plus^ 

(35  fils  et  moins 
136  fils  et  plus 


9  kilog. 

» 

ä  11  kilog. 

7  kilog. 

» 

ä    9  kilog. 

5  kilog. 

» 

ä    7  kilog. 

3  kilog. 

>» 

ä    5  kilog.            , 

doins  de  3  kilog. 

les 

100  m^tres  carres 

35  fils  et  moins 

36  fils  et  plus 
35  fils  et  moins 


{ 

\36  fils  et  plus 

{35  fils  et  moins 
36  fils  et  plus 


Exempt. 
Exempts. 


Fr.  c. 

77  00 
11800 

87  00 
13100 
11100 
172  00 
13100 
230  00 
139  00 
300  00 
287  00 
550  00 
620  00 


Nr.  11677.  GROSSBRITANNIRN.  —  Das  Haus  Procter  Brothers 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Neue  Beschwerden 
über  die  französische  Verwaltung  von  Madagaskar. 
Übersendet  eine  Zeitung  [aus  Tamatave  als  Be- 
weisstück. 
22,  Leadenhall  Street,  London,  June  16,  1898.  (Received  June  18.) 
Nr.  11677.  My  Lord,  ||  We  beg  to  lay  before  your  Lordship  the  following  complaint, 

^^'^^-     and  to  beg  that  you  will  take  such  steps  as  will  prevent  a  recurrence  of  the 

britannien. 

le.Jnni  1898.  matter  complained  about.  ||  In  February  last  the  French  Resident  at  Manan- 
jary,  Madagascar,  called  a  „kabary"  and  told  the  natives  that  they  were  not 
to  deal  with  any  firms  but  three  whose  names  were  mentioned — all  French. 
Our  business  at  that  port  has  suffered  considerably  in  consequence.  Our 
Madagascar  house  complained  to  the  British  Consul,  who  immediately  addres- 
sed  the  Governor-General.  This  official  replied  at  once,  stating  that  the 
matter  should  be  investigated.  Afterwards  he  wrote  saying  that  the  Consul 
had  been  misinformed;  that  the  Resident  denied  absolutely  the  Charge  made 
against  him.     In  spite  of  this  denial  our  Representatives  in  Madagascar  main- 


*)  Dans  le  compte  des  fils  de  chaine  et  de  trame  les  fractions  sont  negligees. 
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tain    the    charge;    but   without   other   testimony   than  theirs  wc  should  have  Nr.  11677. 
hesitated  to  bring  the  matter  to  yoiir  Lordship's  notice.     However,  the  mail  britannieT,. 
which    has    arrived    to-day    has    brought    us   a   copy  of  a  French   newspaper,  16-Ju"'i898. 
called  „Le  Madagascar,"   published  at  Tamatave  on  the  15th  May,  in  which 
appears  an  article  quoting  verbatim  the  speech  complained  of.     Tliis  we  trust 
your  Lordship    will    consider    sufficieut    evidence    to   enable    you  to   take  the 
matter  up.  ||  It  is   sufficiently   difficult  for  an  English  merchant  now  to  carry 
on   bis    trade  in  Madagascar  under  the  uew  fiscal   arrangeraents  there;   but  if 
French   officials,   who   go   out    of  their   way   to   obstruct  us   in  our  Icgitimate 
trade,  are  to  be  supported  in  such  actions  by  their  superiors,  it  will  become 
impossible  for  us  to  conduct  our  business.  |j  We  are  loth  to  make  complaints, 
but  the  inlerests  we  bave  at  stake  in  the  island  are  very  large,  and  it  beho- 
ves  US  to  Protect  them,  and  we  trust  we  may  rely  upon  your  Lordship's  help 
in  this.  We  have,  &c. 

(Signed)  Procter  Bros. 


Beilage. 
Auszug  aus  „Le  Madagascar"  vom  14.  Mai  1895. 

Leur  faQon  de  coloniser.  —  Feuilletant  au  hazard  dans  l'epaisse  liasse 
de  documents  qui  me  sout  parvenus  depuis  des  mois  j'ai  facilement  decouvert 
des  choses  bien  interessantes,  et  bien  instructives,  relativement  aux  procedes 
de  colonisation  employes,  non  seulement  ä  Tamatave,  mais  partout,  dans  le 
nord  comme  dans  le  sud,  ä  Test  comrae  k  l'ouest.  |1  Le  plus  souvent,  ces  docu- 
ments revetent  la  forme  d'une  lettre  naive  et  simple,  fouruis  qu'ils  sont  par 
des  Colons  ä  l'instruction  rudimeutaire  et  pour  Ies.quels  les  fleurs  de  retho- 
rique  sont  loin  d'avoir  le  parfura,  'ou  la  beaute,  des  fleurs  de  vanille  par 
exemjjle  ou  des  baies  de  cafe.  |1  Tis  n'en  sont  pas  moins  edifiants  pour  cela, 
ces  documents,  qui  vous  montrent  des  faits  tellement  extraordinaires  qu'ils 
seraient  invraisemblables  en  tout  autre  licu  que  Madagascar.  ||  Et,  il  y  en  a, 
il  y  en  a,  il  y  en  a  encore,  il  y  en  a  toujours,  de  teile  sorte  que  le  journaliste 
abasourdi,  ne  sait  plus  par  quel  bout  commencer  la  monumentale  besogne!  || 
Ainsi,  le  long  de  toute  la  cote,  il  faudrait,  et  une  fagou  de  voyage  de  la  plume, 
s'arreter  ä  chaque  village,  sejourner  longuement  dans  chaque  chef-lieu  de  district 
öü  reside  un  Administrateur,  civil  ou  militaire,  et  vous  verriez  alors,  lecteurs, 
combien  l'interessant  voyage  durerait!  .  .  .  .  ||  Tenez,  par  exemple,  voici  de 
nombreuses  lettres  de  Maroaucetra.  Les  faits  qu'elles  racontent  sont  probants, 
quant  ä  la  fagon  dont  les  choses  marchent  lä-bas.     Ecoutez-en  ce  resume:  — 

L'Administrateur,  M.  Rossi,  un  militaire,  y  a  commis  une  foule  d'actes 
arbitraires  qui  ont  eu  pour  resultat  immediat  de  faire  d'abord  le  desert  dans 
l'arrondissement,  et  necessairement  de  consonimer  la  ruine  des  quelques  Colons 
qui  y  etaient  etablis.  ||  Maroncetra  etait  un  des  centres  producteurs  de  caout- 
chouc  les  plus  importants.  j]  Or,  M.  Rossi  obligeait  les  indigenes  ä  vendre  non 
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Nr.  11677.  seulement  leurs  produits  ä  un  prix  fixe,  designe  par  lui,  mais  encore  h  ne  les 
britannien.  porter  chez  certaiiis  negociants,  objet,  plutot  que  d'autres,  de  sa  bienveillante 
lö.jnni  1898.  sollicitudc.  ||  Tout  Indlgene  surpris  vendant  du  caoutchouc  ä  quelqu'un  frappe 
de  rostracisme  administratif  etait  immediatement  incarcer^,  et  düment  con- 
damne  ä  une  peine  quelconque  pour  avoir  ose  transgresser  aux  ordres  du 
grand  chef  tout-puissant.  ||  Est-ce  que  de  telles  choses  ne  vous  laissent  pas 
reveur  et  ne  vous  font-elles  pas  involontairement  songer  ä  la  bienheureuse 
epoque  de  l'Inquisition  et  du  Servage?  j|  Mais  ce  n'est  pas  tout.  M.  Rossi 
veut  obliger  l'indigene  k  ne  recolter  ses  produits  qu'ä  un  endroit  determine, 
dans  un  rayon  nettement  etabli,  tant  et  si  bien  que  l'indigene,  pour  qui  la 
liberte  est  le  plus  grand  des  biens,  a  corapletement  deserte  le  pays  pour  se 
retirer  dans  l'inaccessible  Interieur  oü,  du  moins,  il  ne  sera  plus  l'objet  de 
lois,  de  reglements,  ou  d'ordres,  qu'il  trouve  necessairement  etranges  quoiqu'ils 
aient  la  pretention  de  constituer  le  progres  et  d'emaner  d'une  autoritö  repre- 
sentant,  avant  tout,  la  civilisation.  ||  Quant  au  colon  recalcitrant,  ä  celui  qui 
seulement  proteste,  voire  d'une  fagon  timide,  eh  bien,  trois  jours  de  prison  lui 
apprendront  bien  vite  ä  se  taire!  .  .  .  .  ||  Qu'en  pensez-vous?  ||  Voici  mainte- 
nant  un  autre  paquet  de  lettres  venant  de  Mananjary.  Celui-lä,  est  plus  volu- 
mineux  que  l'autre  parce  que,  sans  doute,  le  centre  est  plus  important  ou  plus 
grande  l'activite  de  son  Administrateur.  M.  Comperat,  qui  fut  quelque  temps 
Resident  de  Tamatave!  |j  Je  lis,  et  c'est  bien  toujours  la  meme  chose,  au  fond. 
Les  variantes  ne  portent  que  sur  de  petites  questions  de  detail  qu'il  est  cepen- 
dant  assez  curieux  de  noter,  en  passant.  ||  M.  Comperat,  de  Mananjary,  est 
egalement  militaire  comme  M.  Rossi,  de  Maroancetra.  Ses  procedes  sont 
aussi,  sinon  plus,  radicaux  que  ceux  de  ce  dernier.  Voici  les  faits  —  ||  Un 
grand  kabary  assemble  toute  la  population  de  l'endroit  et  des  environs,  et 
M.  Comperat  lui  tient  le  langage  suivant:  —  ||  „Je  ne  veux  pas  qu'aucun  de 
vous  achete  la  moindre  marchandise  dans  les  magasins  de  MM.  un  Tel,  un 
Tel,  un  Tel  et  un  Tel  autre.  Celui  qui  sera  surpris  en  train  de  faire  le 
moindre  achat,  ou  d'op^rer  la  moindre  transaction  avec  les  maisons  que  je  vous 
cite,  sera  de  suite  incarcere,  sans  prejudice  de  peines  graves."  ||  „Mais,"  essaye 
de  repliquer  un  indigene  moins  moutonneux  que  les  autres,"  il  peut  arriver 
que  ce  dont  nous  avons  besoin  ne  se  trouve  que  dans  les'  magasins  dont 
l'acces  nous  est  interdit!"  ||  ,,Eh  bien,  vous  vous  enpasserez."  ||  „VaJiaza  Lehibe" 
murmure  douceraeut  un  autre  indigene,  „parmi  les  maisons  que  vous  nous 
defendez,  se  trouve  precisement  une  maison  FranQaise,  la  maison  „B.  ,  .  ."  j| 
,,M.  B.  est  un  mauvais  Frangais;  vous  ne  devez  pas  aller  chez  lui.  ||  „C'est 
bien  compris,  bien  entendu,  rompez!  ....** 

Je  n'ai  voulu  faire  aujourd'hui  qu'un  resume  rapide  de  ce  qui  se  passe 
dans  deux  endroits  de  la  cote.  S'il  m'avait  fallu,  pour  chacun  des  deux, 
rapporter  les  menus  faits,  citer  des  noms  et  des  dates,  pröciser  enfin  et  donner 
au  recit  le  develloppement  qu'il  comporte,  les  dix  colonnes  du  Journal  n'y 
eussent  pas  suffi,  ||  Et  puis,  pourquoi  ne  pas  le  dire,  de  pareils  sujets  me  sont 
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penibles  ä  traiter,   encore  qu'ils  soient  scrupuleusement  vrais;  aussi  vrais  que  Nr.  11677. 
la   penible   histoire   du   Bourjane  Francais   que  Ton  a  pourtant  eu  l'audace  de     ^^°^^' 

britannien. 

nier,  ||  Comment  voulez-vous,  apres  de  tels  actes,  que  la  colonisation  progresse  i6.Junii898. 
et    que    les   Colons  soient  satisfaits?  ||  Est-il,    d'autre  part,   adraissible   que   ie 
General  Gallieni,   que   ses  subordonn6s  s'efforcent  de  rendre  aussi  irapopulaire 
qu'il  etait  populaire  auparavant,  ait  donn6  des  instructions  expliquant  et  approu- 
vant  pareilles  fagons  de  faire?  |(  Personne  ne  le  croira.     Mais  alors 


Nr.    11678.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an    den   Botschafter    in    Paris.      Rückblick    auf   die 

Verhandlungen  mit  Frankreich  über  den  englischen 
Handel  auf  Madagaskar,     Protest  gegen  das  Dekret 

vom  31.  Mai. 

Foreign  Office.  July  9,  1898. 

Sir,  II  Among  the  first  subjects  to  which  I  should   wish  the  attention  of  Nr,  iigts. 
M.  Delcasse    to    be    called  is   the   position   in   which   our   respective   countries     ^"'^^' 

britannien. 

stand  in  respect  to  Madagascar.  ||  Sorae  of  the  raost  recent  acts  of  the  Govern-9.  juh  1898. 
raent  which  preceded  that  of  M.  Brisson  have  invested  the  question  with  an 
importance  greater  than  that  which  it  previously  possessed.  In  the  ycar  1890 
the  French  Arabassador  at  this  Court,  M.  Waddington,  signed  an  engagement 
by  which  the  Protectorate  of  France  in  Madagascar  was  recognized  by  Great 
Britain,  and  to  this  recognition  the  following  condition  was  attached:  —  |j 
„It  is  unterstood  that  the  establishment  of  this  Protectorate  will  not  affect 
any  rights  or  immunities  enjoyed  by  British  subjects  in  that  Island."  ||  The 
rights,  which  were  among  the  most  important,  and  which  were  principally 
contemplated  by  these  words,  were  the  fiscal  rights  secured  to  British  trade 
by  the  Treaty  of  1865  with  the  Queen  of  Madagascar,  under  wiiich  the  most- 
favoured-nation  treatment  was  secured  to  British  commerce,  and  it  was  stipu- 
lated  that  the  duty  upon  imports  should  never  exceed  an  ad  valorem  duty  of 
10  per  Cent.  ||  This  engagement  left  no  doubt  that  so  long  as  the  Protectorate 
of  Madagascar  was  maintained  the  fiscal  Privileges  of  Great  Britain  would 
be  secure. 

In  the  years  1894  and  1895  differences  arose  between  the  French  Repu- 
blic  and  the  Government  of  Madagascar,  which  led  to  a  hostile  expedition 
being  sent  from  France  against  the  Island.  Her  Majesty's  Government  obser- 
ved  a  strict  neutrality  during  the  course  of  this  war,  and  avowed  their  desire 
to  observe  tbat  neutrality  in  the  manner  most  favourable  to  France.  If  they 
had  been  aware  that  the  end  of  the  expedition  was  to  be,  not  the  maintenance 
of  the  Protectorate  but  the  annexation  of  the  Island,  they  raight  have  foreseen 
that  its  success  would  threaten  not  only  the  independence  of  Madagascar,  but 
also  the  fiscal  rights  of  British  commerce.  But  the  Government  of  the  Repu- 
blic  used   language   which  thoroughly  convinced  the  British  Government  that 
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Nr.  11678.  nothing  more  than  the   enforcement  of  the  Protectorate  was  in  view.  ||  When 
Grofs-      jjjg   critical    question   of  issuing   a  Declaration  of  Neutrality  was  under  consi- 

)  Juli  1898.  deration ,  Lord  Kimberley  abstained  from  recomraending  to  Her  Majesty  the 
issue  of  such  a  Proclamation  in  defereuce  to  the  representations  of  the  French 
Ambassador,  who  pointed  out  that  the  „case  of  Protectorates  was  peculiar 
and  somewhat  novel,"  and  that  in  other  cases  of  wars  with  a  protected 
country  such  a  Proclamation  had  not  been  issued.  |j  M.  Hanotaux  in  the 
French  Chamber  on  the  12th  November,  1894,  placed  upon  a  similar  footing 
the  Protectorate  of  Madagascar  and  the  Protectorate  of  Zanzibar  under  the 
Agreement  of  1890,  and  declared  that  that  Agreement  established  between 
Zanzibar  and  Madagascar  an  absolute  parallelism  („parallelisme  qui  existe  dans 
la  forme  comme  dans  le  fond").  ||  On  the  27th  November,  1895,  M.  Berthelot 
stated  in  the  Chamber,  with  reference  to  the  occupation  of  the  island;  „II  ne 
peut  en  resulter  aucune  difficulte  exterieure;  nous  n'avons  pas  besoin  de 
declarer  que  nous  respecterons  les  engagements  que  nous  avons  contractes 
vis-ä,-vis  de  certaines  Puissances  etrangeres."  Ou  the  llth  February,  1896, 
M.  de  Courcel,  the  Ambassador  of  the  Republic,  stated  in  a  note  to  me," 
that,  in  consequence  of  the  difficulties  which  arose  in  Madagascar  in  the 
exercise  of  the  French  Protectorate,  the  Government  of  the  Republic  was 
obliged  to  take  military  action  in  order  to  enforce  respect  for  its  rights,  and 
to  secure  guarantees  for  the  future."  ||  This  was  the  language  which  was  con- 
sisteutly  employed  throughout.  The  Protectorate  was  to  be  maintained  and 
enforced.  No  hint  was  ever  dropped  that  the  Protectorate  was  to  be  destro- 
yed,  and  it  resulted  that  the  fiscal  rights  which  had  been  confirmed  in  1890 
appeared  to  be  exposed  to  no  risk  vvhatever  by  the  expedition.  It  was 
viewed,  in  consequence,  without  apprehension  by  the  Government  and  commerce 
of  Great  Britain. 

If  they  could  have  known  tliat  the  expedition  was  to  abolish  the  rights 
of  English  commerce,  and  to  expose  it  at  discretion  to  duties  which  would 
exclude  it  from  the  markets  of  the  island,  the  projected  campaign  would  have 
excited  serious  and  outspoken  apprehensions  in  this  country,  and  even  admiting 
that  the  cause  of  difference  might  not  have  been  sufficient  to  cause  them  to 
depart  from  the  policy  they  had  elected  to  foUow,  the  prospect  of  the  sacri- 
fice  of  our  commercial  rights  in  Madagascar  would  have  drawn  forth  very 
earnest  remoustrances  from  Her  Majesty's  Government  and  from  public  opinion 
in  Great  Britain.  The  difficulties  which  naturally  attached  to  the  French 
undertaking  would  have  been  increased  to  a  formidable  degree  if  from  the 
first  it  had  been  known  in  the  island  that  England  was  protesting  earnestly 
against  the  war,  and  regarded  it  as  a  measure  calculated  to  inflict  a  great 
wrong  upon  her  commerce.  ||  In  the  course  of  the  last  raonth  a  Decree  was 
issued  by  the  President  of  the  French  Republic,  greatly  increasing  the  Import 
duties  upon  the  principal  articles  of  British  manufacture,  and  therefore  carry- 
ing  still  further  tlie  infraction  of  the  rights  which  British  merchauts  possessed 
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under  the  Treaty  of  1865  between  Great  Britain  and  Madagascar,  and  the  Nr.  ii678. 
Convention  of  1890  between  Great  Britain  and  France.  The  annexation  by  i,ritlnnien 
which  these  rights  have  been  set  aside  was  carried  out  by  an  expedition  9«  Juii  isos, 
commenced  and  completed  under  the  assurance  that  the  object  in  view  was 
the  enforcement  of  the  Protectorate,  and  therefore  the  maintenance  of  British 
commercial  Privileges.  It  has  already  been  ray  duty  to  place  in  the  hands  of 
M.  Hanotaux,  the  late  Minister  of  Foreign  Affairs,  a  protest  against  the  wrong 
which  has  been  done,  and  in  our  judgment,  continues  to  be  done,  to  the 
commerce  of  Great  Britain.  Partly  because  the  legislation  of  which  \ve  com- 
plain  has  recently  been  made  more  injurious,  partly  because  these  proceedings 
are  now  subjected  for  the  first  time  to  the  judgment  and  decision  of  another 
Ministry,  I  have  the  honour,  on  behalf  of  Her  Majesty's  Government,  to 
repeat  my  protest  against  action  which,  in  their  opinion,  is  inconsistent  with 
the  international  rights  of  this  country,  and  with  the  assurances  given  by  the 
Government  of  the  Republic.  ||  I  request  you  to  communicate  the  substance  of 
this  despatch  to  M.  Delcasse,  and  to  furnish  him  with  a  copy  of  it. 

Salisbury. 


Nr.  11679.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Soll 
gegen  die  Bedrückung  des  britischen  Handels  auf 
Madagaskar  protestieren. 

Foreign  Office,  July  20,  1898. 
Sir,  II  I  transmit    herewith,    for    your   Excellency's  iuformation,    copy  of  Nr.  hbts, 
a  despatch  from  the  Acting  British  Consul  at  Tamatave,  drawing  my  attention     ^^''^- 

.  britaniiien. 

to  aCircular  recently  issued  by  General  Galliern  to  French  local  authorities  in  thego.Juiiifgs 
island.  ||  Your  Excellency's  despatch  of  the  26th  May  inclosed  and  commented 
upon  an  extract  from  that  Circular.  Its  character  and  probable  effects  are, 
however,  more  apparent  when  the  complete  text  forwarded  by  Mr.  McMillan 
is  perused.  ||  The  Circular  expresses  the  determination  of  tlie  Governor-Gencral 
to  promote  to  the  utmost  of  his  power  the  advance  of  French  commerce  in 
Madagascar,  and  with  this  object  he  urges  his  subordinates  to  impress  on  the 
natives  in  their  districts  the  merits  and  advantages  of  French  fabrics,  and  to 
urge  their  use  in  preference  to  other  foreign  makes  as  a  mark  of  patriotism 
and  an  act  of  duty  on  the  part  of  the  Malagasies,  who  have  recently  beconie 
French  subjects.  ||  It  is  true  that  Geneial  Gallieni  explains  that  no  absolute 
obstacle  should  be  placed  in  the  way  of  foreign  trade,  but  the  whole  tenour 
of  the  Circular  is  a  strong  recommendation,  amounting  almost  to  an  injunction, 
to  the  local  authorities  to  discourage  foreign  commerce  and  productions  other 
than  French,  and  there  is  incidental  evidence  that  these  authorities  have  not 
been  slow  to  foUow  this  advice.  ||  In  this  connection,  I  incluse  copy  of  a  letter 
from  Messrs.  Procter  calling  attention  to  similar  action  on  the  part  of  the 
French  authorities  in  other  parts  of  the  island.  1|  The  action  of  the  Governor- 
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Nr.  11679.  General  in  distributing  copies  of  the  official  Journal  (the  „Vaovao")  containing 
^'""^     illustrations  of  French  trade-raarks,  and  warnings  to  avoid  goods  bearing  any 

bntannien.  °  '^         i 

2o.Jnii  1698.  others,  is,  moreover,  as  an  official  act,  one  which  seems  to  go  beyond  the 
usually  recognized  limits  of  fair  proraotion  of  trade,  and  certaiuly  appears 
inconsisteut  with  the  repeated  assurances  given  to  Her  Majesty's  Governement 
that  the  rights  and  immunities  enjoyed  by  British  subjects  in  the  island  would 
continue  to  be  respected.  j|  It  seeras  clear  that  the  imposition  of  the  heavy 
preferential  duties  to  which  foreign  goods  are  subjected  by  the  recent  Decree, 
coupled  with  such  official  support  as  is  given  in  the  Governor-General's 
Circular,  and  followed,  as  it  is  sure  to  be,  by  similar,  if  not  greater,  assi- 
stance  on  the  part  of  the  subordinate  officials,  must  inevitably  have  a  tendency, 
not  raerely  to  cripple ,  but  ultiraately  even  to  cxtinguish  British  trade.  || 
I  should  wish  your  Excellency  to  speak  in  this  sense  to  M.  Delcasse. 

Salisbury. 


Nr.  11680.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  französischen  Minister  des  Auswärtigen.  Be- 
schwerden über  die  Bedrückung  des   engl.  Handels. 

Paris,  Jrtly  22,  1898. 
Nr  11680.  ^^'  Iß  Ministre,  1|  I  have  received  Instructions  from  Her  Majesty's  Goveru- 

Grofs-     ment  to  call  your  Excellency's  serious  attention  to  a  Circular  recently  issued 
22  Juiii898.  by  ^^16  Govemor-Geueral  of  Madagascar,  which,  in  their  opinion,  is  calculated 
to   inflict    direct  injury    upon  British  trade,   and  is  in    contravention    of  the 
rights  assured  to  Great  Britain  by  Treaty.  ||  The  Circular  in  question,  which 
is  published  in  the  Madagascar  „Official  Journal"  of  the  23rd  April  last,  gives 
Instructions  to   the  native  authorities  to  use  all  their  influence  in  favour  of 
the  extension   of  French  trade  and  industry,  and  with  this  object  to  impress 
upon    the  natives  to  use  only  goods  of  French    manufacture   as    a    mark    of 
patriijtism  and   an  act  of  duty.  ||  It  is  true  that  General  Gallieni  thinks  it 
advisable   to   remind  the  authorities  that  no   obstacle  shall  be  placed  on  the 
sale  and  circulation  of  foreign   goods,  but  it  is  difficult  to  see  how  his  war- 
niug   can    be    compatible   with    the    due    execution    of   the  Governor-General's 
Instructions;  and  the  whole  tenour  of  the  Circular  is  a  strong  recommendation 
araounting  alraost  to  an  injunction  to  them  to  discourage  all  foreign  commerce 
and  Industries.  ||  There  is  incidental    evidence   that  the  authorities  have  not 
been  slow  to  foUow  this  ad  vice,  and  from  information  which  has  reached  Her 
Majesty's  Government,  it  appears  that  action  has  been  taken  in  the  proviuces 
to  prevent  the   native  traders  dealing  with  any  but  French  merchants.  ||  The 
action  of  the  Governor-General  has,  moreover,  not  been  confined  to  the  publi- 
cation  of  this  Circular,  for  copies  of  the  "Official  Journal"  have   been  widely 
distributed    containing   illustrations   of  French    trade-marks,  and  warning  the 
natives  to   avoid    goods    bearing  any  other.  ||  Such  action,  in  the  opinion  of 
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Her  Majesty's  Government,  exceeds  all  the  limits  of  fair  competition,  and  is  Nr.  neso. 
inconsistent  with  the  repeated  assurances  given  to  them  by  the  Government     ^'""^'' 

britannien. 

ot  the  Kepublic,  that  the  rights  and  immuriities  enjoyed  by  British  subjects22.Ji.iii898, 
in  Madagascar  and  its  dependencies  will  continue  to  be  respected.  ||  In  calling 
your  Excellency'a  urgent  and  earnest  attention  to  this  matter,  I  trust  I  may 
rely  upon  your  support  in  putting  a  stop  to  a  systera  which  cannot  but  give 
rise  to  serious  difficulties  in  connection  with  the  trade  of  Great  Britain  with 
Madagascar.  ||  I  need  hardly  remind  your  Excellency  of  the  conversation  which 
I  had  the  honour  to  hold  with  you  the  day  before  yesterday,  when,  by  the 
Instruction  of  Lord  Salisbury,  I  handed  to  your  Excellency  a  copy  of  a  des- 
patch  which  his  Lordship  had  addressed  to  me  rccapitulating  the  various 
assurances  given  to  Her  Majesty's  Government  by  that  of  the  Republic  before 
the  anuexation  of  the  island  to  France,  that  the  Treaty  rights  of  Great 
Britain  should  be  respected;  and  protesting  against  the  manner  in  which  they 
have  been  subsequently  ignored.  ||  I  gathered  from  your  Excellency's  language 
that  you  were  ready  to  give  these  representations  a  prompt  and  impartial 
consideration,  and  I  cannot  but  believe  that  your  study  of  the  question  will 
lead  you  to  the  conclusion  that  they  are  fully  justified  by  the  facts  adduced. 

Edmund  Monson. 


Nr.  11681.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Der- 
selbe Gegenstand.  Protest  gegen  das  Dekret  vom 
31.  Mai. 

Paris,  July  22,  1898. 

M.  le  Ministre,  ||  In  a  previous  note  of  this  day'sdate  I  have  called  your  Nr.  iiesi. 
Excellency's  attention,  under  instructions  from  Her  Majesty's  Government,  to  ,  ^J"'^: 

.  "        ''  '  britanmon. 

a  Circular  issued  by  the  Governor-General  of  Madagascar,  of  which  the  pro-22.Jnni898. 
pable  effect  will  be  to  put  a  stop  to  all  British  trade  in  Madagascar,  in 
contravention  of  the  Treaty  rights  of  Great  Britain.  ||  I  have  now  to  call  your 
Excellency's  further  attention  to  the  new  duties  imposed  by  the  Decree  of 
the  3 Ist  May  last  upon  certain  classes  of  cotton  tissues.  ||  Her  Majesty's 
Government  directed  that  a  careful  inquiry  should  be  made  into  their  inci- 
dence,  and  this  inquiry  shows  that  the  new  rates  will  involve  a  very  material 
increase  in  the  duties  levied  in  the  class  of  cotton  goods  which  form  the 
bulk  of  the  exports  from  Great  Britain  to  Madagascar.  ||  To  cite  one  or  two 
instances,  I  may  State  that  on  grey  sheeting,  (which  is  the  most  important 
class  of  the  goods  in  question),  the  duty  under  the  Tarif?  in  question  was 
equivalent  to  45  per  cent  ad  valorem,  and  the  new  duty  to  56  per  cent.,  or 
a  rise  of  11  per  cent.  ad  valorem.  On  grey  shirtings  (the  next  most  impor- 
tant class),  the  former  duty  ranged  from  about  44  to  64  per  cent.  ad  valorem, 
and  the  new  duty  from  54  to  as  much  as  79  per  cent,  a  rise  of  from  10  to 
15  per  cent.  ad  valorem.  ||  The   general   result  of  the  new  Tariff  on  cotton 
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Nr.  11681.  will  be  to  put  a  stop  to  the  greater  part  of  British  trade  with  Madagascar, 
britannien   ^"*^  ^  ^^  instiucted  by  Her  Majesty's  Government  to  protest  formally  against 
22. Juli  1898.  the    iucrease    of   the    former    Tariff,    which    is    at    present    being    pursued    in 
Madagascar  with  a  view  to  the  exciusion  of  foreign  manufacturers. 

Edmund  Monson. 


Nr.    11682.    FRANKREICH.  —  Dekret  über  die  Verwandlung  von 
Erbpachtverträgen  auf  Madagaskar  in  Kaufverträge. 
Rapport  au  President  de  la  Republique  Frangaise. 

Paris,  le  9  Juillet,  1898. 

Nr.  11682.  M.  le  President.  ||  L'article  85  de  la  Loi  Malgache   de  1881  interdisant 

la  vente  des  terres  aux  etrangers,  Ic  Gouvernement  Hova  et  de  norabreux 
indigenes  ont  consenti  aux  Colons  installes  dans  la  Grande  Ile  des  baux  k 
longs  termes,  que  les  locataires  actuels  auraient  aujourd'hui  interet  ä  faire 
transformer  en  alienations  definitives.  ||  Le  Gouverneur-General  de  Madagascar, 
en  appelant  l'attention  de  mon  Departement  sur  cette  Situation,  m'a  soumis 
les  dispositions  qu'apres  avis  du  Conseil  d'Administration  de  la  Colonie  il 
avait  cru  devoir  prendre  pour  determiner  les  conditions  de  la  transformation 
des  baux  emphyteotiques  dont  il  s'agit  en  contrats  de  vente,  ||  Ces  dispositions 
sont  consignees  dans  le  projet  de  D6cret  ci-apres,  que  j'ai  l'honneur  de  sou- 
mettre  ä  votre  haute  sanction. 

Je  vous  prie,  &c. 

Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)       Georges  Trouillot. 


9.  Juli  1898. 


D  e  c  r  e  t. 
Le  President  de  la  Republique  Frangaise,  1|  Vu  l'Article  18  du  Senatus- 
Consulte  du  3  Mai,  1854;  ||  Vu  le  Decret  du  11  Decembre,  1895,  fixant  les 
pouvoirs  du  Resident-General  de  France  ä  Madagascar,  modifie  par  Decret  du 
30  Juillet,  1897,  instituant  un  Gouverneur-General  de  la  Colonie  de  Mada- 
gascar et  dependances;  ||  Vu  le  Decret  du  6  Aoüt,  1896,  declarant  Colonie 
Fran^aise  l'Ile  de  Madagascar  et  dependances;  ||  Vu  le  Decret  du  16  Juillet, 
1897,  sur  la  propriete  fonciere  ä  Madagascar;  ||  Le  Conseil  d'Administration 
de  la  Colonie  entendu,  et  apres  avis  du  Gouverneur- General  de  Madagascar  et 
d6pendances;  ||  Sur  le  rapport  du  Ministre  des  Colonies,  ||  Döcrete:  ||  Article  l*^ 
Les  detenteurs  d'immeubles  en  vertu  de  baux  emphyteotiques  consentis  par  le 
Gouvernement  Malgache,  pourront,  sous  reserve  des  besoins  de  la  Colonie  et 
aprös  assentiment  du  Gouverneur- General,  demander  la  transformation  de  leurs 
baux  en  contrats  de  vente  definitive,  en  ce  qui  concerne  les  immeubles  qui 
auront  ete  rais  en  valeur.  ||  Toute  personne  desirant  beneficier  de  cet  avantage 
adressera  au  Chef  de   la  Province  une  demande  dans  laquelle  eile  specifiera 


Verhaudlungen  zwischen  Grofsbritannien  u.  Frankreich  über  Madagaskar  1898.     79 


retendue,  les  liraites,  et  la  Situation  de  rimmeublc;  eile  joindra  ä  sa  demande  Nr.  11682. 

Frankreich. 
'J.  Juli  1898. 


l'acte  en  vertu  duquel  eile  detieut  la  propriete  Frankreich 


Art.  2.  Uiic  Commission,  composee  du  Chef  de  la  Province  ou  de  son 
Delegu^,  d'un  Delegue  du. Chef  du  Service  des  Domaines  et  d'un  Representant 
du  locatairc,  coiistatera  que  rimmcuble  a  6t6  mis  en  valcur  et  deterrainera  le 
prix  qui  doit  etre  reclamö  au  locataire  pour  la  transformation  de  son  acte  de 
bail  en  contract  de  vente  definitive. 

Art.  3.  En  cas  d'entente  entre  l'Administration  et  le  demandeur,  II  sera 
etabli,  apres  avis  du  Conseil  d' Administration,  par  les  soins  du  service  des 
Domaines,  un  acte  de  vente  definitive  et  Timraatriculation  de  la  propriete  sera 
eifectuee  aux  frais  de  l'interesse.  ||  A  defaut,  l'Administration  suivra  le  recouvre- 
ment  des  termes  echus  ou  ä  echoir  et  l'execution  des  Conventions  anciennes. 
Art.  4.  Cependant,  tout  Fran^ais  qui  justificra  d'une  mise  en  valeur  de 
l'immeuble  pourra  obtenir,  apres  avis  du  Conseil  d'Administration,  la  concession 
definitive  de  cet  immeuble,  sans  autre  depcnse  que  les  frais  de  Constitution 
du  plan  par  le  service  topographique  et  des  titres  par  la  conservation  de  la 
propriete  fonciere. 

Art.  5.  Les  titulaires  de  baux  emphyteotiques  consentis,  soit  par  des 
indigenes  qui  ne  peuvent  justifier  de  leur  droit  de  propriete,  soit  par  des 
indigenes  qui  ont  disparu  sans  laisser  d'heritiers  au  degre  successible  suivant 
les  coutumes  Malgaches,  ou  dont  les  heritiers  sont  inconnus,  pourront,  sous 
röserve  des  besoins  de  la  Colonie,  et  apres  assentiment  du  Gouverneur-General, 
se  faire  delivrer  des  titres  de  vente  definitive  par  la  Colonie  en  ce  qui  con- 
cerne  les  immeubles  qui  auront  ete  mis  en  valeur. 

Art.  6.  Dans  ce  but,  ils  adresseront  au  Chef  de  la  Province  oü  se 
trouve  situe  l'immeuble  une  declaration  qui  contiendra:  ||  1.  Les  nom,  prenoms, 
surnoms,  et  domicile  du  declarant.  ||  2.  La  description  de  l'immeuble  et  l'indi- 
cation  de  la  Situation,  c'est-ä-dire  de  la  province,  de  la  ville  ou  du  village 
de  ses  tenants  et  aboutissants,  la  date  du  bail  emphyteotique,  le  nom  du 
bailleur,  ainsi  que  tous  les  renseigneraents  qui  seraient  ä  leur  connaissance  au 
sujet  de  ce  dernier.  ||  3.  La  mention  quo  Ic  proprietaire  de  l'immeuble  a  dis- 
paru et  que  les  recherches  faites  sont  restees  infructueuses,  11s  joindront  ä 
leur  declaration  l'acte  de  bail  dont  il  leur  sera  donne  recepisse. 

Art.  7.  Dans  le  plus  bref  delai  possible,  le  Chef  de  la  Province  fera 
afficher  dans  le  lieu  destinö  aux  annonces  officielles  et  dans  les  marches  de 
sa  circonscription,  par  les  soins  des  autorites  Frangaises  ou  indigenes,  uiie 
publication  dans  laquelle  il  invitera  le  proprietaire,  ses  heritiers  ou  ayants 
droit,  ä  se  faire  connaitre  dans  le  d61ai  de  trois  mois,  faute  de  quoi  la  pro- 
priete fera  retour  ä  la  Colonie.  ||  L'accomplissement  de  toutes  ces  forraalites 
sera  constate  par  un  proces-verbal  de  l'autorite  qui  y  aura  procede. 

Art.  8.  A  l'expiration  du  delai  de  trois  mois,  et  apres  avoir  fait  toutes 
les  enquetes  qui  lui  paraitraient  necessaires,  le  Chef  de  la  Province  adressera 
au  Gouverneur-General,  avec  son  avis  personnel,  les  pieces  de  l'enquete  et  le 
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Fwnkrekh  P^'o^^^s-verbal  dresse  par  la  Commission  prevue  ä  l'Article  2.  ||  Le  Goaverneur- 
9.  jnii  1898.  General  statuera  en  Conseil  d'Administration  et  ordonnera,  s'il  y  a  Heu,  le 
retour  de  rimraeuble  ä  la  Colonie. 

Art.  9.  La  concession  definitive  de  Timmeuble  sera  accordee  ä  titre 
onereux,  ou  ä  titre  gratuit,  ä  Temphyteote,  dans  les  conditions  prevues  aux 
Articles  2,  3,  et  4  du  present  Decret. 

Art.  10.  Le  Ministre  des  Colonies  est  Charge  de  l'execution  du  present 
Decret,  qui  sera  insere  aux  journaux  officiels  de  la  Republique  FranQaise,  de 
Madagascar  et  dependances,  au  "Bulletin  des  Lois"  et  au  "Bulletin  Officiel" 
Ministere  des  Colonies. 

Fait  ä  Paris,  le  9  Juillet,  1898. 


Par  le  President  de  la  Republique: 
Le  Ministre  des  Colonies, 
(Sign6)       Georges   Trouillot. 


(Signe)       Felix  Faure. 


Nr.  11683.  GROSSBRITANNIEN.  ~  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Soll  gegen  den  Artikel  4 
des  Dekretes  vom  9.  Juli  protestieren. 

Foreign  Office,  August  13,  1898. 
Nr.  11883.  Sir,  I  have  received  your  Excellency's  despatcli  of  the  22nd  July,  trans- 

britann^en  ^^^''^'^S  ^  Dccrce  statiug  thc  conditious  under  which  occupiers  of  real  estate 
i3.Auj.i898.  on  long  lease  in  Madagascar  may  convert  their  holdings  into  freehold.  Ar- 
ticle  4  of  the  Decree,  as  your  Excellency  points  out,  would  seem  to  confer 
special  Privileges  in  the  matter  of  expenses  on  French  colonists  as  conipared 
with  British  subjects.  ||  As  this  appears  to  be  a  fresh  instance  of  the  ine- 
quality  of  treatment  to  which  British  subjects  are  being  exposed  under  the 
new  System  now  being  introduced  into  Madagascar,  I  should  wish  your  Ex- 
cellency to  call  M.  Delcasse's  attention  to  this  subject  as  a  further  Illustration 
of  the  grievance  of  which  Her  Majesty's  Government  arc  complaining,  and  to 
repeat  their  protest  against  action  which  is,  in  their  opinion,  inconsistent 
with  the  international  rights  of  this  country  and  with  the  repeated  assurances 
given  to  Her  Majesty's  Government  by  the  Government  of  the  Republic. 

Salisbury. 

Nr.  11684.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Soll  Vorstellungen 
erheben  gegen  die  geplanten  Mafsregeln  gegen  den 
indischen  Handel  auf  Madagaskar. 

Foreign  Office,  November  15,  1898. 
Nr.  11684.  Sir,  with    reference    to    the  measures  which  the  French  Government  are 

britlnnien.  ^**^  ^^  contcmplate  in  consequence  of  the  trade  in  arms  alleged  to  be  carried 
15.  NoT.1898.  on  by  Indian   and  Arab    merchauts  with    the  Sakalavas   inhabiting   the  west 
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coast  of  Madagascar,  I  transmit  to  your  Excellency  herewitli  copy  of  a  letter  Nr.  iic84. 
frora  the  India  Office,  from  which  it  will  be  seen  that,  so  far  as  the  Govern-     '^"'^^' 

britaiinion. 

ment  of  Bombay  can  ascertain,  there  is  no  ground  for  the  allegation  tliati5.Nov.i898. 
any  trade  in  arms  is  carried  on  by  Indian  traders.  ||  Oü  the  other  band,  it 
appears  that  legitiraate  trade  is  suffering  a  check  by  reason  of  tlie  heavy 
Import  duties  recently  imposed  by  the  French  Government  on  the  commercial 
Operations  of  British  Indian  subjects.  ||  I  thercfore  rcqucst  your  Excellency  to 
makc  a  representation  on  the  subject  to  the  French  Government  on  behalf 
of  the  legitimate  trade  with  Madagascar  carried  on  by  Indian  traders  or  with 
Indian  ports.  Salisbury. 


Nr.  11685.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Soll 
gegen  Ausschlufs  der  fremden  Küstenschiffahrt  von 
Madagaskar  protestieren. 

Foreign  Office,  November  26,  1898. 
Sir,  in  my  despatch  of  the  15th  instant,  I  instructed  your  Excellency  to  Nr.  iicss. 
raake   a  representation   to  the  French  Government  with  regard  to  the  heavy  britlnni.n 
import  duties  recently  imposed  in  Madagascar  upon  the  legitimate  commercial -snot.isös. 
Operations   of  British  Indian    subjects.  ||  I  now   transmit    to  your   Excellency 
herewith  a  copy  of  a  despatch  from  Her  Majesty's  Consul  at  Tamatave,  in- 
closing   a  copy  of  a  Decree  issued   by  the  Governor- General  of  Madagascar 
on  the  14th  September  last,  by  which  the  coasting  trade  between  Malagasy 
ports,   and  between  Madagascar  and   tlie   neighbouring  Islands,   is  confined  to 
vessels  flying  the  French  flag.  ||  This  application  of  the  French  coasting  trade 
regulations  to  Madagascar  deals  a  severe  blow  to  the  rights  hitherto  injoyed  and 
exercised  by  British  trade  in  the  Island,   and   falls  principally  on   the  British 
Indian  traders,  by  whom  the  coasting  trade  in  those  waters  is  mainly  carried 
on.  II  I  have  therefore  to  request  your  Excellency  to  address  a  representation 
to  the  French  Government  on  the  subject,   protesting  on  behalf  of  Her  Ma- 
jesty's Government    against    the    action   which   is,    in    their  opinion,  a  further 
infringement  of  the  interests  of  British  trade  in  Madagascar,  inconsistent  alike 
with  the  international  rights  of  this  country  and  with  the  repeated  assurances 
of  the  Government  of  the  Republic  to  which  I  have  already,  on  several  occa- 
sions,  specifically  called  attention.  Salisbury. 

Nr.  11686.  FRANKREICH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  Paris.  Das  Dekret  über  die 
Küstenschiffahrt  in  Madagaskar  ist  widerrufen. 

Paris,  le  28  Decembre,  1898. 
M.  l'Ambassadeur,  ||  par  deux  lettres  en  date    des  17   et  28  Novembre  ^^  ^^^^^^ 
dernier,  votre  Excellence  m'a  fait  l'lionneur   de   m'entretenir   d'un  Arrete  que  Frankreich, 
le  Gouverneur-General  de  Madagascar  a  pris  le  14  Septembre  dernier  en  vue  ^^'  ®^-^^^''- 
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Nr.  11686.  de  resorver  au  pavillon  Frangais  le  cabotage  eutre  les  ports  de  l'ile  et  eiitre 
Frankreich.  ]yia(jagascar  et  les  iles  avoisinantes,  11  M.  le  Ministre  des  Colonies,  ä  qui  j'avais 

28.D6Z.  189o.  " 

transmis  ccs  communicatioiis,  nie  fait  savoir  qu'il  n'a  pas  ete  donne  suite  ä  la 
mesure  dont  il  s'agit.  Mon  collegue  a  ete,  cn  effet,  informe  que  le  Gouverneur- 
General  de  Madagascar,  en  raison  de  l'insuffisance  du  nombre  et  du  tounage 
des  navires  Frangais  pour  les  besoins  du  commerce  et  du  ravitaillement  du 
Corps  d'occupation,  a  cru  devoir  rapporter  l'Arrete  qui'I  avait  pris  pour  regle- 
raeuter  le  cabotage  sur  les  cotes  de  la  Grande  Ile.  ||  J'ai  l'honneur  de  porter 
ä  la  connaissance  de  votre  Excellence  cette  Information,  qui  est  de  natura  ä 
disßiper  les  inquietudes   qui  s'etaient  fait  jour  chez  les  negociants  etrangers. 

Delcass6. 


Verhandlungeu  zwischen  Grofsbritaiiiiien  und 

Frankreich  über  das  Thal  des  Oberen  Nil  und 

die  Besetzung  Faschodas.    1894  bis  1898.*) 

Nr.    11687.     FRANKREICH.    —    Denkschrift    über  das  Abkommen 

zwischen  Grofsbritannien  und  dem  Kongostaat  vom 

12.  Mai  1894**),    Frankreich  wahrt  seine  Ansprüche 

am  Oberen  Nil. 

Paris,  le  7  aoüt,  1894. 

Le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  a  expose  k  la  tribuue  de  la  Chambre    Nr.  lies?. 

des  D6putes  (s6ance  du  7  Juin,  1894)   les  objections   fundamentales  que  sou-^^^"  '^jgg^ 

leve  aux  yeux  du  Gouvernement  Frangais,   l'Arrangemeut    conclu  le  12  Mai 

dernier  entre  le  Gouvernement  de  la  Grande-Bretagne  et  le  Gouvernement  de 

r£tat  Independant  du  Congo.  ||  II  a  etabli,  en  premier   lieu,    que    les  stipu- 

lations  contenues  ä  l'Article  2  de   cet  accord   portent   atteinte   aux  droits  du 

Sultan  et  du  Khedive  sur  les  provinces  du  Bassin  du  Haut-Nil,  et  sont  incon- 

ciliables    tant    avec    les   Firmans    relatifs  ä   l'figypte   qu'avec   les  Actes   inter- 

uationaux    qui    ont   consacre   l'intögrite  de   l'Empire  Ottoman.  ||  II  a  rappele 

d'autre   part,    que   l'fitat  Independant  du  Congo,   en  sa  qualite  d'fitat  neutre, 

constitue  par  un  Acte   conventionnel    et    enferme   dans    des    frontieres  deter- 

minees   ne    saurait,    de    son    plein   gre,    etendre   son    action  sur   des  regions 

situees  en  dehors  des  limites  fix6es  seit  par  sa  propre  d^claration  de  neutralite, 

soit  par  les  Conventions  conclues  avec  les  Puissances  limitrophes,   notamment 

avec  la  France,  et  ä  plus  forte  raison,  chercher  ä  porter  son  activit^  au  delä- 

m§me    du  Bassin  Conventionnel   du   Congo;   que,    dans   tous  les  cas,   aucune 

raodification  k  sa  Constitution  territoriale  ne  pourrait  avoir  lieu  sans  l'assenti- 

ment  des  Puissances  interessöes,  et  que  toute  stipulation  non  revetue  de  cette 

sanction  constituait   une   infraction  aux   dispositions  de   l'Acte  General  qui  lie 

les  Puissances  entre  elles.  ||  II  semble  inutile  de  rien  ajouter  ä  la  demonstra- 

tion  qui  a  6te  faite  sur  ces  deux  points.  1|  Les  droits  du  Sultan  et  du  Khedive 

sur  les  territoires  vis^s  k  l'Article  2  de  l'Arrangement  sont,  d'ailleurs,  si  pcu 


*)  Engl.  Blaubücher  Egypt.  2.  3.    1898.   90,  54,  55.    Vgl.  Europäischer  Geschichts- 
kalender 1894,  95,  98.     Red. 
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Nr.  11687.  douteux  qiie  ]es  deux  Parties  Contractantes  n'ont  pas  cru  pouvoir  se  dispenser 

'rankreich. 
Ang.  1894. 


Frankreich.  ^,^^  ^^^^^  mention  dans  un  behänge  de  notes  qui  a  suivi  la  signature  du  dit 


Acte,  et  oü  il  est  dit  que  le  Gouvernement  Britannique   et  le  Gouvernement 
de  rfitat  Independant  "n'ignorent  pas"  les  revendications  de  la  Turquie  et  de 
rßgypte  dans  le  Bassin  du  Haut-Nil.     Cette  formule  de  pr^t^rition  n'en  con- 
stitue  pas  moins  la  reconnaissance  des  droits  dont  il  s'agit.  ||  Est-il  besoin  de 
rappeler   que   pendant    de   longues  annees  ces  provinces  ont  ete  occupees  et 
administrees  par  l'figypte,   et  que  si  ä  une  date  toute  recente  les  Agents  du 
Khedive    ont   du,   par    suite    d'evenements  de    force  majeure,  les  abandonner 
moraentanement,   le    Gouvernement  Kh6divial   n'a  jamais    cesse   d'affirmer    sa 
volonte  d'y  retablir  son  autorite?     La  protestation  de  la  Turquie  vient  d'ail- 
leurs  confirmer,  de  la  fa^ou  la  plus  precise  cette  Situation  de  droit.  ||  La  Pro- 
vince  Equatoriale  n'est-elle  pas,  ä  ce  point  de  vue,  dans  une  condition  toute 
semblable  ä  celle  de  la  Province  de  Kassala,  oü  les  forces  figyptiennes  n'ont 
pas  reussi  ä  se  maintenir?      Et   cependant  la  Grande-Bretagae  elle-meme  ä 
pris  soin  de  röserver  expressement  les  droits  de  l'figypte  sur  la  Province  de 
Kassala,  en  faisant  remarquer  que  ces  regions  ne  pouvaient  etre  considerees 
comme  inoccup6es  et  vacantes  par  le  seul  fait  qu'une  revolution  intestine  les 
avait  soustraites  temporairement  k  l'autorite  Khediviale.     Tel  a  6te  l'objet  de 
la  disposition  inseree  dans  Taccord  Anglo-Italien  du  15  Avril,  1891,  d'apres 
laquelle  ||  "II  est  convenu  entre  les  deux  Gouvernements  que  toute   occupation 
militaire  temporaire  du  territoire  additionnel  specific  dans  cet  Article  (il  s'agit 
de  la  Province  de  Kassala)  n'abrogera  pas  les  droits  du  Gouvernement  Egyp- 
tien  sur  le  dit  territoire,    mais  ces  droits  demeureront  seulement  en  suspens 
jusqu'ä  ce  que  le  Gouvernement  figyptien  soit  en  mesure  de  reoccuper  le  district 
en  question  ....  et  d'y  maintenir  l'ordre  et  la  securite." 

En  vain  voudrait-on  pr6tendre  que  la  souverainete  du  Sultan  et  du 
Khedive  n'est  pas  atteinte  par  l'Arrangement  du  12  Mai,  parce  que  les  terri- 
toires  vis6s  ä  l'Article  II  sont,  non  pas  cedes  en  toute  propriöte  ä  l'Etat 
Independant,  mais  simplement  donnes  ä  bail.  Outre  qu'on  ne  compreud  pas 
comment  il  est  possible  ä  quelqu'un  de  donuer  k  bail  des  territoires  sur  les- 
quels  il  ne  possede  aucun  droit  de  souverainete  ni  de  propriete,  on  ne  saurait 
manquer  d'etre  frappe  de  ce  que  presente  de  singulier  la  conception  d'un  bail 
fait,  k  titre  precaire,  qui  doit  cesser  k  la  mort  de  Tun  des  Souverains  con- 
tractants,  lequel  devient  ainsi  une  sorte  de  detenteur,  k  titre  personnel  et 
provisoire,  des  pays  et  des  peuples  qui  lui  sont  remis  en  location.  C'est  la 
premiere  fois,  semble-t-il,  qu'on  voit  apparaitre  dans  uu  Traite  une  stipulation 
de  cette  nature  et  il  parait  impossible  d'en  determiner  la  veritable  portee. 
Quel  est  le  veritable  maitre  de  ces  r6gions  et  de  ces  peuples?  Qu'arrivera- 
t-il  en  cas  de  deces  subit  du  locataire  ?  Qui  sera  responsable  en  cas  de 
conflit  ou  de  difficultes?  Sera-ce  le  Souverain  qui  n'a  pas  renonce  a  son 
droit  ou  le  locataire  qui  n'a  pas  fait  reconnaitre  le  sien?  ||  Faut-il  rappeler 
egalement   que    l'Arrangement   du   12  Mai    soulöve    une  question  qui   tend  ä 


Verhandlgu.  zw.  Giofebritannien  u.  Frankreich  üb.  d.  Ob.  Nil  u.  Faschoda.      85 

preiidre   une   importance   de   plus   en   plus    considerable    dans   ce   qu'on  a  cru  Nr.  lies?. 

pouvoir  appeler  "le  droit  international  Africain,"  celle  de  l'occupation  affective  -  ^^^  ^gg^"_ 

des    territoires    sur    lesquels    une    Puissance    pretend    exercer    des    droits    de 

souverainete.      Le   fait  de  l'oceupation   reelle,  en   dehors   des  cas  oü  le  droit 

est  nettement  etabli    par  des  Actes    conclus    entre  les  Puissances  interessees 

parait  etre  le  seul  moyen   pratique  de  prevenir  les   difficultes  et  les  conflits. 

Or,  il  n'est  pas  douteux  que  la  Grande-Bretagne  n'a  jamais  fait  acte  d'occu- 

pation    effective    sur   les  territoires    cedes   ä  bail   et  n'y  a  jamais   etabli  son 

autorite.     A  ce  point  de  vue  encore,  les  stipulations  de  l'Article  II  manquent 

de  toute  base  legale  ou  pratique.  1|  Enfin  l'attention  du  Gouvernement  Frangais 

avait   ete   particulierement   attiree    sur   la   disposition    contenue  k  l'Article  III 

de  l'Arraugement   du    12  Mai,   d'apres   laquelle   l'Etat   Independant   donnait   ä 

bail  ä  la  Grande-Bretagne  une  bände  de  terre  d'une  etendue  de  25  kilom.  en 

largeur  se  prolongeant  du   port  le    plus    septentrional  sur  le  Lac  Tanganika, 

jusqu'au  point  le  plus  meridional  du  Lac  Albert  fidouard.  ||  II  lui  avait  paru 

qu'une  pareille  disposition  etait  en  contradiction  avec  le   principe   de  Tegalite 

de  traitement  proclame  par  l'Article  V  de  l'Acte  General  de  Berlin  et  incon- 

ciliable  avec  le  droit  de  preference   reconnu  ä  la  France  par  les   accords  de 

1884  et  de  1887.  ||  Cet  Article  6tant  aujourd'hui  abandonn^,  il  parait  inutile 

d'insister  davantage  sur  les  questions  qu'il  soulevait.  ||  On  fera  remarquer  toute- 

fois  que  la  Situation  speciale  de  l'fitat  du  Congo  ä  l'egard  de  la  France  lui 

imposait,  dans  les  engagements  qu'il  croyait  devoir  prendre,  une  reserve  parti- 

culiere,   sous  peine  de   soulever  les  reclamations  d'une  Puissance  qui,  comme 

Signataire  des  Actes  de  Berlin  et  des  Traites  anterieurs,  et  en  raison  de  son 

voisinage,  ä  defendre  des  interets  et  des  droits  qu'un  arrangement  auquel  eile 

n'a  pas  pris  part  ne  peut  faire  disparaitre.  ||  Ces  differents  points  de  vue  ont, 

d'ailleurs,  etö  developpes  tant  ä  la  tribune  de  la.  Chambre  des  Döputes,  que 

dans  les  entretiens  que   le  Ministre   des  Affaires  fitrangeres  a   eus  avec  Lord 

Dufferin,    l'Ambassadeur    d'Angleterre,    et    le    Gouvernement    Britannique    lui- 

nieme   n'ont    jusqu'ici    presente    aucune    reponse  topique   ä  la  critique  que  le 

Gouvernement  Frangais  a  oppos^e  ä  la  Convention  du  12  Mai  et  notamment 

ä  son  Article  II.     On  peut  dire,  au  contraire,  que  dans  les  entretiens  auxquels 

il  vient    d'etre    fait    allusion,    Lord  Dufferin   a  reconnu  le   bien   fonde  de  la 

plupart  des  observations  qui  lui  etaient  souraises.  ||  Cependant  les  negociations, 

engagees  sur  la  demande  du  Gouvernement  Britannique  n'ayant  abouti  jusqu'ici 

k  aucun  resultat,   le  Gouvernement  de  la  Republique  ne  peut  que  maintenir 

les  reserves  et  les  protestations  qu'il  a  formulees,  des  l'origine,  contre  l'Ar- 

rangemeut  du   12  Mai.     II  n'en  reste    pas   moins  dispose  ä  recherclier,  dans 

l'esprit  le    plus    amical,  de    coucert  avec  le  Gouvernement  de  la  Reine,   les 

conditions  dans  lesquelles  il  serait  possible  de  regier  les  difficultes  auxquelles 

a  donne  lieu  l'Acte  dont  il  s'agit. 
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Nr.    11688.     GROSSBRITANNIEN.—  Der  Minister  des  Auswärtigen 

an    den    Botschafter    in    Paris.      Bemerkungen   zum 

Vorigen. 

Foreign  Office,  August  14,  1894. 

Nr.  116J8.  My  Lord,  j]  Her  Majesty's  Government  have  given  their  careful  attention 

britannien.  ^^  ^'^-  Hanotaux'  Memoraudum  of  the  7th  instant,  stating  the  objections 
i4.Ang.i894.  entertained  by  the  French  Government  to  the  Agreement  concluded  on  the 
12th  May  betvveen  Great  Britain  and  the  King  of  the  Belgians  as  Sovereign 
of  the  Independent  State  of  the  Congo.  ||  Before  proceeding  to  discuss  those 
objections,  they  must  acknowledge  the  friendly  tone  of  the  note,  and  the 
desire  expressed  at  its  conclusion  to  arrive  at  a  Solution  of  the  differences 
between  the  tvvo  Governments  to  which  the  Agreement  has  given  rise.  That 
desire  is  entirely  shared  by  Her  Majesty's  Government.  1|  The  objections  of 
the  French  Government  are  based  on  three  separate  grounds:  Firstly,  that 
the  Agreement  is  in  contravention  of  the  rights  of  the  Sultan  and  the  Khedive 
in  the  provinces  of  the  Upper  Nile;  secondly,  that  it  is  inconsistent  with  the 
Conventional  limitations  placed  on  the  action  of  the  Congo  State  as  a  neutral 
State  under  the  Act  of  Berlin  of  1885;  and,  thirdly,  that  it  is  beyond  the 
competence  of  Great  Britain  to  grant  a  lease  to  another  Power  of  territory 
which  she  has  never  herseif  effectively  occupied.  ||  With  regard  to  the  first  of 
these  objections,  M.  Hanotaux  does  not  appear  to  have  fully  appreciated  the 
force  of  the  declaration,  made  at  the  signature  of  the  Agreement,  that  the 
two  Parties  did  not  ignore  the  claims  of  Turkey  and  Egypt  in  the  basin  of 
the  Upper  Nile.  That  declaration  is  considered  by  Her  Majesty's  Government 
to  be  tantamount  to  an  assurance  that  the  Claims  in  question  will  not  be 
disregarded  whenever  Turkey  and  Egypt  may  be  in  a  position  to  assert  them. 
Her  Majesty's  Government  are,  however,  perfectly  ready  to  consider  whether 
any  more  explicit  form  of  recognition  can  be  placed  on  record  by  which  the 
rights  of  the  Porte  may  be  more  effectually  safeguarded.  They  have  already 
made  an  intiraation  to  this  effect  to  the  Porte,  which  is  the  party  primarlly 
interested.  But  they  have  no  objection  to'  discussing  the  matter  with  the 
French  Government.  |}  In  alluding  to  the  guarautee  of  the  integrity  of  the 
Ottoman  Empire  contained  in  the  Treaty  of  Paris  of  1856,  the  French 
Minister  for  Foreign  Aftairs  appears  to  have  overlooked  the  fact  that  it  can 
only  be  construed  as  applying  to  the  territories  then  belonging  to  the  Otto- 
man Empire.  The  Porte  has  claimed  that  it  included  Tunis,  as  being  at  the 
time  an  integral  jjart  of  the  Sultan's  dominions,  but  it  cannot  be  considered 
as  having  been  intended  to  apply  to  the  Equatorial  Provinces  of  Egypt,  which 
were  not  acquired  until  many  years  aftcrwards.  The  Treaties  of  London  and 
Berlin  of  1870  and  1878  each  contained  a  provision  confirraing  all  the  stipu- 
lations  of  the  Treaty  of  1856,  which  were  not  annulled  or  modified  by  these 
subsequent  Treaties.  But  there  is  nothing  to  suggest  an  extension  of  the 
guarautee  to  provinces   acquired   by  Turkey  or  Egypt  subsequently  to  1856.  1 
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But  Her  Majesty's  Government  do  not  wish  to  raise  a  discussion  on  this  point;  Nr.  iiess. 
tliey  are  in  accord  with  tlie  Government  of  France  in  desiring  to  preserve  fJ'^^H^^ 
intact  the  possessions  of  tlie  Sultan,  and  they  are  ready  to  give  their  carefuli4.Ang.i894. 
consideration  to  any  well-substantiated  Claims  of  the  Porte,  whenever  and 
wlierever  they  may  be  put  forward.  ||  With  regard  to  the  limitations  which 
the  French  Government  consider  to  be  placed  by  international  agreement  on 
the  action  of  the  Independent  Stat«  of  the  Congo,  the  expressions  used  in 
M.  Hanotaux'  note  appear  to  Her  Majesty's  Government  to  be  of  a  more 
positive  character  than  the  circumstances  justify,  Tlie  State  of  the  Congo  has 
not,  as  far  as  Her  Majesty's  Government  are  aware,  been  constituted  by  a 
Conventional  Act,  or  restricted  within  certain  defined  frontiers.  The  General 
Act  of  the  Conference  of  Berlin  of  the  26  th  February,  1885,  laid  down,  in 
Article  I,  the  limits  of  the  Conventional  Basin  of  the  Congo.  By  Article  X 
of  the  same  Act  the  Signatory  Powers  bound  tliemselves  to  respect  the  neu- 
trality  of  the  territories  belouging  to  the  countries  comprised  in  those  limits, 
so  long  as  the  Powers  exercising  rights  of  sovereignty  or  protectorate  over 
these  territories,  "using  their  option  of  proclaiming  theraselves  neutral,  shall 
fulfil  the  duties  which  neutrality  requires."  H  There  is  nothing  in  these  stipu- 
lations  to  prevent  a  Power  which  has  proclaimed  itself  neutral  from  exten- 
ding  its  territories  either  within  or  bcyond  the  limits  assigned  to  the  Con- 
ventional Basin  of  the  Congo,  provided  always  that  it  continues  to  fulfil  the 
duties  which  neutrality  requires.  ||  As  a  matter  of  fact,  the  limits  of  the  Congo 
State  have  not  been  laid  down  in  any  general  International  Convention.  A 
Circular  was  addressed  by  it  to  the  various  Powers  in  August  1885,  in  which 
it  proclaimed  its  neutrality,  and  stated  its  limits  as  they  then  existed.  But 
it  neither  entered  into  any  undertaking  not  to  extend  or  modify  its  frontiers, 
nor  was  any  such  Obligation  imposed  on  it  by  the  other  Powers  Signatories 
of  the  General  Act.  Indeed,  in  a  series  of  Conventions  concluded  separately 
with  different  Powers  before  and  after  the  date  of  that  Circular,  those  fron- 
tiers have  been  very  variously  defined,  and  constantly  modified,  principally  in 
the  way  of  augmentation  of  territory;  for  instance,  unless  Her  Majesty's 
Government  bave  been  incorrectly  informed,  a  Protocol  was  concluded  with 
France  on  the  29 th  April,  1887,  by  which  the  frontiers  of  the  Congo  State 
were  extended  considerably  beyond  those  given  in  the  Circular  of  August  1885. 
This  Protocol  has  never  been  formally  brought  by  France  or  the  Congo  State 
to  the  notice  of  the  other  Powers,  but  Her  Majesty's  Government  do  not 
suppose  that  the  French  Government  can  have  considered  it  to  be  contrary 
to  the  Conventional  obligations  of  the  Congo  State.  ||  M.  Hanotaux  proceeds 
to  advert  to  the  singular  nature  of  a  lease  on  a  precarious  title  which  is  to 
cease  on  the  death  of  one  of  the  Contracting  Sovereigns,  to  the  complicated 
questions  of  international  law  to  which,  in  certain  eventualities,  it  would  give 
rise,  and  to  the  difficulty  of  deciding  who  is  the  real  Sovereign  of  the  leased 
territories,   and  who  would  be  responsible   in   case   of  contiicts  or  difficulties. 
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Nr.  11688.  He  furtlier  questions  the  right  of  any  Power  to  exercise  sovereignty  over,  or 
britamiien.  ^^  disposo  of,  terdtorles  which  it  lias  not  effectively  ocoupied.  ||  Her  Majesty's 
u.Ang.i894.  Government  do  not  deny  that  the  State  of  things  which  has  arisen  in  regard 
to  Africa  must  necessarily  bring  in  its  train  a  series  of  new  and  somewhat 
perplexing  questions  of  international  law.  This  seeras  to  them  the  inevitable 
outcome  of  a  Situation  without  precedent.  But  they  think  it  useless  to  attempt 
to  discuss  and  solve  by  anticipation  the  various  problems  attaching  to  the 
creation  of  spheres  of  influence — a  phrase  which  has  only  recently  found  a 
place  in  international  law,  and  which  in  its  turn  has  suggested  the  form  of 
lease  recognized  by  the  Agreement  of  the  12th  May.  j|  Both  terms  are  no 
doubt  of  recent  use  in  diplomatic  documents.  In  the  view  of  Her  Majesty's 
Government  they  are  both  convenient.  But  the  idea  of  occupation  by  mutual 
agreement  for  a  fixed  or  uncertain  period  is  by  no  means  unknown  to  Eu- 
ropean international  law.  There  are  equally  in  Europe  territories  for  which 
it  would  be  difficult  to  apportion  the  exact  measure  of  responsibility  between 
the  Suzerain  or  Sovereign  and  the  authority  in  more  iramediate  occupation. 
Questions  similar  to  those  put  by  M.  Hanotaux  with  regard  to  the  territories 
under  lease  might  equally  be  asked  in  regard  to  Bulgaria,  to  Cyprus,  to 
Bosnia  and  Herzegovina,  or  to  Savoy  when  occupied  by  Switzerland  for  the 
preservation  of  its  neutrality.  ||  Nor  does  it  seem  to  Her  Majesty's  Government 
that  it  would  be  convenient  to  push  too  far  the  Obligation  of  effective  occu- 
pation of  all  territory  within  the  spheres  of  influence  of  the  several  European 
Powers.  Effective  occupation  is  a  vague  and  relative  terra,  and  it  may  be 
asked  how  much  of  the  territory  now  claimed  by  those  Powers  can  be  said 
to  be  effectively  occupied  in  what  would  be  considered  the  true  meaning  of 
the  term  in  Europe. 

Her  Majesty's  Government  had  already  entered  into  Conveutional  Agree- 
ments with  Germany  and  Italy  as  conterminous  Powers  providing  for  the 
recognition  of  the  British  sphere  of  influence.  ||  In  pursuance  of  their  rights 
thus  recognized,  which  have,  moreover,  been  publicly  announced  and  hitlierto 
uncontested.  Her  Majesty's  Government  assigned  to  the  Sovereign  of  a  neutral 
State  the  temporary  privilege  of  effective  occupation  of  certain  territory  within 
the  British  sphere.  As  a  matter  of  fact,  the  lessee  has  already  occupied  a 
portion  of  the  territory  in  question.  Her  Majesty's  Government  do  not  per- 
ceive  that  there  is  in  this  proceeding  anything  to  which  exception  can  legiti- 
mately  be  taken  by  France  whose  sphere  of  influence  in  that  direction  is 
undefined,  but  who  has  never  clairaed  any  portion  of  the  territories  in  question, 
and  whose  effective  occupation  has  not  hitherto  approached  within  a  con- 
siderable  distance  of  thera.  ||  With  regard  to  the  objections  advanced  by  the 
French  Government  to  Article  III  of  the  Agreement  of  the  12th  May,  Her 
Majesty's  Government  wlUingly  agree  that  as  the  Article  has  been  abandoned 
it  is  no  longer  necessary  to  enter  on  a  discussion  with  regard  to  it.  They 
have  already  made  public  the  observations  addressed  by  them  to  the  Govern- 
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ment  of  Germany,  with  the  object  of  showing  tbat  the  lease  granted  to  Great  Nr.  11088. 
Britain  of  a  strip  of  territory  between  Lake  Albert  Edward  and  Lake  Tanga-  ^j.;*^^^^;' 
nyka  was  subordinated  to  conditions  whicb  precluded  auy  injury  to  the  inter-  u.Aug.i894. 
ests  of  other  Powers.  But  they  would  wish  to  point  out  tbat  those  condi- 
tions, and  tlie  period  assigned  to  the  lease,  equally  precluded  any  contravention 
of  rights  whicb  France  might  claim  under  her  Agreement  of  1884  with  the 
International  Association  of  the  Congo.  It  seems  to  them  questionable  wiiether 
the  Claims  of  priority  and  preference  whicb  the  French  Government  base 
upon  this  latter  Instrument  are  altogether  compatible  with  the  position  of  the 
Congo  State  as  a  neutral,  and  whether  the  Declaration  of  Neutrality  addressed 
to  and  accepted  by  the  Signatories  of  the  Act  of  Berlin  does  not  entitle 
those  Signatories  to  make  their  own  reservation  in  regard  to  rights  of  reversion 
or  pre-emption  claimed  by  non-neutral  Power  in  virtue  of  a  previous  Agree- 
ment whicb  has  not  received  their  sauction,  of  which,  indeed  they  bave  no 
official  cognizance,  and  whicb  was  made,  not  with  the  Congo  State  or  its 
Sovereign,  but  with  the  International  Association  tbat  preceded  it.  ||  Her  Ma- 
jesty's  Government  think  it  right  thus  fiankly  to  explain  their  roasons  for 
dissenting  from  the  views  of  the  French  Government  set  forth  in  M.  Hanotaux' 
note,  They  believe  that  those  reasons  bave  already  been  at  least  partially 
placed  before  M.  Hanotaux  in  the  course  of  the  conversations  whicb  you  bave 
had  with  bis  Excellency  on  the  subject.  If  they  bave  refrained  bitherto  from 
statiug  them  in  a  formal  and  complete  shape,  it  has  not  been  from  any  want 
of  attention,  but  because  a  speech  to  a  Legislative  Assembly  cannot  properly 
be  regarded  as  a  diplomatic  communication,  and  indeed  the  arguments  contaiiied 
in  M.  Hanotaux'  address  to  the  Chamber  did  not  seem  to  tliem  sufficiently 
definite  and  precise  to  admit  of  au  official  statement  in  reply.  The  present 
observations  are  not  made  for  the  purpose  of  raising  a  controversy  upon  the 
juridical  aspects  of  the  Agreement  of  the  12 th  May,  but  with  the  object  of 
assisting  your  Excellency  in  your  discussions  with  the  French  Minister  for 
Foreign  Affairs  on  the  points  at  issue.  j  ^^^    ^^ 

(Signed)       Kimberley. 


Nr.  11689,  GROSSBRITANNIEN.— Rede  des  Unterstaatssekretärs 
des  Auswärtigen  Sir  E.  Grey  im  Unterbause  über 
die  Besitzverhältnisse  am  Obern  Nil.     (Auszug.) 

March  28,  1895. 
The  honourable  Member  opposite  began  bis  speech  by  claiming  for  bim-  Nr.  iigso. 
seif  and  the  leaders  of  the  Opposition,  tbat  they  bad  not  during  the  two  and  bjit^'J;^'^^ 
a-half  years  tbat  the  present  Government  bave  been  in  power,  done  anything28.Mäizi895. 
to    iuconvenieuce    the   Government    in    their    foreign    policy    by    making  party 
capital  out  of  any  questions  or  incidents  which  had  arisen.    I  freely  and  gladly 
recognize  that  tbat  is  a  perfectly  just  claim  for  bim  to  make;  and  personally 
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Nr.  11689,  I  have  beuefited  a  great  deal  bj  tliat  attitude  on  the  part  of  the  leaders  of 
britanm'en  *^^^  Oi^positlon.  I  freelj  i'ecogiiize  that  the  claim  whicli  the  honourable 
28.Märzi895.  Membsr  for  Sheffield  has  niade  to  -  night  is  oiie  which  is  justified.  I  will 
pass  to  the  particular  questions  which  liave  beeu  raised  in  the  debate.  There 
is,  first  of  all,  the  questiou  of  the  Agreement  made  last  ycar  with  the  Congo 
State.  The  honourable  Member  for  Sheffield  said  the  policy  of  that  Agreement 
had  been  to  try  to  shove  forward  the  Congo  State  to  occupy  British  terri- 
tory. No  description  of  that  Agreement,  of  the  motives  and  policy  of  it, 
could  have  been  more  inaccurate.  The  Government  did  not  try  to  shove  the 
Congo  State  forward  at  all.  When  we  came  into  office  we  found  a  large 
force  had  already  shoved  itself  forward,  and  was  in  part  of  the  territory,  at 
any  rate,  which  was  subsequently  dealt  with  by  that  Agreement.  There  was 
no  anxiety  on  her  part  to  be  shoved  forward.  What  I  am  asked  is,  how  is 
British  territory  affected  by  that  Agreement,  and  the  position  in  which  it 
now  Stands?  ||  Under  that  Agreement  the  Congo  State  have  recognized  British 
interests.  I  do  not  say  that  recognition  is  necessary  to  our  claim,  but  at 
any  rate  it  is  right  and  it  is  useful  that  we  should  have  it,  and  that  undoub- 
tedly  has  been  one  outcome  of  the  Agreement  with  the  Congo  State.  I  pass 
from  that  to  the  position  which  this  country  occupies,  and  is  to  occupy,  in 
the  future  with  regard  to  the  Valley  of  the  Nile,  and  that  part  of  the  British 
sphere  of  influence  touched,  upon  by  the  honourable  Member  for  Penrith. 
The  greater  number  of  speeches  that  have  been  made  have  been  devoted  to 
explaining  the  importance  of  this  question.  I  have  no  wish  to  dispute  its 
importance.  On  the  contrary,  I  am  sensible  that  it  is  most  important.  I  am 
asked,  how  do  we  stand  with  regard  to  this  matter  at  the  present  time?  As 
the  honourable  Member  for  Penrith  has  already  shown,  there  was  an  Agreement 
made  in  1890  with  Germany  and  another  with  Italy  defining  the  British 
sphere  of  influence,  and  obtaining  from  these  two  great  countries  a  recognition 
of  the  British  sphere  of  influence.  The  honourable  and  gallant  Member  for 
Lichfield  asked  whether  any  effective  occupation  is  necessary  to  establish  the 
validity  of  our  Claims  in  Africa.  A  great  deal  of  rearrangement  would  have 
to  take  place,  not  in  the  British  sphere  only,  but  in  the  spheres  of  other 
Powers  also,  if  the  question  of  effective  occupation  is  gone  into,  and  its  effect 
on  the  validity  of  Claims.  (Hear,  hear.)  I  am  not  at  all  sure  that  the  Power 
most  intimately  concerned  in  that  matter  is  Great  Britain.  I  should  say,  at 
all  events,  that  the  proportion  of  our  effective  occupation  to  our  ciaras  is  at 
least  as  large  as  that  of  other  Powers.  These  Agreements  have  now  been 
before  the  world  for  five  years,  and  though  they  have  not  been  formally  recog- 
nized by  more  than  the  two  Powers  concerned,  exoept  by  the  Congo  State, 
they  are  at  the  same  time  well  known  to  all  tlie  other  Powers,  and  have  not 
been  disputed  duriug  five  years.  Besides  this,  there  is  the  question  of  the 
Claims  of  Egypt.  Towards  Egypt  this  country  Stands  in  a  special  position  of 
trust,    as    regards   tlie   niaintenance  of  the  interests  of  Egypt,   and  tlie  Claims 
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of  Egypt  liave  not  only  beeil  admitted  by  us,  but  they  liave  been  admitted  Nr.  ii689 
and  emphasized  lately  by  the  Government  of  France.  ||  I  stated  the  other  day  i,jiJ„„i(jn 
tliat,  in  consequencc  of  tbese  Claims  of  ours,  and  in  consequence  of  the  claims  28.Marzi895. 
of  Egypt  in  tlie  Nile  Valley,  the  British  sphere  of  influence  covered  the  whole 
Nile  waterway.  Tliat  is  a  statement  foUowing  logically  upon  what  has  hap- 
pened  in  past  years,  and  of  what  has  been  in  the  knowledge  of  the  world  for 
the  last  two  years.  I  am  asked  whether  or  not  it  is  the  case  that  a  French 
expedition  is  coming  from  the  vvest  of  Africa  with  the  Intention  of  entering 
the  Nile  Valley,  and  occupying  up  to  the  Nile.  I  will  ask  the  Committee  to  be 
careful  in  giving  credence  to  the  rumours  of  the  movement  of  expeditions  in 
Africa.  Even  places  in  Africa  are  apt  to  shift  about  änd  it  is  sometimes 
found  that  some  place  supposed  to  occupy  a  particular  position  does  not  in 
fact  occuppy  that  position.  ||  Rumours  have  come  with  greater  or  less  freedom 
with  regard  to  the  movements  of  expeditions  in  various  parts  of  Africa,  but 
at  the  Foreign  Office  we  have  no  reasou  to  suppose  that  any  French  expe- 
dition has  Instructions  to  enter,  or  the  Intention  of  entering,  the  Nile  Valley; 
and  I  will  go  further  and  say  that,  after  all  I  have  explained  about  the 
Claims  we  consider  we  have  under  past  Agreements,  and  the  Claims  which 
we  consider  Egypt  may  have  in  the  Nile  Valley,  and  adding  to  that  the  fact 
that  those  claims  and  the  view  of  the  Government  with  regard  to  them  are 
fully  and  clearly  known  to  the  French  Government,  I  cannot  think  it  is  pos- 
sible  that  these  rumours  deserve  credence  because  the  advance  of  a  French 
expedition  under  secret  Instructions  right  from  the  other  side  of  Africa  into 
a  territory  over  which  our  claims  have  been  known  for  so  long  would  be  not 
merely  an  inconsistent  and  unexpected  act,  but  it  must  be  perfectly  well 
known  to  the  French  Government  that  it  would  be  an  unfriendly  act,  and 
would  be  so  viewed  by  England.     (Hear,  hear.) 


Nr.    11690.     FRANKREICH.    —    Rede    des  Ministers   des  Auswär- 
tigen im  Senat  über  denselben  Gegenstand.    (Auszug.) 

April  5,  1895. 
J'arrive  maintenant,  Messieurs,  ä  la  question  du  Haut-Nil.  [j  J'expliquerai,  Nr.  iieso. 
en    quelques   mots,  la   Situation   au  Senat;   car  je  crois  utile  de  completei   ItSg^^^^^^.i^g^^ 
explications   qu'a   dejä   donnees   ä  ce  sujet  M.  de  Lamarzelle.  ||  Entre  le  pays 
des  Lacs   et  le  point  de  Wady-Halfa,  sur  le  cours  du  Nil,  s'etend  une  vaste 
region    mesurant   20    degres   de   latitude— soit   2000  kiloni.— c'est  ä-dire   plus 
que    la    largeur   de    l'Europe   Occidentale,    de  Gibraltar  ä   Dunkerque   ||  Dans 
cette  region,  il  n'y  a  peut-etre  pas,  ä  l'heure  preseute,  un  scul  Europeen;  en 
tout  cas  il  n'existe  aucun  pouvoir  relevant  ä  un  titre  quelconque  d'une  autorite 
Europeenne.     C'est   le  pays  du  Mahdi!  \\  Or,  Messieurs,   ce  sont  les  destinees 
de  ce  pays  qui  remplissent  d'une  inquietude,  qu'on  peut  qualifier  au  moins  de 
prematuree,   l'esprit   d'un   certain   nombre   d'Africanistes.  ||  Les  Egyptiens,   qui 
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Nr.  11690.  ont  occupe  pendant  assez  longtemps  ce  vaste  domaine,  se  sont  replies  vers  le 
s^A^Hui  "°^^-  ^^^^  Pacha  a  du  lui-meme  abandonner  la  place.  Les  droits  du  Sultan 
et  du  Khedive,  seuls,  planent  encore  sur  ces  regions  du  Soudan  et  de  l'Afrique 
äquatoriale.  (Tres  bien!)  ||  Cependant,  en  1890,  l'Angleterre,  se  partageant 
avec  TAllemague  les  Etats  du  Sultan  de  Zanzibar,  procedait,  dans  l'arrange- 
ment  qui  consacrait  ce  partage,  ä  une  de  ces  annexions  sur  le  papier  qu'une 
diplomatie  perseverante  cultive  ensuite,  corame  des  germes  de  reclamation  et 
de  titre  pour  l'avenir.  (Nouvelles  marques  d'assentiment.)  ||  L'AUeraagne, 
n'ayant,  d'aillieurs,  aucun  droit  ni  aucune  revendication  ä  exercer  dans  ces 
regions,  donnait  son  assentiment  ä  une  pr^tention  qui  ne  la  genait  guere.  \\ 
D'apres  cette  nouvelle  Convention,  la  sphere  d'influence  Anglaise  s'etendrait  sur 
la  rive  droite  du  Nil  „jusqu'aux  confins  de  l'Egypte."  Sur  la  rive  gauche, 
aucune  limite  n'est  indiquee  vers  le  nord.  A  la  rigueur,  la  nouvelle  sphöre 
d'influence  pouvait  embrasser  tout  le  bassin,  ou  du  moins  toute  la  Vallee  du 
Haut-Nil;  car  on  se  sert  alternativeraent  de  Tun  ou  de  l'autre  terrae!  En 
tout  cas  on  etait  bien  loin  des  Etats  du  Sultan  de  Zanzibar!  |1  Or,  en  ce  qui 
concernait  ces  Etats,  les  droits  de  la  France  etaient  leses  directement.  Elle 
protesta,  et,  apres  une  discussion  entre  les  deux  Gouvernements,  un  accord 
sur  ce  point  special  intervint  k  la  date  du  5  Aoüt,  1890.  ||  Mais  la  France 
n'avait  pas  ä  discuter  les  Articles  de  la  Convention  Anglo-Allemande  qui  se 
rapportaient  ä  d'autres  parties  de  l'Afrique.  Par  le  fait  qu'elle  donnait  uni- 
quement  son  adhesion  ä  certains  Articles,  eile  reservait  son  assentiment  en  ce 
qui  concernait  les  autres.  (Marques  d'assentiment.)  ||  C'e,st,  d'ailleurs,  ce  qui 
est  apparu  nettement  par  la  suite. 

Le  12  Mai,  1894,  le  Gouvernement  Anglais  procedait  avec  l'Etat  du 
Congo  ä  une  nouvelle  Convention,  de  laquelle  il  resulta  que  l'Angleterre  cedait 
ä  bail,  soit  perpetuel,  soit  temporaire,  une  partie  des  vastes  territoires  men- 
tionnes  ci-dessus.  Si  cette  Convention  eüt  ete  suivie  d'effet,  eile  eüt  pu,  selon 
la  remarque  de  Sir  Edward  Grey,  creer  ä  la  rigueur  une  sorte  d'argument 
nouveau  en  faveur  des  pretentions  de  l'Angleterre.  ||  Mais  ici,  encore,  la  France 
est  intervenue,  et  je  n'ai  pas  ä  rappeler  dans  quelles  conditious  l'Arrangement 
du  14  Aoüt  a  succede  ä  celui  dn  12  Mai,  1894.  Le  Congo  Beige  renon^ait 
au  bail  qui  lui  etait  attribue,  et  la  France  faisait  reconnaitre  ses  droits  sur 
le  Bassin  du  Haut- Oubanghi.  (Tres  bien!  tres  bien!)  ||  C'est  alors  que  l'Ang- 
leterre crut  devoir  poser  de  nouveau  la  question  de  sa  sphere  d'influence  dans 
le  Haut-Nil,  teile  qu'elle  etait  inscrite  dans  la  Convention  de  1890.  ||  Pour  la 
premiere  fois,  on  demandait  nettement  ä  la  France  son  assentiment.  La  France 
ne  se  refusa  pas  ä  la  negociation,  et,  sur  la  demande  du  Cabinet  de  Londres, 
eile  se  preta  ä  l'etude  en  commun  du  reglement  de  l'ensemble  des  questions 
pendantes  en  Afrique.  ||  Ces  pourparlers,  il  est  vrai,  u'ont  pas  encore  abouti, 
mais  il  est  aise  de  se  rendre  corapte  des  difficultes  que  presentent  de  telles 
discussions,  si  l'on  envisage  ä  la  fois  l'ampleur  du  programme,  la  rarete  des 
renseignements  exacts,  et  la  pröcison  exigee  par  les  formules  definitives.  j|  Quoi 
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qu'il  en  soit,  la  position  prise  par  la  France  est  la  suivante: —  ||  Les  rcgions  Nr.  ncgo. 
dont  il  s'agit  sont  sous  la  haute  souverainete  du  Sultan.  Elles  ont  un  raaitrCg^'^p^ji^jggg 
legitime,  c'est  le  Khedive.  (Vive  approbation.)  ||  Ceci  pose,  nous  disons  au 
Gouvernement  Anglais:  —  \\  „Vous  declarez  qu'en  vertu  de  la  Convention  de 
1890,  l'Anglcterre  a  place  une  partie  de  ces  territoires  dans  sa  sphere  d'in- 
fluence.  Eh  bien!  Faites-nous  savoir  du  raoins  ä  quels  territoires  s'appliquent 
vos  revcndications.  Dites-nous  jusqu'oü  s'etend  cette  sphere  d'influence,  qui, 
d'apres  vous,  s'ouvrirait  sur  la  rive  gauche  du  Nil,  et  se  prolongerait  on  ne 
sait  oü  vers  le  nord.  |I  „En  un  mot,  vous  nous  presentez  une  reclaraation  vague, 
incertaiue,  formulee  dans  des  termes  qui  pretent  ä  des  interpretations  diverses. 
Vous  reunissez  dans  une  seule  phrase  la  sphere  d'influence  d'figypte  et  la 
sphere  d'influence  de  l'Angleterre.  Dites-nous  alors  oü  s'arrete  l'figypte,  oü 
coramence  cette  sphere  que  vous  reclamez.  ||  „Vous  d^sirez  qu'ä  l'heure  prc- 
sente,  et  prematurement,  ä  raon  avis,  nous  reglions  l'avenir  de  ces  regions. 
Vous  voulez  obtenir  notre  adhesion  sans  meme  nous  expliquer  ä  quoi  nous 
devons  adherer.  Dans  de  telles  couditions  ne  vous  etonnez  pas  quo  nous  refu- 
sions  notre  acquiesceraent,  et  que  nous  reservions  notre  entiere  liberte."  (Tros 
bien!  tres  bien!)  ||  Or,  Messieurs,  le  Gouvernement  Frangais  n'a  pu  obtenir 
jusqu'ici  aucune  röponse  precise  ä  des  questions  si  nettes  et  si  legitimes.  ||  Quand, 
au  cours  des  negociations  reccntes,  j'ai  presse  le  Gouvernement  Britannique 
de  me  repondre,  les  pourparlers  se  sont  interrompus,  et  je  puis  affirmer  ici 
que  ce  n'est  pas  du  fait  du  Gouvernement  Frangais. 

Je  dois  ajouter,  d'aillcurs,  quo  d'un  commun  accord  les  deux  Gouverne- 
ments ont  porte  imm6diatement  leur  attention  sur  d'autres  points  de  l'Afrique, 
et  que  nous  avons  eu  la  satisfaction  de  voir  sortir  de  nos  negociations  cet 
arrangement  de  Sierra-Leone,  auquel  je  faisais  allusion  tout  ä  l'heure,  arrange- 
ment  signe  il  y  a  deux  mois  k  peine,  et  qui  prouve,  du  moins,  que  si  com- 
l)lexes  qui  soient  ces  questions,  elles  peuvent  se  regier  quand  on  met  un  bon 
vouloir  mutuel  ä  les  resoudre.  ||  Mais,  Messieurs,  si  Ton  veut  obtenir  un  resul- 
tat  semblable  pour  les  points  qui  restent  encore  en  suspens,  il  Importe  de 
conserver  aux  difficultes  leur  v6ritable  caractere.  Ne  vaudrait-il  pas  mieux 
s'abstenir  d'affirmations  publiques  qui,  je  le  veux  bien,  ne  sont  que  l'expose 
de  la  these  de  l'une  des  deux  parties,  mais  qui  pourraient  rendre  un  accord 
impossible  en  fermant  d'avance  toute  issue  ä  la  discussion!  (Tres  bien!)  || 
Sir  Edward  Grey  lui-meme,  dans  l'expose  qu'il  a  fait  devant  le  Parleraent 
Anglais,  a  dit  qu'il  s'agissait  „non  pas  d'evenements  accomplis,  mais  seulement 
de  la  Provision  de  ceux  qui  pourraient  arriver."  ||  Quand  je  pense  a  l'immen- 
site  des  territoires  qui  sont  en  jeii,  ä  l'obscurite  absolue  des  renseignements 
que  nous  avons  sur  ce  qui  s'y  passe,  je  rae  demande  si  vraiment  ce  n'est  pas 
prevoir  de  bien  loin  que  de  vouloir  tout  regier  d'avance  par  des  lignes  tirees 
sur  les  cartes,  par  une  de  ces  „delimitations  sur  le  papier",  dont  parle  Lord 
Salisbury,  et  qui,  d'ailleurs,  dans  sa  pensee,  etaient  destinees  „ä  prevenir  les 
conflits  et  non  ä  les  faire  naitre."  ||  Quant  h  moi,  Messieurs,  an  moment  oü 
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Nr.  11690.  je  defeuds  des  droits  precis,  fondes  sur  des  titres  incontestables,  je  me  repro- 
ö.Apriii'soö.  ^^^''^^^'  comme  uii  procede  peu  amical,  d'enfermer  d'avance  la  disseussion  dans 
un  cercle  etroit  d'oü  eile  ne  pourrait  sortir.  Entre  deux  Puissances  qui  se 
respectent,  et  dont  les  relations  sont  toujours  courtoises,  entre  la  France  et 
l'Angleterre,  il  ne  peut  etre  question  ni  d'aggressiou  ni  d'injonction,  alors  qu'il 
s'agit  de  problemes  complexes,  et  oü  tant  de  solutions  differentes  peuvent 
etre  utilement  envisagees.  (Tres  bien!  tres  bieu!)  ||  Personne,  notamraent,  ne 
peut  songer  ä  donner  ä  ces  premieres  delimitations,  vaguement  esquissees 
sur  des  cartes  incertaines,  le  caractere  pressant  et  imprescriptible  que  des 
sauctions  traditionnclles  ont  assure  aux  frontieres  des  Etats  Europeens.  Per- 
sonne nou  plus  ne  peut  pretendre  entraver  l'initiative  des  homraes  courageux 
qui  vont  ä  la  decouverte  de  ces  pays  nouveaux.  (Marques  d'assentiment.)  || 
Mais,  quand  l'heure  sera  venue  de  fixer  les  destinees  definitives  de  ces  con- 
trees  lointaines,  je  suis  de  ceux  qui  pensent  qu'en  assurant  le  respect  des 
droits  du  Sultan  et  du  Khedivc,  en  rcservant  k  chacun  ce  qui  lui  appartiendra 
Selon  ses  oeuvres,  deux  grandes  nations  sauront  trouver  les  formules  propres 
k  concilier  leurs  interets  et  k  satisfaire  leurs  communes  aspirations  vers  la 
civilisation  et  le  progres. 


Nr.  11691.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hat  Hanotaux  mit- 
geteilt, dafs  Grofsbritannien  keiner  anderen  Macht 
einen  Anspruch  auf  den  Oberen  Nil  zuerkennt. 

Paris,  December  10,  1897.    (December  11.)*) 
Nr.  11691.  (Extract.)     II     I    had   the    honour    to    receive    this    morning,    by    special 

britannien.  mcssengcr,  your  Lordship's  despatch  of  yesterday's  date,  in  which  you 
lo.Dtiz.  1807.  communicated  to  me  the  views  of  Her  Majesty's  Government  on  tlie  proposals 
made  by  M.  Hanotaux  with  respect  to  the  Valley  of  the  Niger  and  certain 
adjacent  territory,  as  reported  in  my  despatch  of  the  27 th  ultiaio.  ||  I  have 
lost  no  time  in  recording,  in  official  form,  all  the  views  of  Her  Majesty's 
Government  as  embodied  in  the  despatch  form  your  Lordship  under  con- 
sideration;  and  I  have  the  honour  to  inclose  copy  of  the  note  in  which 
I  have  communicated  them  to  the  Government  of  the  Republic.  {[  The 
despatches  which  I  have  recently  addressed  to  your  Lordship  respecting  the 
reports  of  the  massacre  of  the  Marchand  expedition,  and  the  comments  made 
in  connection  with  this  rumoured  disaster  by  the  French  press  will  have 
already  shown  your  Lordship  how  necessary  it  has  become  to  remind  the 
French  Government  of  the  views  held  by  that  of  Her  Majesty  as  to  their 
sphere  of  inüuence  in  the  Upper  Nile  Valley;  and  it  has  been  with  great 
satisfaction  that  I  have  found  myself  so  promtly  authorized  to  make  a  communi- 


•)  Die  eingeklammerten  Daten  geben  das  Datum  des  Empfanges  an.    Red. 
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catioii   lipon   tlie   subject  to  M.  Hanotaux.     Made  in  thc  way  in  wliicli  it  has  Nr.  iieoi. 
been  suggested  by  your  Lordship,   I   see  no   reason   why  this  communication  Britannien, 
should    prejudicc    the    cbances    of    our   coming  to   a   satisfactory   arrangement  w.Dez.  iso" 
upon  tbc  question  witb  wliicb  we  arc  dealing  in  connection  witb  tbe  Situation 
in  West  Africa. 


Beilage. 
Der  cngliscbe  Botschafter  in  Paris  an  den  französischen  Minister  des 

Auswärtigen. 

Paris,  December  10,  1897. 

(Extract.)  |1  The  other  point  to  whicb  it  is  neccssary  to  advert  is  the 
proposed  recognition  of  the  French  claira  to  the  northcrn  and  eastern  shores 
of  Lake  Chad.  If  other  questions  are  adjusted,  Her  Majesty's  Government 
will  make  no  difficulty  about  this  condition.  But  in  doing  so  they  cannot 
forget  tliat  the  possessiou  of  this  territory  may  in  the  future  open  up  a  road 
to  the  Nile;  and  they  must  not  be  understood  to  admit  that  any  other 
European  Power  than  Great  Britain  lias  any  claim  to  occupy  any  part  of  the 
Valley  of  the  Nile.  The  views  of  the  British  Government  upon  this  matter 
were  plainly  stated  in  Parliaraent  by  Sir  Edward  Grey  some  years  ago 
during  the  Administration  of  the  Earl  of  Rosebery,  and  were  formally 
communicated  to  the  French  Government  at  the  time.  Her  Majesty's  present 
Government  entirely  adhere  to  the  language  that  was  on  tliis  occasion 
employed  by  their  predecessors. 


Nr.  11692.  FRANKREICH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  englischen  Botschafter  in  Paris.  Antwort  auf 
das  Vorige.    Protest  gegen  den  englischen  Anspruch. 

Paris,  le  24  Decembre,  1897. 
(Extrait.)    ||    Votre  Excellence  a  cru  devoir  ajouter  qu'en  reconnaissant  jj^_  ii692. 
les   droits   de  la  France   sur  la  rive  nord   et  est   du  Lac  Tscbad  et  sur  les  Frankreich, 
territoires  situes  en  arriere,  le  Gouvernement  Britannique  n'entend  pas  admettre "  '     ' 
qu'une  Puissance    autre    que    la  Grand -Bretagne  puisse   pr^tendre  h  occuper 
uue   portion   quelconque   de   la  Vallee  du  Nil.  ||  La  Situation  röciproque  de  la 
France   et  de  la  Grand -Bretagne   dans  les  regions   du  Lac  Tschad  a  donne 
d6jä  lieu  en  1894  k  des  pourparlers  qui  avaient  abouti  h  l'Article  5  des  bases 
d'arrangement  remises  par  Mr.  Phipps  le  9  Octobre  de  la  meme  ann6e.  ||  Les 
termes   dans  lesquel   etait   concu   ce   projet   semblaient  impliquer  le  reglement 
des   difficultes  pendantes  k  l'oue&t   comme  k  Test  du  Niger,  abstraction  faite 
des   questions   du  Haut -Nil.     C'est   dans    cet  ordre  d'idees  et  en  reproduisant 
la  substance   de  l'Article  precitö  ainsi  que  des   passages  y  relatifs  des  deux 
lettres   echangees  entre  Mr.  Phipps   et  moi  le  10  Octobre,   1894,  qu'il  a  6te 
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Nr.  11692.  repondu  ä  la  question  posee  par  les  Coramissaires  Britanniques.  ||  En  tout  cas 
24.Dez  1897.  ^"^  Gouvemeniciit  Fran^ais  nc  saurait,  en  la  circonstance  presente,  se  dispenser 
de  reproduire  les  reserves  qu'il  n'a  Jamals  manque  d'exprimer  toutes  les  fois 
que  les  questions  afferentes  ä  la  Vallee  du  Nil  out  pu  etre  mises  en  cause. 
C'est  ainsi  notamment  que  les  declavations  de  Sir  Edward  Grey  auxquelles 
vient  de  se  reporter  le  Gouvernement  Britannique,  ont  raotive  de  la  part  de 
notre  Representant  ä  Londres  une  protestation  immediate,  dont  11  a  repris 
et  developpe  les  termes  dans  les  entreticns  ulterieurs  qu'il  a  eus  ensuite  sur 
ce  sujet  au  Foreign  Office,  J'ai  eu  moi-meme  occasion,  au  cours  de  la  seance 
du  Senat  du  5  Avril,  1895,  de  faire  au  nora  du  Gouvernement  des  decla- 
rations  auxquelles  je  crois  etre  d'autant  plus  fonde  ä  me  referer  qu'elles  n'ont 
araene  aucune  reponse  de  la  part  du  Gouvernement  Britannique.  ||  Ainsi  que 
je  Tai  dejä  specific,  les  Commissaires  FranQais,  pour  repondre  ä  une  demande 
d'eclaircissements  de  leurs  collegues,  n'ont  fait  que  se  reporter  aux  bases 
d'arrangement  posees  en  1894  par  le  Plenipotentiaire  Britannique.  La  position 
prise  par  le  Cabinet  de  Londres  dans  la  lettre  ä  laquelles  je  reponds  tendrait 
ä  avoir  pour  consequence  deprejuger  des  questions  d'ordre  tout  different  et 
qui  sont  completement  etrangeres  aux  difficultes  dont  la  Commission  du  Niger 
a  pour  mandat  de  poursuivre  le  r^glement.  ||  C'est  pourquoi  j'ai  pense  que 
pour  le  bon  ordre  d'une  discussion  que  les  deux  Parties  ont  un  egal  desir  de 
voir  se  terminer  par  un  arrangement  equitable,  ces  explications  etaient 
n^cessaires,  et  je  les  fais  parvenir  ä  votre  Excellence  dans  le  meme  esprit  de 
conciliation  et  d'entente  qu'elle  a  bien  voulu  invoqner  dans  sa  propre  commu- 
nication. 


Nr.  11693.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  Lord  Cromer,  den  englischen  Kommissar  in  Kairo. 
Instruktionen  für  weiteres  Vorgehen  nach  der  Be- 
setzung Khartums. 

Foreign  Office,  August  2,  1898. 

Nr.  11693.  ]yiy  Lord.  II   It  is  desirable  that  you  shoiild   by  placed  in  possession  of 

britannien.  the  vicws  of  Hcr  Majcsty's  Government  in  respect  to  the  line  of  action  to  be 
2.Aug.  1898.  fQ]jQ^ß(j  in  the  event  of  Khartoum  being  occupied  at  an  carly  date  by  the 
forces  now  operating  in  the  Soudan  under  the  command  of  Sir  Herbert 
Kitchener.  ||  Her  Majesty's  Government  do  not  contemplate  that  after  the 
occupation  of  Khartoum  any  further  military  Operations  on  a  large  scale,  or 
involving  any  considerable  expense,  will  be  undertaken  for  the  occupation  of 
the  provinces  to  the  south.  But  the  Sirdar  is  authorized  to  send  two  flotillas, 
one  up  the  White  and  the  other  up  the  Blue  Nile.  ||  You  are  authorized  to 
settle  the  composition  of  these  two  forces  in  consultation  with  the  Sirdar.  jj 
Sir  Herbert  Kitchener  should  in  person  command  the  "White  Nile  Flotilla  as 
far    as  Fashoda:    and    may    take    with    him  a  small  body  of  British  troops, 
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should  you  concur  with  Iiim  in  thinking  such  a  course  desirable.  ||  The  officer  Nr.  neos. 
in  coraraand  of  the  Blue  Nile  flottilla  is  authorized  to  go  as  far  as  the  foot     ^"'°^'' 

f.      ,  ....  britannien. 

ot  the  cataract,  which  is  believed  to  coramence  about  Roseires.  He  is  not  to  2.  Aug.  i898. 
land  troops  with  a  view  to  marching  beyond  the  point  on  the  river  navigable 
for  steamers.  Should  he,  before  rcaching  Roseires,  encounter  any  Abyssinian 
outposts,  he  is  to  halt,  report  the  circumstance,  and  wait  for  further 
instructions.  [|  In  dealing  with  any  Freuch  or  Abyssinian  authorities  who  raay 
be  encountered,  nothing  should  be  said  or  done  which  would  in  any  way 
imply  a  recognition  on  behalf  of  Her  Majesty's  Government  of  a  title  to 
possession  on  behalf  of  France  or  Abyssinia  to  any  portion  of  the  Nile 
Valley.  As  regards  France,  the  following  extract  form  a  note  addressed  by 
Sir  Edmund  Monson  to  M.  Hanotaux  on  lOth  December,  1897,  sets  forth  the 
view  held  bj  Her  Majesty's  Government  on  this  subject:  "Her  Majesty's 
Government,"  Sir  Edmund  Monson  said,  "must  not  be  understood  to  admit 
that  any  other  European  Power  than  Great  Britain  has  any  claira  to  occupy 
any  part  of  the  Valley  of  the  Nile.  The  views  of  the  British  Government 
upou  this  matter  were  plainly  stated  in  Parliament  by  Sir  Edward  Grey  some 
years  ago,  during  the  administration  of  the  Earl  of  Rosebery,  and  were 
formally  cummunicated  to  the  French  Government  at  the  time.  Her  Majesty's 
present  Government  entirely  adhere  to  the  language  that  was  on  this  occasion 
employed  by  their  predecessors." 

(Signed)  Salisbury. 


Nr.  11.694.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterhaltung  mit 
dem  französischen  Minister  über  die  englischen 
Erfolge  im  Sudan. 

Paris,  September  7,  1898,  5  p.  m    (September  7.) 
(Telegraphic.)  ||  In  a  conversation  which  I  had  to-day  with  the  Minister  Nr.  11694. 
for  Foreign  Affairs,   his  Excellency  expressed  the  desire,   notwithstanding  the  ,  ^''°^' 
differences    between    our  two  Governments  about  Egypt,  to  offer  his  sincercT.sapt.  i89s. 
congratulations  on  the  success  of  our  arms  at  Khartoum.  ||  He  then  went  on  to 
observe  that  he  supposed  that  the  British  flotilla  would  continue  its  course  up 
the  river  at  once,  and  in  the  event  of  that  supposition  proving  correct  he 
was  anxious  to  state  that  it  was  probable  that  they  would  fall  in  before  long 
with  Captain  Marchand.     Should  he  be  raet  with,    his  Excellency  said  that 
he    had  received  instructions  to   be  most  careful  to  abstain   from  all  action 
which  might  cause  local  difficultics,  and  that  he  had  been  enjoined  to  consider 
himself   as    an  "emissary  of  civilization"    without  any  authority  whatever  to 
decide  upon  questions  of  right,  which  must  properly  form  the  subject  of  dis- 
cussion  between  Her  Majesty's  Government  and  that  of  the  French  Republic.  || 
M.  Delcass6  therefore  begged  me  to  inform  your  Lordship  of  this  fact,  and 
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Nr.  11694.  expressed  tlie  hope  that  the  Commander  of  Her  Majesty's  naval  forces  on 
brSnn^en.  ^'^^  "^^^  ™^^^^*  ^®  Instructed  to  take  no  Steps  which  might  lead  to  a  local 
7.sept.i898.conflict  with  regard  to  such  questions  of  right.  ||  I  thanked  his  Excellency  for 
his  congratulations  respecting  Khartoum,  and  undertoock  to  convey  at  once 
to  your  Lordship  his  messages  respecting  Captain  Marchand.  I  asked, 
however,  whether  the  French  Government  had  any  recent  news  of  the  latter, 
and  said  I  should  like  to  know  where  he  was.  ||  M.  Delcasse  replied  that,  as 
a  matter  of  fact,  news  had  been  received  yesterday,  but  that  it  was  impossible 
to  determiue  where  the  expedition  was  at  this  moment,  as  news  took  such 
a  long  time  to  arrive.  It  was,  however,  quite  probable  that  Captain  Marchand 
had  by  this  time  reached  the  Nile,  and  the  French  Government  consequently 
could  not  be  otherwise  than  anxious  that  no  local  dispute  should  arise.  ||  His 
Excellency  respeated  his  desire  that  all  causes  of  difference  between  the  two 
Governments  should  be  amicably  settled,  and  again  expressed  the  conviction 
that  this  result  could  be  achieved  by  means  of  frank  discussion. 


Nr.    11695.     GROSSBRITANNIEN.     —     Mr.    Rodd,    ein    britischer 
Agent  in  Kairo,    an    den  Minister  des  Auswärtigen. 
In  Faschoda  ist  die  französische  Flagge  ge'hifst. 
Cairo,  September  7,  1898.    (September  7.) 
Nr.  11695.  (Telegraphic.)  ||  Investigations   which    the    Sirdar   has  made  go  to  show 

hritlnnien.  ^^^^^  ^^^re  is  now  at  Fashoda,  where  the  French  flag  has  been  hoisted, 
7.sept.i89s.a  force  of  eight  European  officers  and  eighty  Senegalese  troops.  It  does  not 
appear  that  there  are  any  Abyssinians  there  or  at  Sobat,  though  they  are 
reported  to  have  been  in  that  neighbourhood  some  time  back.  The  steamers 
seilt  by  the  Khalifa  were  fired  upon  at  Fashoda;  one  of  them  remained  south, 
while  the  other  retourned  to  Khartoum  to  report  to  the  Khalifa. 


Nr.    11696.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
au  den  Botschafter  in  Paris.    Antwort  auf  Nr.  11694. 

Schlucht,  September  9,  1898. 

Nr.  11696.  (Telegraphic.)    |]    I   have    received    your    Excellency's    telegram    of    the 

orofe-      r^jjj  instant,  reporting  a  couversation   with  the  French  Minister  for  Foreign 

9.!8ept.  1898.  Affairs,  in  the  course  of  which  he  alluded  to   the  possibility  of  the  British 

flotilla,   in   the   course  of  its   voyage  up  the  Nile,  meeting  with  the  French 

expedition    under    Captain  Marchand.  ||  If  M.  Delcasse  should  revert  to   this 

subject,   I  request  you   to   point   out   to   him   that,   by   the   railitary   events  of 

last  week,   all  the  territories  which   were  subject  to  the  Khalifa  passed  by 

right  of  conquest  to  the  British  and  Egyptian  Governments.     Her  Majesty's 

Government  do  not  consider  that  this  right  is  open  to  discussion,  but  tliey 
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would  be  prepared  to  deal  in  the  manner  suggested  by  bis  Excellency  with  Nr.  iieoe. 
any  territorial  controversies  now  existing  in  regard  to  those  regions  wliicb  i,ritlnnien 
are  not  affected  by  this  assertion.  9.3«pt.i898. 


Nr.  11697.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botscbafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterhaltung  mit 
Delcassö  über  Faschoda.  Frankreich  will  den  eng- 
lischen Anspruch  nicht  anerkennen. 

Paris,  September  18,  1898.    (September  19,  8  a.  m.) 
(Telegraphic.)  ||  Fashoda.   M.  Delcasse   to-day  said  that  he  must  repeat  Nr.  u897. 
that   he   had   no   knowledge   of  the  position   of  M.   Marchand;    but    let  it  be     ^'^°^^: 

°  britannien, 

assumed  that  he  is  at  Fashoda,  as  the  English  newspapers  assert,  are  the  ig.sepusgs. 
French  Government  to  understand  that  Her  Majesty's  Government  say  that 
he  has  no  right  to  be  there?  ||  I  answered  that  while  there  was  no  doubt  in 
my  mind  as  to  the  wish  of  Her  Majesty's  Government  to  live  in  perfect 
araity  with  that  of  France,  I  had  equally  no  hesitation  in  saying  that  they 
consider  that  Fashoda,  as  a  dependency  of  the  Klialifate,  has  now  passed  into 
the  hands  of  Great  Britain  and  Egypt.  ||  As  to  tlie  question  of  M.  Marchand's 
right  to  be  there,  M.  Delcass6  was  as  well  aware  as  I  that  Her  Majesty's 
Government  had  very  openly  let  France  understand  that  any  incursion  of  them 
into  the  Upper  Nile  Basin  would  be  considered  by  us  as  an  unfriendly  act. 
Why,  then,  did  they  send  this  Mission,  when  they  must  know  what  serious 
results  its  success  in  reaching  this  point  must  inevitably  produce?  ||  M.  Del- 
casse said  that  he  must  remind  rae  that  France  hat  not  only  never  recognized 
the  British  sphere  of  iufluence  in  the  Upper  Nile  region,  but  that  M.  Hano- 
taux  had  in  the  Senate  openly  protested  against  it.  He  added  that  the  very 
day  after  Sir  E.  Grey's  declaration  was  made,  i.  e.,  on  the  29 th  March,  1895, 
M.  de  Courcel  protested  on  bis  side  in  a  letter  to  the  Earl  of  Kiraberley, 
But,  as  a  matter  of  fact,  there  is  no  Marchand  Mission.  In  1892  and  1893 
M.  Liotard  was  sent  to  the  Upper  Ubaughi  as  Commissioner,  with  Instructions 
to  secure  French  interests  in  the  North -East.  M.  Marchand  had  been 
appointed  one  of  bis  subordinates,  and  received  all  bis  Orders  from  M.  Liotard. 
There  could  be  no  doubt  that  for  a  long  time  past  the  whole  region  of  the 
Bahr-el-Ghazal  had  been  out  of  the  influence  of  Egypt.  If  the  newspapers' 
stories  were  true,  Fashoda  itsclf  had  not  been  an  occupied  post  of  the 
Egyptian  Government  when  taken  possession  of  by  tlie  (supposed)  Marchand 
expedition.  |1  I  said  to  bis  Excellency  that  I  must  teil  him  very  frankly  that 
the  Situation  on  the  Upper  Nile  is  a  dangerous  one.  I  must  refer  him  again 
to  your  Lordship's  telegram  of  the  9th  instant;  and  I  must  state  distinctly 
that  Fashoda  falls  within  the  territories  therein  designated  as  the  Khalifate, 
and  that  Her  Majesty's  Government  are  deterrained  to  hold  to  the  decision 
already  announced  to  him.    It  was  right  that  I  should  state  to  him  categori- 
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Nr.  11697.  cally    tliat    they    would    not    consent    to    a   compromise   ("on    ne    consentira 

bn^Inni^Bn.  J^mais  ä  translger")   on  this  point.  |]  For  tlie  rest  we   had  no  wish  to  pick 

i8.sept.,i898.  a  quarrel;  but  having  long  ago  given  a  warning,  I  could  not  see  how   we 

could  now  cause  surprise  if  we  resent  a  step  which  v/e  had  cautioned  France 

not  to  take.  ||  These  were  the    essential   points  of   our    conversation ,   which 

was  conducted  on  both  sides  with  perfect  calmness. 


Nr.    11698.    GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Sirdar  an  den  englischen 
Kommissar  in  Egypten.*) 

„Dal",  White  Nile,  September  21,  1898. 
Nr.  11698.  My  Lord  j|  I  have  the  honour  to  iuform  your  Lordship  that  on  the  10 th 

briunnien.  i"stant  I  Icft  Omdurman  with  five  gun-boats  carrying  a  detachment  of  the 
2i.sept.i898.  Cameron  Highlanders,  two  Soudanese  battalions  of  Infantry,  a  battery  of 
Egyptian  artillery  and  Maxims,  and  steamed  up  the  White  Nile.  |1  On  the 
morning  of  the  15 th  September  I  arrived  off  the  Dervish  camp  at  Renkh, 
some  300  miles  south  of  Khartoum,  and  after  a  short  resistance  the  position 
was  captured,  as  well  as  the  steamer  "Safia"  and  eleven  large  boats;  the 
Emir  in  command,  Said  Sogheir,  was  taken  prisoner,  and  ;he  informed  me 
that,  in  accordance  with  the  Khalifa's  Orders,  he  had  proceeded  with  two 
steamers  and  500  men  to  the  Shilluk  country  to  collect  grain;  on  the 
25th  August  he  had  had  a  fight  with  a  small  body  of  Europeans  who  had 
entrenched  themselves  around  the  old  Government  buildings  at  Fashoda,  over 
which  a  large  unknown  flag  was  flying;  he  had  immediately  dispatched  one 
of  bis  steamers  to  the  Khalifa  for  reinforceraents  in  order  to  drive  the 
Europeans  out  of  the  country,  and  had  himself  retired  to  Renkh  to  await 
their  arrival  when  we  attacked  and  captured  the  Dervish  position.  ||  On  the 
same  day  I  left  Renkh  and  stopped  on  the  night  of  the  18 th  instant  at  the 
village  of  Babiu,  some  12  miles  north  of  Fashoda,  Here  we  where  met  by 
a  large  number  of  Shilluks,  including  the  uncle,  brother,  and  son  of  tlie  Mek 
(Chief).  In  auswer  to  my  inquiries  regarding  the  Europeans  at  Fashoda, 
they  informed  me  that  they  believed  them  to  be  a  small  body  of  our  Govern- 
ment troops  that  hat  come  from  the  West,  but  as  they  had  no  Shilluk  Inter- 
preter, and  did  not  go  outside  the  old  Egyptian  Mudirieh  buildings,  they  knew 
very  little  about  them.  They  were  utterly  astonished  when  told  they  were 
not  Government  officials,  and  reiterated  their  great  desire  that  we  should  stay 
and  administer  their  country.  They  expressed  great  delight  at  the  destruction 
of  the  Khalifa's  army.  ||  From  this  village  I  dispatched  a  letter  addressed  to 
the  Chief  of  the  European  expedition  at  Fashoda  (copy  inclosed).  ||  The  follo- 
wing  morning,  when  steaming  towards  Fashoda,  I  was  met  by  a  small  steel 
boat  carrying  a  French  flag,  and  propelled  by  a  crew  of  blacks  with  roughly 
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cut  paddles.     A  iiative  sergeant  came   on  board  and  handed  me  a  reply  to  Nr.  neos. 
my  letter  frora  M.  Marchaud  at  Fashoda  (original  inclosed).  britannien 

On  reaching  the   old  Government  buildings,  ovcr  which  tlie  French  flag2i.Sept.i898, 
was  flying,  M.  Marchand,  accorapauied  by  Captain  Germain,  came  on  board. 
After  coraplimenting  them  on  their  long  and  arduous  journey,  I  proceeded  at 
once  to  inforin  M.  Marchand  that  I  was  autliorized  to  State  that  the  presence 
of  the  French  at  Fashoda  and  in   the  Valley  of  the  Nile  was  regarded  as  a 
direct  violation  of  the  rights  of  Egypt  and  Great  Britain,  and  that,  in  accor- 
dance  with    my  instructions,  I  must   protest  in   the    strengest   terms    against 
their  occupation  of  Faslioda,    and    their   hoisting  of  the  Frencli   flag  in  the 
dominions  of  His  Highness  the  Khedive.  [|  In  reply,  M.  Marchand  stated  that 
as  a  soldier  he  hat  to   obey  Orders;    the    instructions  of  his  Government  to 
occupy  the  Bahr-el-Ghazal   and  the  Mudirieh  of  Fashoda  were  precise,  and, 
having  carried  them  out,   he  must  await  the  Orders  of  his  Government  as  to 
bis   subsequent  action    and   movements.  ||  I  then  pointed  out  that  I  had  the 
instructions    of   the    Government    to    re-establish    Egyptian    authority   in   the 
Fashoda  Mudirieh,    and  I  asked  M.  Marchand  whether  he  was  prepared — on 
behalf  of  the  French  Government — to  resist  the  execution  of  these  Orders;  he 
must  be  fully  aware,  I  said,  that  the  Egyptian  and  British  forces  were  very 
much  more  powerful  than  those  at  his  disposal,  but,  at  the  same  time,  I  was 
very  averse  to  creating  a  Situation  which  might  lead  to  hostilities.     I  there- 
fore  begged  M.  Marchand  to  most  carefuUy  consider  his  final  decision  on  this 
matter.     I  further  informed  him   that  I  should  be  pleased  to  place  one  of 
the  gun-boats  at  his  disposal  to   convey  him  and  his    expedition  north.  ||  In 
answer  to  this,  M.  Marchand    did   not    hesitate  to  admit  the  preponderating 
forces  at  my  disposal,  and  his  inability  to  offer  effective  armed  resistance;  if, 
however,  he  said,  I  feit  obliged  to  take  any  such  action,  he  could  only  sub- 
mit  to  the  inevitable,  which  would  mean  that  he  and  his   companions  would 
die  at  their  posts.     He  begged,  therefore,  that  I  would  consider  his  position, 
and  would  allow  the  question  of  his  reraaining  at  Fashoda  to  be  referred  to 
his  Government,  as,  without  their  orders,  he  could  not  retire  from  his  position 
or  haul  down  bis  flag;  at  the  same  time,  he  said  he  feit  suro  that,  under  the 
circumstances,   the  Orders    for   his    retirement  would   not  be    delayed  by  his 
Government,  and  that  then  he  hoped  to  avail  himself  of  the  offer  I  had  made 
him.  II  I  then  said  to  him:    "Do  I  under  stand  that  you  are  authorized  by  the 
French  Government  to  resist  Egypt  in  putting  up  its  flag  and  reasserting  its 
authority    in    its    former   possessions  —  such    as   the    Mudirieh    of  Fashoda?  |j 
M.  Marchand  hesitated,  and  then  said  that  he  could  not  resist  the  Egyptian 
flag  being  hoisted.  ||  I  replied  that  my  instructions  were  to  holst  the  flag,  and 
that  I  intended  to  do  so.     I  then  asked  M.  Marchand  what  part  of  Fashoda 
would  be  suitable  for  this  purpose  and  it  was  arranged  that  Colonel  Whingate, 
accompanied  by  Captain  Germain,  should  at  once  visit  the  locality  and  decide 
QU  a  Position.    I  eventually  approved  of  the  selection  of  a  ruined  bastion  on 
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Nr.  11698.  the  soutli  portloii  of  the  old  Faslioda  fortifications,  about  500  yards  from  tbe 

britanni'en   Freiicb  flag,   and  011  the  oiily  road  leading  from  Fashoda  to   the   interior,  as 

2i.Sept.i808.  deep  and  impassable  marches  exist  both  north  and  west  of  the  old  Mudirieh.ji 

The  Egyptian  flag  was   hoisted   on  tliis   position  a  1  P.M.  with   due  ceremony 

in  the  presence  of  the  British  and  Egyptian  troops,  and  a  salute  of  twenty- 

one  guus  was  fired.  ||  I  should  add  that,   in  the  course  of  the  conversation ,  I 

informed  M,  Marchand  that,  in  addition  to  my  verbal  protest,  I  intended  to 

make  a  formal  protest  in  writing,  and  this  I  duly  handed  bim  before  leaving 

Fashoda  (copy  inclosed.)  ||  During  these  somewhat  delicate  proceedings  nothing 

could  have  exceeded  the  politeness  aud  courtesy  of  the  French  officers.  ]]  Ha- 

ving  officially  appointed  Major  Jackson  Commandant   of  the  Fashoda   district, 

and   leaving  with   him   a  battalion  of  infantry,  four  guns,   and  a  gun-boat,  I 

proceeded    south  with  the  remainder  of  the  troops   and   four  gun-boats.  ||  At 

4  P.M.  on  the  20  th  instant  the  junction  of  the  Sobat  with  the  Wliite  Nile  was 

reached,  and    here,    amidst    general    rejoicings   of  the  villagers,   the  flag  was 

hoisted  and   half  a  battalion  of  infantry,   the   remainder  of  the  artillery  and 

Maxims  and  a  gun-boat,  were  left  as  garrison  of  the   Station  which  lies  on 

the    left    bank    of   the   Sobat,  ||  On   ascertaining    that    the   Bahr-el-Jebel   was 

completely   closed  by  the   sudd,  I    left    orders    that    gun-boat    patrols    should 

proceed  south  up  the  Bahr-el-Ghazal  towards  Meshra-er-  Rek  with  Instructions 

to    form    the    necessary  posts    in   tliese   districts,    and    liaving    completed    the 

arrangements  for   the   maintenance  of  the  stations,  I  steamed  north  with  the 

remaining  gun-boats.  |1  Consideriug  that  regulations  were   necessary  regarding 

the  transport  of  war  material  on  the  Nile,  I  gave  prohibitive  Instructions  on 

the  subject,  and  when   passing  Fashoda  on   my  return   north,   I  seilt  a  letter 

to  M.  Marchand,  informing  him  of  the  regulation  (copy  inclosed).*)  ||  The  Mek 

of  the  Shilluks  had  by  this    time    arrived  in   the  Egyptian   camp  at  Fashoda 

with  a  large  contingent  of  bis  followers;  he  utterly  denied  that  he  had  made 

any  Treaty  whatever  with  M,  Marchand's  expedition,  and  expressed  bis  great 

satisfaction  that  the  Government    had    taken    over    the    administration   of  bis 

country,  |]  I  had   no   opportunity   for  a  further    interview  with  M.  Marchand, 

who,    I  venture    to    think,    holds    at    Fashoda    a    most    anomalous   position — 

encamped  with  120  men  on  a  narrow  strip   of  land,   surrounded   by  marshes, 

out  off  from  access  to  the  interior,  possessing  only  three  small  boats  without 

oars  or  sails  and  an  inefficient  steamlaunch  which  has  lately  been  dispatched 

on   a  long  journey  south,    short    of   ammunition    and    supplies,    bis    followers 

exhausted  by  ycars   of  continuous   hardsbip',  yet   still  persisting  in  the  prose- 

cution  of  bis  impracticable  undertaking  in  the  face  of  the  eifective  occupation 

and  administration  of  the  country  I  have  been  able  to  establish.  ||  It  is  impos- 

sible  not  to  entertain   the   highest  admiration   for  the  courage,  devotion,  and 

indomitable   spirit  displayed   by  M.  Marchand's    expedition,    but    our   general 


*)  Die  Beilagen  sind  hier  fortgelassen.    Red. 
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Impression  was  ono  of  astonishineat  tliat  an  attempt  should  have  beeu  made  Nr.  ii698. 
to  carry  out  a  project  of  such  magnitude  and   danger  by  the   dispatch  of  so  t^jt^"  qj'  „ 
small  and   illequipped  a  force  which — as   their  Commander  remarked    to   me,  ai-S6pt.i898. 
was  neither  in  a  positiou  to   resist  a  second  Dervisli  attack  nor  to  retire — 
indeed,  had  our  destruction  of  the  Khalifa's  power  at  Omdurman  beeu  delayed 
a  fortnight,   in   all   probability  he  and   his  companions  would  have  been  mas- 
sacred.  ||  The  Claims   of  M.  Marchand    to    have   occupied   the  Bahr-el-Ghazal 
and  Fashoda  Provinces  with  the  force  at  his  disposal  would  be  ludicrous  did 
not    the    sufferings    and    privatious    his    expedition   endured   during    their   two 
years  arduous  jouiney  render  the  futility  of  their  efforts  pathetic. 

Herbert  Kitchener,  Sirdar. 


Nr.  11699.  GROSSBRITANNIEN.  —  Mr.  Rodd  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Kitchener  glaubt,  dafs  Marchand  in 
Faschoda  ist. 

Cairo,  September  22,  1898.    (September  22.) 

(Telegraphic)  ||  A  Report  has  reached  me  from  the  Sirdar.  It  has  come  Nr.. neos. 
by  boat  from  Rungh,  which  is  about  310  miles  to  the  south  of  Khartoum,  britlnnLn 
but  bears  no  date.  ||  The  Sirdar  considers  that  there  is  little  or  no  room  for  22.s»pt.i898. 
doubt  that  the  forces  stated  to  be  now  at  Fashoda  are  M.  Marchand's  expe- 
dition. His  Information  goes  to  show  that  there  are  no  Abyssinians  on  the 
Sobat  or  at  any  point  on  the  White  Nile.  ||  It  would  seem  that  the  Dinka  and 
Shilluk  tribes  rendered  assistance  to  the  expedition  under  the  Impression 
that  it  was  a  British  force  supporting  the  Egyptian  Government.  These  tribes 
now  State  their  Intention  of  withdrawing  their  support.  The  Ssilluk  tribes 
had  beeu  summoned  by  the  Sirdar  to  meet  him,  and  he  hoped  to  reach 
Fashoda  in  three  days.  |1  The  Sirdar's  force  surprised  the  Dervishes,  who 
were  awaitiug  tlie  arrival  of  reinforcements  from  Khartoum  to  attack  the 
French,  and  drove  them  off  after  a  determined  resistance.  He  captured  their 
steamer  and  eleven  boats,  but  the  steamer  was  disabled  by  the  explosion  of 
a  Shell  in  the  boiler.  ||  The  Sirdar  states  that  he  will  do  his  utmost  to  bring 
M.  Marchand  and  his  party  down  the  Nile  with  him.  He  hears  that  forti- 
fications  and  shelter-treuches  have  been  constructed  by  them  at  Fashoda. 

Nr.  11700.  GROSSBRITANNIEN.  —  Mr.  Rodd  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Kitchener  ist  in  Fashoda  mit  Marchand 
zusammengetroffen  und  hat  gegen  die  Besetzung 
Faschodas  protestiert. 

Cairo,  September  25,  1898.    (September  25.) 
(Telegraphic.)    ||    I   have    received    this    morning    the    following    telegram   Nr.  inoo. 
from   the  Sirdar:—   11  „I  found   at  Fashoda,  whence  I  have  just  returned,  M.  ,  ^'"'^^' 
Marchand  with  eight  officers  and  120  men.    The  French  flag  had  been  hoisted25.SBpt.i898. 
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Nr.  11700.  over  the  old  Government  buildings  in  which  they  were  located.  I  sent  a 
britrni'en  lütter  annouucing  my  approach  on  the  day  before  my  arrival  at  Fashoda, 
25.6ept.i898,  On  the  following  morning,  19th  September,  a  reply  was  brought  to  rae  from 
M.  Marchand,  by  a  small  rowing-boat  carrying  the  French  flag.  It  stated 
that  he  had  arrived  at  Fashoda  on  lOth  July,  having  been  instructed  by  his 
Government  to  occupy  the  Bahr-el-Ghazal  up  to  the  confluence  of  the  Bahr- 
el-Jebel,  and  also  the  Shilluk  country  on  the  left  bank  of  the  White  Nile  as 
far  as  Fashoda,  It  went  on  to  say  that  he  had  concluded  a  Treaty  with  the 
Shilluk  Chiefs  by  which  they  placed  the  country  under  the  protection  of 
France,  and  that  he  had  sent  this  Treaty  to  his  Government  for  ratification 
by  way  of  Abyssinia,  as  well  as  by  the  Bahr-el-Ghazal.  He  described  his 
fight  with  the  Dervishes  on  the  25  th  August,  and  stated  that,  in  anticipation 
of  a  second  and  more  serious  attack,  he  had  sent  his  steamer  south  for  rein- 
forcements,  but  that  our  arrival  had  prevented  a  further  attack.  ||  „When  we 
arrived  at  Fashoda,  M.  Marchand  and  M.  Germain  came  on  board  our  steamer, 
and  I  at  once  informed  them  that  the  presence  of  a  French  party  at  Fashoda 
and  in  the  Nile  Valley  must  be  considered  as  a  direct  infringement  of  the 
rights  of  Egypt  and  of  the  British  Government,  and  I  protested  in  the  strengest 
terms  against  the  occupation  of  Fashoda  by  M.  Marchand  and  his  party,  and 
the  hoisting  of  the  French  flag  in  the  dominions  of  His  Highness  the  Khedive. 
M.  Marchand  stated,  in  reply,  that  he  had  received  precise  orders  for  the 
occupation  of  the  country  and  the  hoisting  of  the  French  flag  over  the  Govern- 
ment buildings  at  Fashoda,  and  added  that,  without  the  orders  of  his  Govern- 
ment, which,  however,  he  expected  would  not  be  delayed,  it  was  impossible 
for  him  to  retire  from  the  place.  I  then  inquired  of  him  whether,  in  view 
of  the  fact  that  I  was  accompanied  by  a  superior  force,  he  was  prepared  to 
resist  the  hoisting  of  the  Egyptian  flag  at  Fashoda.  He  hesitated,  and  replied 
that  he  could  not  resist.  The  Egyptian  flag  was  then  hoisted,  about  500  yards 
south  of  the  French  flag,  on  a  ruined  bastion  of  the  old  Egyptian  fortifications, 
commanding  the  ouly  road  which  leads  into  the  interior  from  the  French 
Position.  The  latter  is  entirely  surrounded  to  the  north  by  impassable 
mai-shes.  I]  "Before  leaving  for  the  south  I  handed  to  M.  Marchand  a  formal 
written  protest  on  the  part  of  the  Governments  of  Great  Britain  and  Egypt 
against  any  occupation  of  any  part  of  the  Nile  Valley  by  France,  as  being 
an  infringement  of  the  rights  of  those  Governments.  I  added  that  I  could 
not  recognize  the  occupation  by  France  of  any  part  of  the  Nile  Valley.  |1 
"I  left  at  Fashoda  a  garrison  of  one  Soudanese  battalion,  four  guus  and  a 
gun-boat  under  Major  Jackson,  whom  I  appointed  Commandant  of  the  Fashoda 
district,  and  I  proceeded  to  Sobat,  where  the  flag  was  hoisted  and  a  post 
established,  on  the  20th  September.  We  did  not  see  or  hear  anything  of  the 
Abyssinians  on  the  Sobat,  but  were  informed  that  their  nearest  post  was  about 
350  miles  up  that  river.  The  Bahr-el-Jebel  being  entirely  blocked  by  floating 
weed,   I  gave  orders  for  a  gun-boat  to  patrol  up  the  Bahr-el-Ghazal  in  the 
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direction   of  Meshra-er-Rek.      As  we  passed  Fashoda  on  the  retourn  journey  Nr.  inoo, 
north,  I  sent  M.  Marchand  a  letter  stating  that  all  transport  of  war  material  tritlnnien. 
on  the  Nile  was  absolutely  prohibited,  as  the  country  was  under  military  law.  as.Sept.isys. 
The  Chief   of  the  Shilluk  tribe  accompanied  by  a  large  nuraber  of  followers, 
has  corae  into  Major  Jackson's  camp.     He   entirely  denies  having  raade  any 
Treaty  with  the  French,  and  the  entire  tribe  express  the  greatest  delight  at 
returning  to  allegiance  to  us.  ||  "M.  Marchand  is  in  want  of  ammunition  and 
supplies,   and  any  that  may  be   sent  to  him  must  take  months  to  arrive  at 
their  destination.      He  is  cut  off  from  the  interior,   and  is  quite  inadequately 
provided  with  water  transport.    Moreover,  he  has  no  following  in  the  country, 
and   nothing   could  have  saved  his  expedition  from  being  annihilated  by  the 
Dervishes  if  we  had  been  a  fortnight  later  in  crushing  the  Khalifa." 


Nr.    11701.     GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.   Das- 
selbe. 

Cairo,  September  25,  1898.    (September  25.) 

(Telegraphic.)  ||  I  have    received  the  following  further  telegrara  from  the 
Sirdar:  — 

"If  telegraphic  Instructions  can  be  at  once  given  by  the  French  Govern-  Nr.  ii-oi, 
ment   for   the    explorer,   M.  Marchand,   and  his  expedition   to  quit  Fashoda  britlnnier. 
and  come  down  the  Nile,  a  special  steamer  can  now  be  sent  with  these  Orders,  as.sept.isfts 
and    with    Instructions    to    bring    down    the    whole    party.  ||  "In    view    of  the 
unpleasant   position    in    which  M.  Marchand    and   his   officers  are  at  present 
placed,  I  am  quite  sure   that  no  one  would  be  more  pleased  at  this  arrange- 
ment  for  their  release  than  they  would  themselves  be."  ||  The  Sirdar  suggests 
that  M.  Marchand's  boats  and  launch  should  be  taken  over  at  a  valuation. 


Nr.    11702.     GROSSBRITANNIEN.    —     Der  Minister    des   Auswär- 
tigen   an    den    Botschafter    in    Paris.      Soll    Rodds 
Depeschen  der  französischen  Regierung  mitteilen. 
Foreign  Office,  September  25,  1898,  miduight. 
(Telegraphic.)  ||  I  request  your  Excellency  to  read  Mr.  Rodd's  telegrams  Nr.  11702. 
just  repeated  to  you  to  the  French  Minister  for  Foreign  Affairs,  but  witliout  ,^^!J^*^^^"^^ 
leaving    copies    with    him.  \\  You   will   at  the  same   time  inform  him  tliat  the  05.sept.i89p. 
Sirdar's    prcceedings    and   language    are    entirely   approved  by  Her  Majesty's 
Government. 
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Nr.  11703.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hat  den  Auftrag 
ausgeführt. 

Paris,  September  26,  1898,  5.45  p.  m.    (September  26,  7  p.  m.) 
Nr.  11703.  (Telegraphic.)  ||  Fashoda.  ||  I  allowed  Minister  for  Foreign  Alfairs  to  read 

britInnVen.  carcfully ,  twicB  over,  French  versions  of  your  telegranis  of  25th  September, 
26.sept.i8S8.but  I  would  not  let  hira  keep  them.  I  spoke  to  hiin  also  in  the  exact  words 
of  your  further  telegrara  of  the  same  date.  ;|  His  Excellency  said  that  naturally 
he  could  say  nothing  without  Consulting  his  colleagues,  and  as  there  will  be 
a  Ministerial  Council  to-morrow  his  Excellency  would  like  to  receive,  as  soon 
as  possible,  the  French  paraphrase,  which  L  informed  him  I  had  already 
asked  your  Lordship's  permission  to  comraunicate  to  him.  He  would  be,  of 
course,  expected  to  furnish  at  the  Council  something  eise  than  his  own 
recoUections  of  the  telegrams  which  I  had  shown  him.  Personally,  he  could 
but  express  his  gratification  that  the  meeting  between  the  Sirdar  and  M. 
Marchand  had  passed  off  in  a  raanner  creditable  to  the  chivalrous  sentiments 
of  the  Representatives  of  the  two  nations.  I  promised  that  as  soon  as  I 
received  your  Lordshij/s  permission  I  would  send  him  the  French  paraphrase, 
and  I  hope  I  may  be  authorized  to  do  this  at  once  in  time  for  to-morrow's 
Cabinet  Council,  which  will  be  held  in  the  forenoon. 


Nr.  11704.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Del- 
casse  will  den  Bericht  Marcbands  abwarten  und  ihm 
telegraphisch  Instruktionen  schicken. 

Paris,  September  27,  1898,  7.15  p.  m.    (September  27.) 
Nr.  11704.  (Telegraphic.)  ||  M.  Delcasse    requested    me  to   call  upon    him   to-day  in 

GiPfs-      connection  with  the  question  of  Fashoda.  11  His  Excellency  informed   rae   that 

britannion.         r\    ^  r^ 

27.sept.i898. a  Cabinet  Council  to-day,  which  had  been  presided  over  by  the  President 
of  the  Republic,  he  had  communicated  to  his  celleagues  the  aide-memoire 
which  I  had  given  him,  and  had  repeated  to  them  all  that  he  remem- 
bered  of  the  telegrams  on  the  subject,  with  the  contents  of  which  I  had 
acquainted  him.  ||  He  weut  on  to  say  that  it  is  stated  in  those  telegrams  that 
a  Report  had  been  addressed  by  M.  Marchaud  to  the  French  Government,  of 
which  he  had  sent  home  one  copy  by  the  French  Congo  and  another  by  way  of 
Abyssinia.  ||  It  was  obvious,  M.  Delcasse  said,  that  some  time  must  elapse 
before  these  Reports  could  reach  Paris;  but  it  was  only  natural  that  the 
Government  of  tlie  Republic  should  desire  so  receive  M.  Marchand's  own 
reports.  ||  To  gain  time  M.  Delcasse  therefore  wished  that  I  should  request 
your  Lordship  to  consent  to  a  telegram  (which  might  be  en  clair  if  so  desired) 
being  sent  by  the  French  Agent  at  Cairo  to  Khartoum,  to  be  forwarded  from 
thence  up  the  Nile  to  Fashoda.     The  telegram  would  contain  Instructions  to 
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M.  Marchand    to    send    at    once    one    of   tlie  French   officiers   serving   ou   his  Nr.  U704. 
mission  to  Cairo  with   a   copy   of   his    above-mentioned   Report,    so    that    the     ^'°^^' 

britiinnien. 

brench  Crovernment  might  learn  its  Contents  as  soon  as  possible.  They  were,2-.S6pt.i898. 
of  course,  ready  to  bear  all  the  expense.  ||  Stress  was  laid  by  M.  Delcasse 
upon  the  great  desire  entertained  at  Paris  to  prevent  any  serious  difficulty 
from  arising;  at  the  sarae  time,  he  feit  convinced,  especially  in  view  of  the 
conduct  of  the  Sirdar  at  Fashoda,  acting  as  he  undoubtedly  was  under  In- 
structions, that  Her  Majesty's  Government  were  as  anxious  as  the  French 
Government  to  avoid  a  conflict.  ||  I  told  M.  Delcasse  in  reply  that  I  must 
conclude  from  tlie  language  which  he  had  held  that  tlie  French  Government 
liad  decided  that  they  would  not  recall  M.  Marchand  before  receiving  his 
Report,  and  I  asked  if  I  was  right  in  this  conclusiou.  I  pointed  out  to  his 
Excellency  that  M,  Marchand  himself  is  stated  to  be  desirous  of  retiring  from 
liis  Position,  which  appeared  to  be  a  disagreeable  one.  Such  being  the  case, 
I  must  urgently  press  liim  to  teil  me  whetlier  he  refused  at  once  to  recall 
M.  Marchand.  |1  After  considering  his  reply  for  some  few  minutes,  his  Ex- 
cellency said  that  he  himself  was  ready  to  discuss  the  question  in  the  most 
conciliatory  spirit,  but  I  must  not  ask  hira  for  the  irapossible.  ||  I  pointed  out 
that  your  Lordship's  telegram  of  the  9th  instant,  which  I  had  commuuicated 
to  hira  at  the  time,  had  made  him  aware  that  Her  Majesty's  Government 
considered  that  there  could  be  no  discussiou  upon  such  questions  as  the  right 
of  Egypt  to  Fashoda. 

Nr.  11705.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Paris.  Die  englische 
Regierung  gewährt  die  Absendung  der  Instruktion 

an  Marchand. 

Foreign  Office,  September  28,  1898,  3  p.  ji. 

(Telegraphic.)   |j  Fashoda.  ||  I  have  received  your   telegram  of  yesterday.  ||  Nr-  n-o"'. 
Her  Majesty's  Government   cannot   deeliue   to   assibt  in   tVrwaiding  a  message  ^fitannier 
from  the  French  Agent  in  Egypt  to  a  French  explorer  who   is  on  the  Upper issopt.isos. 
Nile    in    a    difficult  position,    and    your    Excellency    is    authorized    to    inform 
M.  Delcasse   that  Her  Majesty's  Acting  Agent  at  Cairo  will  be  instructed   to 
tvansmit  to  Omdurman  immediately  any  such  message,   and  at  the  same  time 
to   request  Sir  H.  Kitchener   to    forward   it    thence   to  its   destination  by  any 
opportunity  which  may  be  available.  ||  Her  Majesty's  Government  do  not  desire 
to    be    made    acquainted   with    the    puiport    of   the    message.     But  you  must 
explain    that  they   are    unable   to   accept   any  responsibility  für  the  results  to 
the  safety  or  health   of  the  explorer  which   the   delay  in   quitting  his  present 
Situation  may  bring  about.  ||  Your  Excellency  should  further  explain  that  much 
uneasiness  will    be    created    here    by  a  Prolongation  of   the   existing  state  of 
affairs,  and  it  will  become   necessary  for   Her  Majesty's  Government  to  muke 
some  publication  of  the  facts  without  delay. 
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Nr.    11706.      GROSSBRITANNIEN.    —    Derselbe    an    Denselben. 

Dasselbe. 

Foreign  Office,  October  3,  1898. 

Nr.  11706.  (Telegraphic.)  |[  I  request  your  Excellency  to  iuform  the  Frencb  Minister 

Grofs-         - 

tritannien.  f^r  Foreign  Affaires  that,  in  accordance  with  his  wish,  bis  message  for 
3.  Okt.  1898.  ^  Marchand  has  been  transmitted  to  Khartoum,  and  will  be  forwarded  thence 
to  its  destination.  In  order  to  avoid  any  misunderstanding,  you  should  State 
to  M.  Delcasse  that  the  fact  of  Her  Majesty's  Government  having  complied 
with  his  Excellency's  request  in  regard  to  the  trausmission  of  the  message 
does  not  imply  the  slightest  modifications  of  the  views  previously  expressed 
by  them.  You  should  add  that,  whether  in  times  of  Egyptian  or  Dervish 
dominion,  the  region  in  which  M.  Marchand  was  found  has  uever  been  without 
an  owner,  and  that,  in  the  view  of  Her  Majesty's  Government,  his  expedition 
into  it  with  an  escort  of  100  Senegalese  troops  has  no  political  effect,  nor 
can  any  political  significance  be  attached  to  it. 


Nr.  11707.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Paris.  Besprechung 
mit  dem  französischen  Botschafter  über  Faschoda. 
Frankreich  wünscht  ein  baldiges  friedliches  Ab- 
kommen. 

Foreign  Office,  October  6,  1898. 

Nr.  11707.  Sir,  II  the  French  Ambassador  called  upon  me  yesterday   at  the  Foreign 

Grofs-     Office.     His  interview  was  a  long  one,  lasting  nearly  two  hours.     The  greater 

britannien.  _  o  ;  <j  ./  o 

6.  Okt.  1898.  part  of  it  was  occupied  by  Observation  on  his  part  upon  the  question  of 
Fashoda,  which  he  introduced  himself.  His  argument  principally  dwelt  upon 
the  fact  that  the  country  bordering  the  White  Nile,  though  it  was  formerly 
under  the  Government  of  Egypt,  had  become  res  nullms  by  its  abandonmeut 
on  the  part  of  the  Eygptian  Government;  that  the  French  hat  a  right  to  a 
Position  on  the  Nile  as  much  as  the  Germans  or  the  Belgians;  and  that  the 
French  Government,  by  the  reserves  which  they  had  uuiformly  made  when 
the  subject  was  meutioned,  hat  retained  for  themselves  the  rhight  to  occupy 
the  banks  of  the  Nile  when  they  thought  fit.  |1  In  reply  to  his  Excellency's 
observations  I  repeated  the  arguments  on  the  British  side  of  the  case,  which 
are  already  familiär.  I  pointed  out  to  him  that  the  Egyptian  title  to  the 
banks  of  the  Nile  had  certainly  been  reudered  dormant  by  the  military  suc- 
cesses  of  the  Mahdi;  but  that  the  araount  of  riglit,  whatever  it  was,  which 
by  those  events  had  been  alienated  from  Egypt,  had  been  entirely  transferred 
to  the  conqueror.  How  much  title  remained  to  Egypt,  and  how  much  was 
transferred  to  the  Mahdi  and  the  Khalifa,  was,  of  course,  a  question  which 
could  practically  be  only  settled,  as  it  was  settled,  on  the  field  of  battle.  But 
their  controversy  did  not  authorize  a  third  party  to  claim  the  disputed  land 
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as  derelict.  Therc  is  no  ground  in  international  law  for  asserting  that  the  Nr.  ino?. 
dispute  of  title  between  them,  which  liad  been  inclined  one  day  by  military  ^^J"^^' 
superiority  in  one  direction,  and  a  few  ycars  later  had  been  inclined  in  the  6.  Okt.  i898. 
other,  could  givc  any  authority  or  title  to  another  Power  to  corae  in  and 
seize  the  disputcd  region  as  vacant  or  rclinquished  territory,  To  the  last  the 
power  of  the  Dervishes  was  extended  as  far  south  as  Bor,  and  their  eflfcctive 
occupatiou  did  not  cease  tili  their  title  passed  by  the  victory  of  Omdurman 
without  diminution  iuto  the  hands  of  the  conquering  armies.  I  pointed  out 
to  him  that  such  an  occupation  as  that  of  M.  Marchand,  with  an  escort  of 
100  troops,  could  give  no  title  to  the  occupying  force,  and  that,  in  point  of 
fact,  but  for  the  arrival  of  the  British  flotilla,  M.  Marchand's  escort  would 
have  been  destroyed  by  the  Dervishes.  M.  Marchand's  was  a  secret  expedition 
into  a  territory  already  owned  and  occopied,  and  concerning  which  France 
had  received  repeated  warnings  that  a  seizure  of  land  in  that  locality  could 
not  be  accepted  by  Great  Britain.  The  first  warning  was  the  Anglo-German 
Agreement,  which  was  communicated  to  the  French  Government,  and  the 
provisions  of  which,  as  regards  the  Nile,  were  never  formally  contested.  The 
next  warning  was  given  by  the  Agreement  with  the  King  of  the  Belgians, 
which  gave  him  for  bis  lifetirae  occupation  up  to  Fashoda,  and  which  Agree- 
ment is  in  existence  and  füll  force  still.  It  has  never  been  cancelled  and 
never  been  repudiated  by  this  country.  It  is  true  that  the  King  of  the 
Belgians  was  persuaded,  without  any  assent  on  the  part  of  Great  Britain,  to 
promise  the  French  Government  that  he  would  not  take  advantage  of  it  bey- 
ond  a  certain  limit;  but  that  concession  on  his  part  did  not  diminish  the 
significance  of  the  act  as  an  assertion  of  her  rights  by  England.  In  the  ob- 
jections  raised  by  the  French  Government  to  that  arrangement,  the  rights  of 
the  Khedive  over  these  territories  were  expressly  asserted  as  still  existing. 
Then  came  Sir  Edward  Grey's  speech  in  1895,  which  was  followed  in  1897 
by  a  formal  note  from  your  Excellency,  informing  the  French  Foreign  Minister 
that  Her  Majesty's  Government  adhered  to  the  Statements  made  by  their 
predecessors  by  that  speech.  If  France  had  throughout  intended  to  challenge 
our  Claims,  and  to  occupy  a  portion  of  this  territory  for  herseif,  she  was 
bound  to  have  broken  silence.  At  all  events,  if  she  thought  fit  to  try,  in 
face  of  these  warnings,  to  establish  a  title  over  the  vast  territory  to  which 
they  applied  by  a  secret  expedition  of  a  handful  of  men,  she  must  not  be 
surprised  that  the  claira  would  not  be  recognized  by  us.  ||  His  Excellency 
dwelt  at  great  length  on  the  importance  of  an  agreement  between  the  two 
nations  on  this  matter,  and  pressed  that  such  an  agreement  should  be  arrived 
at  without  delay.  He  insisted  on  the  strength  of  the  feeling  that  prevailed 
in  France  on  the  subject.  I  assured  him  the  strength  of  feeling  that  prevailed 
in  England  was  not  less  reraarkable.  He  made  no  definite  proposition;  but 
he  vaguely  indicated  a  whis  that  both  sides  should  give  out  that  negotiations 
were  going  on  upon  the  question  of  delimitation  between  the  territories  clai- 
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Nr.  11707.  med  by  the  two  Powers;  and  he  thought  it  possible  that  if  we  did  so, 
britlnnien.  ^'  Marchaod  would  returu  by  the  way  that  he  came.  He  did  not,  however, 
6.  Okt.  1898.  make  any  such  proposal,  and  he  indicated  pretty  clearly  that  the  delimitation 
must  be  one  which  would  give  a  considerable  stretch  of  the  left  bank  of 
the  Nile  to  France.  I  gave  no  countenance  to  this  Suggestion.  He  dwelt 
more  than  once  upon  the  injustice  of  France  being  excluded  from  the  Nile 
while  Germany  and  Belgium  were  admitted.  I  pointed  out  to  him  that  the 
possession  of  a  portion  of  the  shores  of  Lake  Victoria  Nyanza  could  hardly 
be  called  a  position  on  the  banks  of  the  Nile;  and  that  whatever  rights  the 
Cougo  State  possessed  below  Lado,  where  the  navigable  Nile  commenced,  were 
only  given  to  the  King  of  the  Belgians  during  his  life.  ||  We  separated  without 
Coming  to  any  conclusion;  for  I  had  no  comraunication  to  make,  except  the 
reiteration  of  our  claim  of  right;  and  he  made  no  Suggestion  of  any  arrauge- 
ment  by  which  that  right  could  be  reconciled  with  the  present  pretensions  or 
desires  of  France.  I  am  &c. 

(Signed)       Salisbury. 


Nr.  11708.  EGYPTEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
britischen  Kommissar.  Egyptenwill  seine  Ansprüche 
auf  den  Oberen  Nil  nicht  aufgeben.*) 

Le  Caire,  le  9  October  1898. 
Nr.  11708.  Mon  eher  Lord,    ||    SON  Excellence  le  Sirdar  vient  d'informer  son  Ex- 

9.  Okt.  1898.  cellence  Moustapha  Pacha  Fehmy  que,  s'etant  rendu  ä  Fachoda  pour  retablir 
l'autorite  de  Son  Altesse  le  Khedive  dans  les  ancicns  Gouvernorats  et  Mou- 
diriehs  du  Soudan,  il  y  a  trouve  une  expedition  Frangaise,  qu'il  a  iuvitee  ä 
quitter  les  lieux.  Sur  son  refus,  son  Excellence  le  Sirdar  a  proteste  d'abord 
verbalement,  ensuite  par  ecrit,  contre  cette  violation  du  territoire  figyptien. 
n  a  arbore  le  pavillon  figyptien  et  nomme  un  Gouverneur.  ||  Le  Gouvernement 
de  Son  Altesse,  ainsi  que  le  sait  votre  Seigneurie,  n'a  jamais  perdu  de  vue 
la  reoccupation  des  provinces  du  Soudan,  qui  sont  los  sources  memes  de  la 
vitalitö  de  l'Egypte  et  dont  il  ne  s'etait  retirö  qu'ä  la  suite  de  circonstances 
de  force  majeure.  |1  La  reconquete  de  Khartoum  manquerait  donc  son  effet 
si  la  Vallee  du  Nil,  pour  laquelle  l'Egypte  a  fait  jadis  tant  de  sacrifices,  ne 
lui  etait  pas  restituee.  ||  Sachant  que  la  question  de  Fachoda  est  ä  l'heure 
qu'il  est  l'objet  de  pourparlers  eutre  la  Grande-Bretagne  et  la  France,  le 
Gouvernement  Egyptien  me  Charge  de  prier  votre  Seigneurie  de  nous  preter 
ses  bons  offices  aupres  de  sa  Seigneurie  Lord  Salisbury  afin  que  les  droits 
incontestables  de  l'Egypte  lui  soient  reconnus,  et  que  toutes  les  provinces 
qu'elle  oecupait  jusqu'ä  la  rebellion  de  Mohamed  Ahmed  lui   soient    rendues.  || 


*)  Salisbury  erhielt  am  17.  Oktober  von  dieser  Note  Kenntnis.    Red. 
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Ell    envoyant    ci-joint    ä    votre    Seigneurie    copie    de    la    depeche  de  son  Ex-   Nr.  iitos. 
cellence  le  Sirdar,  air 
Fehray,  je  saisis,  &c. 


cellence  le  Sirdar,  ainsi  que  de  la  reponse  de  son  Excellence  Moustapha  Pacha   ''i^^,^**'": 

9.  Okt.  18. '8» 


(Signe)  Boutros  Ghali. 


Nr.  11709.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
au  den  Botschafter  in  Paris.  Besprechung  mit  dem 
französischen  Botschafter.  Frankreich  wünscht  einen 
Zugang  zum  Nil  für  seine  Ubangiprovinz. 

Foreign  Office,  October  12,  1898. 
Sir,  The  French  Ambassador  had  a  long  couversation  with  me  this  ^'■-  ^^'^^• 
afternoon  on  the  state  of  things  in  the  Upper  Nile.  ||  During  the  early  part  britannien. 
of  the  interview  he  insisted  that  he  had  no  instructions;  that  he  ouly  wished^^-^''*-^^^^- 
by  couversation  with  nie  to  explore  the  question,  and  ascertain,  if  possible,  a 
Solution  which  would  be  acceptable  to  England  and  France.  I  declined, 
howewer,  to  make  any  proposal  or  Suggestion  under  those  conditions,  for  I 
drcw  bis  attention  to  the  fact  that  anything  that  he  said  would  not  bind  his 
Government,  while  anytliing  that  I  said  would  bind  mine.  ||  Later  on  in  the 
interview  his  Excellency  somewhat  receded  from  this  position,  and  said  that 
although  he  had  no  special  instructions,  still  he  had  general  instructions, 
and  that  on  those  he  could  base  bis  efforts  to  ascertain  the  most  satisfactory 
mode  of  proceeding.  ||  We  traversed  most  of  the  field  of  argument  which 
we  had  gone  over  beforc,  and  with  which  I  will  not  tronble  your  Excellency 
again.  I  generally  insisted  on  the  view  that  the  Valley  of  the  Nile  had  be- 
longed  and  still  belonged  to  Egypt,  and  that  whateVer  impediraent  or  dimi- 
nution  that  title  might  have  suffered  through  the  conquest  and  occupatiou  of 
the  Mahdi  had  been  reraoved  by  the  victory  of  the  Anglo-Egyptian  army  on^ 
the  2nd  September.  There  was  no  pretence,  therefore,  for  the  contention  that 
the  region  was  open  to  the  enterprises  or  the  occupation  of  a  third  Power. 
But  even  if  it  had  been  so,  no  title  or  right  of  occupation  could  be  created 
by  a  secret  expedition  across  unkuown  and  unexplorcd  wastes,  at  a  distance 
from  the  French  border,  by  M.  Marchand  and  a  scanty  escort.  ||  I  then 
called  M.  de  Courcel's  attention  to  the  fact  that  M.  Marchand  was  in  an  im- 
possible  Position,  because  I  had  good  reason  to  believe  that  he  himself  ad- 
mitted  that  he  could  not  return  westward,  and  that  his  own  Government 
forbade  him  to  make  use  of  the  Nile,  which  was  the  only  existing  mode  of 
escape.  His  Excellency  traversed  this  assertion,  and  said  that  M.  Marchand 
could  perfectly  retreat  by  the  wcst  if  we  would  allow  him  to  do  so.  I 
replicd  that  we  offered  no  sort  of  impediment  to  his  doing  so.  "Yes,  but," 
said  his  Excellency,  "Jie  caunot  do  so  without  food,  and  you  will  not  let  us 
take  him  food."  I  said  that  if  want  of  food  was  the  only  impediment  that 
prevented   him   returning    to  the  dominions  of  France,   the   English  Gouvern- 


112      Verhandlgn.  zw.  Grofebritannien  u.  Frankreich  üb.  d.  Ob.  Nil  u.  Faschoda. 

Nr.  11709.  ment   would   see   that   he    was   able   to   procure   the  food  necessary  for  that 

,  !^'"*'^'     purpose. 

i2.okt.i898.  His  Excellency  went  on  to  say:   "But  that  is  not  enough;    he  is  traver- 

sing  a  hostile  and  dangerous  country;  no  one  can  travel  in  those  couutries 
except  with  adequate  protection  and  fully  armed,  and  M.  Marchand's  munitions 
of  war  are  believed  to  be  exhausted."  I  replied  that  the  English  Govern- 
ment would  not  object  to  furuish  hira  with  the  munitions  of  war  that  were 
necessary  to  protect  hira  and  his  party  from  massacre  by  savage  tribes  during 
his  return,  but  it  would  have  to  be  on  two  conditions:  first,  that  he  would 
engage  only  to  use  such  munitions  of  war  for  his  own  protection  against  the 
indigenous  tribes;  and,  secondly,  that  he  would  retire  to  that  which  we  ad- 
mitted  to  be  French  territory,  namely,  the  region  lying  beyond  the  watershed 
which  separates  the  Ubanghi  from  the  affluents  of  the  Nile.  I  said  that  we 
could  not  assign  to  him  any  limit  to  his  retreat  short  of  that  position 
without  giving  ground  for  saying  that  we  admitted  the  title  of  France  to 
some  portions  of  the  territory  traversed  by  te  affluents  of  the  Nile.  I  was 
in  no  Position  to  discuss  that  question,  and  therefore  I  could  not  acquiesce 
in  an  arrangement  which  might  seem  tho  prejudge  it.  I  thought,  however, 
that  the  French  Government  might  sufficiently  guard  themselves  against  any 
inference  which  they  had  cause  to  deprecate  by  simply  saying  that  in  accep- 
ting  such  an  arrangement  no  admission  would  be  made  with  respect  to  any 
pending  controversy.  I  did  no  believe  that  any  practical  disadvantage  would 
follow  to  them  from  withdrawing  M.  Marchand  to  the  Ubanghi  on  those 
terms;  but  if  therc  were,  it  was  a  necessary  consequence  of  their  having 
placed  M.  Marchand  in  so  false  and  unreasonable  a  position.  ||  To  this  Sug- 
gestion, however,  his  Excellency  dit  not  assent.  He  passed  from  it  suddenly, 
and  stated  that  the  object  of  the  French  Government  was  to  have  an  outlet 
to  the  Nile  for  their  Ubanghi  province,  and  he  asked  for  such  a  territorial 
delimitation  as  would  place  France  upon  the  navigable  portion  of  the  Bahr- 
el-Ghazal,  so  that  no  frontier  could  inlervene  between  her  commerce  and  the 
Nile.  He  stated  that  posts  had  been  for  a  considerable  time  established  by 
France  in  the  upper  portions  of  the  province,  and  that  they  had  every  right 
to  them  which  could  arise  from  long  and  undisputed  occupation.  ||  I  replied 
that  these  were  questions  which  I  was  not  in  a  position  to  discuss.  I  did 
not  possess  as  yet  the  requisite  knowledge  to  enter  satisfactorily  upon  the 
points  that  he  had  raised,  and  any  proposals  affecting  a  general  delimitation 
were  of  too  grave  a  character  to  be  disposed  of  except  by  the  Submission  of 
definite  proposals  to  the  Cabinet,  furnished  with  such  Information  as  was 
necessary  for  the  consideration  of  the  subject.  He  intimated  that  if  I  could 
give  him  a  satisfactory  answer  on  this  question,  M.  Marchand  might  be  allo- 
wed  to  return  down  the  Nile.  I  did  not,  however,  enter  upon  this  idea, 
which  was  only  indicated  in  a  vague  and  superficial  way.  I  pointed  out  to 
hira    that   both  with  respect  to  the  raeans  of  M.  Marchand's  retreat  and  any 
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other  stipulations  which  it  was  Ins  object  to  suggest,  it  would  be  very  difficult  Nr.  inoo. 
to    deal    with    them    satisfactorily  unless  he  was  good  enough  to  let  me  Iiave  briunnien 
them  in  a  written  form.    ||    The    extreme    indefiniteuess  of  his  language,  andi2.ükt.i893. 
the    rhetorical    character,    he  gave  to  it  by  the  great  earnestness  with  which 
lie  addressed  himself  to  tlie  subject,  made  it  impossible  for  me  to  express  or 
to  form  any  definite   opinion    upon  the  various  propositions  which  he  seemed 
to  desire  to  convey.     I   thought    it    better   to  wait  until  they  were  submitted 
either   to   me    or   to    your    Excellency   in  a  more  precise   and    tangible  form 
rather   than    enter  upon  a  discussiou  which,    under  the    circumstances,    would 
have  been  fruitful  of  misapprehensiou.     This  appeared  to  me  especially  to  be 
the  case  with  respect  to  the  allusions  which  he  made  from  time  to  time  to  what 
considered  to  be  the  territory  to  which  France  had  a  just  right.     I  informed 
him  that  it  was  no  part  of  my  duty  to  discuss  these  Claims  now,  but  that  in 
abstaining  from  doing  so  I  must  not  be  understood  to  be  in  any  degree  ad- 
mitting  their  validity.  SALISBURY. 


StaatsarehiT  LXII. 


Der  griechisch-türkische  Krieg  1897*,) 

Nr.    11710.    GROSSBßlTANNIEN,    —    Der    Gesandte   in   Athen    an 
den  Minister  des  Auswärtigen.     Kämpfe  auf  Kreta. 

Athenes,  January  7,  1897.    (January  7.)**) 

Nr.  11710.  (Telegraphic.)  ||  The   Greek  Minister  for  Foreign  Affairs  considers  that 

briunnien  *^®   murders  and  disturbances  in  Crete  are  due  to  the   determination  of  the 

7.  Jan.  1897.  Mussulmans  to   prevent  the  reforms  beiug  carried  out.     He  thinks  that  it  is 

essential    that  the  gendarmerie  should  be  formed  irnmediately.     Even  if  the 

money   for    the    proposed    large    force    is   not   forthcomiug,   there    should   be 

40,000?.  in  band  which   would  suffice  to   pay  a  force  large  enough  to  cope 

with  the  iramediate  danger. 


N"!'.  11711.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterredung  mit 
dem  griechischen  Ministerpräsidenten  über  Kreta 
und  die  griechischen  "Waffensendungen. 

Athenes,  January  23,  1897.    (January  29.) 
My  Lord.    ||   Since   writing  my    despatch    of  to-day's    date,    mentioning 
Nr.  11711.  the    alarming   reports  from   Crete  in  the  "Acropolis"   newspaper,   I    went  to 
Grofs-     ]y[^  Delyanni  to   question  bim   on  the  subject,  and  to  express  my  anxiety,  as 

britannien, 

23.jan.i897. 1  S^^^  "1™  crcdit  for  a  serious  desire  to  save  bis  country  from  European 
reproach,  and  to  quiet  the  elements  which  threaten  disorder  in  Crete  and  the 
neighbouring  Turkish  provinces.  ||  He  began  by  saying  that,  beyond  insisting 
on  the  urgency  of  the  Organization  of  the  gendarmerie,  which  he  considered 
should  insure  the  tranquillity  of  the  Island,  he  had  nothing  to  say  now  about 
Crete  —  there  was  no  fresh  news  of  importance  received  from  the  Consul- 
General.  ||  As  for  the  mission  of  M.  Athos  Manos,  and  bis  friends,  it  was 
on  the  part  of  all,  excepting  M.  Manos  a  very  young  man,  simply  a 
political  raove  for  the  purpose  of  embarrassing  the  Government,  and  all  the 
Greek  Consuls  in  the  Island  had  been  warned  against  any  encouragement  of 
them  or  of  the  Revolutionary  Committee.  |j  His  Excellcncy  did  not  apparently 

*)  Engl.  Blaubücher  Turkey  11.  1897  und  2.  1898.   8664,  8851.   Vgl.  Staatsarchiv 
Bd.  61  und  Europ.  Geschichtskalender  Jahrg.  1897. 

**j  Die  eingeklammerten  Daten  geben  das  Datum  des  Empfangs  an.    Red. 
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attach    any  great  importance  to  their  mission;    it  was   a  matter  of  internal  Nr.  inii, 

Greek  politics.  ||  As  to  the  arms  supplied,  his  Excellency  does  not  seem  to  ^j^ann^en 

have  had  füll  Information;  he  only  mentioned  the  dispatch  of  about  200  rifles, 23.Jan.i897. 

which   were  reported  to  him  be  the  harbourmaster  as  having  been  sent  from 

Piraeus  via  Volo  to  Crete. 

I  told  him  that  my  Information  was  to  the  effect  that  some  thousands  of 

Gras  riües  had  been  sent  by  Syra  both  to  Crete  and  Thessaly  or  Macedonia, 

and  I  then  asked  him   what  he  was  doing  to   stop  the   sale  of  arms.  ||  His 

Excellency  answered  that  he  had  just  ordered  the  Procureur  Royal  to  take 

action  against  those  who  sold  arms  and  explosives  without  previous  authori- 

zation  of  the  Government  in  accordance  with  Article  621  of  the  code,  which 

had     hitherto     been     overlooked.      It     was     no    true,    then  —  as    generally 

believed  —  that    the    sale    of    arms    in    Greece    was   free    to    all.   ||  He    had, 

moreover,  embargoed  in  a  bank,  some  weeks  ago,  a  sura  of  18,000  dollars, 

which  were  placed  there  by  the  Cretan  Commitee,  ovcr  which  M.  Korneo  presided 

(There    are    two   Cretan  Committees  here.)  ||  On  the  whole,   my  conversation 

with    M.    Delyanni     somewhat     relieves    my    apprehensions    of    the     cxtent 

of    the    power    of    the    party    of   action    in    this    country,    has    he    appears 

to  consider  it  to  mean  little  more  than  the  party  of  political  Opposition  now 

in   such  hopeless  minority  in  tlie  Chamber.    But  he   is  evidently  anxious  that 

no  time  should  be  lost  in   forming  the  gendarmerie  in  Crete,  aud  as  I  was 

leaving   he    begged    me    to    express,    by   telegraph,   to  Sir  Philip  Currie  his 

anxiety  on  the  subject,  which  I  have  done.  ^  ,    .     tt   -r, 

•'  ''     '  Edwin  H.  Egerton. 

Nr.  11712.  GROSSBRITANNIEN.  — Der  Botschafter  in  Konstanti- 
nopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
hat  Deutschland  vergeblich  um  Beamte  und  Offiziere 
gebeten. 

Constantinople,'  January  25,  1897,  8.15  p.  m.    (January  25.) 

'  Nr.  11712. 

(Telegraphic.)  j|  The  German  Government  have  been   asked  by  Porte  for     Grofs- 
a  finaucial    administrator   aud  gendarmerie    officers.  |1  They    declined,    on  the  iritanmon. 
grouud  that,  by  entertaining  any  such  isolated  proposals,  they  would  Interrupt 
the  deliberations  of  the  Ambassadors,  which  would  be  undesirable. 

Nr.  11713.  TÜRKEI.  —  Der  Botschafter  in  London  an  den  eng- 
lischen Minister  des  Auswärtigen.  Die  Muselmanen 
auf  Kreta  werden  von  den  Christen  angegriffen. 

30.  Januar  1897.    (February  1.) 
L'Ambassadeur  de  Turquie  presente   ses   compliments  ä  sa  Seigneurie  le  Nr.  11 713. 
Marquis   de  Salisbury,  et  a  l'honneur,   de   lui  communiquer   ce   qui  suit:  — 1|  30.Jan.i897. 
Sa  Seigneurie  n'est  pas  sans  connaitre  les  efforts  deployes  par  le  Gouvernement 
Imperial  en  vue  de  retablir  la  paix  et  la  tranquillite  en  Crete,  et  les  facilites 


116  Der  griechisch-türkische  Krieg  1897. 

Nr.  11713.  accord6es  pour  rorganisation  de  la  gendarraerie  et  de  la  justice  dans  cette  lle. 

30  Jan  1897  ^fräce  aux  mesures  sages  adoptees,  tout  les  habitants  Musulraans  et  Chretiens 
jouissent  dejä  depuis  plusieurs  mois  d'une  tranquillite  absolue.  ||  Cependant,  le 
Comite  Revolutionnaire  Cretois,  dont  les  visees  ne  peuveut  etre  satisfaites  par 
le  statu  qtio,  cherche,  par  tous  les  moyens,  ä  creer  un  etat  de  choses  incom- 
patible  avec  les  interets  du  Gouvernement  Imperial,  et  le  desir  sincere  des 
Grandes  Puissances  de  sauvegarder  la  paix  generale.  H  Ainsi,  un  des  agitateurs 
les  plus  en  vue  de  ce  Comite,  le  Dr.  Haralambos  Papazaki,  demeurant  ä  Theure 
qu'il  est  ä  Athenes,  entretient,  d'apres  les  informations  parvenues  de  Crete  ä 
la  Sublime  Porte,  uue  correspondance  des  plus  actives  avec  ses  acoljtes,  se 
trouvant  dans  l'ile,  afin  d'y  faire  eclater  une  nouvelle  insurrection.  ||  Par  suite 
de  ces  menees  subversives,  les  Chretiens  d'Abadia,  ceux  d'Aglibadia,  du  Sandjak 
de  Candie,  et  ceux  d'Agligorias  ont  forc^,  les  armes  ä  la  mains,  les  Musulmans 
de  ces  parages  ä  quitter  la  campagne,  et  ä,  se  r^fugier  en  ville,  et  ont  tire 
des  coups  de  feu  contre  les  Musulmans  de  deux  autres  villages  qui,  se  rendant 
en  ville,  ont  rencontre  les  dits  Chretiens  en  embuscade  ä  l'endroit  designe 
sous  le  nom  de  Kakiskala.  ||  Les  Musulmans  ont  du,  devant  cette  attaque, 
rebrousser  chemin,  et  se  trouvent  actuellement  dans  une  Situation  des  plus 
critiques.  ||  D'autres  desordres  isoles  se  produisent  sur  d'autres  points  du 
Sandjak  de  la  Canee.  ||  Ces  faits  venant  ä  l'appui  du  fait  que  le  Comite 
Revolutionnaire  constitutionnel  ne  cesse  de  faire  agiter  les  esprits  en  vue  de 
la  reprise  d'armes  dans  l'ile,  le  Gouvernement  Imperial  tient  ä  faire  ressortir 
la  Situation  qui  lui  est  faite  par  ces  menees  rßvolutionnaires  venant  du  dehors 
par  l'entremise  d'agitateurs  de  profession  tel  que  Papazaki,  et  qui  sont  de 
nature  ä  amener  une  effervescence  dangereuse  alors  que  le  maintieu  de  la 
tranquillite  de  l'ile  est  l'objet  de  la  sollicitude  constante  du  Gouvernement 
Imperial.  ||  Anthopoulo  Pacha  serait  reconnaissant  ä  sa  Seigneurie  de  vouloir 
bien  lui  faire  connaitre  les  appröciations  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la 
Reine  en  ce  qui  concerne  l'objet  de  cette  communication. 
Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  30  Janvier,  1897. 


Nr.    11714.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister    des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  London.    Bürgerkrieg  auf  Kreta. 

Äthanes,  le  4  Fevrier,  1897. 
Nr.  11714.  (Telegraphique.)    ||    D'apres    un    t61egramme    regu    aujourd'hui    de    notre 

Grieciien-   Cousul -General  h  la  Can^e,  le  Gouverneur -General  et  les  Consuls  d'Angleterre, 

lanci. 

4. Febr.  1*97. d' Antriebe,  et  d'Italie,  ainsi  que  notre  Consul- General,  se  sont  rendus  hier 
sur  les  lieux.  Ils  sont  rentrcs  sans  avoir  pu  approcher  les  Chretiens  occupant 
toutes  les  hauteurs.  La  plaine  etait  tout  en  feu,  et  les  propriötes  des 
Chretiens  brülaient.  Les  Consuls  entrös  dans  le  Monastere  Chrysopigi  ont 
trouv6    300    femmes    et    enfants    affam^s;   leur    etat   est   pitoyable,   s'y   etant 
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refugies.ä  la  suite  du  feu  qui  a  ete  mis  daus  leurs  maisons.     Od  se  battait  Nr.  11714. 
dans    differents    endroits.     L'jßveque,    les   Conseillers    d'Adrainistration,    et    les      land. 
Notables  ont  remis  une  Petition  aux  Consuls  denon^ant  la  conduite  des  Turcs,  *•  ^®*"'-^^'^- 
demandant  que  les  Puissances  prennent  decision  pour  l'application  des  reformes, 
declarant    qu'eu   cas    contraire   ils    proclameront   union   par   tous  les  moyens 
possibles,  ||  Le  Consul  ä  Rethymo  telegraphie  que  les  mesures  döcid^es,  en  vue 
de  Torganisation  mixte  et  les  detachements  mixtes,  echouerent  contre  le  refus 
des  Turcs  d'y  prendre  les  dispositions  necessaires  dans  la  ville  et  les  environs. 
La  vie  des  Chretiens  est  compromise. 

Nr.  11715.  GRIECHENLAND.  —  Derselbe  an  Denselben.  Das- 
selbe. 

Athenes,  le  5  Fevrier,  1897. 

(Telegraphique.)     L'Interprete    du    Consulat-Gen6ral    ä    la    Canee    nous  Nr.  11715. 
a  adresse    le    telegramme    suivant:  —  ||  "  A  3  heures    et   quart   les  Turcs  ont  ^'^"*^^*°' 
coramence  feu  en  ville;  milliers  coups  de  fusil.  ||  "Les  Consuls  sont  empeches5.Febr.i897. 
h.  Haiepa.    Impossible  de  communiquer.    Les  barques  Europ^ennes  se  trouvent 
dans  le  port  sans  pouvoir  debarquer.  ||  "  Les  coups  de  feu  continuent  sans  cesse. 
Le  resultat  est  inconnu. " 

Nr.  11716.  GROSSBRITANNIEN.—  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  Athen.  Die  Christen  sind  für 
den  kretischen  Bürgerkrieg  mit  verantwortlich. 

Foreign  Office,  February  5,  1897,  4.45  p.  m. 
(Telegraphie.)  [|  I  have    received   your   telegrams    of   to  -  day   relative  to   Nr.  inie. 
tlie  attitude  of  the  Greek  Government  in  connection  with  the  disturbances  at  britannVen. 
Canea.  jj  It  is  clear  from  the  reports  received  from  Colonel  Chermside,  which^-^*'^"'-!^«^. 
have    been    telegraphed    to    you,    and    the    impartiality    of   which    cannot    be 
doubted,  that  the  intelligence  furnished  to  the  Greek  Government  is  exaggerated, 
and  that  the  Christians  are  at  least  as  much  to  blame  as  the  Moslems  for 
the  disorders  which  have  occurred  at  Canea.  ||  Colonel  Chermside  reports  that 
the  Turkish  troops  have  behaved  well.  ||  There  is  an  ample  naval  force  of  the 
Great  Powers  now  in  Cretan  waters,  and  it  can,  if  necessary,  be  increased..|j 
The   dispatch   of  ships  of  war  to  Crete  by  the  Greek  Gouvernment  would  be 
a  very  unwise  act. 

Nr.    11717.     GROSSBRITANNIEN.  —   Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den    Minister  des  Auswärtigen.     Hat  die 
Sendung  von  Truppen  nach  Kreta  widerraten. 
Constantiuople,  February  .5,  1897,  11.35  a.  m.    (February  5,  2.10  p.  m.)       ^^  ^-j^ 
(Telegraphie.)  ||  In  absence  of  Sir  A.  Biliotti,  who  is  at  Haiepa  with  the     Crofs- 
Vali,    Colonel   Chermside    telegraphed    from   Canea   yesterday   that  firing   had  s.'^Fob™? 
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Nr.  11717.  ijeen  going  on  in  the  town  since  3-30  yesterday.  ||  Troops,  of  whom  there  are  only 
britannien,  ^our  companles  and  one  squadron  were  beliaving  well,  in  spite  of  several  soldiers 
5.  F9isr.i897.  having  been  killed.  ||  The  firing  towards  evening  became  desultory,  and  foreign  naval 
officers  and  Consuls  were  making  efforts  to  stop  it.  ||  Several  villages  in  neigh- 
bourhood  have  been  burnt.  |1  In  answer  to  the  Foreign  Minister,  who  sent 
yesterday  to  ask  ray  advice  as  to  sending  more  men  to  Crete,  I  replied  that 
a  dispatch  of  troops  would  probably  result  in  a  general  insurrection  of  the 
Christians  throughout  the  Island. 


Nr.  11718.  FRANKREICH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  englischen  Botschafter.  Teilt  Berichte  franzö- 
sischer Konsuln  über  die  kretischen  Dinge  mit. 

Paris,  le  6  Fevrier,  1897. 
Nr.  1171P.  M.  l'Ambassadeur,  11  en   prevision    du    cas  oü  le  Consul  de  France  k  la 

Frankreich.  ^       ,  .         ,    , 

6.Fei)r.i897,  Canee  aurait  ete  dans  l'impossibilite  de  me  faire  connaitre  les  derniers 
evenements  survenus  en  Crete,  le  Principal  Secretaire  d'fitat  de  la  Reine  pour 
les  Affaires  fitrangeres  a  bien  voulu  charger  votre  Excellence  de  me  com- 
muniquer  deux  telegrammes  envoyes  de  la  Canee  par  le  Colonel  Chermside, 
Attache  Militaire  ä  l'Ambassade  Britannique  ä  Constantinople.  ||  En  vous  aceusant 
reception  de  la  communication  que  vous  m'avez  adressee  d'apres  ces  Instructions, 
je  vous  serais  tres  oblige  de  faire  parvenir  ä  ce  sujet  mes  reraerciments  au 
Marquis  de  Salisbury.  ||  J'ai  l'honneur  de  vous  communiquer  de  mon  cöte,  pour 
etre  portes  ä  la  connaissance  du  Principal  Secretaire  d'£tat  de  Sa  Majeste, 
les  trois  telegrammes  suivants  que  j'ai  re^us  du  Consul  de  France  ä  la  Canee 
sous  la  date  du  5  de  ce  mois: —  ||  "Des  combats  out  eu  lieu  depuis  deux  jours 
autour  de  la  Canee  et  de  Haiepa.  J'ai  du  evacuer  hier  soir  mon  Consulat 
de  Haiepa  avec  les  Frangais  habitant  ce  village  et  les  Chretiens  qui  s'y 
etaient  refugies.  Tous  ont  ete  embarques  ä  bord  du  'Suchet'.  Je  me  suis 
iustalle  avec  le  Chancelier  ä  ma  Chancellerie  de  la  Canee,  Un  incendie 
epouvantable  est  venu  s'ajouter  ä  la  fusillade  continuelle  qui  a  lieu  dans  les 
rues.  Je  suis  alle  la  nuit  avec  le  Commandant  du  'Suchet'  rassurer  notre 
Mission,  qui  compte  plus  de  mille  r^fugies.  Nous  comptons  la  faire  evacuer 
ce  matin.  L'incendie  devient  de  plus  en  plus  terrible.  En  ce  moment  je 
reunis  les  Frangais  de  la  Canee  ä  la  Chancellerie  pour  les  faire  erabarquer."|| 
"Des  gardes  de  marine  Frangais  occupent  la  Mission  et  la  Chancellerie;  un 
detachement  a  et6  egalement  envoye  au  bureau  telegraphique.  Des  detache- 
ments  de  marins  de  toute  nationalite  circulent  dans  les  rues  et  combattent 
l'incendie.  Les  autorites  Ottomanes,  en  presence  de  la  gravite  du  peril, 
reclament  de  nouveaux  detachements  de  marins  pour  combattre  Tincendie. 
Tous  les  Frangais  sont  embarques  sains  et  saufs.  La  confusion  et  la  panique 
sont  extremes.  Les  bateaux  etrangers  recueillent  tous  les  refugies  Chretiens, 
mais  les  moyens  commencent  ä  manquer.    La  Situation  ä  Rethymo  est  menagante 
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pour  les  Chretiens.''  ||  "Toute  la  population  Chr^tienne  est  recueillie  ä  bord  Nr.  11718. 
des  navires  de  guerre  etrangers.  La  Mission  Catholique  a  et6  evacuee.  Tous  g. Febr.1897. 
les  FraiiQais  soiit  embarques.  II  ne  reste  plus  que  quelques  centaines  de 
Chretiens  qui  passent  la  nuit  sur  les  quais  attendant  les  navires  qui  doivent 
arriver  demain.  La  moitiö  du  quartier  Chretien  est  döjä,  brülee.  Jusqu'ä 
präsent  la  Mission  Catholique,  bien  qu'entouree  par  les  flammes,  u'est  pas 
envore  incendiee.  Je  reste  ä  la  Chancellerie,  protege  par  des  raarius  Frangais, 
avec  M.  Leca,  Chancelier."  G.  Hanotaux. 


Nr.  11719.  GROSSBRITANNIEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rufsland 
soll  in  Athen  zum  Frieden  raten. 

Foreign  Office,  February  8,  1897,  6.20  p.  u. 
(Telegraphic.)  |j  Disturbances  in  Crete.  ||  I  have  repeated  to  you  a  telegram  -Nr.  11719. 
dated   to-day,    received  from  Her  Maiesty's  Consul  at  Canea  this  afternoon.  ||  ^  ^/^^^^ 
The  Greek  Naval  Commander  is,  in  the  opinion  of  the  Captain  of  Her  Majesty's  s.Febr.  1897 
ship  "Barfleur",  trying  to  bring  about  war.  I  believe  that  such  a  course  is  quite 
as    opposed    to    the    wishes    of  the  Emperor   of  Russia   as  to  those  of  Her 
Majesty's    Government.      Your   Excellency    should    represent   to    the   Russian 
Minister    for    Foreign   Affairs    that    at    this    moment  Russian    counsels    would 
receive   more  attention  from  the  Greek  Government  than  those  coming  from 
any    other    quarter,    and  that  it   would  be   of  great  value  if  a  strong  recom- 
mendation    for    enforcing    caution    and   pacific    conduct    on    the   Greek   Naval 
Commanders  in  Cretan  waters  were  made  to  the  Helleuic  Government. 


Nr.    11720.     GRIECHENLAND.    —    Proklamation    des    Kretischen 

Central-Komites. 

Athens,  February  8,  1897. 

(Translation.)  |1  The  Cretan  people,    waiting  for  the  introduction   of  the  Nr.  11720. 

municipal   reforms    imposed    and    guaranteed   by  the  European  Powers,  have  Gnechen- 

suddenly  seen,   instead  of  thera,    massacres  and  incendiarism,  the  overturning8.Febr.i897. 

and  laying  waste  of  towns  and  villages,  and  everything  given  over  to  fire  and 

sword   by    cruel  and  barbarous  euemies.      They  have  seen  all  this  occurring 

before   the    eyes    of   civilized  Europe,   in   obedience  to  whose  decision  but  a 

Short  time  ago  they  laid  down  their  glorious  and  victorious  arms.  ||  To-day, 

when  Turkey   violated    every   pledge,    and    has  replied  to  the  mediation  and 

guarantee  of  Europe  by  prodigious  unheard-of  destruction,  the  Cretan  people 

take  up  the  common  struggle,  trusting  in  the  help  of  the  Most  High,  in  their 

imprescriptible    rights,   and   in   the  aid  of  all  liberty-loving  peoples.    ünder 

the    Standard    of  their    secular   national  aspiration — the  union   of  Crete  with 

Greece — the  nation  calls  for  help  and  aid  to  see  this  aspiration  fulfilled,  for 
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Nr.  11720.  ^Yhicli  rlvers  of  blood  have  been  poured  out  and  innumerable  massacres  per- 

Griechen-  t    ii  m 

Und.  petrated.  ||  The  Central  Cretan  Committee,  follovving  up  for  the  fourth  time  its 
8.Febr.i897.work,  procccds  bravelj  to  the  accomplishment  of  its  high  duties,  and  caUs 
for  the  assistance  of  everj  Hellene,  of  every  friend  of  liberty  and  civilization 
to  send  powder  and  arms  for  those  who  are  combatiug,  and  bread  for  the  women, 
children,  or  old  men.  ||  Contributions  may  be  sent  to  M.  Mark  Renieri,  4, 
Odos  Peirdos,  or  to  the  National  Bank. 
Athens,  January  27^  1897   (o.  s.). 


Nr.    11721.     GROSSBRITANNIEN.    —    Der    Gesandte   in  Athen    an 

den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte  protestiert 

gegen  die  Sendung  griechischer  Schiffe  nach  Kreta. 

Athens,  February  9,  1897.    (February  9.) 

^Grofe'^'  (Telegraphic.)  ||  The  Turkish  Minister,  according  to  Instructions,  protested, 

britannien.  ^ü  the  7th  Fcbruary,  to  the  Hellenic  Government,  against  the  dispatch  of  two 

9.Febr.  1897.  Greek  Government  vessels  to  Crete,  and  requested  that  they  should  be  with- 

drawn.  ||  M.  Skouses  told   bim  that  they  were  not  sent  for  military  purposes, 

but  merely  to  assist  suffering  Greeks. 


Nr.  11722. 


Nr.  11722.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  hat  dem  griechischen  Gesandten  Vorstellungen 
gemacht. 

St.  Petersburgh,  February  9,  1897.    (February  9.) 
Grofs-  (Telegraphic.)  ||  Count  Mouravieff,  to  whom  I  communicated  the  substance 

britannien^  of  your  Lordship's  telegram  of  yesterday,  told  me  that  he  had  informed  the 
9.Febr.i897.(j^ggjj  Charge  d'Affaires  that  the  dispatch  to  Crete  of  Greek  vessels  was 
greatly  deplored  by  the  Russian  Government,  as  making  it  difficult  to  restrain 
Turkey  frora  shipping  troops  there,  and  complicatiug  both  the  Ambassadors' 
efforts  at  Constantinople  and  also  the  general  Situation.  Count  Mouravieff 
had  also  told  the  Greek  Charge  d'Affaires  that  he  regretted  bis  inability  to 
accept  the  Greek  Go verum ent's  assurances  with  regard  to  the  action  taken 
by  them  in  Crete,  and  tliat  he  strongly  advised  a  policy  of  peace.  His 
Excellency  was  telegraphing  to  the  Governments  of  France  and  Germany  the 
language  he  had  held  to  the  Greek  Charge  d'Affaires,  and  promised  to  dis- 
patch a  similar  telegram,  for  communication  to  your  Lordship,  to  the  Russian 
Ambassador  in  London,  j]  The  German  Government  had,  so  Count  Mouravieff 
informed  me,  thrown  out  a  feeler  for  a  Joint  remonstrance  at  Athens  of  the 
Powers,  but  they  did  not  care  to  take  the  lead.  The  Imperial  Government 
were  eqiially  unwilling  to  do  this,  but  they  would  make  a  separate  remon- 
strance  if  this  was  agreed  to  by  the  otlier  Powers. 
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Nr.  11728.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  Athen.  Frankreich  hat  eine 
gemeinsame  Note  Englands,  Frankrciclis  und  Rufs- 
lands vorgeschlagen. 

Foreign  Office,  Fehruary  9,  1897,  9  p.  m. 

Nr    117*^3 

(Telegraphic.)   |1  Disturbances   in  Crete.  ||  I  am   informed  by  the  French     q^^^^'  ' 
Government  that  they  have  received  a  report   from  their  Minister  at  Athens  britannien. 

9  Febr   1897 

that  the  "Miaoulis",  another  Greek  ship  of  war,  has  been  dispatched  to  the 
Island,  and  that  arms  and  other  munitions  of  war  are  being  sent  by  the 
Cretan  Committee  in  vessels  which  have  been  chartered  for  this  purpose.  |1 
Instructions  have  been  issued  to  the  French  Minister  to  enter  into  com- 
munication  with  you  and  the  Russian  Representative,  and  to  make  a  Joint 
endeavour  to  dissuade  the  Greek  Government  from  adopting  precipitate 
decisions  without  previous  cönsultation  with  the  Great  Powers.  ||  I  authorize 
you  to  act  in  the  manner  indicated  in  conjunction  with  sucli  of  yonr  colleagues 
as  may  receive  sirailar  Instructions. 


Nr.  11724.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Botschafter  in  Konstantinopel,  Paris,  Berlin, 
Wien,  Rom,  Petersburg  und  den  Gesandten  in  Athen. 
Die  europäischen  Admirale  sollen  Feindseligkeiten 
der  griechischen  Marine  verhindern. 

Foreign  Office,  February  10,  1897,  8.20  p.  m. 
(Telegraphic.)  |1  The  French  Ambassador  has  suggested  to  nie,  and  I  have   Nr.  11724. 
agreed,  that  instructions  should  be  sent  to  our  Naval  Commanders  in  Cretan  ,  ^^^^^'. 

o  '  britannien. 

waters  to  concert,  in  case  of  need,  with  the  Naval  Commanders  of  the  otherio.Febr.iso?. 
Great  Powers  for  preventing  the  Greek  ships  of  war  from  taking  any  aggressive 
action,  and  for  taking  such  measures  as  seera  to  be  required   by  the  circum- 
stauces  which  may  arise. 


Nr.    11725.     GROSSBRITANNIEN.  —Der  Minister  des  Auswärtigen 

an  den  Gesandten  in  Athen.    Soll  mit  seinen  Kollegen 

auf  die  Heimberufung    der   griechischen  Torpedos 

dringen. 

Foreign  Office,  February  11,  1897,  8  p.  m. 

(Telegraphic.)  |1  Disturbances  in  Crete.  ||  You  are  authorized  to  join  in  the  Nr.  11725. 

representations  of  your  colleagues  if  any  of  them  have  received  instructions  ^htlnnien 

from   their  Governments   to    urge   the  Greek  Government   to  withdraw   their  ii.Febr.i897. 

flotilla   of   torpedo-boats.  1|  The  pretext  advanced  by  the  Greek  Government 

for  seuding  these  vessels  is  unfounded,  for  no  reinforcements  have  been  sent 
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Nr.  11725.  to  Crete  by  the  Turkish  Government.  11  The  excitement  which  prevails  in  Crete 

Grofs-  -,  Ai.1  .  '' 

britannien.  ^^^   »^  Athens    CRn    ODij   receivc  a  fresh   Impulse  from  such  action  as  that 
ii.Febr.i897.  taken  by  the  Greek  Government. 


Nr.  11726.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  österreichisch- 
ungarische Gesandte  in  Athen  soll  sich  mit  seinen 
Kollegen  verständigen. 

Vienna,  February  10,  1897.    (February  12.) 
Nr.  11726.  -^y  Lord,  ||  I  callcd  at  the  Foreign  Office  this  afternoon  and  imparted  to 

britannien.  Couut  Goluchowski  the  contents  of  your  Lordship's  Instructions  to  Mr.  Egerton, 
io.P6br.i897.  telegraphed  to  me  to-day.  His  Excellency  at  once  expressed  bis  readiness 
to  Charge  the  Austrian  Representative  at  Athens  to  join  his  colleagues  in 
endeavouring  to  dissuade  the  Hellenic  Government  from  taking  any  precipitate 
resolutions  without  first  Consulting  the  Great  Powers.  ||  In  a  short  conversation 
which  ensued,  Count  Goluchowski  observed,  among  other  tliings,  that  he  feared 
the  Government  at  Athens  had  now  gone  so  far  that  they  could  scarcely  risk 
recalling  their  ships  even  if  so  minded.  His  Excellency  also  gave  me  some 
account  of  what  had  passed  between  him  and  the  Greek  Charge  d'Affaires  on 
the  subject  of  Crete.  He  had,  he  said,  pointed  out  how  unfortunate  the  action 
of  his  Government  was  in  coniributing  to  precipitate  an  acute  crisis  in  Crete 
on  the  eve  of  the  reforms  being  carried  into  execution  there.  ||  His  Excellency 
seems,  however,  to  have  held  still  plainer  language  to  the  Turkish  Ambassador, 
who  had  been  charged  by  his  Government  to  request  that  the  strongest 
pressure  should  be  used  at  Athens  to  procure  the  recall  of  the  Greek  squadron, 
and  at  the  same  time  to  ask  the  advice  of  the  Imperial  Government  as  to 
what  course  the  Turkish  Government  should  take  for  the  suppression  of  the 
insurrection,  and  wheter  they  should  or  not  reinforce  their  troops  in  the 
Island.  In  reply,  he  had  told  Mahmoud  Nedim  Bey  that  he  did  not  believe 
it  would  be  possible  to  obtain  the  recall  of  their  ships  from  the  Greek 
Government,  while  as  to  the  advice  he  sought  for  in  regard  to  the  suppression 
of  the  insurrection,  he  could  not  take  upon  himself  to  counsel  an  independent 
Government  in  such  a  matter,  but  that  he  must  warn  him  that  if  the  same 
means  were  adopted  in  Crete  as  had  been  made  use  of  in  Anatolia  and 
elsewhere  by  employing  Bashi-Bazouks,  and  committing  massacres  and  other 
atrocities,  the  consequences  to  his  Government  would  be  certain  to  be  most 
serious.  \\  On  leaving  Count  Goluchowski,  I  met  M.  Loze,  the  French  Am- 
bassador, who  had  comc  to  ask  for  the  support  of  this  Government  in  the 
restraining  action  to  be  attempted  at  Athens.  Horace  Rumbold. 
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Nr.  11727.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  London.  Motive  zur  Absen- 
dung der  Flotte.  Kreta  kann  nicht  unter  türkischer 
Souveränetät  bleiben. 

Äthanes,  le  11  F^vrier,  1897.    (Communicated  February  12.) 

(Telegraphiquc.)  ||  II   est  inutile  de  faire  ici  I'historique  de  Cr^te.     Les  Nr.  nvn. 

.,  ,    .  •  T)i      •  /-i    ^i  i    Griechen- 

faits  parlent  et  il  est  clair  que  ce  que  nous  voyons  aujourdhui  cn  Crete  est  ,jj„j 
le  resultat  non  seulement  de  la  mauvaise  administration  mais  aussi  du  manque  ii.Febr.i897. 
complet  de  bonne  foi  de  la  population  Musulmane,  qui  ne  veut  pas  l'intro- 
duction  des  reformes.  Quand  l'annee  derniöre  la  revolution  6clata  en  Crete 
les  Puissances  s'en  sont  eraues  d'un  etat  de  choses  impossible  dont  la  con- 
tinuation  aurait  certainement  amene  la  Prolongation  d'une  lutte  acharnee  des 
Crötois  pour  leur  existeuce  et  leurs  foyers.  Les  Puissances  dösirant  calmer 
les  esprits  ainsi  que  de  montrer  leur  bienveillance  pour  la  population  de 
Crete  demanderent  au  Sultan  certaines  concessions  qui,  gräce  ä  la  ferme 
volonte  des  Puissances,  furent  donnees.  Ces  reformes  avaient  ete  acceptees 
avec  reconnaissance  par  les  Cri^tois.  Six  mois  presque  ötaient  passes  quand 
enfin  une  partie  de  ces  reformes  devait  entrer  en  execution;  les  Turcs  pour 
empecher  la  realis^tion,  prirent  les  armes  et  attaquerent  les  Chretiens  de  la 
Cauee  par  un  feu  meurtrier,  incendiant  en  meme  temps  les  quartiers  Chretiens 
de  la  ville.  Le  Gouvernement  Royal,  profondement  emu  d'un  tel  etat  de 
choses,  voyant  l'Ue  de  Crete  en  flammes,  les  habitants  en  detresse,  donna 
l'ordre  k  quelques  navires  d'aller  secourir  ces  malheureuses  familles  sans  abri 
et  protection,  les  sujets  Hellenes  et  les  interets  nationaux.  Mais  comment 
sera  mis  un  terme  ä  la  revolution?  Est-ce  par  l'envoi  de  troupes  que  peut 
expedier  la  Puissance  Souveraine?  Si  un  tel  moyqn  etait  mis  en  execution, 
nous  avons  le  devoir  d'annoncer  aux  Puissances  que  röpondant  aux  sentiments 
de  tout  l'Hellenisme  nous  nous  opposerons  par  tous  les  raoyens,  car  nous 
savons  que  l'arrivee  de  troupes  Turques  serait  le  sigual  des  cruautes  dont 
l'Europe  a  ete  temoin  Tete  dernier.  Devant  cet  etat  de  choses  la  Grece  ne 
peut  rester  impassible.  Elle  croit  avoir  donne  aux  Puissances  la  preuve  du 
respect  qu'elle  professe  pour  leurs  conseils.  Mais  d'un  autre  cöte,  ayant 
conscience  des  devoirs  qu'elle  a  envers  l'ile-soeur  et  dans  l'iuteret  juste  du 
maintien  de  la  paix  que  nous  desirons,  autant  que  tout  le  monde  civilise, 
nous  venons  faire  appel  aux  Grandes  Puissances.  L'Ile  de  Crete  ne  peut  plus 
rester  sous  la  souverainete  Ottomane.  Qu'on  lui  rende  la  liberte  pour  voir 
l'ordre  et  la  tranquillite  regner  lä-bas.  Tout  essai  de  remedier  k  l'etat  actuel 
par  d'autres  mesures  ne  serait  que  l'ouverture  d'une  nouvellc  page  des  cruautes 
contraires  aux  sentiments  de  l'humanite.  Les  Cretois  ont  declare  leur  ind6- 
pcndance  et  leur  ferme  decision  de  s'unir  k  la  Grece  en  se  faisant  tuer 
jusqu'au  dernier  pour  obtenir  l'accomplissement  de  leurs  voeux.  ||  Veuillez 
donner  lecture  de  la  presente  k  son  Excellence  M.  le  Ministre  des  Affaires 
et  lui  en  laisser  copie.  Skouses. 
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Nr.    11728.     GROSSBRITANNIEN.    —  Der    Gesandte    in  Athen    an 

den  Minister  des  Auswärtigen.    Vorstellungen  an  die 

griechische  Regierung  wegen  der  Flottenseudung. 

Athens,  February  12.  1897.    (February  12.) 

Nr.  11728.  (Telegraphic.)  ||  None    of  niy    colleagues    have    yet    received    instructions 

bri'tannion.  i'espectiug  thc  retum  of  the  Greek  lorpedo-boats,  but  I  to-day  sent  a  message 

i2.Feb.i897.  to  M.  Slfouscs  in  the  sense  of  your  Lordship's  telegram  of  yesterday.  ||  I  said 

that  as  the  Turkish  Government  hat  not  sent  vessels  to  Crete,  the  excuse  for 

the  dispatch  of  the  torpedo  flotilla  was   groundless.  ||  His  Excellency  said,  in 

reply,  that  it  was  no  use  waiting  for  events  until  it  was  too  late.    The  raea- 

sures  that  had  been  taken  were  precautionary  in  consequence  of  the  news  that 

torpedo-boats  had  left  Constantinople,  and  that  the  Turkish  Government  was 

on  the  point  of  dispatching  reinforcements  to    Crete.  ||  His   Excellency's   lan- 

guage  in  answer  to  my  serious  warning  was  to  the  effect  that  Greek  patience 

had  been  exhausted  by  six  months  of  delay  and  deception,  and  that  the  time 

for  more  decided  action  may  have  come. 

Nr.  11729.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland 
schlägt  Vertreibung  der  griechischen  Schiffe  von 
Kreta  vor. 

Berlin,  February  12,  1897,  3.30  p.  M.    (February  12.) 
Nr.  11729.  (Telegraphic.)  ||  A  most  serious  view  is  taken  by  Baron  von  Marschall  of 

britannien.  ^'^^  ^^^^^  ^^  affairs  in  Cretc.  His  Excellency  is  afraid  that,  unless  energetic 
i2.Feb.  1897. and  immediate  action  is  taken  by  the  Great  Powers,  the  Greek  Government 
will  proclaim  the  annexation  of  Crete  to  Greece,  and  will  thus  commence  the 
dismemberment  of  the  Ottoman  Empire.  ||  If  the  Powers  prevented  the  Sultan 
from  sending  troops,  it  was  their  duty  to  prevent  Greece  from  proclaiming 
the  annexation.  The  remonstrate  was  useless,  and  his  Excellency  thought  that 
considerable  latitude  should  be  allowed  to  the  Naval  Commanders  in  dealing 
with  the  Greek  ships.  I  communicated  confidentially  to  Baron  von  Marschall 
the  substance  of  your  Lordship's  telegram  of  the  10 th  instant,  and  his  Ex- 
cellency statcd  that  he  was  gratified  to  observe  that  your  Lordship  took  the 
same  view.  He  was  of  opiniou  that  all  the  Great  Powers  were  in  accord,  but 
that  none  of  them  desired  to  take  the  initiative.  His  Excellency  did  not,  however, 
consider  this  point  to  be  one  of  great  importance,  if  instructions  could  be  sent 
to  the  Naval  Commanders  to  prevent  not  only  aggressive  action  on  the  part 
of  the  Greek  men-of-war,  but  any  action  on  their  part  calculated  to  encourage 
the  insurrection.  Tlie  Naval  Commanders  should,  in  his  Excellency's  opiniou, 
be  authorized,  if  they  tliought  it  necessary,  to  drive  the  Greek  ships  from 
Cretan  waters;  and  he  believed  that  the  position  of  the  King  and  Government 
would  be  rather  improved  than  weakened  if  it  could  be  shown  that  they  had 
yielded  to  force. 
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Nr.  11730.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Italien  wünscht  eine 
Verständigung  mit  England. 

Rome,  February  13,  1897.    (Fehruary  13.) 
(Telegrapliic.)  |I  The  news  of  a  Greek  vessel   having  fired  upon  a  trans-  Nr.  11730. 

port  conveying  Turkish  troops  from  one  part  of  the  Island  of  Crete  to  anothcr  ^^itannien. 

lias  just  roached  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  who  informcd  me  of  it  to-i3.Feb.i897. 

day.  II  His  Excellency  said  he  was  most  anxious  that  tlie  Italian  Government 

should  act  in  entire  accord  with  that  of  Great  Britain,  and  that  he  therefore 

lioped   that  I  miglit   be    placed    in    a   position   to    exchange  views   with   hini 

respecting  the  Situation,  which  appeared  to  hira  very  serious. 

Nr.    11731.     GROSSMÄCHTE.    ~    Die  Gesandten   der  Grofsmächte 
in    Athen    an    den    griechischen    Minister    des    Aus- 
wärtigen.  Protest  gegen  die  Absendung  von  Truppen 
nach  Kreta. 
Aprös   l'envoi    des    bätiments    de    guerre    Helleniques    en  Crete   suivi  de  Nr.  11731. 

l'expeditiou  des  torpilleurs,  nous  n'avons  pas  dissimul6  au  Gouvernement  Royal  ?!*!?'"^''!'*'!" 

Id.  leb.  189«. 

la  desapprobation  que  rencontraient  de  la  part  des  Puissances  des  actes  aussi 
contraires  ä.  leur  commun  desir  de  maintenir  la  paix  de  l'Orient.  |j  Nous  appre- 
nons  aujourd'hui  que  les  choses  prennent  une  tournure  autrement  grave;  que 
des  troupes  regulieres  de  la  Grece  se  disposeraient  h  p6netrer  ä  main  armec 
sur  un  point  du  territoire  Ottoman.  Si  cette  nouvelle  est  fondee  notre  devoir 
dans  de  telles  conjonctures,  en  attendant  les  Instructions  qui  ne  peuvent  man- 
quer  de  nous  arriver  ä  bref  delai,  est  d'insistcr  sur  la  desapprobation  que  des 
actes  semblables  recontrent  de  la  part  de  tous  nos  Gouvernements,  et  de  de- 
clarer  au  Gouvernement  Hellcnique  que  les  Puissances  ne  peuvent  que  laisser 
peser  sur  lui  les  consequences  d'une  action  qui  eveille  ä,  juste  titre  la  vive 
anxiete  des  Cabinets  Europeens. 

Äthanes,  le  1"    (13)  Fevrier,  1897. 

Nr.    11732.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister   des  Auswärtigen 

an  die  Vertreter  der  Grofsmächte.     Antwort  auf  das 

Vorige. 

Les  evenements  qui  ont  cu  lieu   en  Crete  ont  amene   une  anarchie  dans  Nr.  11732. 

laquelle  les  familles  Chr^tiennes  ont  ete  exposees,  ainsi  que  leur  fortune,  h.  la  Griechen- 
land, 
merci  et  au  pillage  de  la  populace  fanatique  et  sans  frein.  jj  Le  Gouvernement  i3.Feb.  189t. 

Royal   ne    pouvait  plus    supporter  cet   etat   lamentable   dans    lequel    se    sont 

trouves  les  habitants  de  l'ile  auxquels  nous  sommes  lies  par  la  religion  et  par 

des  liens  sacres.  jj  II  a  pris  par  consequent  la  decision  d'envoyer  des  troupes 

pour  occuper  l'ile  et  raraener  l'ordre  et  la  paix  lä-bas. 

Athenes,  le  V  (13)  Fevrier,  1897. 
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Nr.    11733.     TÜRKEI.     —     Der    Botschafter    in    London    an    den 
englischen  Minister  des  Auswärtigen.     Fordert  In- 
tervention   der    Grofsmächte    gegen    das    Vorgehen 
Griechenlands. 
Nr.  11733.  L'ambassadeur   de  Turquie   presente   ses  compliments  ä  sa  Seigneurie  le 

Türkei.  ^  Marquis  de  Salisbury,  et  a  l'honneur  de  porter  ä  sa  connaissance  ce  qui  suit.  li 
D'apres  les  derniers  renseignements  de  la  Sublime  Porte,  Tun  des  deux  bäti- 
ments  Hellenes  qui  s'etaient  rendus  en  Crete  contenait  plusieurs  milliers  de 
fusils  Gras  et  des  munitions  de  guerrc  destines  ä  etre  distribues  aux  insurges. 
En  outre,  le  bateau  de  guerre  "Laurium,"  ayant  ä  bord  1250  Cretois  avec 
3  000  fusils  Gras,  8  000  cartouches,  ainsi  que  six  canons,  est  parti  pour  la 
Crete,  et  1  500  soldats  Hellenes  s'y  sont  aussi  rendus  par  les  navires  Grecs 
afifectes  au  transport  des  refugies.  Le  Gouvernement  Imperial  est  informe 
aussi  que  six  torpilleurs  et  le  "Sphakteria,"  sous  le  commandement  du  Prince 
George,  viennent  cgalcment  de  quitter  les  eaux  Helleniques  pour  la  Crete,  et 
que  M.  Delyanni  a  declare  ä  la  Chambre  que  l'envoi  de  ces  troupes  et  bäti- 
ments  avait  pour  but  d'empecher  tout  debarquement  ^de  troupes  Ottomanes 
dans  File.  1|  Interpelle  par  le  Ministre  Imperial  Ottoman  ä  Athenes  sur  ces 
expeditions  de  forcös  et  d'armes  qui  constituent  non  seulement  un  encourage- 
ment  et  une  excitation  aux  rebelies,  mais  aussi  une  provocation  directe  ä 
l'adresse  du  Gouvernement  Imperial,  M.  Delyanni  a  cherche  ä  les  expliquer 
en  alleguant  que  son  Gouvernement  avait  du  s'y  decider  sous  la  pression  de 
l'opinion  publique;  que  les  bätiments  expedies  n'avaient  pour  mission  que 
d'evoluer  autour  de  l'ile,  et  d'autres  pretextes  aussi  inadmissibles.  II  est 
superflu  de  faire  ressortir  combien  cette  attitude  de  la  Grece  est  de  nature  ä 
compliquer  la  Situation  en  fomentant  l'agitation  Cretoise,  et  en  jetant  un  defi 
aussi  bien  au  Gouvernement  Imperial  qu'aux  Grandes  Puissances,  qui  ont  bien 
voulu  assumer  la  täche  de  coUaborer  avec  le  Gouvernement  Imperial  pour 
assurer  ä  l'ile  une  tranquillite  durable.  ||  La  Sublime  Porte  ne  peut  croire  que 
les  Cabinets  Europeens  puissent  rester  inactifs  en  presencc  d'un  pareil  etat 
de  choses;  mais  les  circonstances  pressent  et  eile  est  elle-meme  entrainee  par 
les  evenements.  II  est  evident  que  si  les  Puissances  n'intervieunent  pas  de  la 
maniere  la  plus  energique,  et,  au  besoiu,  par  des  moyens  coercitifs  pour 
obliger  la  Grece  h  cesser  ses  provocations  et  h  se  tenir  tranquille,  le  Gou- 
vernement Imperial  se  verra  lui-meme  dans  la  penible  cxtremite  d'y  aviser. 
Mais,  il  aime  toujours  ä  esperer  que  le  concours  bienveillant  des  Puissances 
et  leur  ferme  volonte  de  maintenir  la  paix  lui  epargneront  une  pareille  even- 
tualite.  II  Anthopoulo  Pacha  a  l'honneur  par  consequent  d'attirer  la  plus 
serieuse  attention  du  Cabinet  de  Sa  Majeste  Britannique  sur  l'urgence  qu'il  y 
a  d'agir,  et  11  serait  reconnaissant  k  sa  Seigneurie  si  eile  voulait  bien  lui 
faire  parvenir  dans  le  plus  bref  delai  une  r^ponse  ä  sa  presente  communication. 
Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  13  Fevrier,  1897. 
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Nr,  11734:.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  Deutsche 
Kaiser  schlägt  eine  Blockade  des  Piräus  vor. 

BerUn,  February  14,  1897,  5  m.  p.    (Fcbruary  14.) 
(Telegraphic.)  11  I  have  just  received  a  visit  from  the  Emperor,  who  called  ^':  ^!^^** 
in  Order  to  speak  about  Cretan  affairs.    His  Majesty  said  that  a  conflict  had  britannien. 
taken  place  between  a  Turkish  transport  and  Greek  ships,  in  which  the  former  ^*"^*^*'^'"*'' 
had   been   forced   to    retire.      Further,    that  Prince  George   had   telegraphed 
asking  for  the  dispatch  of  a  Greek  regiment  to  Crete  on  the  ground  that  the 
insurgents    had    declarcd   that   they  would   not    surrender   their  arms  to  the 
Great  Powers  or  to  Turkey,  but  would  give  up  their  arras  !to  Greece  alone. 
His  Majesty   expressed  the  strengest   opinion  that   the  Powers  should  adopt 
vigorous  measures  against  the  Greek  ships,  and  that  the  Piraeus  should  be 
blockaded    if   sucli    a   step  was  necessary.      The  German    Representatives  at 
Athens  and  Constantinople ,  and   the  Commanders   of  the  German  s]jjps,   had 
received  Orders  to  render  every  assistance  in  their  power  to  the  Great  Powers 
in  taking  streng  measures  against  Greece,  but  if  the  Great  Powers  are  inactive, 
and  allow  Greece  to  pursue  her  course  in  regard  to  Crete,  His  Majesty  said 
that  he  would  withdraw  his  flag  from  Cretan  waters  at  once. 


Nr.  11735.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.  Soll  sich 
mit  seinen  Kollegen  über  undiplomatisches  Vor- 
gehen verständigen. 

Foreign  Office,  February  14,  1897,  1  a.  m. 
(Telegraphic.)  \\  Her  Majesty's    Government   authorize   you   to    take   any  ^r.  11735.'^ 
diplomatic  action  in  regard  to  the  present  disturbances  in  Crete  in  which  your     ^irofs- 
colleagues    are    disposed   to   join  with   you.  \\  Should   they  propose  to   bring  i^peKTso?. 
material  pressure    to    bear  on  the  Greek   Government,  you  should  ascertain 
what  Powers    propose    to    take    part  in  so   doing   and  in  what  manner  they 
intend    to    proceed.  ||  The  French   Government,  with  whom    I    have    been  in 
consultation,  have  not  given  any  clear  expression  of  their  views  on  this  point. 

Nr.  11736.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rufsland 
hat  Verhinderung  der  griechischen  Landungen  vor- 
geschlagen. 

Foreign  Office,  February  14,  1897,  3.15  p.  m. 

(Telegraphic;  ||  Disturbances  in  Crete.  ||  A  telegram   from   the  Russiau  Nr.  inso. 
Government   had   been    communicated  to  me  by  the  Russian  Ambassador,  in  ^  ?J'^^^': 

''  '  britannien. 

which  it  is  stated  that  Admiral  Andreeff  is  being  sent  to  Crete  with  instruc-i4.Feb.i897. 
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Nr.  11736.  tions  to  come  to  an  agreement  with  the  foreiga  Naval  Commauders  with 
britannien  ^'eg^-^'d  ^0  ^liG  actiou  whicli  should  be  taken  for  preventiiig  the  Greeks  frora 
i4.Feb,i897.  resorting  to  aggressive  action.  j|  In  the  opiniou  of  the  Russian  Government,  if 
tlie  emergency  arises,  all  the  Naval  Commanders  should  decide  upon  landing 
detachments  from  their  vessels  and  upon  Coming  to  arrangements  with  the 
Turkish  authorities  for  restoring  tranquillity  to  the  Island,  v^'hich  would  thus 
be  held,  so  to  speak,  in  trust  by  European  forces  until  such  time  as  the 
Cretan  question  had  been  settled  by  the  concert  of  European  Powers.  ||  I  have 
to  request  you  to  inform  the  Russian  Minister  for  Foreign  Affairs,  in  reply 
to  this  commuuication,  that  if  Her  Majesty's  Government  learn  that  the  Rus- 
sian Government  have  sent  instructious  to  take  this  step,  they  will  be  ready 
to  give  similar  Instructions  to  the  British  naval  officers,  but  that  Her  Majesty's 
Government  do  not  propose  to  adopt  any  such  measures  except  in  conjunction 
with  other  Powers. 

Nr.    11737.     GRIECHENLAND.  — Proklamation  des  Obersten  Yassos 

an  die  Kreter. 

Nr.  11737.  (Translation.)    ||     The  sufferings  which  you  have  endured  for  many  years, 

land.     ^^^  which  you  still  endure    owing   to    the    complete    anarchy   prevailing,    the 

i4.Feb.i897.  j-^xm   to    your   families    and   properties    placed   at  the  mercy  of  an  unbridled 

fanaticism,   and   the    pillage    of   a   barbarous   mob,   have   roused  the  national 

feeling,  and  moved  the  whole  of  Hellenism.    ||    The   lamentable    condition,of 

a  people    of  the    sarae    race    and   religion,   who    have    the    same  destiny  and 

history  as  ourselves,    could   no    longer  be  tolerated.    \\    His  Majesty  the  King 

of  the  Hellenes,  my  Sovereign,  decided  to  put  an  end  to  this  State  of  things 

by    the    military    occupation    of  the   Island.    \\    In    the  name  of  His  Majesty, 

George  I,  King  of  the  Hellenes,  I  occupy  the  Island  of  Crete,  and,  in  proclai- 

ming  this  to  its  inhabitants,    without    distinction    of   religion  or  nationality,  I 

promise,  in  the  name  of  His  Majesty,  that  I  will  protect  the  honour,  life  and 

property  of  the  inhabitants,  respect  their  religious  convictions,  and  give  them 

peace  and  equal  justice. 

Issued  from  the  Monastery  of  Gonia  on  the   2nd  (14th)  February,  1897. 
The  Commander  of  the  Army  of  Occupation, 

(Signed)  Colonel  T.  VAS  SOS. 

Nr.  11738.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  will 
bei  der  Verhinderung  einer  griechischen  Landung 
mitwirken. 

Berlin,  February  15,  1897,  1.40  p.  m.    (February  15.) 
Nr.  11738.  (Telegraphic.)    ||    The    Imperial   Secretary    of   State    for  Foreign  Affairs 

,  ./"  ^r     informs  me    that   the  Commanders    of  the  German  men-of-war  have  been  in- 

britannien. 

i5.Feb.i897.  structcd    to    co-operatc    with    other  Naval  Commanders  to  prevent  the  Greek 
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ships  from  taking  auy  hostile  action  in  Crete,  and  to  land  men  in  the  Cretaii  Nr.  iivss. 
ports    to    restore    order   if   necessary.    ||    Baron  von  Marschall   is  of  opinion  ^ritlnLn. 
that  thc    Greek  ships  would   be    forced   to  withdraw  without   firing  a  shot  ifi5.Feb.i897. 
energetic   action    werc  taken.     His  Excellency  states  that  all  the  Powers  are 
agreed,   and   that   Greece   should   not   be    allowed    to    eudanger  the  pcace  of 
Europe.*) 


Nr.  11739.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  billigt  die  Landung  internationaler  Mann- 
schaften auf  Kreta. 

St.  Petersburgh,  February  15,  1897.    (February  15.) 
(Telegraphic.)     ||     Couut    Lamsdorff,    to    whom,    in    Count   Mouravieff's  N""-  ^i'^^«- 

absence,    I    communicated   your    Lordship's   telegram    of  yesterday,    informed  britannien. 

nie  that  your  Lordship  would  to-day  receive  communication  from  M.  de  Staan^^"**- '897. 

of  another  Circular   telegram,   in    which    the  Russian  Government  notifies  its 

approval  of  the  proposals  made  by  the  Consuls  (similar  to  those  contained  in 

Consul  Biliotti's  telegram  of  the  11  th),  and  urges  that  the  Naval  Commanders 

in  Cretan  waters  should  come  to  an  immediate  uuderstanding. 


Nr.  11740.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Österreich-Ungarn 
ist  für  die  Blockade  des  Piräus. 

Vienna,  February  16,  1897.    (February  16.) 
(Telegraphic.)     11     Count    Goluchowski    informs    me    that    the     Imperial  '*''•  ^^'^o. 

c  T-i      T         1  Grofs- 

Government  has  given  its  adherence  to  a  proposal  emauating  frora  Berlin  that  a  Britannien, 
naval  demonstration  should  be  raade  by  the  Great  Powers  before  the  Pirgeus,^'^-^«^-^^^^- 
and  that  a  demaud  should  be  put  forward  for  the  withdrawal  of  Greek  ships 


*)  An  demselben  Tage  veröffentlichte  der  „Reichs -Anzeiger"  folgende  Notiz: 
Die  Vorstellungen,  welche  die  Vertreter  sämtlicher  Grofsmächte  in  Athen  unter 
Hinweis  auf  die  aus  der  völkerrechtswidrigen  Haltung  Griechenlands  für  den  euro- 
päischen Frieden  sich  ergebende  Gefahr  gemacht  haben,  sind  von  dem  griechischen 
Minister  des  Äufsern  mit  der  Erwiderung  beantwortet  worden,  dafs  Griechenland  Kreta 
besetzen  werde.  Nach  diesem  Vorgange  erachtet  es  die  Kaiserliche  Regierung  zunächst 
nicht  mehr  ihrer  Würde  entsprechend,  weitere  diplomatische  Schritte  in  Athen  zu  thun. 
Nach  vorherigem  Meinungsaustausch  mit  den  Kabinetten  der  übrigen  Grofsmächte  er- 
hielt der  Kommandant  von  S.  M.  S.  ,,Kaiserin  Augusta",  welches  in  den  nächsten 
Tagen  vor  Kanea  eintrifft,  den  Befehl,  im  Einvernehmen  mit  den  kommandierenden 
Offizieren  der  übrigen  in  den  kretensischen  Gewässern  versammelten  Seestreitkräfte  der 
Grofsmächte  jeden  feindseligen  Akt  Griechealands  zu  verhindern  und  aufeerdem  zur 
Wiederherstellung  der  Ordnung  und  zur  Vermeidung  weiteren  Blutvergiefeens  thuulichst 
mitzuwirken. 

Staatsarchiv  LXII.  9 
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Nr.  11740.  from  Crete  and  for  the  abandonment  of  all  military  Operations.     In  the  event 
britannien  ^^  ^^^  Gi'eek  Govemment  remaining  obdurate  a  blockade  of  the  Piraeus  would 
i6.Feb.i89T.ensue.  11  This  proposal  has,   I  understand,  been  agreed  to  by  the  French  and 
Italian  Governments. 


Nr.  11741.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  über  die 
Blockade  des  Piräus. 

Paris,  February  16,  1897,  3.5  p.  m.    (February  16.) 

Nr.  11741.  (Telegraphic.)  1|  M.  Loze   has    telegraphed  to  M.  Hanotaux  that  he  has 

britaanien.  ^Q^^'^  informed  by  the  Austro-Hungarian  Minister  for  Foreign  Affairs  that  bis 

le.Feb.  189".  (Government  adhere  to  the  Suggestion  put  forward  by  Germany,    viz.,   that  if 

Greece   persists    in   the    course  on  which  she  has  entered,    the  Powers  shall 

combiue   in   employing  measures  of  coercion  against  her.  jj  On  this  point,  M. 

Hanotaux  would  like  to  know  your  Lordship's  opinion.  |1  His  own  view  is  that 

the  Piraeus  should  be  blockaded  if  coercion  is  to  be  employed,  and  he  believes 

that,  if  the  consent  of  the  other  Powers  is  obtained,  he  will  be  able  to  obtain 

the   assent  of  the  French  Government  to  such  a  course.  ||  Some  deliberation 

will    be   necessary   before    this   step  can  be  taken,   and  without  the  material 

participation  of  Germany  it  should  not,  in  M.  Hanotaux'  opinion,  be  effected. 


Nr.  11742.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Gesandten  in  Athen.  Soll  sich  mit  dem 
russischen  und  französ.  Gesandten  verständigen. 

Foreign  Office,  February  16,  1897. 
Nr.  11742.  (Telegraphic.)    1|    With    reference    to    my   telegram    of  yesterday's    date, 

,*!'"' l'     respecting  the  Instructions  sent  to  the  Russian  Minister  at  Athens,  I  have  to 

britannien.  '■  ° 

le.Feb.  1807.  inform  you  that  Her  Majesty's  Government  have  now  been  requested  by  the 
French  Government  to  join  in  the  remonstrance  which  they  propose  to  make 
to  the  Grcek  Government.  You  should  arrange  to  join  with  your  French  and 
Russian  colleagues,  or  to  give  them  your  support  in  whatever  may  be  the 
most  effective  manncr.  You  should  not,  however,  threaten  any  specific  measures 
in  your  communicaticn,  nor  word  it  as  a  personal  appeal  from  the  Queen.  |1 
You  should  inform  your  Austrian,  Gorraan,  and  Italian  colleagues,  in  casc  they 
should  desire  to  associate  themselves  in  this  remonstrance. 


Der  griechisch-türkische  Krieg  1897.  131 

Nr.  IIT^S.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auwärtigen.  Unterredung  mit 
dem  Deutschen  Kaiser. 

Berlin,  February  17,  1897.    (Fehruary  17.) 
(Telegraphic.)  ||  I  have  just  received  a  visit  from  the  Emperor,  who  asked  ^^\  '^^*^- 
whether    an   ans  wer  to  my  telegram  of  the  14th  instant  had  been  received.  ||  britannien. 
I  replied    that   no  definite   reply  had  been  received,   but  tliat  we  might  con- ^^•'''®^-^^^^ 
sider  as  such  the  action  of  Her  Majesty's  Government;  upon  which  His  Majesty 
said  that  the  proposal  to  blockade  Athens  had  been  accepted  by  Austria,  by 
whom  a  naval  force  had  been  prepared  to  do  so,  if  agreed  to  by  the  other 
Powers.  II  From  St.  Petersburgh  and  Paris   he  had  not  yet  received  a  reply, 
but   these   two  Powers    had  instructed  their  Ministers  to  demand  from  King 
George  the  withdrawal  from  Crete  of  his  naval  and  military  forces.     That  a 
grave  breach  of  international  law,  which  would  lead  to  a  general  war,  should 
be  allowed  to  be  comraitted  by  Greece,  whose  defiance  of  the  Great  Powers 
made    them   the   laughing- stock   of  Europe,    was  insupportable.     Her  Treaty 
engagements  were  violated  by  any  Power  who  countenanced  Greece,     He  had 
received   from  St.  Petersburgh  a  satisfactory  assurance   to   the  effect  that,   if 
troubles  broke  out  in  the  Balkan  States,  Russia  would  not  interfere.  ||  I  ob- 
served   that   it  was  difficult  to  see  how  the  Powers  could  help  the  Sultan  if 
he  hiraself  declined  to  move.      The  Emperor  replied  that  this  miglit  have  to 
be  considered,  but  that  it  was  another  question,  and  that  Greece  ought  to  be 
compelled,  in  the  meantime,  to  withdraw  from  Crete. 

Nr.    11744.     GROSSBRITANNIEN.  —    Derselbe    an    Denselben. 

Deutschland  schlägt  eine  Blockade  der  griechischen 

Küste  vor. 

Berlin,  February  17,  1897.    (February  17.) 

(Telegraphic.)  ||  Baron  von  Marschall    has    stated    to    me  that  the  steps  Nr.  11744. 

taken  by  the  Powers  to  compel  the  Greeks  to  retire  from  Crete  having  failed,  |,,^jn^jg„ 

a  formal  proposal  to  blockade  the  Greek  coast,    as  in  1886,    would  now  bei7.Feb.i897. 

made    to    the   Powers    by   the    Imperial   Government.     Baron    von  Marschall 

expressed  the  hope  that  this  measure  would  have  the  active  support  of  Her 

Majesty's  Government. 

Nr.  11745.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Berlin,  Rom,  Paris, 
Petersburg,  Wien.  Der  Blockade  Griechenlands 
mufs  ein  Abkommen  über  Kreta  vorausgehen. 

Foreign  Office,  February  17,  1897,  5.30  m.  p. 
(Telegraphic.)    ||    Crete   and   Greece.    1|    Her  Majesty's  Government   have  Nr.  11745. 
received  from  the  German  Government  proposals  in  the  direction  of  a  policy  bntlnnien 
for  blockading  Greece.     In  the  view  of  Her  Majesty's  Government,  it  is  not17.Peb.i897. 
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Nr.  ii7i5.  possible  usefully  to  consider  a  proposal  of  this  kind  until  the  Powers  have 
britannien.  ^esolved  upoii  a  course  of  action  as  regards  the  Island  of  Crete,  whicb  is 
i7.Feb.  1897.  now  occupied  by  tbem.  ||  A  strong  feeling  is  entertained  by  Her  Majesty's 
Goverument  that  tbough  Crete  may  contiuue  to  form  a  part  of  the  Ottoman 
Empire,  it  cannot  coutinue  subject  to  the  administration  of  Turkey,  biit  must 
be  converted  iuto  a  privileged  province  of  the  Empire.  ||  Inquire  of  the  Minister 
for  Foreign  Affairs  if  the  Government  to  whicb  you  are  accredited  is  disposed 
to  express  their  views  on  this  Suggestion  for  dealing  with  the  question. 


Nr.    11746.     TÜRKEI.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an   den 
Botschafter    in   London.     Mitteilung    über    Nieder- 
metzelung  der  Muselmanen  auf  Kreta. 
Sublime  Porte,  le  18  Fevrier,  1897.    (Communicated  February  18.) 
Nr.  H746.  (Telegraphique.)  ||  D'apres    les   dernieres  nouvelles  que  nous  recevons  de 

Crete,  pendant  les  massacres  de  Sitia  que  je  vous  ai  signales  par  mon  t^le- 
gramme  No.  20,  ä  l'exception  de  vingt-huit  individus  qui  avaient  reussi  ä 
s'echapper,  tous  les  autres  Musulmans  de  ces  parages  ont  ete  tues  de  la  fagon 
la  plus  barbare;  les  plus  horribles  atrocites  ont  ete  commises  durant  ces 
boucheries;  ä  l'heure  qu'il  est  huit  autres  villages  Musulmans  du  meme  district 
se  trouvent  assieges  par  les  insurges  et  Ton  ignore  le  sort  de  leurs  habitants.|| 
Les  Gouvernements  Europeens,  dans  leurs  seutiments  d'humanite,  ne  sauraient 
certes  rester  irapassibles  devant  de  pareilles  horreurs  et  tolerer  plus  longtemps 
un  etat  de  choses  qui  est  manifestement  provoque  par  la  presence  des  navires 
de  guerre  et  des  troupes  Helleniques  et  dont  la  continuation,  ne  füt-ce  que 
pendant  quelques  jonrs  encore,  causerait  infailliblement,  comme  je  vous  Tai 
dejä  dit,  la  complete  extermination  de  l'element  Musulman  dans  l'ile,  qui  se 
Chiffre  par  plus  de  70  000  ämes.  ||  Je  vous  prie  donc  de  vöir  immediatement 
M.  le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  pour  attirer  sa  plus  serieuse  attention 
sur  cette  Situation,  qui  se  prolonge  dejä  depuis  trop  longtemps,  et  insister  de 
la  faQon  la  plus  pressante  sur  l'urgence  qu'il  y  a  d'aviser  h  des  mesures 
energiques  et  efficaces  et  propres  ä  y  raettre  au  plus  vite  un  terme. 


Türkei. 
18.  Fel).1897 


Nr.  11747. 


Nr.  11747.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  fordert 
die  Zurückziehung  der  griechischen  Truppen  aus 
Kreta  vor  jeder  Beratung  über  Kretas  Zukunft. 

Berlin,  February  18,  1897. 
(Telegraph ic.)   ||  I  was    told    this    morning  by  the   imperial   Secretary   of 


Grofs-     State  for  Foreign  Affairs,    with  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  the 
is'peKis"?  ^'^^^  instant,   that  he  was  able  to  give  an  inimediate  reply  to  the  proposals 
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contained  therein.  |1  Wheu  the  Greeks  shall  have  ceasecl  their  military  ope-  Nr.  11747. 
rations,  the  Imperial  Government  will  be  ready  to  take  the  future  coudition  ^rit",^',„_ 
of  Crete  into  consideration;  they  must,  however,  decline  to  enter  into  dis-is.Feb.i897. 
cussion  on  the  subject  while  Greece,  having  openly  violated  the  law  of  nations 
and  defied  the  ordcrs  and  advice  of  the  Great  Powers,  persists  in  her  warlike 
action.  The  Imperial  Government  are  particularly  afraid  of  the  precedent 
which  would  thereby  be  established.  If  a  breach  of  international  law  for  the 
satisfaction  of  national  ambition  suffices  to  force  the  acceptance  of  accomplished 
facts  on  the  Great  Powers,  the  example  set  by  Greece  will  be  foUowed  by 
other  States.  Baron  von  Marschall  will  be  ready  to  consider  the  question  of 
the  future  condition  of  Crete  as  soon  as  Greece  shall  have  recalled  her  troops; 
but,  meanwhile,  it  is  the  belief  of  the  Imperial  Government  that  they  had 
choscn  the  best  means  for  the  restoration  of  order  by  proposing  a  blockade, 
whereby  the  Greeks  would  be  forced  to  withdraw,  and  a  Situation  would  be 
created  on  which  the  Great  Powers  would  be  able  to  enter  into  discussion  on 
the  question  which  your  Lordship  has  raised. 


Nr.  11748.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Goluchowski  über 
die  Zukunft  Kretas. 

Vienna,  February  18,  1897.    (February  18.) 
(Telegraphic.)  jj  1  have   the    honour  to   acknowledge  the  receipt  of  your     q^.JJJ.''^' 
Lordship's  telegrani  of  yesterday.  |1  In  a  conversation  which  I  had  with  Count  britannien^ 
Goluchowski  this  afternoon,   I  spoke  to  him  in  the  sense  of  the  Instructions 
sent  to  me.  ||  His  Excellency,    after  expressing   bis   thanks  for  the  coramuni- 
cation,  said  that  he  was  prepared  to  examine  the  question  of  tlie  future  fate 
of  Crete  on  the  understanding  that  the  principle  of  the  status  quo  should  be 
respected,   and  that  the  ill-considered  action  of  Greece  should  not  contribute 
to  benefit  that  country  in  the  immediate  present.    He  admitted  that  a  Solution 
of  the  difficulty  might  be  obtained  by  constituting  Crete  a  privileged  province, 
like,  for  example,   Samos;   and  he  did  not  raise  any  objection  to  the  point  I 
dwelt  on,    namely,   that  Her  Majesty's  Government  were  of  opinion  that  the 
Island  could  no  longer  remain  under  direct  Turkish  rule.  H  Count  Goluchowsky 
said  he  would  let  me  know  his  views  after  careful  consideration  of  the  entire 
question. 

Nr.  11749.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland 
ist  dem  deutschen  Vorschlage  geneigt. 

St.  Petersburgh,  February  19,  1897.    (February  19.) 
(Telegraphic.)  11  Count  Mouravieff  has  just  favoured  me  with  a  copy  of  a  Nr.  11749. 
telegram   sent  by  him  to  the  Russiau  Ambassador  at  Berlin,  to  the  toUowing  ,^,it^„„ig„. 
effect:—  jj  „No  official  communication  as  to  the  proposal  made  by  the  Germani9.Feb.i897 


134  Der  griechisch-türkische  Krieg  1897. 

Nr.  11749.  Emperor  for  a  blockade  of  Greece  has  reacbed  us.  The  Great  Powers  are 
britannien  unable  to  tolcrate  such  acts  as  the  presence  in  Crete  of  an  armed  Greek 
i8.Fei).i897.  force,  and  the  declaration  made  in  the  name  of  the  King  by  the  officer  in 
command  of  tlie  troops,  which  cau  be  considered  in  the  light  of  an  infringe- 
ment  of  the  integrity  of  the  Turkish  Empire.  [|  We  should  certainly  take  an 
active  part  in  the  event  of  the  Powers  deciding  npon  energetic  action  of  their 
fleets,  on  the  proposal  of  the  German  Emperor." 


Nr.    11750.     TÜRKEI.     —     Der    Botschafter    in    London     an    den 

englischen   Minister    des    Auswärtigen.     Mitteilung 

über  die  Lage  in  Kreta. 

February  20,  1897. 

Nr.  11750.  Le  3  (15)  courant  1500  insurges  Cretois,  portant  six  drapeaux  Helleniques, 

20.Feb.i897.  oJit    assiegc    le    village  Musulman   d'Askalani    et  ouvert  le  feu.      Les   troupes 

Imperiales  qui  s'y  trouvaient  et  les  habitants  ayant  riposte,  un  combat  s'ensuivit, 

pendant  lequel  trois  de  ces  derniers  furent  tues  et  dix  blesses.    D'autre  part, 

les    insurges    Cretois    ont    massacre    140   Musulmans — hommes,    femmes,    et 

enfants — des  villages  de  Plakano,    Sarakina,  Kazros,  Arghira,  et  Astratos,  et 

cernent  les  habitants  Musulmans  des  villages  sis  aux  environs  de  Fedato,  oü 

des    eugagements    ont   Heu.     La   Situation    empirant   de   jour  en  jour  et  les 

Musulmans  se  trouvant  sans  cesse  exposes  ä  etre  massacres,  je  vous  prie  d'y 

attirer    de  nouveau  la  plus  sörieuse  attention  de  M.  le  Ministre  des  Affaires 

fitrangeres    et   de    reiterer    de  la  fagon  la  plus  instante  vos  demarches  pour 

l'adoption    de    mesures    efficaces    propres    ä   faire    cesser   au    plus   tot   cette 

Situation. 


Nr.  11751,  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  italienische 
Regierung  über  den  deutschen  Vorschlag. 

Rome,  February  20,  1897.    (February  20.) 

Nr.  11751.  (Telegraphic.)   jj  The  Minister   for  Foreign  Affairs   has  informed  me  that 

britannien   ''®   ^^^   ^"    lutervicw   last  night  with  the  German  Ambassador  concerning  the 

20.Feb.i897.  answer  given  by  the  Italian  Government  to  the  proposal  of  Germany,   during 

which   he  gave   bim  to  understand  that,  after  having  consulted  the  President 

of  the  Council,  the  definite  answer  of  the  Italian  Government  must  be  reserved 

until  such  time  at  the  Government  of  Germany  should  inform  bis  Government 

that   all   the  Powers    were    unanimous    in  their  acceptance  of  the  proposal.  || 

Should    the  Powers   come    to    such  an  agreement,    the  answer  of  the  Italian 

Government  will,  I  gather,  be  an  affirmative  one. 
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Nr.  11752.  TÜRKEI.  —  Der  Botschafter  in  London  an  den 
englischen  Minister  des  Auswärtigen.  Griechische 
Waffensendungen  nach  Kreta. 

Rcceived  February  22.  1897. 
L' Ambassadeur  de   Turquie  presente   ses  compliments  ä  sa  Seigneurie  le  ^'■-  n'-'^^. 

TiirVoi 

Marquis  de  Salisbury,  et  a  Ihonneur  de  lui  communiquer  qu'un  bätiraent  de  22.Feb.  1397 
guerre  Hellenique  vient  de  debarquer  ä  Kalos  Tonos,  dans  Ic  district  de 
Könourio,  Crete,  l'officier  d'Etat- Major  Helene  et  agitateur  Caraka,  le  meneur 
Navalo  Aristoneli  avec  300  artilleurs,  6  canons,  4,000  fusils  Gras,  3,000 
caisses  de  cartouches,  et  un  grande  quantite  de  biscuits  qui  ont  6te  distribues 
aux  iusurg^s.  En  outre,  trois  bataillons  de  soldats  Hellenes  avec  six  canons 
seraient  arrives  au  Monastere  de  Gonia,  pres  de  forts  des  la  Canee.  Avant- 
hier,  le  Prince  Nicolas  s'est  rendn  avec  un  regiment  d'artillerie  ä  Larisse, 
Dans  cette  ville,  ainsi  qu'ä  Tricala,  ä  Carditza,  et  ä  Calabaca  se  trouvent 
masses  de  grandes  forces.  Le  Commandant  de  Tricala  s'est  rendu  sur  la 
frontiere  vers  laquelle  les  reservistes  mobilises  sont  diriges.  Plus  de  2,000 
hommes  sont  passes  ces  derniers  jours  ä  Calcis  et  un  bataillon  est  arrive  ä 
Prourauda  oü  se  trouvaient  dejä,  400  evzones  et  600  hommes  d'iufanterie ; 
709  autres  sont  en  route  pour  Larisse.  Le  cuirasse  "Spetzia"  a  recu  Vordre 
de  partir  pour  la  Crete  oü  se  rendraient  egalement  cinq  autres  torpilleurs. 
Le  nombre  des  fusils  envoyes  jusqu'ä  present  dans  l'ile  est  de  8,500.  Le 
Comite  a  expedie  plusieurs  milliers  de  fusils  ä  Chio;  10,000  fusils  Manlicher 
arrives  de  Vienne  au  Comite  d'Athenes  seraient  aussi  destinees  k  etre 
envoyes  clandestinement  en  Macedoine  et  h  Janina.  |[  Nonobstant  la  gravitö  de 
cette  Situation  et  l'urgence  d'une  action  energique  des  Puissances,  les  Comman- 
dants  des  escadres  Anglaise  et  Italienne  dans  les  eaux  de  Crete  ont  declare 
aux  autorites  Imperiales  de  l'ile  qu'ils  etaient  autoriscs  ä  s'opposer  ä,  toute 
attaque  de  la  part  des  bätiments  de  guerre  Helleniques,  mais  que  leurs  In- 
structions ne  leur  permettaient  de  rieu  faire  pour  empecher  les  hostilites 
exercees  sur  terra  par  les  insurges  et  les  soldats  Hellenes  debarques  contre 
les  Musulmans  ou  les  troupes  Imperiales.  ||  Anthopoulo  Pacha  en  signalant  ce 
qui  pr6cede,  est  invite  par  son  Gouvernement  ä  insister  aupres  du  Gouverne- 
ment de  Sa  Majeste  la  Reine  pour  häter  l'adoption  des  mesures  par  les 
Grandes  Puissances  en  vue  de  l'eloignement  des  bätiments  et  des  troupes 
Helleniques  de  l'ile,  ce  moyen  etant  le  seul  de  nature  k  remedier  k  la  Situation 
actuelle  et  k  prevenir  les  plus  grands  dangers. 
Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  22.  Fevier,  1897. 
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Nr.    11753.'     GROSSBEITANKIEN.    —    Der   Minister    des    Auswar 
tigen    an   den    Botschafter    in   Petersburg.     Ansicht 
der  russischen  Regierung  über  gegen  Griechenland 
zu  ergreifende  Zwangsmafsregeln. 

Foreign  Office,  February  22,  1897. 

Nr.  11753.  (Telegraphic.)   ||  A  telegram    from    the    Russian    Government    has    been 

Britannien,  communicated    to    me   by  M.  de   Staal,    replying  to  the  message  in  which  I 

2-2.Feb.]897.  stated    that    Her   Majesty's    Government   could   not    consent    to    Crete    being 

replaced   under   the    absolute    authority    of  the    Sultan,    aud   proposed  that, 

before  the   blockade  of  Greek  ports  was  discussed,  the  Powers  should  agree 

on  de  future  of  the  island.  ||  The  following  is  the  text:  — 

"Sir  N.  O'Conor  a  ete  Charge  par  le  Principal  Secretaire  d'fitat  pour  les 
Affaires  fitrangeres  de  me  communiquer  les  scrupules  qu'eprouvait  le  Gou- 
vernement de  la  Reine  k  repondre  ä  la  proposition  du  blocus  de  la  Grece, 
faite  par  l'Erapereur  Allemand,  avant  que  les  Puissances  ne  soient  tombees 
d'accord  sur  le  sort  ulterieur  de  la  Crete.  Gouvernement  Anglais  trouve 
impossible  de  replacer  ile  sous  autorite  absolue  du  Sultan,  et,  sans  vouloir 
porter  atteinte  ä  integrite  Empire  Türe,  se  prononce  en  faveur  d'etablissement 
en  Crete  d'un  regime  privil%i6.  Nous  n'aurions  rien  contre  d'assurer,  de 
commun  accord  avec  autres  Puissances,  des  conditions  d'existence  aussi 
favorables  que  possible  ä  la  Crete  des  qu'elle  aura  ete  pacifiee.  Mais  aucun 
apaisement  ne  nous  semble  possible  tant  que  troupes  et  vaisseaux  Grecs 
n'auront  ete  eloignes.  Mesures  les  plus  energiques  pour  atteindre  ce  but 
immediatement  nous  semblent  malheureusement  inevitables  en  vue  de  mettre 
terme  aux  provocations  de  "la  Grece  et  de  maintenir,  aussi  bien  ä  Con- 
stantinople  que  sur  toute  la  presqu'ile  Balcanique,  l'autorit^  des  Grandes 
Puissances."  * ) 


*)  (Translation.)  February  7  (19),  1897. 

"Sir  N.  O'Conor  has  been  instructed  by  the  Principal  Secretary  of  State  for 
Foreign  Aifairs  to  inform  me  of  the  hesitation  feit  by  the  Queen's  üovernment  as  to 
replying  to  the  proposal  to  blockade  Greece  made  by  the  German  Emperor,  before  the 
Powers  have  come  to  an  agreemeut  with  regard  to  the  future  State  of  Crete.  The 
British  Government  consider  it  impossible  that  the  island  should  be  replaced  under  the 
absolute  authority  of  the  Sultan,  and  without  wishing  to  interfere  with  the  integrity  of 
the  Turkish  Empire,  declare  themselves  in  favour  of  the  establishment  in  Crete  of 
a  privileged  Administration.  We  should  have  no  ohjection  to  insuring,  in  agreement 
with  the  other  Powers,  conditions  of  existence  as  favourable  as  possible  for  Crete  when 
peace  is  restored.  But  no  tranquillity  seems  to  us  possible  before  the  removal  of  the 
Greek  troops  and  ships.  The  most  energetic  Steps  to  eifect  this  object  immediately 
seem  to  us  unfortunately  inevitable,  with  a  view  to  putting  an  end  to  the  provocations 
of  Greece,  and  to  maiutaining  the  authority  of  the  Great  Powers  at  Constantinople,  as 
well  as  throughout  the  whole  Balkan  Peninsula." 
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Nr.  11754.  GEOSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  will 
die  griechischen  Truppen  mit  Gewalt  von  Kreta 
entfernen. 

Berliu,  Fehruary  23,  1897.    (February  23.) 

(Telegraphie.)  ||  Report  from  officer  Commanding  Gerraan  vessel  at  Crete  ^r.  11754. 
States  that  Admirals  of  Great  Powers  are  unaniraous  in  believing  that  the  britannien 
disorder  and  anarchical  condition  of  the  island  have  been  increased  by  the^s.Feb.iso: 
presence  of  the  Greek  troops,  and  that  while  they  rcmain  the  task  of  pacifi- 
cation  is  hopeless.  ||  Baron  von  Marschall,  in  making  the  above  coramunication 
to  me  this  morning,  observed  that  the  Powers  appeared  to  be  in  tacit 
aggrement  on  two  points.  In  the  first  place,  Greece  would  not  be  allowed 
to  annex  Crete.  Secondly,  Crete  should  not  be  restored  to  the  Sultan,  but 
sorae  form  of  authonoray,  like  that  which  existed  in  Samos  or  Eastern 
Roumelia,  should  be  granted  to  her.  However,  this  would  demand  several 
weeks,  and  possibly  months,  and  the  pacification  of  Crete,  which  Greece  was 
unable  to  effect,  was  the  question  of  most  urgent  necessity.  It  was  manifest 
that  the  Greeks  would  not  withdraw  except  under  compulsion,  an  Baron  von 
Marschall  trusts  that  instructions  may  be  issued  to  the  Admirals  to  employ 
such  force  as  will  be  requisite  to  effect  the  withdrawal  of  the  Greeks  from 
the  island. 


Nr.  11705.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botscliafter  in  Petersburg.  Die  An- 
sicht Rufslands  über  Kretas  Zukunft.  Gemeinsames 
Vorgehen  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel  und 
Athen. 

Foreiga  Office,  February  24,  1897. 

Sir,  II  The    Russian    Ambassador   has    coramunicated   to    me  to-day  two  Nr.  11755. 
telegramms    which    he    has    received    from    his    Government    dated    the    23rd     ^''°'^' 

britannien. 

instant.  The  first  of  these  messages  is  to  the  following  effect: —  ||  "As  the  24. Feb.  1897. 
British  Government  seem  opposed  to  any  action  against  Greece  so  long  as  no 
decision  has  been  arrived  at  with  regard  to  the  future  condition  of  Crete,  the 
Russian  .Government  have  proposed  to  the  Great  Continental  Powers  to  agree 
to  the  two  following  principles:  |j  1.  Crete  shall  in  no  case  be  annexed  to 
Greece  under  present  circumstances.  j]  2.  As  Turkey  has  delayed  tlie  application 
of  the  reforms  agreed  upon,  they  no  longer  meet  the  requireraents  of  the 
present  Situation.  The  Powers  have  resolved,  while  maintaining  the  integrity 
of  the  Ottoman  Empire,  to  bestow  on  Crete  an  autonomous  administration. 
The  two  points  should  be  collectively  notified  by  all  the  Powers  botli 
at  Constantiuople  and  Athens.  At  the  same  time  the  Greek  Government 
should   be   required   by   an   Ultimatum  to  witlidraw  immediately  its  troops  and 
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Nr.  H755.  ships  from  Crete,  whicli  is  in  the  occupation  of  tbe  Powers.  In  the  event  of 
i^ri/annien.  reslstancG  the  threat  should  be  followed  up  by  suitable  rigorous  measures.  || 
24.Feb.  1897.  The  Russlan  Government  hope  that  Great  Britain  will  assent  to  this  agreement, 
which  appears  to  them  to  be  in  perfect  conformity  with  her  views.  ||  The 
second  telegram  states  that,  as  all  the  Goverumeuts  recognize  the  absolute 
necessity  of  a  speedy  Solution  of  Cretan  affairs,  the  Russian  Government 
propose,  in  conformity  with  the  views  put  forward  in  the  first  telegram  — 
1.  That  the  Ambassadors  at  Constantinople  should  be  instructed  to  notify 
to  the  Porte  the  two  points  agread  upon.  ]|  2.  That  the  Greek  Government 
should  be  informed  of  these  same  two  points  by  the  Representatives  at 
Athens,  who  should  call  upon  it  by  an  Ultimatum  to  withdraw  its  troops  and 
ships  from  Crete  within  a  term  of  three  or  four  days.  After  the  expiration 
of  this  term,  if  Greece  should  not  comply  with  the  summons,  the  Powers 
should  proceed  immediately  to  measures  of  extreme  rigour  —  either  a  blockade 
of  the  Pirseus  according  to  the  Germau  proposal,  or  direct  action  in  Crete 
against  the  naval  and  land  forces  of  Greece. 

(Signed)  Salisbury. 

Nr.  11756.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Berlin,  Wien, 
Petersburg,  Rom.  Erklärung  über  die  englische 
Politik. 

Foreign  Office,  February,  24,  1897,  7.45  p.  m. 

jTr.  11756.  (Telegraphic.)  ||  Inform  Government  to  which  you  are  accredited  that  Her 

britannien.  MaJGsty's  Govemmeut    propose    to    make   the  following  public  declaration   of 

24.Feb.  1897.  the  policy  which  they  are  prepared  to  pursue,  and  which  they  believe  to  be 

in   accordane  with  the  views  of  their  allies: —  ||  1.  That  the  establishment  of 

administrative  autonomy  in  Crete  is,   in  their  judgmeut,  a  necessary   condition 

to   the   termination   of  the   international   occupation.  ||  2.  That,   subject  to  the 

above   provision,   Crete    ougth,  in   their  judgment,   to  remain  a  portion  of  the 

Turkish  Empire.  ||  3.  That  Turkey  and  Greece   ougth   to   be  informed  by  the 

Powers  of  this  resolution.  ||  4.  That  if  either  Turkey   or  Greece  persistently 

refuse   when   required   to   withdraw   their   naval   and   military   forces  from  the 

Island,  the  Powers  should  impose  their   decision   by  force  upon  the  State  so 

refusing. 

Nr.  11757.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rufsland 
wünscht  Antwort  auf  seinen  Vorschlag. 

Foreign  Office,  February  25,  1897. 
Nr.  11757.  gii-  11  -pi^g  Russian  Ambassador  has  communicated  to  me  a  telegram  which 

Grofs-        , 

britannien.  "^^  reaclicd  him  to-day  from  Ins  Government,  the  substance  of  which  is  as 
25.Feb.i897.  foiiows: —  |j  The  Governements  of  France,  Germany,  Austria-Hungary,  and  Italy 
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having   notified  their  entire  adhesion  to  the  Russian  proposals,   and   having  Nr.  11757. 
sent   instructions    accordingly   to    their   'Repräsentatives    at  Athens    and  Con-  brium" 
stantinople,  the  Russian  Government  anxiously  awaits  the  reply  of  the  British  25. teb.iso:. 
Cabinet,  in  order  to  proceed  with  the  unanimous  action  calculated  to  put  an 
end  to  the  Situation  in  Crete,  which  daily  becomes  more  dangerous. 

Salisbury. 

Nr.  11758.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  will  die 
türkischen  Truppen  nach  Einrichtung  einer  Gen- 
darmerie von  Kreta  entfernen. 

Paris,  February  25,  1897,  1.15  p.  m. 
(Telegraphic.)  ||  I  have  just  seen  M.  Hanotaux,  and  have   communicated  Nr-  1175«. 
to    him    the  substance   of  your  Lordship's   telegrams   of  yesterday  respecting  britinnien 
Crete.  ||  His  Excellency  thinks  it  would  be  better  to  modify  point  4,  so  as  to25.Feb.i897. 
allow  the  Turkish  troops  that   were  in  Crete  before  the  outbreak  to  remain 
at    certain    places    where    the  Mussulman   population    are  in  danger  of  tlieir 
lives,   until   the   Organization   of  the  local  Gendarmerie  is  completed.  {|  Except 
on  this    oue  point  M.  Hanotaux  agrees  entirely  with  your  Lordship's  proposed 
plan,    provided    that    all    the  Powers    support  it,    and   he   will   do   all   in   his 
power    to   insure  its   acceptance.  ||  He   hopes  that  your  Lordship  will  embody 
his  Suggestion  in  the  declaration  to  be  made  inParliament  to-day.  ||  In  a  despatch 
received    this  morning  from  Baron  de  Courcel,  it  was  stated  that  your  Lord- 
ship  had   admitted   to   him   yesterday   that   tlie   one   difficulty  in  the  Situation 
was  point  4. 


Nr.  11759.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Marschall  verlangt 
Zurückziehung  der  griechischen  Truppen. 

Berlin,  February  25,  1897,  2.15  p.  11.    (February  25 ) 

(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  yesterday,  i^,..  11759. 
the    substance    of  which  I  have  communicated  to  Baron  von  Marschall,  his     ^'"'"=- 

britannien. 

Excellency  s   Observation   was    that  it  did   not  in   general  contain  anythiug  1n25.Feb.i897, 

Opposition  to  the  views  of  the  German  Government,  except  where  it  is  said 

in  Paragraph  4,  that  in  the  event  of  Greece  or  Turkey  refusing  to  withdraw 

their   forces,   force   should  be   used   by  the  Powers   to   impose   their  decision. 

In    his   Excellency's    oponion,  Greece   and  Turkey   cannot   be  treated   on   the 

same  footing,  and  the  demand  that  they  should  withdraw  their  forces  should 

not  be  made  simultaneously.     The  former  have  no  right  to  be  in  Crete  while 

the  latter  have.  j|  To  force  Greece  to  evacuate  the  Island   would  be  the  first 

thing  to  be  done.     After  the  accomplishment  of  this,  and  when  the  Island  shall 
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Nr.  11759.  be  in  the  occupatio!!  of  the  Great  Powers,  Turkey  miglit  then  be  called  upon 
britinnien.  ^^  *'^®™  *^  withdraw  her  troops,  in  view  of  tlie  proposed  grant  of  autonoray 
25.Feb.i8.'7.  to  Crete,  but  to  demand  the  withdrawal  of  the  Turkish  troops  is  not  witliin 
the  right  of  the  Great  Powers  until  after  the  Island  shall  have  been  left  by 
the  Greeks.  ||  His  Excellency  observed,  further,  that  it  seemed  to  him  that 
the  words  in  paragraph  4,  "when  required,"  admitted  of  the  course  indicated 
above  being  followed,  as  they  did  not  imply  necessarily  that  the  demand  for 
the  withdrawal  of  the  troops  should  be  simultaneously  made  to  Greece  and 
Turkey. 


Nr,  11760.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Goluchowski  will 
keinen  Zwang  gegen  die  Türken  anwenden. 

Yienua,  February  25,  1897.    (February  25) 

Nr  11.60.  (Telegraphic.)   |]  While    carrying    out   the   Instructions   contained  in  your 

Britannien.  Lordship's  telegram   of  yesterday,  I  at  the  same  time  explained  the  circum- 

25.Feb.!80r.g^g^j^ggg  by  which   Her  Majesty's   Government  have  been  induced  to  publicly 

declare  their  policy  with  regard  to  the  Cretan    question  before  coming  to  a 

formal    aggreement   on  the  subject.  ||  The   Minister  for  Foreign  Affairs   only 

offei'ed  one  objection,which  referred  to  mention  of  the  coercion  which  would 

possibly    have    to    be    applied    to    Turkey.     It    seemed    to    his    Excellency 

unnecessary,  in  view  of  the  critical  position   of  the  few  remaining  Turkish 

troops,  and  he  also  did  not  think  it  quite  in  accordance  with  the  maintenance 

of  the  suzerainty  of  the  Sultan.    He  did  not  wish,  however,  that  he  should  be 

tought   to   dissent  from  the  policy  stated  by  your  Lordship,  which  seemed  to 

hini  to  agree  with  that  which  the  other  Powers  have  adopted. 


Nr,  11761.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Italien  ist  mit  der 
englischen  Politik  einverstanden. 

Rome,  February  25,  1897.    (February  25.) 
Nr.  11761.  (Telegraphic.)  \\  I  saw  the  Minister  for  Foreign  Affairs  to-day,  and  carried 

^fof5-  out  the  Instructions  contained  in  your  Lordship's  telegram  of  the  24th 
2.5,Feb.  1897.  instant,  aud  his  Excellency  informed  me  that  he  entirely  agreed  with  the 
declarations  which  your  Lordship  proposed  to  make  as  to  the  policy  of  Her 
Majesty's  Government  with  regard  to  Crete.  ||  The  Russian  Ambassador,  his 
Excellency  further  stated,  had  communicated  to  him  a  proposition  on  the  part 
of  liis  Government,  and  his  Excellency  had  learnt  from  the  Italian  Ambassador 
in  London  that  a  similar  proposition  had  been  addressed  to  your  Lordship.  || 
His  Excellency  had  informed  the  Russian  Ambassador  that  the  Italian  Govern- 
ment were  ready  to  accept  the  proposition  on  condition  that  it  raet  with  the 
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unanimous  consent  of  all   the  Powers,     He   further  stated   that  the  mcasurcs  Nr.  utöi. 
of  coercion  which   were  indicated  in  the  proposition,  and  which  might  havc  ,  !^i"*r 

i       i  7  o  Dritanmen. 

to  be  applied  to  Grecce,  was  an  eventuality  the  cffects  of  which  the  Powers  25. i!'eb.i897 
would  have  to  take  into  considcration,  and  that,  in  his  opinion,  the  best  way 
of  avoiding  such  mcasures  would  be  that  in  formulating  the  Dccree  for  the 
autonomy  of  Crete,  it  should  be  clearly  stipulated  that  such  autonomy  would 
be  a  real  and  effective  autonomy  under  the  suzerainty  of  the  Sultan  of 
Turkey.  |j  The  Minister  for  Foreign  Affairs  said  that  the  Italian  Government 
were  willing  to   co-operate  with  Her  Mayesty's  Government  in  this  matter. 


Nr.  11762.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  will  keine  Entfernung  der  türkischen  Truppen. 

St.  Petersburgh,  February  25,  1897.    (February  25.) 

(Telegraph ic.)  ||  I  have  ascertained  from  Count  Mouravieff  that  he  has  no  jj^.  ^^-^^ 
objection  to  the  public  stateraent  your  Lordship  proposes  to  make,  except  to     orofs- 
that  part  of  it  which  relates  to  the  withdrawal  of  the  Turkish  troops.     That  25'p3^b"T89T 
point,  his  Excelleucy  stated,  had  never  becn  raised  before  or  discussed,  and 
he  considers  it  will  cause  delay.  ||  All  the  Powers,  except  England,  have  ans- 
wered  his  Circular  despatch  of  Tuesday  last  with   regard  to  the  actiou  to  be 
taken   by  the  Powers   at  Constantinople  and  Athens.      Count  Mouravieff  says 
that  the  Representatives  of  the  Powers   at  those  places  are  in  receipt  of  the 
necessary  Instructions,  and  his  Excellency  has  informed  the  Russian  Represen- 
tatives at  Athens  and  Constantinople   that   it  was   only  the   formal  Agreement 
of  Her  Majesty's  Government  for  which  he  was  now  waiting.  ||  Count  Moura- 
vieff is  anxious  to  receive  the  reply  of  Her  Majesty's  Government. 


Nr.  11763.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minster  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Zustimmung  zu 
Rufslands  Vorschlägen  in  Nr.  11755. 

Foreign  Office,  February  25,  1897. 

(Telegraphic.)  |1  Her  Majesty's  Government  have  assented  to  the  proposals  jj^.  j^^gg 
for  a  settlement  of  the  Cretan   question   contained  in  Count  Mouravieff's  two     orofs- 
telegrams   of  the    23 rd  instant,  only  demurring  to  the  words   "immediately"2g'pg''^|"^'gg: 
and  "extreme  rigour"  at  the  end  of  the  second  telegram. 
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Nr.  11764.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Instruktionen 
des  deutschen,  russischen  und  Österreich-ungarischen 
Gesandten  in  Athen. 

Berlin,  February  26,  1897.    (February  26.) 

^G "f'^*  (Telegraphic.)  ||  I  am  informed  by  Baron  von  Marschall  that  the  Gerraan, 

britamiien.  Russian,  and  Austrian  Ministers  at  Athens  have  received  instructions  to  sum- 

26.rei).  1897.  jjjQ,^  the  Greek  Government,    as  soon  as  the  other  Great  Powers   shall  have 

issued  similar  instructions  to  their  Representatives ,  to  withdraw  their  forces 

from  Crete  within  three  days. 


Nr.    11765.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister    des  Auswärtigen 

an    den   Gesandten    in    London.      Protest   gegen    die 

Haltung  der  Grofsmächte. 

Äthanes,  le  26  Fevrier,  1897.    (Communicated  to  Foreign  Office,  February  27.) 

Griechmr  (Tclegraphique.)  ||  En  prenant  sous  leur  protection  la  ville  de  Canee  les 

land.      Amiraux  ont  proclamö  que  but  d'occupation    etait   rechercher  la  Solution  de 

26.Feb.i89/.  jg^  question  de  Crete  sans  effusion  de  sang.     Ils  ont  donne  preuve  de  la  ma- 

niere  qu'ils  entendent  executer   leur   mission  par  le  bombardement  d'Acrotiri 

contre  les  Chretiens,  mais  leur  conduite  envers  nos  troupes  d'occupation  est- 

elle  plus  justifiee?     Ils  leur  fönt  un  blocus  des  plus  etroits,  defendant  meme 

ravitaillement.    Sous  quelle  raison  s'arrogent-ils  ce  droit  de  defendre  de  vivres 

k  une  troupe  qui  est  la  garante  de  l'ordre  et  de  la  tranquillitö  ?      Est-ce  un 

moyen  pour  la  forcer  de  quitter  l'ile?      Ils  se  trompent,  car  appelee  par  la 

volonte  du  peuple  Cretois  la  force  Hellenique  trouvera  dans  leur  sein  fraternel 

moyen  existence.     Cet  acte,  qui  n'est  usite  que  parmi  bellig^rants,  n'est  ex- 

plique  que  par  la  force   et  nous  protestons  energiquement  devant  cette  nou- 

velle    preuve    des    dispositions    des    forces    Chretiennes   reunies    sous   pretexte 

amener  paix  et  ordre. 


Nr.  11766.  RUSSLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  London.  Geineinsame  Zwangs- 
mafsregeln  gegen  Griechenland,  wenn  es  seine 
Truppen  nicht  zurückzieht. 

Le  17  Fevrier  (1er  Mars),  1897.    (Communicated  March  2.) 

Nr.  11766.  (T616graphique.)  |j  En  prevision  d'une  resistance  possible  du  Gouvernement 

i7.FebT897  ^^^^  ^^^  sommatious  des  Grandes  Puissances  de   retirer  ses  troupes   et  ses 

forces  navales  de  la  Crete,  les  Amiraux  devraient  etre  munis   d'avance   d'in- 

structions  en  vue  de  l'action  coercitive  destinee  k  Vj  obliger.    Nous  proposons 

en    consequence    de    charger    sans    retard    les  Amiraux  d'arreter  de  commun 
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accord  et  de  faire  coniiaitre  ä  leurs  Governements  les  mesures  qu'ils  trouvent  Nr.  iirce. 

Etufsland. 
.Feh.  1897. 


necessaires:  (1)  pour  proceder  immediiitement,  h  l'expiration  du  terrae  assigno  j^^"^^'''"'*' 


aux  Grecs,  au  blocus  du  Piree  ou  des  autres  ports  Grccs;  (2)  pour  intercepter 
toute  communicatiou  entre  la  flotille  Grecque  et  Tile,  empecher  toute  tentative 
de  ravitaillement  des  troupes  debarquees  et  maintenir  ordre  sur  Ics  points 
que  les  Grandes  Puissances  occupent  actuellement. 

Nr.  11  767.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Vertreter  der  Grofsmächte  in 
Athen  an  den  griechischen  Minister  des  Auswär- 
tigen.     Aufforderung,    die    griechischen    Truppen 

zurückzuziehen. 

Athöues,  le  2  mars  1897. 

M.  le  Ministre,  11  J'ai  regu  de  mon  Gouvernment  l'ordrc  de  purter  k  la  ^^-  ^^'^^''• 

Grüfsmächte. 

connaissance  de  votre  Excellence  que  les  Grandes  Puissances  se  sont  entendues  2  Marzi897. 
pour  arr^er  une  ligne  de  conduitc  commune  destinee  k  mettre  fin  ä  une 
Situation  qu'il  n'a  pas  dependu  d'elles  de  prevenir,  raais  dont  la  Prolongation 
serait  de  nature  ä  compromettre  gravement  la  paix  de  l'Europe.  ||  A  cet  effet 
les  Gouvernements  d'Allemagne,  d'Autriche-Hongrie,  de  France,  de  la  Grande- 
Bretagne,  d'Italie,  et  de  Russie  sont  tombes  d'accord  sur  les  deux  points 
suivants: — 

1.  La  Crete  ne  pourra  cn  aucun  cas  dans  les  conjonctures  actüelles  etre 
annexee  k  la  Grece.  ||  2.  Vu  les  retards  apportes  par  la  Turquie  dans  I'appli- 
cation  des  reformes  arretees  de  concert  avec  elles,  et  qui  n'en  permettent  plus 
l'adaptation  ä  un  etat  de  choses  transforme,  les  Puissances  sont  resolues,  tout 
en  maintenant  l'integrite  de  l'Elmpire  Ottoraan,  k  doter  la  Crete  d'un  regime 
autonome  absolument  effectif  et  destine  ä  lui  assurer  un  Gouvernement  separe 
sous  la  haute  souverainetc  du  Sultan. 

La  realisation  de  ces  vues  ne  saurait  dans  la  conviction  des  Cabinets 
s'obtenir  que  par  le  rctrait  des  navires  et  des  troupes  Helleniques  qui  sont 
actuellement  dans  les  eaux  ou  sur  le  territoire  de  l'ile  occupee  par  les  Puis- 
sances. Aussi  attendons-nous  avec  confiance  cette  determination  de  la  sagesse 
du  Gouvernement  de  Sa  Majeste,  qui  ne  voudra  pas  pcrsister  dans  une  voie 
opposee  ä  la  resolution  des  Puissances,  decidees  ä  poursuivre  un  prompt 
apaisement  aussi  indispensable  ä  la  Crete  qu'au  maintien  de  la  paix  generale.  || 
Je  ne  dissimulerai  pas  toutefois  ä  votre  Excellence  que  mes  instructions  me 
prescrivent  de  vous  prevenir  qu'en  cas  de  refus  du  Gouvernement  Royal  les 
Grandes  Puissances  sont  irrevocablement  determinees  k  ne  reculer  devant  aucun 
moyen  de  contrainte  si  ä  l'expiration  de  six  jours  le  rappel  des  navires  et 
des  troupes  Helleniques  de  Crete  n'etait  pas  effectuö. 
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Nr.  11768.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Vertreter  der  Grofsmächte 
in  Koiistantinopel  an  den  türkischen  Minister  des 
Auswärtigen.  Kreta  soll  eine  autonome  Verfassung 
erhalten. 

Constantiuople,  le  2  Mars,  1897. 

Nr.  11768.  Les  Graudcs  Puissances,    animees  du  desir    d'assurer  le  maintien   de  la 

Grofsmächte. 

2.  März  1897.  paix  et  de  voir  respecter  l'int^grite  de  l'Empire  Ottomau,  out  recherche  les 
moyeus  de  mettre  un  terme  aux  desordres  qui  ont  amene  leur  interventiou 
armee  en  Crete,  ainsi  qu'ä  la  preseuce  dans  l'ile  des  forces  Helleniques.  Elles 
out  reconnu  que  par  suite  du  retard  apporte  h  leur  application,  les  reformes 
prevues  dans  l'Arrangement  du  25  Aoüt,  1896,  ne  repondaient  plus  aux  n6- 
cessites  de  la  Situation  actuelle,  et  elles  sont  tombees  d'accord  sur  les  points 
suivants : — 

1.  La  Crete  ne  pourra  en  aucun  cas  etre  annexee  ä  la  Grece  dans  les 
conjonctions  presentes. 

2.  Elle  sera  dotee  par  les  Puissances  d'un  regime  autonome. 

En  notifiant,  d'ordre  de  leurs  Gouvernements,  ces  decisions  ä  la  Sublime 
Porte,  les  Kepresentants  des  Grandes  Puissances  k  Constantinople  croient 
devoir  lui  faire  part  de  la  resolution  qu'ont  adoptee  leurs  Gouvernements, 
d'adresser  k  la  Grece  la  sommation  de  retirer  de  Crete  ses  troupes  et  ses 
forces  navales. 


Nr.    11769.     GROSSMÄCHTE.  —  Dieselben  an  Denselben.    Konzen- 
tration der  türkischen  Truppen  auf  Kreta. 

Constantinople,  le  5  Mars,  1897. 
Nr  11769.  Se   r^ferant  ä  leur  communication  du  2  Mars,  les  Ambassadeurs  croient 

5.'März*i897.  ^^^oir  y  ajoutcr  que,  l'autonomie  prevue  pour  la  Crete  impliquant  la  reduction 
progressive  des  forces  Ottomanes,  il  conviendra,  des  l'evacuation  de  l'ile  par 
tes  troupes  Helleniques,  de  prendre  les  mesures  necessaires  pour  la  concen- 
tration  des  troupes  Imperiales  dans  les  places  fortes  qui  sont  actuelleraent 
occup^es  par  des  dötachements  Europeens. 


Nr.  11770.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Vertreter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel,  Die 
Pforte  genehmigt  die  Autonomie  Kretas. 

Constantinople,  March  7,  1897,  11.55  a.  m. 

La  Sublime  Porte  a  cu  l'honneur  de   recevoir  la  note  que  les  Ambassa- 

Nr    11770.  ^ß^^'s  ^^^  Grandes  Puissances  ont  bien  voulu  lui  adresser  en  date  du  2  Mars 

TurVei.    relativcment  ä  la  Cröte.  ||  Le  Gouvernement  Imperial   prend  acte   avec   satis- 

■faction  des    assuranccs    que   les  Grandes  Puissances  veulent  bien  lui   donner 
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quant  k  leur  desir  de  rcspecter  Tintegrit^  de  l'Empire,  et  de  la  decision  Nr.  11770. 
qu'elles  ont  prise  de  faire  retirer  Ics  bätimeiits  de  guerre  es  les  troupes ,  jj^j^^^gg^ 
Helleniques  de  la  Crfete.  Confiante  dans  leurs  sentiments  bienveillants  et  dans 
leur  ferme  volonte  de  ne  point  porter  atteinte  aux  droits  de  souverainetö  du 
Sultan,  la  Sublime  Porte,  desireuse  elle-meme  d'assurer  le  maintien  de  la  paix, 
accepte  le  principe  d'une  autonomie  k  accorder  k  la  Crcte  en  se  r6servant  la 
i'acultö  de  s'entendre  avec  les  Ambassadeurs  sur  la  forme  et  les  details  du 
regime  dont  l'ile  sera  dotee. 


Nr.  11771.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  der  Grofsmächte  in  Athen.  Ant- 
wort auf  Nr.  11767. 

Äthanes,  le  24  Fevrier  (8  Mars),  1897. 
M.  le  Ministre,  ||  j'ai  regu  la  note  que  vous  m'avez  fait  l'honneur  de  Nr.  11771. 
m'adresser  d'ordre  du  Gouvernment  Britannique  en  date  du  18  Fevrier  (2  Mars),  [j  ij^^^. 
Le  Gouvernement  Royal  a  examine  avec  toute  l'attention  qu'ils  m^ritent,  les  24.  Feb.  iso? 
points  sur  lesquels  les  Grandes  Puissances  sont  tomb^s  d'accord.  Vu  leur 
gravite  extraordinaire  pour  les  resultats  qui  en  seront  la  consequence,  le 
Gouvernement  de  Sa  Majestc  le  Roi  croit  de  son  devoir,  M.  le  Ministre,  de 
soumettre  aux  Grandes  Puissances  son  opinion  sur  les  mesures  edictees — 
opinion  qui  est  le  resultat  d'une  longue  experience  et  d'une  connaissance 
approfondie  de  la  Situation  de  la  Crete.  ||  Penetr^  des  sentiments  qui  animent 
les  Grandes  Puissances,  et  de  leur  sollicitude  pour  la  paix  generale,  ie 
Gouvernement  Hellenique  ne  manquera  pas  ä  ce  devoir  parce  que  la  Grece 
aussi  desire  ardemment  contribuer  au  maintien  de  la  paix  et  preserver  de  la 
ruine  complete  la  population  de  l'ile  si  durement  eprouvee,  et  tant  de  fois 
decimee.  1|  Nous  croyons  que  le  nouveau  regime  autonome  que  les  Grandes 
Puissances  viennent  d'adopter,  ne  pourra  repondre  malheureuseraent  aux  nobles 
inteutions  qui  l'inspirent,  et  subira  le  sort  des  differents  systemes  administratifs 
qui  ont  et6  ä  differentes  reprises  et  sans  succes  experimentes  en  Crete.  1|  Ce 
n'est  pas  pour  la  premiere  fois  que  la  Crete  se  trouve  dans  cet  etat  de 
soulevement.  Dans  ces  derniers  temps  plus  que  six  fois  les  horreurs  de 
l'anarchie  ont  ebranle  et  mis  en  peril  son  existence.  Si  donc  le  nouveau 
regime  dont  il  s'agit  de  la  doter  n'est  pas  de  nature  k  j  rötablir  l'ordre 
d'une  maniere  definitive,  le  Gouvernement  Hellenique  n'a  aucun  deute  sur 
l'impossibilite  de  mettre  un  terme  ä  l'etat  revolutionnaire  actuel;  l'anarchie 
continuera  k  ravager  le  pays,  le  feu  et  le  fer  dans  les  mains  d'un  fanatisme 
aveugle  continueront  leur  oeuvre  de  destruction  et  d'extermination  d'un  peuple 
qui  assurement  ne  meritent  pas  un  tel  sort.  \\  Devant  une  teile  perspective 
notre  responsabilite  serait  enorme  si  nous  ne  venions  pas  prier  instamment 
les  Grandes  Puissances  de  ne  pas  insister  sur  le  Systeme  d'autonomie  edicte, 
mais   de  rendre  ä  la  Crete  ce  qu'elle  avait   dejä  eu  lors  de  l'affranchissement 
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Nr.  11771.  des  autres  provinces,  qui  forment  le  Royaume  Hellenique,  et  de  la  ramener 
^"and^"'  ^  ^*  Grece,  ä  laquelle  eile  appartenait  dejä,  du  temps  de  la  Prösidence  de 
24.  Feb.  1897.  Capodistria.  1|  En  presence  des  recentes  scenes  de  massacres,  de  pillages,  et 
d'incendies  dans  la  ville  de  La  Canee;  en  prösence  des  epouvantables  angoisses 
auxquelles  se  trouvaient  exposes  les  habitants  de  Candie,  menaces  par  la  fureur 
Sans  frein  de  la  populace  Musulmane,  qui  s'opposait  au  depart  des  familles 
Chretiennes  pour  la  Grece,  deveiiue  de  tout  temps  le  refuge  providentiel  de 
toutes  ces  malheureuses  existences,  le  remords  tourmentait  notre  pays  tout 
eutier  pour  la  responsabilite  qu'il  avait  prise  l'an  dernier,  de  decider  par  ses 
conseils  les  Cretois  a  deposer  les  armes.  Les  malheurs  qui  s'en  sont  suivis 
ne  nous  permettent  plus  d'entreprendre  encore  une  fois  une  teile  täche,  et, 
l'eussions  nous  entreprise,  notre  voix  serait  certainement  tres  faible  et  son 
echo  n'arriverait  pas  jusqu'au  peuple  Cretois.  ||  fitant  donn6  que  le  nouveau 
regime  d'autonomie  ue  pourrait,  ä  notre  avis,  repondre  au  noble  but  des 
Puissances,  il  est  Evident  quelle  serait  la  Situation  de  la  malheureuse  ile  de 
ce  jour  jusqu'ä  l'etablissement  de  ce  regime,  si  les  Grandes  Puissances 
croyaient  devoir  perseverer  dans  leurs  resolutions.  ||  Dans  cet  ordre  d'idees, 
et  au  nom  de  l'humanite,  comme  aussi  dans  l'inter^t  de  la  pacification  de 
l'ile — pacification  qui  fait  l'unique  objet  de  la  sollicitude  des  Grandes  Puis- 
sances, nous  n'hesitons  pas  ä  faire  appel  aupres  d'elles  au  sujet  de  l'autre 
mesure  relative  au  rappel  de  nos  forces  militaires.  ||  En  effet,  si  par  la 
presence  des  escadres  reunies  des  Grandes  Puissances  dans  les  eaux  Cretoises, 
et  sur  la  conviction  que  ces  flottes  ne  permettent  pas  le  debarquement  sur 
l'tle  de  troupes  Ottomanes,  la  presence  aussi  de  tous  les  navires  de  la  flotte 
Hellenique  se  trouvant  eu  Crete  u'y  etait  pas  jugee  necessaire,  le  sejour 
cependant  de  l'armee  Hellenique  dans  l'ile  est  par  contre  indique  par  le 
sentiment  d'humanite  aussi  bien  que  par  l'interet  meme  du  retablissement 
definitif  de  l'ordre.  Notre  devoir  notamment  nous  impose  de  ne  pas  aban- 
donner le  peuple  Cretois  ä  la  merci  du  fanatisme  Musulman  et  de  l'armee 
Turque,  qui  de  tout  temps  sciemment  et  de  connivence  a  participe  aux  actes 
agressifs  de  la  populace  contre  les  Chretiens.  ||  Surtout,  si  nos  troupes  sur 
l'ile,  dignes  de  toute  la  coufiance  des  Grandes  Puissances,  recevaient  le  mandat 
de  pacifier  ce  pays,  leurs  intentions  auraient  rcQus  promptement  la  plus  par- 
faite  satisfaction.  C'est  alors,  apres  le  retablissement  de  l'ordre,  qu'il  serait 
possible  de  connaitre  les  voeux  librement  exprimes  du  peuple  Cretois  pour 
decider  de  son  sort.  ||  Les  horreurs  qui  se  rep^tent  en  Crete  periodiquement 
depuis  plusieurs  dizaines  d'annees,  ne  se  commettent  pas  seulement  sans 
emouvoir  profondöment  le  peuple  Hellene,  mais  elles  interrompent  aussi 
l'activitö  sociale  et  troublent  gravement  l'economie  et  les  finances  de  l'fitat. 
En  admettant  memo  qu'il  nous  serait  possible  d'oublier  pour  un  instant  que 
nous  somraes  coreligionnaires  avec  Ic  peuple  Cretois,  que  nous  sommes  de  la 
meme  race,  et  lies  par  le  sang,  nous  ne  pouvons  passer  sous  silence  devant 
les  Grandes  Puissances  que  l'£tat  Hellenique  ne  saurait  resister  plus  longtemps 
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k  de  semblables  secousses.  ||  C'est  pourquoi  nous  faisons  appel.aux  sentiments  Nr.  11771. 
gen^reux  qui  animcnt  Ics  Grandes  Puissances,  en  les  priant  de  permettre  au  ^"^''^*"' 
peuplc  Cretois  de  se  prononcer  comment  il  desire  etre  gouverne,  24.Feb.i897. 

Veuillez  agröer,  &c. 
(Signö)         A.  Skousös. 


Nr.  11772.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rufsland 
hält  ein  Abkommen  für  ein  gemeinsames  Vorgehen 
in  Griechenland  und  Kreta  für  nötig. 

Foreign  Office,  March  8,  1897,  midnight. 
(Telegraphic.)  ||  The  Russian  Ambassador   has  communicated  to  me  the  Nr.  11772. 
following  Statements: —  ^  ^/°^^: 

^  britanniei). 

"In  the  View  of  the  Russian  Government,  it  is  a  matter  of  urgent  8. März  i8ü7. 
necessity  that  an  agreement  should  be  arrived  at  between  the  Powers  as  to 
the  measures  to  be  taken  in  Crete  so  soon  as  the  term  allowed  to  the  Hellenic 
Government  for  the  recall  of  their  vessels  and  troops  has  expired.  Is  it  not 
desirable  that  a  solemn  announcement  should  be  made  by  the  Admirals  that 
the  island  has  been  transferred  to  a  regime  of  autonomy,  which  the  Powers 
guarantee  jointly  to  introduce,  and  that  administrative  measures  should  forth- 
with  be  taken  for  the  restoration  of  confidence  and  order?  In  the  mean- 
while,  it  would  be  necessary  to  summon  the  Turkish  troops  to  concentrate 
themselves  at  such  points  of  Crete  as  the  European  forces  already  occupy. 
"With  regard  to  the  Greek  forces,  if  Orders  be  not  issued  by  the  Hellenic 
Government  for  their  recall,  it  would  be  necessary  to  compel  their  withdrawal, 
or  to  beleaguer  them  and  deprive  them  of  the  power  of  provisioning  them- 
selves. It  follows  that  no  Greek  vessel  of  war  would  be  permitted  to  venture 
within  Cretan  waters."  ||  In  reply,  I  expressed  to  the  Russian  Ambassador  my 
general  concurrence  in  this  view,  and  particularly  as  regards  the  question  of 
autonomy  and  the  arrangements  regarding  the  Turkish  troops,  and  with  respect 
to  the  proposal  for  a  blockade  of  Crete  in  preference  to  a  blockade  of  the 
Piraeus.  |1  I  furthcr  expressed  agreement  as  to  the  importance  of  resorting  to 
measures  for  the  restoration  of  order  in  the  island.  |[  The  nomination  of  some 
Governor  will,  I  think,  be  necessary,  who  would  represent  the  Powers  pending 
the  provisional  period  during  which  their  occupation  of  the  island  may  con- 
tinue.  It  is  not  desirable  that  he  should  be  an  Ottoman  subject,  nor  should 
he  be  of  British  nationality. 
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Nr.  11773.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Rom,  Petersburg, 
Berlin,  Wien.  Über  die  Aufrechthaltung  der  Ruhe 
in  Kreta.     Vergl.  Nr.  11772. 

Foreign  Office,  Match  9,  1897,  midnight. 
Nr.  11773.  (Telegraphic.)  jj  In  order  to  maintain  order  in  Crete  it  has  been  recom- 

ürofs-     mended  by  the  Admirals  that  each  of  the  Great  Powers  should  send  a  battalion 
9.  März  1897.  to  the  islaud.  II  The  views  expressed  in  the  Russian  commuuication  of  the  8th 
instant,  as  to  the  necessity  of  adopting  measures  to  that  end,   meet  with  the 
cordial  concurrence  of  Her  Majesty's  Government;    but  even  if  the  proposed 
dispatch  of  troops  be  accepted  unanimously,  they  doubt  whether  the  measure 
will  be  adequate  for  the  purpose  in  view.  ||  In  the  note  of  the  Greek  Govern- 
ment the  advantage  of  employing  their  troops  to  preserve  order  in  the  island 
is  emphasized.      The  Greek  Government    have   in   view   the    concentration  of 
their   troops    under   the  Greek    flag   with  a  Commander  of  Greek  nationality, 
as  well  as  a  plebiscite  after  the  restoration  of  order.  ||  The  Powers  will  not 
find    these    conditions    acceptable.      It   is    however    worthy   of   consideration, 
whether  it  is  not  practicable  to  adopt  the  Suggestion  while  rejecting  the  con- 
ditions with    which   it   is    coupled,    by   dividing   the    force    or   a   portion   of 
it   among   the  Great  Powers,    and   by  placing  the  Greek  detachments  under 
superior  European  officers,    and  under  the  flag  of  the  Powers  to  which  they 
may   be   allotted.      The   Greek   troops   as  a  body   of   police    would   be  more 
effective  than  any  others,  and  in  this  way  the  subsequent  restoration  of  Crete 
to    the  Sultan's   suzerainty    would   not  be  endangered.     Whether  the  Greek s 
would  accept  the  offer  is,   of  course,  a  matter  of  doubt,    but  they  would  by 
this   means    be   spared  the  unpleasant  necessity  of  having  forthwith  to  recall 
their  troops.  |1  It  is  in  the  hope  of  facilitating  a  settlement  that  Her  Majesty's 
Government  offer  this  Suggestion;  but  while  doing  so  they  give  füll  adherence 
to  the  policy  adopted  by  the  European  Powers,  that  Greece  shall  not  annex 
Crete,  and  that  the  island  though  forming  part  of  the  Ottoman  Empire,  shall 
enjoy  the  Privileges  of  an  autonomous  province. 


Nr.  11774.  GRIECHENLAND.  —  Der  Botschafter  in  London  an 
den  englischen  Minister  des  Auswärtigen.  Ergänzung 
zu  Nr.  11771. 

Legation  Hellenique,  Londres,  le  10  Mars,  1897. 
Nr,  11774.  Le  Charge  d'Affaires  de  Grece  a  ete  autorise  par  son  Gouvernement,  par 


Griechen- 
land. 


un    telegramme    en    date  du   8  Mars,    de  faire  part  au  Gouvernement  aupres 

io.Märzi897.  duquel  il  est  accredite  de  la  coramunication  suivante: —  ||  "Faisant  suite  ä  la 

reponse  k  la   note  adress^e  aux  Grandes  Puissances  par  le  Gouvernement  du 

Roi,  je  crois  de  mon  devoir  de  vous  annoncer  que—   ||  1.   Le  Gouvernement 
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Royal    en    proposant    que    las    Grandes     Puissances    donnent    aux    troupes  Nr.  11774. 
Hellöniques,    se    trouvant    en    Crete,    mandat,    Sa    Majeste    verrait    volontiers   ^"^nd"" 
detachements  marines  des  Puissances  cooperer  ä  cette  mission  avec  nos  troupes  lO.MäKisoT. 
si  les  Puissances  voulaient  bien  admettre  cette  mesure.  ||  2.    Si  le  principe  du 
plebiscite    du    peuple  Crötois    etait  admis,    nous   n'aurions  pas  contredit  k  ce 
que  Crete    reste    sous   la    suzerainete   du  Sultan  jusqu'ä,  ce  que  cette  mesure 
soit  executee. — Skouses." 


Nr.  11775.  RUSSLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  London.  Wünscht  die  Ansicht 
Salisburys  über  die  griechische  Antwort  zu  kennen. 

Le  26  F(«vrier  (10  Mars),  1897. 
(Telegraphique.)  ||  Nous  aimerions  etre  renseign^s  aussitot  que  possible  au  Nr.  11775. 

Kufsland. 
26.  Fab.  1897. 


sujet  de  l'avis  du  Cabinet  de  Londres  sur  reponse  du  Gouvernement  Grec  k  ^'»^^'^'x^- 
la  note  coUective  des  Puissances.  Bien  que  cette  reponse  n'indique  l'adhesion 
que  sur  un  seul  point,  nommement  sur  le  rappel  des  vaisseaux  Grecs,  eile  ne 
nous  parait  pas  exclure  possibilite  d'une  soumission  complöte.  Puissances 
pourraient  notifier  ä  la  Grece  que  les  considerations  et  les  voeux  exposes 
dans  reponse  du  Cabinet  d'Athenes  ne  peuvent  influer  sur  leur  irrevocable 
decision  de  ne  pas  admettre  l'annexion  de  la  Crete  ä  la  Grece  dans  les  con- 
jonctures  actuelles.  Quant  ä  la  s^curite  Interieure  de  l'ile,  elles  sauront  y 
veiller  par  l'envoi  de  detachements  bien  plus  considerables  que  celui  commande 
par  le  Colonel  Vassos.  Des  lors,  tout  comrae  la  Grece  reconnait  l'inutilite  du 
maintien  de  ses  vaisseaux  en  presence  des  escadres  Europeennes,  eile  devrait 
comprendre  l'inutilite  de  ses  forces  militaires  en  presence  de  celles  des 
Grandes  Puissances.  Si  apres  cette  notification  comi^leraentaire  la  Grece 
hesitait  encore  k  se  rendre  k  nos  injonctions,  les  Amiraux  devraient  appliquer 
dans  toute  leur  rigueur  les  mesures  qu'ils  ont  arretees. 


Nr.  11776.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Italien  legt  hohen 
Wert  auf  das  europäische  Konzert. 

Rome,  March  11  1897.    (March  11.) 
(Telegraphic.)  ||  To-day  I  saw  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  and  com-  Nr.  11776. 
municated    to    him   the   substance   of  your  Lordship's   telegram   of  yesterday's  ^^jt^^^jg^ 
date,    repeating    your    telegram    of   the   9th  instant  to  Sir  N.  O'Conor.  ||  His  ii.Marzi897. 
Excellency,  without  entering  into  the  details  regarding  it,  assured  me  that  the 
policy    of   the   Italian   Government    consisted    in   a  strict    maintenance    of  the 
concord  of  the  European  Powers,  and,  when  practicable,  the  adoption  of  con- 
ciliatory  measures,  but  that  they  were  ready  to  join  in  more  vigorous  raeasures 
if   all   the  Great  Powers   unanimously  approved  of  such  a  course.  ||  His  Ex- 
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Nr.  11776,  cellency   added    that   the    firm   adhesion  of  England  to  the  European  concert 
was  of  the  greatest  importance,    as,    should  England  witlidraw,  the  peace  of 


Grofs- 
britannien. 


ii.Märzi897.  Europe  would  be  in  great  danger. 


Nr.  11777.  GKOSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  über  die 
englischen  und  russischen  Vorschläge  Nr.  11772, 11773. 

Paris,  March  11,  1897.    (March  11.) 
Nr.  11777.  (Telegraphic.)  ||  I  saw  M.  Hanotaux  this  morning,   and  spoke  to  him  on 

bruinnien.  thc  subjcct  of  your  Lordship's  telegram  of  yesterday,  repeating  your  telegram 
n.Märzi897.  of  9th  instant  to  Sir  N.  O'Conor.  ||  His  Excellency  teils  me  that  the  Greek 
Government  has  more  than  once  suggested  to  him  that  Greek  troops  might 
be  employed  in  policing  Crete,  but  he  is  sure  that  the  majority  of  the  Powers 
hold  the  same  view  as  himself,  viz.,  that  any  Variation  from  the  decision  of 
the  Powers  that  those  troops  shall  evacuate  the  Island  is  entirely  inadmissible.'i 
He  is  willing,  however,  to  facilitate  the  withdrawal  of  the  Greeks  by  arranging 
for  the  gradual  and  simultaneous  departure  of  their  troops  and  of  the  Turkish 
forces,  as  already  suggested  by  him.  ||  He  is  especially  desirous  that  your 
Lordship  should  accept  the  Admirals'  programme  as  Russia  has  again  proposed, 
but  modified  in  so  far  that  the  separate  measures  should  be  taken  gradually, 
as  may  be  required  by  circumstauces,  commencing  with  the  blockade  of  Crete. 
His  Excellency  believes  that  evacuation  would  be  the  speedy  result  of  a  strict 
blockade.  ||  He  also  thinks  that  the  regime  of  autonomy  should  be  immediately 
proclaimed. 


Nr.  11778.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Petersburg,  Paris,  Rom, 
Wien,  Berlin.  England  will  600  Mann  zur  Blockade 
Kretas  stellen. 

Foreign  Office,  March  11,  1897,  4.45  p.  m. 
Nr.  11778.  (Telegraphic.)  |1  In  conversation  this  afternoon  with  the  Russian  Ambassador 

Grofs-     j  inform ed  his  Excellency  that,  while  adhering  to  my  recommendation  for  the 

britannien.  „  «         ,  p  •  j 

ii.Märzi897.  employmeut  of  the  Greek  troops  in  Crete  for  the  purpose  of  preserving  order, 
I  naturally  did  not  anticipate  its  adoption  if,  as  was  apparently  the  case,  it 
met  with  resistance  from  Austria,  Germany,  and  Russia.  ||  Her  Majesty's 
Government  were  willing  to  join,  as  regards  Operations  at  sea,  in  a  blockade 
of  Crete,  and  also  to  furnish  a  battalion,  consisting  of  600  men,  from  the 
Malta  garrison,  if  similar  steps  were  taken  by  the  other  Great  Powers. 
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Nr.  11779.  DEUTSCHES  reich.  —  Der  Botschafter  in  London 
an  das  Auswärtige  Amt.  Unterredung  mit  Lord 
Salisbury  über  Kreta  und  Griechenland. 

Londres,  le  10  mars  1897. 
En   commengant  notre  conversation    aujourd'hui,  Lord  Salisbury  m'a  dit  j)e„tgc],eg 
au'il  avait  adressö    une    döpeche  au  Gouvernement  Russe   en   röponse  ä  celle     R"ci'. 

^  .  .  11     10.Märzl897 

que  M.  de  Staal  avait  remise  ici  lautre  jour  pour  communiquer  une  nouveiie 
proposition  Russe,  et  qu'il  avait  accepte  cette  derniere  en  principe.  ||  En  cau- 
sant  ensuite  de  la  Situation  dans  l'Ilc  de  Greta,  le  Premier  Ministre  est  revenu 
avec  insistance  sur  l'idee  qu'il  m'avait  exprimee  l'autre  jour,  qu'il  fallait  avant 
tout  prendre  des  mesures  pour  assurer  provisoirement  l'ordre  et  la  s^curite 
en  installaut  un  Gouverneur-General  provisoire,  nomme  par  les  Puissances  et 
auquel  chacune  d'elles  remettrait  une  somme  de  10  000  1.,  cet  argent  etant 
destin6  k  lui  fournir  les  moyens  d'engager  et  d'entretenir  une  police  süffisante. 
Lord  Salisbury  a  ajoute  qu'il  n'attachait  aucune  valeur  ä  la  uationalite  de  ce 
fonctionnaire  pourvu  qu'il  ne  soit  ni  Grec,  ni  Türe,  ni  Anglais.  Si  cette 
mesure  ne  paraissait  pas  süffisante  on  pourrait  recourir  k  la  proposition  dejä 
acceptee  par  plusieurs  Gouvernements  que  chaque  Puissance  aurait  h  envoyer 
un  bataillon  de  soldats  qui  seraient  mis  ä  la  disposition  du  Gouvernement 
General.  Lord  Salisbury  a  ajoute  expressement  que  le  Gouvernement  Anglais 
etait  tout  pret  si  les  Puissances  voulaient  agir  dans  ce  sens,  ä  donner  ordre 
qu'un  bataillon  Anglais  se  rende  immediatement  de  Malte  ä  Crete.  Lord 
Salisbury  serait  d'accord  qu'on  informät  le  Sultan  du  caractere  absdlmnent 
23rovisoire  de  la  nomination  d'un  Gouverneur-General  par  les  Puissances.  ||  Re- 
venant  ensuite  sur  la  note  Grecque,  le  Ministre  a  exprime  l'opinion  que  la 
redaction  permettrait  ä  supposer  qu'ä  Athenes  on.inclinait  maintenant  ä  faire 
des  concessions  considerables,  surtout  si  les  Puissances  ne  se  refuseraient  pas 
absolument  ä  construire  un  pont  qui  leur  permettrait  une  retraite  houorable.|| 
11  m'a  explique  ce  dernier  point  en  ajoutant  qu'ä  son  avis  on  pourrait  per- 
mettre  ä  quelques  troupes  Grecques  de  rester  provisoirement  dans  l'ile,  mais 
ä  la  condition  expresse  qu'elles  seraient  mises  absolument  sous  les  ordres  du 
Gouverneur-General,  qui^les  placerait  par  fractions  oü  bon  lui  semblerait  sous 
les  pavillons  de  quelques-unes  des  Puissances,  s'en  servirait  comme  troupes  de 
police,  et  aurait  toute  autorite  sur  elles.  ||  Sur  ce  point  j'ai  r^pondu  ä  Lord 
Salisbury  qu'une  teile  concession  aux  Grecs  me  semblait  impossible  et  qu'elle 
ne  serait  certaineraent  pas  admise  par  plusieurs  des  Puissances.  Lord  Salis- 
bury m'a  dit  alors  qu'il  n'emettait  cette  id6e  que  parce  qu'elle  lui  semblait  la 
plus  pratique,  mais  qu'il  n'insisterait  pas  ä  cet  6gard  si  les  Puissances  ne 
voulaient  pas  l'admettre.  jj  Nous  avons  passe  alors  ä  la  questiou  du  blocus  en 
general  et  sp^cialement  ä  celui  des  cotes  de  la  Crete.  Lord  Salisbury  m'a 
dit  ä  ce  sujet  qu'il  croyait  que  le  blocus  de  l'ile  etait  d^jä  effectif  depuis  un 
ou  deux  jours,  mais  que  si  cela  n'etait  pas  encore  le  cas,  le  Gouvernement 
Anglais  etait  tout  pret  ä  le  mettre  en  vigueur  sans  retard  avec  les  autres  Puissances. 
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Nr.    1 1780.     ÖSTERREICH-UNGARN.  —  Der  Botschafter  in  London 

an  den  englischen  Minister,  des  Auswärtigen.    Golu- 

chowski    will    keine  Verhandlungen  mehr  mit 

Griechenland. 

Londres,  le  13  mars  1897. 

Nr.  11780.  Lg  Comte  Goluchowski  n'a  pas  jusqu'ici  enonce  son  opinion  au  sujet  des 

Österreich-  ,  „  ,       «^ 

Ungarn,  propositlous  de  Lord  Salisbury  parce  quil  sattendait  ä  en  etre  informe  offi- 
i3.Märzi897.  cJeHement  par  Sir  Horace  Rumbold.  [|  Le  Comte  Goluchowski  est  tout  dispos6 
d'entrer  en  pourparlers  avec  les  autres  Puissances  au  sujet  de  la  proposition 
de  nommer  un  Gouverneur  Militaire  provisoire  pour  la  Crete  ainsi  qu'au  sujet 
de  la  proposition  d'une  certaine  somme  ä  allouer  au  Gouverneur.  ||  Quant  ä  la 
proposition  de  l'emploi  des  troupes  Grecques  sous  commandement  international 
pour  retablir  l'ordre  sur  l'ile,  eile  ne  lui  semble  d^jä  ä  premiöre  vue  nulle- 
ment  pratique.  ||  En  acceptant  cette  proposition  le  Comte  Goluchowski  se 
mettrait  en  contradiction  avec  le  point  de  vue  qu'il  a  adopte  vis-ä-vis  des 
propositions  Russes,  et  d'apres  lequel  la  signature  et  la  remise  de  l'ultimatum 
au  Gouvernement  Grec  imposeraient  aux  Puissances  le  devoir  d'en  tirer  toutes 
les  consequences.  De  nouvelles  negociations  avec  la  Grece  ainsi  que  la  propo- 
sition de  faire  cooperer  eventuellement  les  troupes  Grecques  avec  Celles  des 
Grandes  Puissances  affaibliraient  infailliblement  l'autorite  du  concert  Europeen, 
dont  le  maintien  lui  paralt  absolument  necessaire  non  seulemeut  dans  la  crise 
actuelle  mais  aussi  en  vue  de  nouveaux  incidents  et  de  complications  qui 
pourraient  survenir  eventuellement. 


Nr.  11781.  TÜRKEL  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Vertreter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel.  Ant- 
wort auf  Nr.  11768. 

Constantinople,  March  15,  1897.    (March  15.) 

Nr.  11781.  *Par   leur  pro-memoriä  en  date   du  5  Mars,  leurs  Excellences  MM.  les 

Rcpresentauts  des  Grandes  Puissances  ont  recommaude  l'adoption  de  mesures 
pour  la  concentration,  des  l'evacuation  de  la  Crete  par  les  troupes  Helleniques, 
des  troupes  Imperiales  de  l'ile  dans  les  places  fortes  oü  se  trouvent  actuelle- 
ment  les  detachements  Europeens.  ||  'Leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  savent 
que,  des  le  debut  de  cette  question,  le  Gouvernement  Imperial,  partageant  les 
sentiments  des  Grandes  Puissances,  en  vue  du  maintien  de  la  paix  generale, 
a  fait  preuve  de  la  plus  grande  conciliation.  ||  'Toutes  les  mesures  conseillees 
par  leurs  Excellences,  telles  que  le  retour  k  l'Acte  d'Halepa,  et  l'applicatiou 
de  larges  reformes  en  Cr^te,  ont  etö  acceptees;  et,  en  dernier  Heu,  le  prin- 
cipe meme  d'une  autonomie  ä  accorder  ä  la  Crete  a  ete  admis,  le  Gouverne- 
ment Imperial  s'etant  seulement  röserve  d'en  discuter  la  forme  et  les  details 
avec  MM.  les  Ambassadeurs;  or,  la  concentration  des  troupes  Imperiales  dans 


Türkei. 
15.Märzl897 
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les  places   fortes   constituant  un   de   ces   details    pourra  etre  discutee  lors  de  Nr.  insi. 

,^,,tA..ii  Türkei. 

l'enteiite  ä  intervenir  ä  ce   sujet    apres  le    retrait  de  Crete    des  batiments  «e  ^^  jj-j^^ge,^ 
guerre  et  des  troupes  Helleniques,  auquel  eile  est  subordoniiee.' 


Nr.  11782.  DEUTSCHES  reich.  —  Der  Botschafter  in  London 
an  den  engl.  Minister  des  Auswärtigen.  Wichtigkeit 
des  europäischen  Konzerts. 

Londres,  le  16  Mars,  1897.    (March  16.) 
M.  le  Marquis,  ||  vous  avez  bien  voulu  me  permettre  k  differentes  occa-  ^^'j^^J^f^'; 
sions   de  faire  ressortir  verbalement   l'importance  des  mesures   auxquelles  les     Reich. 
Puissances  ont  l'intention  de  recourir  pour  obliger  le  Gouvernement  Hellenique i6Märi^i897. 
ä  rappeler  ses  troupes  de   l'Ile  de  Crete.  ||  Votre  Excellence  connalt  l'impor- 
tance que  le  Gouvernement  Imperial  attache  dans  cette  occasion  importante  ä 
la  Cooperation  du  Gouvernement  Britannique  et  vous  voudrez  bien  m'autoriser 
de  vous  entretenir  encore  une  fois  ä  ce  sujet.  \\  Si  je  me  permets  d'insister 
de  nouveau  sur  la  necessite  d'une   mesure  coercitive  s'etendant  aux  ports  de 
la  Grece,   je   ne    doute    pas    que   les  motifs   graves   de   cette  demarche   seront 
apprecies  par  votre  Excellence.  |1  II  est  permis  d'affirmer  que  le  seul  remede 
contra   les    Clements    qui    menacent   actuellement  la  paix  generale,   se  trouve 
dans  l'accord  unanime  de  toutes  les  Grandes  Puissances.     II  ne  semble  pas 
moins  douteux  qu'il  suffirait  pour  entraver   tous  leurs  efforts,  que  le  moindre 
desaccord  se  produise  parmi  elles ,  ne  füt-ce  que  sur  une  question  de  detail. 
Au  lieu  d'apaiser  la  crise,  comme  le   desirent   egalement  tous   les  Gouverne- 
ments, il  est  certain  que  le  moindre   trouble  porte  dans   le  concert  Europeen 
ne  ferait  qu'encourager  les  resistances  de  la  Grece  et  prolonger  un  etat  de 
choses  dangereux   que  tous  les  Gouvernements   desirent  sincerement  terminer 
Sans    retard.      En    partant   de    ce    point  de  vue  il  est  Evident  que,  plus  les 
mesures  de  rigueur  imposees  par  la  Situation  seront  energiques,  generales,  et 
instantanees,   plus  elles  seront  d'accord,  non  seulement  avec  le  desir  g6n6ral 
d'une   Solution  pacifique,  mais  meme  avec  les  interets  reels  et  bien  entendus 
de  la  Grece.     II  sera   infiniment  plus   facile  pour  le  Gouvernement  Hellenique 
de  revenir  sur  ses  pas  sans  aucun  sentiraent  d'humiliation,  s'il  se  trouve  en 
presence  d'une  r^solution  inebranlable  de   l'Europe  entiere.     De  plus,  il  n'y  a 
probablement  pas  d'autre  moyen  d'empecher  la  Grece  de  se  laisser  entrainer 
ä  d'autres  complications,  plus  regrettables  encore,  et  dont  il  serait  impossible 
de  calculer  les  consequences.  1|  Par  suite  de  ces  considerations  importantes  que 
je  renonce  ä  developper  plus  longueraent  ici,  mais  qui  serablent  resulter  de  la 
Situation  elle-meme,  je  prends  la  liberte  d'insister  aupres  de  votre  Excellence 
sur  la  necessite  de  faire  parvenir  ä  l'Amiral  Britannique  dans  les  eaux  de 
La  Can4e  des  Instructions  conformes  ä  Celles  que  les  Commandants  des  esca- 
dres  de  l'Allemagne,  de  la  Russie,  et  de  l'Autriche-Hongrie  ont  dejä  regues 
de  leurs  Gouvernements.  P-  Hatzfeldt. 
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Nr.  11783.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Vorschläge 
über  die  Besetzung  Kretas. 

Foreign  Office,  March  16,  1897. 
Nr.  11783.  (Telegraphic.)  ||  Her  Majesty's  Government ,  while  recognizing  that  most 

britannien.  ^^  *'^^  Powers  rcjcct  the  proposal  to  use  Greek  troops  for  restoring  order  in 
i6.Märzi897.  Cretc,  cousidcr  that,  until  the  Powers  themselves  take  measures  for  this  pur- 
pose,  the  Greek  contention  is  not  unreasonable  that  no  means  exist  of  resto- 
ring Order  without  Greek  troops,  and  that  it  is  difficult  to  justify  the  exer- 
cise  of  force  against  Greece  as  a  punishment  for  insisting  ou  that  contention. 
The  adoption  of  some  such  measures  is,  therefore,  indispensable.  ||  In  your 
telegram  of  the  lOth  instant  you  reported  the  following  proposal  for  dealing 
with  the  Cretan  question  as  having  been  made  in  a  Circular  from  the  Russian 
Foreign  Minister: — 

"Count  Mouravieff  informed  me  that  he  had  already  sent  to  the  Russian 
Representatives  a  Circular  telegram,  conveying  a  proposal  for  the  military 
occupation  of  Crete  by  a  force  numbering  10  000  or  12  000  men,  on  behalf 
of  the  Powers. 

"His  Excellency  thought  that  this  force  should  be  furnished  by  France 
and  Italy  conjointly,  and  that  the  withdrawal  by  degrees  of  the  Greek  aud 
Turkish  troops  should  be  insisted  on  by  the  Powers.  In  this  manner  the 
pretext  of  the  Greek  Government  for  keeping  their  troops  in  Crete  would  be 
removed. 

"Under  present  couditions  there  could  be  no  question  of  an  appeal  to  a 
piebiscite  to  which  great  Opposition  would  be  made." 

To  that  proposal  Her  Majesty's  Government  entirely  adhere,  but,  if  the 
idea  of  occupying  Crete  is  given  up,  public  opiuion  in  England  will  not  per- 
mit  of  their  taking  part  in  the  blockade  of  ports  ou  the  mainland  of  Greece.  || 
The  idea  of  sending  a  large  body  of  Austrian  or  German  troops  to  the  Island 
is,  we  understand,  unalterably  opposed  by  the  Goveruments  of  those  couutries. 
Her  Majesty's  Government  are,  however,  willing  to  consent  to  the  occupation 
of  Crete  by  5000  British  'and  5000  Russian  troops,  or  by  5000  French 
and  5000  Italian  troops,  or  by  10  000  troops  of  any  one  of  those  four  Powers 
alone.  ||  Should  the  Powers  agree  upon  an  occupation  of  this  kind,  Her  Majesty's 
Government  will,  if  necessary,  join  in  the  blockade  of  the  Piraeus,  but,  in 
the  contrary  event.  Her  Majest'ys  Government  will  be  compelled  to  limit  their 
actiou  to  a  blockade  of  Crete. 
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Nr.  11784.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rui^^sland 
ist  für  eine  Blockade  Volos  und  Verstärkung  der 
Streitkräfte  vor  Kreta. 

Foreign  Office,  March  18,  1897. 
Sir,  II  the   Russian  Ambassador   has   this    day  communicated  to  me  two  Nr.  ii784. 
telegrams    from  bis  Government,  dated   the   17th  instant,  wbich   are   to    the  ^ritanni 


lei). 


foUowiug  effect:  jj  1.  In  view  of  the  serious  Situation  on  the  Turco]-Greek  is.MäKisav. 
frontier,  and  the  imminent  risk  of  an  armed  conflict  which  must  absolutely 
be  prevented,  it  is  in  the  oj^inion  of  the  Russian  Government  most  urgently 
important  to  proceed,  without  any  delay,  to  the  blockade  of  the  Port  of  Volo. 
The  Russian  Government  hopes  that  in  this  matter  England  will  not  separate 
herseif  from  all  the  other  Great  Powers.  ||  2.  With  reference  to  the  Euglish 
proposals,  the  Russian  Government  have  not  lost  sight  of  the  necessity  for 
the  Powers  to  have  sufficient  forces  in  Greta  for  the  maintenance  of  order 
and  security.  The  Admirals,  who  were  instructed  to  draw  up  a  plan  of  Ope- 
rations, and  to  indicate  the  measures  which  should  be  taken,  have  asked  for 
a  contingent  of  600  men  from  each  Power.  If  this  force  should  not  meet 
the  requirements  of  the  Situation,  each  Power  could  easily  double  or  quadruple 
its  detachment,  tlius  rendering  unnecessary  a  mandate  of  occupation  for  any 
one  of  them.  But  as  the  Powers  have  guaranteed  the  re-establishment  of 
Order  in  Crete  by  means  of  their  own  forces,  the  presence  there  of  the  Greek 
troops  can  not  be  tolerated,  more  especially  as  far  from  promoting  pacification, 
their  presence  forras  the  chief  obstacle.  After  their  coUective  summons  to 
the  Cabinet  of  Athens,  the  Great  Powers  cannot  withdraw  their  demands 
without  loss  of  dignity  and  compromising  their  authority. 

I  am,  &c. 
(Signed)       Salisbury. 

Nr.  11785.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Murawiew 
rät  England  dringend  zum  Anschlufs  an  das  euro- 
päische Konzert. 

St.  Petersburgb,  March  19,  1897.    (March  19.) 
(Telegraphic.)  j]  I  called  on  Count  Mouravieff  this  morniug,  at  his  request.||  Nr.  jnsr.. 
His  Excellency  told  me  .that  he  was  desired  by  the  Emperor  to  say  how  ^^jj^^l^g,, 
much  a  matter  of  surprise  it  was  to  His  Imperial  Majesty  to  learn  that  the  lo.Märzisg?. 
blockade  of  the  Greek  ports  was  objected  to  by  Her  Majesty's  Government, 
especially  as  regards  Volo.  jj  Count  Mouravieff  continued  to  say  that,  if  Eng- 
land abstained  at  this  juncture,  tlie  concert  of  the  Powers  would  be  broken 
up;  it  would  lead  probably  to  war  breaking  out  between  Turkey  and  Greece, 
and  to  a  general  conflagration  in  Macedonia.    Tlie  responsibility  of  this  would 
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Nr.  11785.  fall  011  Her  Majesty's  Government,  \\  In  view  of  the  assent  given  by  your 
britlnnien  Lordsliip  in  substance  to  bis  Circular  of  the  23rd  February,  the  Powers 
i9.Märzi897.  were  justified  in  expecting  England  to  co-operate.  He  failed  to  understand 
why  the  landing  in  Crete  of  a  foreign  force  of  10  000  or  12  000  men  should 
now  be  made  a  condition  of  the  co-operation  of  Her  Majesty's  Government.  1| 
Under  any  circumstances,  the  3  600  men  furnished  by  the  Powers  were  of 
more  account  than  the  Greek  troops  now  in  Crete.  The  Russian  contingent 
had  Started  this  morning  for  Crete.  |1  In  the  most  earnest  terms,  he  deprecated 
the  abstention  from  common  action  of  Her  Majesty's  Government,  and  begged 
that  bis  remarks  might  at  once  be  conveyed  by  telegraph  to  your  Lordship, 
as  he  spoke  by  order  of  the  Emperor. 


Nr.  11786.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Kreta 
wird  in  Blockadezustand  erklärt. 

Pera,  March  20,  1897. 

Nr.  11789.  Telegraphic.  ||  To-day  addressed  to  the  Porte:  — 

GrofsmäcLte  ,,-^^^  Ambassadeurs   soussignes   des   Grandes  Puissances   ä  Constantinople 

:iO.Marzl89(.  °  /^  j 

ont  l'honneur  de  notifier  a  la  Sublime  Porte  que  les  Arairaux  et  Commandants 
des  forces  navales  des  Six  Grandes  Puissances  en  Crete  on  d^cid^  de  mettre 
cette  ile  en  etat  de  blocus  ä  partir  du  9  (21)  ä  8  heures  du  matin;  ce  blocus 
sera  general  pour  tour  les  navires  sous  pavillon  Grec;  les  navires  des  autres 
Puissances  pourront  venir  dans  les  ports  occupes  par  les  Puissances  et  debarquer 
leurs  marchandises  si  elles  ne  sont  destinees  ni  aux  troupes  Grecques  ni 
ä  l'interieur  de  l'ile;  ces  navires  pourront  etre  visites  par  les  bätiments  de  la 
flotte  internationale.  Les  limites  du  blocus  sont  comprises  entre  les  23°  24' 
et  26°  30'  longitude  est  möridien  de  Greenwich,  et  les  35°  48'  et  34°  45' 
de  latitude  nord." 


Nr.  11787.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Berlin,  Wien, 
Rom,  Petersburg.  Griechenland  und  die  Türkei 
sollen  ihre  Truppen  von  den  Grenzen  zurückziehen. 

Foreign  Office,  March  20,  1897. 
Nr.  11787.  (Telegraphic).  jj  Tnform  the  Minister  for  Foreign  Affairs  that,  in  the  opinion 

^'■''^'"      of  the  Cabinet,  the   steps   which   are   now  being  taken  for  the  pacification  of 

britannien.  i  •    i     i.i     t    -i. 

20.Märzi8'j7.  Crctc  arc  all  that  can  be  done  for  that  purpose.  They  do  not  think  that  it 
would  be  efficiently  promoted  by  the  blockade  of  either  the  Piraeus  or  of 
Volo.  II  The  apprehension  of  the  Powers  lest  war  should  break  out  on  the 
Greek  frontier  is  one  with  which  Her  Majesty's  Government  sympathize 
acutely,  and  in   order,  if  possible,  to  avert  that  calamity,  they  are  prepared 
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to   join    the    other  Powers    in    calling   upon   the  Government  pf  Turkey  and  Nr.  ins;. 
Greece   respectively  to  withdraw  their  forces  to  a  distance  of  50  miles  on     ^''°^: 
either  side  from   the  frontier.  ||  Her  Majesty's  Government  would  be    williug  20.Mär7!i897, 
to  join  in  the  blockade  of  Volo   if  the  Greek  Government  should   refuse  to 
give    the    pledge    to    retire    at    the   same    time   as    the   Turks.  |(  They  would 
similarly  join  in  any  appropriate  measurc  of  coercion  against  Turkey  if  the 
Turks    should    refuse   to    give    such   a  pledge.  ||  It    must,    however,    in    their 
opiniou,    lie    with   Russia   and  Austria    to  bring   the  Turkish  Government  to 
comply  with  the  demand  of  the  Powers. 


Nr.  11788.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  fürchtet 
die  Überschreitung  der  türkischen  Grenze  durch 
griechische  Irreguläre. 

Paris,  Marcb  21,  1897.    (March  21.) 
(Telegraphic.)  ||  In    the    opinion    of    M.    Hanotaux,    it    would    be    raost  Nr.  um. 
advantageous  to  obtain  the  withdrawal  of  the  Greek  and  Turkish  forces  from  .  ^^"^^ 

,,  ,  ...  r     1        p  britannien. 

the  close  vicmity  ol  the  frontier,  as  suggested  in  your  Lordsbip's  telegram  of  2i.Märzi897 
yesterday;  bis  Excellency,  however,  especially  fears  an  incursion  of  Greek 
irregulars  into  Turkish  territory,  and  he  therefore  thinks  that  50  miles  is  too 
great  a  distance.  ||  His  Excellency  will  send  to  the  French  Ambassador  at 
St.  Petersbourgh,  a  telegram  proposing  the  adoption  of  measures  to  prevent 
the  outbreak  of  hostilities  on  the  frontier,  and  has  received  a  telegram  from 
the  Ambassador  to  the  effect  that  a  Circular  would  perhaps  be  issued  by 
Count  Mouravieff  yesterday,  one  of  the  points  of  which  would  have  this  ob- 
ject.  II  The  project  of  making  the  blockade  of  Volo  dependent  on  any  special 
contingency  does  not,  however,  meet  with  M.  Hanotaux'  approval,  and  his 
Excellency  desires  to  know  why  it  cannot  be  adopted  by  Great  Britain,  with 
the  simple  reserve  employed  by  the  French  Government,  and  contained  in  the 
formula,  "if  necessary." 


Nr.  11789.  GROSSBRITANNIEN.  -  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Über- 
sendet die  türkische  Antwort  auf  Nr.  11786. 

Constantinople,  March  22,  1897.    (March  22.) 
(Telegraphic.)  jj  Following  just  received,  dated  20 th  instant,   and   signed  Nr.  inso. 
Tewfik:—  ||  „Le  Miuistre  des  Affaires  Etrangercs  a  cu  l'honneur  de  recevoir  ^'^J"^': 

,  ,  ,,  britannien. 

la  note  collective  que  leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes 22.Märzi897. 
Puissances  ont  bien  voulu  lui  adresser  en  date   du   20  de  ce  mois  pour  lui 
notifier  le  blocus  de  la  Crete.     Le  Ministre  des  Affairs  £traugeres  se  fait  un 
devoir  d'exprimer  ä  leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  les  remerciements 
du  Gouvernement  Imperial  pour  cette  communication." 
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Nr.  11790.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland 
ist  einer  Entfernung  der  griechischen  und  türk. 
Truppen  von  der  Grenze  geneigt. 

St.  Petersburgh.  March  22,  1897.    (March  23.) 
Nr.  11790.  (Telegraphic.)  ||  Crete:     Your  Lordship's  telegram  of  the  20  th  instant.  || 

^^'^^^'     Count  Mouravieff  appears  to  think  that  the  Russian  Gouvernment  will  accept 

britannion.  ^ 

2-.Märzi897.  the  proposal  made  by  your  Lordship  if  the  zone  between  the  two  armies  so 
as  to  prevent  excursions  of  armed  Greek  bands  is  limited  to  20  miles  or 
about  20  miles;  but  he  fears  to  meet  with  unwillingness  on  the  part  of  the 
German  and  Austrian  Goveruments  to  address  a  further  communication  to  the 
Cabinet  at  Athens.  ||  Count  Mouravieff,  however,  hopes  that  he  will  be  able 
to  give  a  definite  answer  the  day  after  to-morrow.  Time  might  be  saved  if 
I  can  be  informed  meanwhile  whether  the  suggested  distance  between  the 
Greek  and  Turkish  armies  meets  with  any  objection  on  the  part  of  your 
Lordship. 


Nr.  11791.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Ad- 
mirale  fordern  einen  europäischen  Gouverneur  für 

Kreta. 

Constantinople,  March  25,  1897.    (March  25.) 

Nr.  11791.  (Telegraphic.)   ||   The    following    telegram    has    been   received   from    the 

Grofs-     Admirals   at  Suda,   dated  the  24th  March: —  11  "Chaque  iour  les  Amiraux  se 

britannien.  " 

25.Märzi897.  voieut  obliges  de  constater  quc  les  autorites  Ottoraaues,  soit  par  impuissance, 
seit  par  inertie,  ne  sont  pas  capables  d'administrer.  La  famine  est  imminente, 
les  vols  et  les  pillages  augmentent,  et  aucune  mesure  serieuse  n'est  prise  pour 
remedier  ä  cet  etat  de  choses.  Les  Amiraux  ont  assume  la  Charge  de 
defendre  les  villes  occupees  et  d'y  maintenir  l'ordre,  mais  ils  se  considerent 
incompetents  pour  se  substituer  ä  l'Administration  Ottomane.  Ils  demandent 
aux  Puissances  d'envoyer  au  plus  tot  en  Crete  un  Gouverneur -General 
Chretien  Europeen  avec  des  pleins  pouvoirs  et  accompagne  des  fonctionnaires 
necessaircs.  Ils  demandent  aussi  que  la  Porte  soit  invitee  ä  retirer  peu  ä  peu 
ses  troupes  ä  mesure  que  les  Amiraux  le  jugeront  necessaire.  L'arrivee  du 
Gouverneur -General  et  le  rappel  des  troupes  Turques  sont  les  deux  mesures 
qui  montreront  le  mieux  aux  Cretois  que  l'Europe  a  la  ferme  volonte  d'etablir 
Sans  plus  de  retard  l'autonomie.  Si  la  Situation  actuelle  se  prolonge,  les 
Amiraux  se  verront  dans  la  necessite  de  declarer  l'^tat  de  siege  dans  les 
villes  occupees." 

The  Ambassadors  meet  this  afternoon  to  discuss  this  telegram,  and  I 
shall  take  the  opportunity  to  raise  the  question  of  the  withdrawal  of  the 
Turkish  troops,  and  urge  on  my  coUeagues  the  importance  of  hastening  this  step. 
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Nr.  11792.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Petersburg,  Berlin, 
Wien,  Rom.  Es  mufs  ein  europäischer  Gouverneur 
für  Kreta  ernannt  werden. 

Foreign  Office,  March  27,  1897. 
(Telegraphic.)  ||  It  appears  to  Her  Majesty's  Government,   equally  with  ^'■-  "^^2. 
the  other  Powers,  to  be  of  vital  importance  that  a  governing  authority  should  britannien. 
be  iramediately  appointed  for  Crete.  ||  They  are  accordingly  ready  to  assent^s-Märzisg?. 
to   the    appoiutment    to    that    post   of  any   Belgian    or  Dutchman    whom  the 
French  Government  may  recommend,  and  they  will  be  glad  to  entertain  pro- 
posals  for  supplying  the  Governor  with  the  requisite  staff  and  funds  for  civil 
government,    especially    for   the   creation    of   a   gendarmerie.     Until    a    more 
regulär  civil  Organization  can  be  introduced  into  the  Island,  which  may  take 
a  little  time,  Her  Majesty's  Government  will  agree  to  the  appointment  either 
of    any    selected    Admiral    or    of    the    Admirals    collectively    as    provisional 
Governors  with  the  authority  belonging  to  a  State  of  siege. 


Nr.  11793.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Instruktionen  für 
den  österr.-ungar.  Gesandten  in  Petersburg. 

Vienna,  March  28,  1897.    (March  28.) 
(Telegraphic.)  ||  The    following    proposals    were    telegraphed    by    Count  Nr.  11763. 
Goluchowski    yesterday    to    Austro-Hungarian    Ambassador     at    St.    Peters-  ,  ^'^"'^"r 

bntaunieD. 

bourgh: —  ||  1.  That  Instructions  should  be  sent  to  all  the  Admirals  in  Cretan  28.Mär«i897 
waters  to  concert  measures  for  the  blockade  of  the  Greek  Littoral.  Such 
Instructions  have  already  been  sent  to  the  Austrian  Admiral.  |1  2.  That  a 
Military  Governor  of  Crete  should  be  at  once  appointed,  with  authority  to  decree 
a  State  of  siege.  ||  3.  That  a  scheme  for  the  Organization  of  the  Island  should 
be  drawn  up  as  soon  as  possible  by  the  Ambassadors  at  Constantinople. 


Nr.  11794.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Salisbury 
stimmt  den  österreichischen  Vorschlägen  zu. 

Foreign  Office,  March  29,  1897. 
(Telegraphic.)  |1  I  have  to  instruct  you  to  support  the  proposal  made  by  Nr.  11794. 
the  Austrian  Government  for  the  immediate  appointment  of  a  Governor  for  ^  ^J°^^'. 

^  '■  britannien. 

Crete.     Your  Excellency  should  say   that  Her  Majesty's  Government  consider29.Märzi897 
promptitude  to   be   of  urgent  importance,  and  will  accept  either  a  civilian  or 
military  or  naval  Governor,  as  the  other  Powers  may  thiuk  best.   It  is  in  my 
opinion  doubtful   whether  the  Ambassadors  of  the  Powers  at  Constantinople 
are  be  body  best  suited  to  draw  up  the  details  of  the  Constitution,  and  I 
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Nr.  11794.  think  the  consideration  of  this  poiut  might  be  deferred.  The  Governor  should 
britlnti'en  ß^ß^cise  the  powefs  belonging  to  a  state  of  siege  until  order  is  restored  in 
29.Märii897.  the  islaiid. 


Nr.    11795.     GROSSBRITANNIEN.    —    Der  Botschafter    in  Peters- 
burg  an    den   Minister   des    Auswärtigen.     Rufsland 
ist  für  die  Ernennung  eines  kretischen  Gouverneur^. 
St.  Petersburgh,  March  30,  1897.    (March  30.) 
Nr.  11795.  (Telegraphic.)  ||  Crete.  ||  The  Russian  Government  agree  to   a  Governor  of 

britinnien  ^^^^^>  "^val  or  orther,  being  immediately  appointed,  to  a  state  of  siege  being 
3o.Märzi897.  proclaimed,  and  to  a  reinforcemeut  of  600  men  being  sent.  ||  Count  Moura- 
vieff  told  nie  that  he  was  in  favour  of  blockading  the  Piraeus.  From  infor- 
mation  which  has  reached  him  from  Paris,  he  counts  on  Her  Majestj's 
Government  participating  in  it.  The  concurrence  of  the  Austrian  Government 
has  already  been  signified. 


Nr.  11796.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  ist 
für  eine  Blockade  des  Piräus. 

BerUn,  March  30,  1897.  (March  30.) 
(Telegraphic.)  ||  With  Reference  to  your  Lordship's  telegram  of  yesterday, 
the  substance  of  which  I  have  communicated  to  Baron  von  Marschall,  bis 
30.Märzi897.  Exccllency  teils  me  that  the  blockade  of  the  Gulf  of  Athens  is  strongly 
recommended  by  the  Admirals.  The  Great  Powers  are  placed  by  their  action 
in  Crete,  which  is  not  sufficient  to  pacify  the  Island,  in  the  invidious  position 
of  having  to  support  the  Turks  by  firiug  upon  the  Christians.  The  increase 
of  the  number  of  their  troops  in  Crete  will  not  improve  this  Situation.  War 
has  practically  been  declared  against  the  Powers  by  Vassos,  and  it  is 
necessary  that  the  King  of  Greece  should  have  pressure  put  upon  him  to 
recall  him.  The  blockade  of  the  Gulf  of  Athens  would,  bis  Excellency  is 
convinced,  be  sufficient  for  this  purpose,  and  bis  Excellency  is  strongly  of 
opinion,  as  he  has  informed  the  Russian  Government,  that  Instructions  to 
blockade  the  Gulf  of  Athens  should  be  issued  to  the  Admirals;  for  the  latter, 
who  are  on  the  spot,  must  best  be  able  to  judge  of  what  is  necessary.  It  is 
bis  Excellency's  strong  opinion  that  this  pressure  will  make  the  King  yield, 
that  Vassos  will  be  recälled,  and  tliat  thereby  the  pacification  of  the  Island 
will  be  made  possible. 


Nr.  1179 

Grofs- 

britannien. 
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Nr.  11797.  TÜRKEI.  —  Der  Botschafter  in  London  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte  mufs  sich 
gegen  die  griechischen  Rüstungen  schützen. 

Received  March  31. 

L'Ambassadeur  de  Turquie  presente  ses  compliments  k  M.  le  Sous-  Nr.  iitot. 
Secretaire  d'fitat  aux  Affaires  fitrangeres  et  a  l'honneur,  d'ordre  de  son  Gou-  ^i^^lrl'is'ji 
vernement,  de  porter  k  sa  connaissance  ce  qui  suit.  ||  Ainsi  que  le  Gouverne- 
ment Imperial  a  plus  d'une  fois  declare,  son  unique  preoccupation,  depuis  le 
debut  de  la  question  Cretoise,  a  ete  le  maintien  de  la  paix,  et  ses  efforts 
dans  ce  sens  sont  trop  connus  pour  qu'il  y  ait  besoin  d'y  insister.  II  a  veille 
scrupuleusement  k  ce  que  rien  ne  se  produisit  de  nature  k  provoquer  un 
conflit  et  s'est  conforrae  k  tous  les  conseils  des  Grandes  Puissances  qui  ont 
assume  la  täche  de  retablir  l'ordre  dans  l'ile  et  d'assurer  une  Solution  con- 
forme  aux  droits  de  souverainete  de  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan.  ||  Nean- 
moins,  les  dispositions  qu'elles  ont  adoptees  jusqu'ici  dans  ce  but  ne  semblent 
pas  de  nature  k  realiser  leurs  intensions  pacifiques  et  bienveillantes:  la 
Situation  en  Crete,  d'oü  les  troupes  Helleues  ne  semblent  point  vouloir  se 
retirer,  est  plus  troublee  que  jamais;  l'audace  des  rebelles  ne  connait  plus  de 
bornes;  ils  s'attaquent  en  grand  nombre  aux  faibles  detachements  des  troupes 
Ottomanes  dissemines  dans  l'interieur,  qu'ils  ont  dejä  delog^s  de  plusieurs  de 
leurs  positions  teile  que  Malaxa,  sis  ä  une  heure  de  la  Canee,  et  vont  jusqu'ä 
meuacer  les  villes  memes  occupees  par  les  troupes  des  Puissances.  ||  La  con- 
centration  continuelle  des  troupes  sur  la  frontiere  oü  le  Prince  Heritier  vieut 
d'arrivcr,  produit  dans  toute  la  Grece  une  surexcitation,  qui,  etant  donnee 
l'effervescence  qui  se  manifeste  par  contre-coup  dans  l'Empire,  peut  provoquer 
ä  tout  moment  un  conflit  que  l'Europe  veut  ä  toute  force  prevenir.  ||  D'autre 
part,  il  revient  k  la  Sublime  Porte  que  les  autorites  Helleniques  coutinueut 
k  former  des  bandes  armees  pour  faire  des  incursions  et  commettre  comme 
en  Crete  des  massacres  et  des  actes  de  pillage  sur  notre  territoire,  alors  que 
le  Gouvernement  Imperial  s'abstient  meme  d'admettre  des  volontaires  dans  les 
rangs  de  l'armee  reguliere.  La  Turquie  ne  craint  certes  pas  de  se  mesurer 
avec  la  Grece  et  a  le  pouvoir  de  lui  faire  entendre  raison;  mais,  encore  il  lui 
repugne  de  recourir  aux  moyens  violents  surtout  en  presence  des  efforts  des 
Grandes  Puiasances  pour  maintenir  la  paix.  ||  Mais  cet  etat  de  choses  ne  peut 
se  prolonger  sans  le  plus  grand  danger.  Aussi,  en  y  appelant  derechef 
l'attention  la  plus  serieuse  du  Cabinet  de  Sa  Majeste  Britannique,  le  Gouverne- 
ment Imperial  pense  qu'il  n'y  a  plus  moyen  d'eviter  l'une  des  deux  seules 
Solutions  qui  s'imposent:  ou  laisser  le  Gouvernement  Imperial  libre  d'user  des 
forces  dont  il  dispose  sur  sa  frontiere  pour  obliger  la  Grece  k  se  soumettre 
k  la  volonte  de  l'Europe,  ou  bien  inviter  les  Amiraux  k  adopter,  sans  plus 
de  d61ai,  des  mesures  des  coercition  efficaces  pour  assurer  le  meme  resultat.|| 
Anthopoulo  Pacha  serait   reconnaissant  k  Sir  Thomas  Sanderson  de  lui  faire 
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Nr.  1K97.  connaitre,    aussitot    que    possible,    la   r^ponse  que    le    Gouvernement  de    Sa 

Türtei. 
31.Marz]897 


^'^'^'^'^'■g.  Majeste  la  Reine  voudra  bien  donner  k  cette  communication. 


Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  31  Mars,  1897. 


Nr.  11798.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen au  den  Botschafter  in  Petersburg.  England 
stimmt  der  Blockade  des  Piräus  zu. 

Foreign  Office,  March  31,  1897. 

Nr.  ii7tf8.  (Telegraphic.)  ||  Witb  reference  to  your  Excellency's  telegram  of  yesterday's 

britannien  ^^^®'  ^  ^^^^®  ^^  iuform  you  tbat  if  tbe  blockade  of  the  Piraeus  is  approved 

3i.3r;irzi897.  by  thc  other  Powers,   Her  Mayesty's  Government  agree  to  the  proposal.     We 

also  agree  to  the  immediate  appointment  of  a  Governor  of  Crete,  naval  or 

other,  on  the  same   condition;  also  to   send  a  reinforcement  of  600   men  to 

Crete,  which  will  raise  the  number  of  British  troops  to  1,200. 


Nr.  11799.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Alle  Mächte 
stimmen  der  Blockade  des  Piräus  zu. 

St.  Petersburgh,  April  2,  1897.    (April  2.) 
Nr.  11799.  (Telegraphic.)   ||  Blockade    of   the    Piraeus.  ||  All    the    Powers    have   now 

^"^^'     notified    their    consent    to    the    Russian    Government.  11  "French    Government 

britannieD. 

2.  April  1897.  adhere   if   the  other  Powers  adhere  aud  participate"  is  the  wording  of  the 
French  commuLication. 


Nr.  11800.  RUSSLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  London.  Schlägt  eine  Verwarnung 
in  Athen  und  Konstantinopel  gegen  einen  Angriffs- 
krieg vor. 

Saint-Petersbourg,  le  21  Mars  (2  Avril),  1897. 

Nr.  11800.  (Telegraphique.)  |j  En  vue  du  prochain  blocus  de  la  Grece,  et  avant  anni- 

Rufsiand.   yg^-gg^ij-g  (jy  25  Mars  (6  Avril),  auquel  exaltation  Grecque  pourrait  rattacher 

21.Märzl897.  ^ 

de  nouveaux  exces,  nous  pensons  que  Representants  des  Grandes  Puissances 
devraient  6tre  chargcs  de  declarer  nettement  ä  Constantinople  et  ä  Athenes 
qu'en  cas  de  conflit  sur  la  frontiere  Greco-Turque,  l'agresseur  serait  rendu 
responsable  de  toutes  les  consequences  du  trouble  port6  ä  la  paix  generale 
que  les  Puissances  sont  fermement  resolues  de  maintenir.  Aussi  quelle  que 
soit  l'issue  de  la  lutte,  elles  n'admettraient  en  aucun  cas  que  l'agresseur  en 
retire  le  moindre  avantage.  Cette  declaration  devrait  etre  faite  ouvertement 
et  livröe  ä  la  presse. 
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Nr.  11801.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Vertreter  der  Grofsmächte 
in  Koüstantinopel  an  den  türkischen  Minister  des 
Auswärtigen.     Warnung  gegen  einen  Angriffskrieg. 

Coüstantinople,  April  6,  1897. 
En   presence  du   danger   qui    resulte  de  la  concentration  des  forces  con-  ni.  iisoi. 
siderables  des  deux  cötes  de  la  frontiere  Turco-Hellenique,  les  Gouvernements  f'^'^'^iJj"^' 
des  Grandes  Puissances,  s'inspirant  du  desir  de  sauvegarder  la  paix  generale, 
ont    Charge   leurs    Ambassadeurs  ä  Constantinople    de    döclarer  h  la    Sublime 
Porte  qu'en  cas  de  conflit  entre  la  Turquie  et  la  Grece,  l'agresseur  en  porterait 
toute  la  responsabilite.     Aussi,  quelle  que  soit  l'issue  de  la  lutte,  les  Grandes 
Puissances    n'admettront   en   aucun    cas  que    l'agresseur  en  retire  le  moindre 
avantage.     Uue  d^claration  analogue  est  faite  au  Cabinet  d'Athenes. 


Nr.  11802.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Vertreter  der  Grofsmächte 
in  Athen  an  den  griechischen  Minister  des  Aus- 
wärtigen.    Dasselbe. 

Athens,  April  6,  1897. 
Le  Soussigne,  &c.,  d'ordre  de  son  Gouvernement,  a  l'honneur  de  declarer  Nr.  11802. 
a  son  Excellence,  &c.,  qu'en  cas  de  conflit  arme  k  la  frontiere  Greco-Turque  *'''°^''°^*^'''^ 

,  .  ^        6.  April  1897 

les  responsabilites  qui  en  decouleront  peseront  sur  l'agresseur.  ||  Le  Soussigne 
doit  en  outre  ajouter  que,  quelle  que  puisse  etre  l'issue  de  la  lutte,  les 
Puissances,  fermement  resolues  ä  maintenir  la  paix  generale,  sont  decidees  ä 
n'adraettre  dans  aucun  cas  que  l'agresseur  retire  le  moindre  avantage  de  son 
agression.  ||  Le  Soussigne,  &c. 


Nr.  11803.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Vertreter  in  Paris,  Wien,  Berlin,  Rom, 
Petersburg,  Athen.  Frankreich  schlägt  eine  ge- 
meinsame Vorstellung  in  Athen  vor. 

Foreign  Office,  April  13,  1897. 
(Telegraphic.)  ]|  A  telegram  from  the  French  Minister  for  Foreign  Affairs   Nr.  iisos 
has    been    communicated    to    me    by    the    French  Ambassador.  j|  The  French  irSnten 
Ambassador  at  Constantinople  is  reported  in  this  telegram  to  be  of  opinion '3-^^p'"-189 
tliat  there  is  a  dauger  of  the  Turkish  troops  crossing  the  frontier  of  Thessaly; 
he  considers  that  great  prudence  is  necessary  on  the  part  of  the  Greeks,  and 
that    if   their    troops    could  be   withdrawn   to    a  distance   of  some    kilometres 
from    the    frontier,    the  Ambassadors    of  the  Powers  at  Constantinople   might 
press  the  Turkish  Government  to  withdraw   their   troops  also.  ||  The  French 
Minister   for    Foreign   Affairs    is   not   indisposed   to    recommend   this    course 
officiously  to  the  Greek  Government  if  all  the  other  Powers  agree  to  it,  and 
has  authorized  the  French  Minister  at  Athens  to  consult  the  Representatives 
of  the  other  Powers  on  the  point. 

11* 
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Nr,  11804.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel. 
Antwort  auf  Nr.  11801.  Die  Pforte  denkt  nicht  an 
einen  Angriffskrieg. 

Nr.  11804.  La  Sublime  Porte  a  eu  l'honneur  de  recevoir  la  note  verbale  que  leurs 

!  Apriiisy"  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  bien  voulu  lui 
adresser  le  6  de  ce  mois,  pour  l'iuformer  qu'en  presence  du  danger  qui  resulte 
de  la  concentration  de  forces  considerables  des  deux  cötes  de  la  frontiere 
Turco-Hellenique ,  les  Gouvernements  des  Grandes  Puissances,  s'inspirant  du 
d^sir  de  sauvegarder  la  paix  generale,  ont  Charge  leurs  Ambassadeurs  ä 
Constantinople  de  lui  declarer  qu'en  cas  de  conflit  entre  la  Turquie  et  la 
Grece  l'agresseur  en  porterait  toute  la  responsabilite  et  que  quelle  que  soit 
l'issue  de  la  lutte,  les  Grandes  Puissances  n'admettraient  en  aucun  cas  que 
l'agresseur  en  retire  le  moindre  avantage  et  qu'une  declaration  analogue  a  ete 
faite  au  Cabinet  d'Athenes.  1|  Le  Gouvernement  Imperial  partage  entierement 
les  intentions  pacifiques  dont  sont  animees  les  Grandes  Puissances  et  il  n'a 
pas  cess6  d'en  donner  les  preuves,  surtout  depuis  le  debut  des  affaires  Crötoises. 
S'il  a  du  forraer  un  corps  d'armee  special  sur  la  frontiere,  ce  n'est  point  dans 
le  but  de  prendre  l'initiative  d'une  attaque  contre  la  Grece  mais  bien  en  vue 
de  proteger  ses  frontieres  contre  toute  agression  du  Gouvernement  Hellenique, 
qui  a  fait  acte  d'hostilite  en  envoyant  en  Crete,  contrairement  ä  toutes  les 
regles  du  droit  des  gens,  des  troupes  r^gulieres  et  en  massant  le  premier  des 
forces  armees  sur  la  frontiere.  \\  Le  telegramme  qu'il  a  adresse  k  ses  Ambas- 
sadeurs aupres  des  Grandes  Puissances  donne  la  mesure  exacte  de  l'attitude 
pacifique  qu'il  a  observee  depuis  le  commencement  des  evenements  actuels 
ainsi  que  des  consequences  qu'a  entrainees  la  n^cessite  de  mobiliser  ses  armees 
sur  la  frontiere.  II  s'en  est  remis  par  le  dit  telegramme  aux  Cabinets  des 
Grandes  Puissances  du  soin  de  mettre  sans  retard  un  terme  aux  actes  du 
Gouvernement  Hellenique,  qui  portent  atteinte  ä  ses  droits  de  souverainete  et 
compromettent  la  tranquillitö  publique.  j|  Daus  son  desir  d'edifier  mieux  encore 
leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  sur  la  sincerite  des  intentions  du 
Gouvernement  Imperial,  le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  croit  devoir  leur 
transmettre  ci-pres  copie  du  dit  telegramme.  [j  Le  Gouvernement  Hellenique  en 
debarquant  ses  troupes  en  Crete  ayant  dejä  commis  uue  agression  sur  une 
partie  de  l'Empire,  le  Gouvernement  Imperial  prend  acte  de  la  declaration 
expresse  contenue  dans  la  note  verbale  precitee  comme  quoi  l'agresseur  sera 
tenu  responsable  et  que  les  Grandes  Puissances  n'admettront  en  aucun  cas 
qu'il  en  retire  le  moindre  avantage.  Enfin,  le  Gouvernement  Imperial,  qui  a 
des  le  principe  manifeste  son  desir  sincere  de  voir  la  paix  generale  maintenue 
et  a  comme  confirmation  de  ce  desir  transmis  ä  ses  Commandants  Militaires 
des  Instructions  categoriques  leur  prescrivant  de  ne  point  donner  lieu  ä  des  actes  de 
nature  ä  compromettre  la  paix,  ne  demande  aujourd'hui  des  Grandes  Puissances 
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que  Tadoption   de  mesures  propres  ä  empecher  les  empietements  des  Helldnes  Nr.  11804. 

Türkei. 
8.  April  1897. 


et    les  concentrations    de  forces  Helleniques,    qui  Font  Obligo  ä  mobiliser  son     ^"'""^^ 


arm6e  et  lui  ont  cree  un  ^tat  de  choses  dont  la  Prolongation  offre  de  graves 
inconv^nients  au  point  de  vue  de  la  Situation  generale  et  des  intörets  6co- 
nomiques  du  pays.  ||  II  est  Evident  qu'aussitot  que  les  troupes  Helleniques 
evacueront  l'Ile  de  Crete  et  que  Tarmöe  Hellenique  sur  la  frontiere  sera 
licenci^e,  les  raisons  qui  ont  motiv6  la  mobilisation  de  Tarmöe  Imperiale 
auront  disparu.  ||  Le  Ministre  Imperial  prie  leurs  Excellences  MM.  les  Re- 
presentants  des  Grandes  Puissances  de  vouloir  bien  informer  leurs  Gouverne- 
ments que  la  Sublime  Porte  est  sincerement  desireuse  de  voir  ce  resultat 
realise  et  attend  un  effet  salutaire  des  Communications  qui  ont  ete  faites  ä  ce 
sujet  au  Cabinet  d'Athenes. 

Sublime  Porte,  le  8  Avril,  1897. 


Nr.  11805.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  französische 
Vorschlag  (Nr.  11803)  ist  von  Deutschland  abgelehnt. 

Athens,  April  17,  1897.    (April  17.) 
(Telegraphic.)  ||  French  proposal,  tliat  a  coUective  representation  be  made  Nr.  11805. 
to  the  Greek  Government,  warning  them  against  permitting  irregulär  bands  to  brulntien, 
cross    the    frontier,  feil    through    owiug  to   the   German  Minister's   refusal  to  i^.Apr.  1897. 
participate    in  any  collective  representation  to  the  Hellenic  Government.  ||  A 
sirailar  view,  he  believes,  is  held  by  the  Austrian  Government. 

Nr.  11806.  TÜRKEI.  —  Der  Botschafter  in  London  an  das  engl. 
Ministerium  des  Auswärtigen.  Die  Pforte  ist  zur 
Verteidigung  ihrer  Grenzen  gezwungen. 

(Received  April  18.) 
L' Ambassadeur    de    Turquie    preseute    ses    compliments    ä   M.   le    Sous-   Nr.  iisoe. 
Secretaire  d'fitat  au  Foreign  Office,  et  a  l'honneur  de  lui  communiquer,  d'ordre    '^ü'"''«'- 

,  _,  .  „  ,  1         »  18.Apr.l897, 

de  son  Gouvernement,  ce  qui  suit.  ||  Ainsi  que  1  Ambassade  Imperiale  en  avait 
informe,  en  son  temps ,  le  Foreign  Office,  les  Ilellenes  avaient  franchi  la 
frontiere  dans  la  matinee  du  9  courant,  occupe  le  sommet  de  Krania,  ä  deux 
lieures  de  distance  de  la  ligne  de  demarcation,  detruit  ä  coups  de  canon  le 
blockhaus  de  Baitino  et  brüle  le  corps  de  garde  de  Phonika  Kipli  et  Strounga. 
Les  ordres  d'attaque  leur  6taient  donn^s  au  son  du  clairon.  ||  Apres  avoir 
affirme  encore  une  fois  les  efforts  d6ployes  par  le  Gouvernement  Imperial 
pour  le  maintien  de  la  paix  et  son  droit  de  prendre  les  mesures  necessaires 
pour  la  defense  de  son  territoire,  la  Sublime  Porte  rejetait  toute  la  responsa- 
bilite  de  cette  Situation  sur  le  Gouvernement  Hellenique,  qui  etait  l'agresseur. 
Par  la  reserve  dont  il  n'a  cesse  de  faire  preuve  et  l'attitude  patiente  qu'il  a 
übserv^e,  malgre  son  droit  evident  de  se  defendre,  le  Gouvernement  Imperial 
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Nr.  11806.  a  prouve  au  monde  entier  combien  11  avait  ä  coeur  le  maintien  de  la  paix.  || 
^j^^pj  jgg^N^anmolns,  des  troupes  r^gulleres  Hellönes  en  nombre  consld^rable,  et  avec 
des  Canons  ont  franchl  la  frontiöre,  dans  la  nuit  d'avant-hier ,  du  cöte  de 
Bairakdar,  Kodoman,  et  Perdika,  et  ouvert  les  hostilit^s  qui  continuent  encore.]] 
En  pr^sence  de  ces  attaques,  le  Gouvernement  Imperial  s'est  vu  dans  l'obli- 
gation  de  donner  au  Commandant-en-chef  de  ses  troupes  l'ordre  formel  d'aviser 
ä  tputes  les  mesures  militaires  propres  ä  assurer  la  defense  de  ses  droits  et  de 
son  territoire  contre  les  empietements  des  Hellenes.  ||  II  est  connu  que  soit 
dans  la  question  Cretoise,  soit  dans  les  evenements  qui  en  ont  ete  la  con- 
sequence,  le  Gouvernement  Imperial  a  fait  jusqu'au  dernier  moment  tout  ce 
que  d^pendait  de  lui  pour  le  maintien  de  la  paix  et  ne  s'est  jaraais  ecart6 
des  vues  et  dispositions  pacifiques  manifestees  en  cette  occasion  par  les 
Grandes  Puissances.  Mais  au  mepris  du  droit  international,  la  Grece,  aprfes 
avoir  expedie  des  troupes  en  Crete  et  fait  de  grands  preparatifs  militaires 
sur  la  frontiere,  ayant  commenc6  les  hostilitös,  le  Gouvernement  Imperial  ne 
pouvait  faire  autrement  que  d'appeler  sous  les  armes  une  grande  partie  de 
ses  Rödifs  en  s'imposant  de  tres  lourds  sacrifices  pour  leur  mobilisation  et  en 
portant  une  grave  atteinte  ä  son  agriculture  et  ä,  son  commerce.  Aussi,  la 
Sublime  Porte  a-t-elle  la  ferme  conviction  que,  en  ^gard  aux  consid^rations 
qui  precedent,  le  Cabinet  de  Sa  Majeste  Britannique  voudra  bien  reconnaitre, 
dans  ses  sentiments  de  justice,  que  toute  la  responsabilite  de  la  guerre  doit 
exclusivement  retoraber  sur  la  Grece.  Le  Gouvernement  Imperial  ne  nourrit, 
comme  il  l'a,  ä  maintes  reprises,  d^clarö,  aucune  id6e  de  conquete  contre  la 
Grece,  et  s'il  est  aujourd'hui  dans  l'obligation  d'accepter  la  guerre,  se  trouvant 
dans  le  cas  de  legitime  defense  par  suite  des  hostilites  ouvertes  par  les 
Hellenes,  c'est  simplement  pour  la  sauvegarde  de  ses  droits  les  plus  sacres  et 
de  son  integrite.  ||  Si  dans  un  bref  delai  le  Gouvernement  Hellenique  retire 
ses  troupes  de  la  Crete  et  de  ses  frontieres  le  Gouvernement  Imperial,  pour 
donner  une  nouvelle  preuve  de  ses  intentions  pacifiques,  ne  manquera  pas,  de 
son  cote,  d'arreter  ses  mouvements  militaires.  ||  Teile  est  l'intention  sincere  du 
Gouvernement  Imperial,  qui  compte  toujours  sur  l'esprit  de  haute  6quit6  et 
de  justice  des  Grandes  Puissances. 

Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  18  April,  1897. 

Nr.    11807.     TÜRKEI.    —    Der   Gesandte  in  Athen  an  den  griech. 
Minister  des  Auswärtigen.     Kriegserklärung. 

Äthanes,  le  18  Avril,  1897. 

Nr.  11807.  Le  Ministre    de  Turquie  a  l'honneur  d'informer  le  Gouvernement  Royal 

i8.Arr.i89".  que    par    suite   des    hostilites  ouvertes  par  la  Grece  contre  le  Gouvernement 

Imperial  Ottoman,  les  relations  diplomatiques  se  trouvant  rompues  entre  les  deux 

pays,  la  Legation  de  Sa  Majest6  le  Roi  ä  Constantinople   et  les  Consulats  de 

Grece    dans  l'Empire    ont    ete    invites   k  sc    retirer.      De  meme,    la  Legation 
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Imperiale    de  Turquie  ä  Athenes    et  les  Consuls  Ottoraans   en  Grece  ont  ete  Nr.  11807. 
autorises  k  se  retirer  ä  Constantinople.  ||  Conform^ment  ä  la  decision  arrßt^e  ,g  ^"''1897 
les  negociauts    et   sujets  Hellenes    se  trouvant    en  Turquie    devant   quitter  le 
territoire   Ottoraan    dans    un    d^lai   de    quinze   jours,    les    sujets  Ottomans  se 
trouvant    en    Grece    ont    et^    ^galement   autorises    k  quitter   le   territoire    du 
royaume  dans  le  meme  delai. 


Nr.  11808.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  türkischen  Gesandten  in  Athen.  Antwort 
auf  das  Vorige. 

Äthanes,  le  6  (18)  Avril,  1897. 

Le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  de  Sa  Majeste  le  Roi  des  Hellenes  Nr.  iisos. 
a  eu  l'honneur  de  recevoir  la  note  que  le  Ministre  de  Turquie  ä  Athenes  lui  ^'"^'^^'"^" 
a  adressee  ä  la  date  d'aujourd'hui  pour  l'informer  que  par  suite  des  hostilites  6.  Aprii  1897. 
ouvertes  par  la  Gr^ce  contre  la  Turquie  les  relations  diplomatiques  entre  les 
deux  pays  se  trouvent  rompues.  ||  En  voulant  faire  peser  sur  la  Grece  la 
responsabilite  de  la  rupture  des  relations  diplomatiques  entre  les  deux  pays, 
le  Gouvernement  Imperial  semble  perdre  de  vue  que  la  Grece,  loin  de  proceder 
k  des  actes  d'hostilite  contre  la  Turquie,  a  eu,  au  contraire,  ä  subir,  ces 
jours  derniers,  sur  plusieurs  points  de  la  ligne-frontiere,  les  agressions  repetees 
de  l'armee  Turque.  [j  A  la  suite  du  conflit  arme  qui  s'est  produit  dans  la 
journee  du  28  Mars  sur  le  point  Profiti  Elie,  le  Gouvernement  Royal,  par  sa 
note  verbale  eu  date  du  30  du  meme  mois,  a  cru  devoir  attirer  l'attention  du 
Gouvernement  Imperial  sur  l'attitude  des  troupes  Ottomanes  et  avait  en  meme 
temps  exprime  l'espoir  de  voir  la  Sublime  Porte  adopter  des  mesures  promptes 
et  et'ficaces  pour  en  prevenir  le  renouvellement.  Mais  loin  de  vouloir  se 
rendre  k  l'esprit  de  moderation  qui  a  dicte  cette  demarche,  le  Gouvernement 
Imperial  a  paru,  tout  au  contraire,  dispose  k  precipiter  la  marche  des  evene- 
ments.  Ainsi,  sans  aucune  provocation  de  la  part  des  troupes  Royales,  il  a 
cherche  k  s'emparer  du  point  de  la  ligne-frontiere  Analipsis,  qui,  d'un  commun 
accord,  etait  consideree  neutre;  ce  n'est  qu'ä  la  resistance  qu'elle  y  a  ren- 
contr6e  que  cette  tentative  de  violation  d'un  territoire  neutre  k  echou^e.  ||  Le 
Gouvernement  Royal  ne  saurait  passer  encore  sous  silence,  qu'aujourd'hui 
meme,  ä  partir  de  5  heures  du  matin,  avant  qu'il  ne  fut  officiellement  avise 
par  la  Legation  Imperiale  de  la  rupture  des  relations  diplomatiques  entre  les 
deux  pays  et  tandis  que  le  Ministre  du  Roi  ä  Constantinople  n'en  avait  regu 
la  notitication  que  dans  une  heure  avancee  de  la  nuit,  les  forts  de  Prevesa 
ont  ouvert  le  feu  contre  les  positions  Helleniques  d'Actium  et  ont  fait  couler 
bas  le  bateau  de  la  Compagnie  Pan-Hellenique  "La  Macedoine"  ä  sa  sortie 
du  Golfe  Ambracique.  ||  En  presence  de  ces  faits,  qui  demontrent  combien  peu 
fondee  est  l'assertion  de  la  Sublime  Porte  comme  quoi  la  Grece  aurait  commis 
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Nr.  11808.  des  actes  d'hostilite  contre  la  Turquie  la  responsabilite  des  cons^quences  qui 
"and.      pourrait  resulter  d'un  ^tat  de  choses  aussi  grave,  ne  saurait  nullement  peser 
6.  April  1897.  sur  le  Gouvemement  du  Roi.  ||  M.  Skouses  saisit  cette  occasion  pour  reiterer 
k  Assim  Bey  les  assurances,  &c. 


Nr.  11809.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel au  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
weist  die  griechischen  ünterthanen  aus. 

Pera,  April  21,  1897.    (April  21.) 
Nr.  11809.  (Telegraphic.)  ||  Greek  ships  and   subjects  are  allowed  a  delay  of  fifteen 

britannkn.  ^^^^^  ^^^"^  ^^^^  ^^  declaratiou  of  hostilities  to  leave  the  ports  of  the  Ottoman 
21.  Apr.  1897.  Empire.    Those,  however,  that  have  no  special  reason  for  delay  are  expected 
to  leave  sooner. 


Nr.  11810.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg,  Ansichten 
Englands  und  Rufslands  über  die  weitere  Blockade 

Kretas. 

Foreign  Office,  April  21,  1897. 

Nr.  11810.  (Telegraphic).  ||  The  Russian  Ambassador  has  communicated  to  me  a  tele- 

britannien.  8^^°^  ^^^^  ^^^^  Russian  Minister  for  Foreign  Affairs,  the  purport  of  which 
2i.Apr.i897.corresponds  with  the  first  paragraph  of  your  Excellency's  telegram  of  the 
19  th  instant.  |j  Count  Mouravieff  proceeds  to  say  that  in  his  opinion  the 
Powers  should  therefore  prevent  the  landing  of  any  belligerent  troops  in  Crete, 
and  maintain  the  blockade  of  the  Island,  while  continuing  their  efforts  for 
providing  it  with  a  definitive  Organization  when  the  present  conflict  is  brought 
to  a  close.  ||  In  reply  M.  de  Staal  was  told  that  Her  Majesty's  Government 
agreed  generally  with  the  views  expressed  by  the  Russian  Government  in  the 
above  communication,  but  considered  that  the  new  state  of  things  might  ne- 
cessitate  some  modification  in  the  details  of  the  blockade. 


Nr.  11811.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Schlägt 
eine  Friedensvermittlung  vor. 

Foreign  Office,  April  23,  1897. 

Nr.  11811.  (Telegraphic.)   ||  The  time  seems  to  be  near  at  band   when  the  Powers 

britlnnien.  ^^^  ^^*'''   advautage  proposo  terms    of   peace  to  the   Governments  of  Greece 

23.Apr.i8'.i-.  and  Turkey.  ||  Suggest  this  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  and  ask  whether 

the   Russian    Government  would    approve    of   this   matter  being  considered  as 

speedily  as  possible   by  a  Conference  of  Ambassadors  to    be  held  at  Paris,  jj 
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Such  a  Conference,  if  held  at  a  neutral  city,  will  possess  more  authority,  and  Nr.  iisii. 
be  in  a  better  position  to  judje  what  terms   are  practicable,  than  if  held  in  britannien 
one  of  the  belligerent  countries.      If  accepted,  the  Conference  should,  in  my23.Apr.i897. 
opinion,  not  wait  for  an  armistice,  which,  though  of  course  desirable,  may  be 
difficult  to  obtain,  but  should  commence  its  deliberations  at  once. 

Nr.    11812.     GROSSBRITANNIEN.— Der  Botschafter  in  Petersburg 

an  den  Minister  des  Auswärtigen.     Antwort  auf  das 

Vorige. 

St.  Petersburgh,  April  24,  1897.    (April  24.) 

(Telegraphic.)  ||  Count  Mouravieff  will  submit  to  the  Emperor  at  once  the  Nr.  11812. 

Suggestion  made  in  your  Lordship's  telegram  of  yesterday  with    regard  to  a  britannien 

Conference  of  Ambassadors  at  Paris.     His  Excellency  promises  me  an  answer,24.Apr.  1897. 

at  latest,  on  Monday.  ||  Count  Mouravieff  told  me  that  the  idea  hat  not  occurred 

to  him,  owing  to  his  thinking  that  the  best   course  would    be   to  wait  until 

mediation  was  asked  for  by  one    or   other  of  the  belligerents.      I  made  the 

remark  to  his  Excellency  that  if,  meauwhile,  the  one  or   the  other  obtained 

a  very  decided  success  in  the  war,  greater  difficulty  would  be  experienced  in 

arranging  the   conditions   of  peace,   and   in    obtaining   that  the  declaration  of 

the  Powers,  to  the  effect  that  neither  side  should  derive   any  advantage  from 

the  war,   should  be    observed.  |j  Count  Mouravieff   agreed  with  me.     It  was 

arranged  that  I  should  send  him,  in  an  unofficial  note,  the  substance  of  your 

Lordship's    above-mentioned   telegram,  which   he  would   send   on  to-night  to 

His  Imperial  Majesty. 

Nr.    11813.     GROSSBRITANNIEN.    —    Der  Botschafter  in  Wien  an 

den  Minister  des  Auswärtigen.    Friedensvermittlung 

ist  verfrüht. 

Vienna,  April  25,  1897.    (April  25.) 

(Telegraphic.)  ||  Proposed  Conference  at  Paris.  ||  Your  Lordship's  telegram   ^r.  nsis. 
of  23  rd  instant  to  Sir  N.  O'Conor.  11  I  fear  that  any  Intervention  between  the     ^^'^^^ 

britannien. 

belligerents  would  be  looked  upon  as  premature  here,  and  even  still  more  so  os.Apr.  1897. 
at  Berlin. 

Nr.  11814.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland 
stimmt  einer  Botschafterkonferenz  in  Paris  zu. 

St.  Petersburgh,  April  26,  1897.    (April  27.) 
(Telegraphic.)   ||  I   saw  Count  Mouravieff   this    morning.     His  Excellency  Nr.  11814. 
informed  me  that  I  could  telegraph   to  your  Lordship   that  your    Suggestion     ö"""^^- 

°      ^  .  britannien. 

that  a  Conference  of  Ambassadors  should  be  held  at  Paris  with  a  view  to  the26.Apr.i897 
proposal  of  terms  of  peace  to  the  belligerents  was  accepted  in  principle  by 
the    Imperial    Government,    without,   however,    absolutely    binding  themselves. 
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Nr.    11815.     RUSSLAND,  FRANKREICH,  GROSSBRITANNIEN.  —  Die 

Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  türk.  Minister 

des  Auswärtigen.     Sie   übernehmen    den    Schutz  der 

griechischen  Unterthanen. 

Pera,  April  28,  1897. 

Kufsiand^  'Les  Ambassades  de  Russie,  de  France,   et  d'Angleterre  ont  l'honneur  de 

Frankreich,  faire  conualtre  k  la  Sublime  Porte  qu'elles  sont  chargees  de  la  protection  des 

britannien  "^^^rets  Hellencs  en  territoire  Ottoman.  ||  *La  protection  des  sujets  Hellönes 
28.Apr.i897.de  religiou  Catholique  continuera  ä  etre  exercee  par  l'Ambassade  de  France. 
La  direction  des  affaires  Consulaires  Grecques  ä  Constantinople  sera  confi^e 
au  Consulat- General  de  France.  Dans  les  provinces  les  Consuls  des  trois 
Puissances  s'entendront  pour  faire  connaltre  aux  autorites  locales  celui  d'entre 
eux  qui  assumera  l'exercice  de  cette  protection  avec  le  concours  de  ses  colle- 
gues.  Les  Ambassades  de  Russie,  de  France,  et  d'Angleterre  prient  en  consö- 
quence  la  Sublime  Porte  de  vouloir  bien  adresser  par  le  telegraphe  aux 
autorit6s  Ottomaues  les  Instructions  n^cessaires.' 


Nr.  11816.  RUSSLAND,  FRANKREICH,  GROSSBRITANNIEN.— Die- 
selben an  Denselben.  Fordern  Aufschub  des  Termins 
für  die  Ausweisung  der  griechischen  Unterthanen. 

Pera,  April  28,  1897. 
Nr.  11816.  'Les  Ambassadeurs  de  Russie,  de  France,  et  d'Angleterre,  qui  viennent 

Ruisland,        ,  »       j      i 

Frankreich,  d  etre  charg^s  des  interets  Hellenes,    croient  devoir  renouveler  aupres  de  la 
^^'^^'■-     Sublime  Porte  les  observations  contenues  dans  leurs  notes  verbales  du  23  Avril 

britannien. 

28.Apr.  1897.  couraut  relativcmcnt  ä  une  Prolongation  du  delai  de  quinze  jours  imparti  aux 
sujets  Hellenes  pour  quitter  le  territoire  Ottoman.  Aucune  protection  n'ayant 
etö  accordee  jusqu'ici  aux  sujets  Hellenes  les  Ambassadeurs  de  Russie,  de 
France,  et  d'Angleterre  se  sont  rendu  compte  de  l'impossibilitö  de  regier  leurs 
affaires  dans  le  d61ai  de  quatre  jours  qui  leur  reste.  Une  execution  imm^- 
diate  et  rigoureuse  des  mesures  d'expulsion  parait  donc  impossible.  Elle 
causerait  le  plus  grave  prejudice  aux  nombreux  interets  Ottomans  et  Euro- 
peens  engages  avec  les  sujets  Grecs  etablis  dans  l'Empire.  ||  'Les  Ambassadeurs 
de  Russie,  de  France,  et  d'Angleterre  insistent  en  consequence  aupres  du 
Gouvernement  Imperial  sur  une  Prolongation  indispensable,  et  prient  la  Sub- 
lime Porte  de  donner  aux  autorites  Ottomanes  des  Instructions  precises  afin 
qu'elles  s'abstiennent  de  tout  procede  inutilement  vexatoire. 
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Nr.  11817.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  Vor- 
schlag einer  Friedenskonferenz  ist  nicht  allgemein 

angenommen. 

St.  Petersburgh,  April  29,  1897.    (April  30.) 

(Telegraphic.)  ||  I  was  informed  to-day  by  Count  Lamsdorff  that  the  pro-  ^q"^^^"- 
posal  of  a  Conference  has  not  been  generally  approved,  and  that  the  Russian  britannien. 
Government  were  of  opinion  that  the  Powers  should  continue  to  treat  directly  2^- ^p'-^^'-^' 
between  theraselves  respecting  the  steps  to  be  taken  for  the  establishment  of 
peace.  ||  The  Russian  Government  also  wish  to  ascertain  whether  an  armistice 
is  really  desired  by  the  Greek  Government,  and  they  learn  from  the  Russian 
Ambassador  at  Constantinople,  that  Turkey  would  prefer  to  enter  into  direct 
negotiations  with  Greece.  ||  Count  Lamsdorff  added  that  the  Russian  Minister 
at  Athens  has  not  reported  that  any  overtures  for  raediation  have  been  made 
to    him,    but    that    he    has    been    instructed    to    inquire,  in    concert   with   his 
colleagues,  if  an  armistice  is  desired  by  the  Greek  Government. 


Nr.  11818.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Griechen- 
land an  den  Minister  des  Ausw.  Die  griechische 
Regierung  wünscht  die  Vermittlung  der  Mächte. 

Athens,  May  1,  1897.    (May  1.) 
(Telegraphic.)   ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs  has  informed  both  the  Nr.  iisis. 
Russian  Minister  and  myself  that  personally  he  would  welcome  the  mediation  b.itannL.. 
of  the  Powers  with  a  view  to  an  armistice  of  some  weeks.  ||  As  the  Ministers  i-  m^i  i897. 
of  the  Interior  and  of  War  are  now  in  Thessaly,  he  cannot  yet  speak  in  the 
name  of  his  colleagues. 


Nr.  11819.  RUSSLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.  Die  Grofsmächte  sollen  die 
Initiative  zur  Friedensvermittlung  ergreifen. 

Saint-Petersbourg,  le  20  Avril  (2  Mai),  1897. 
(T^legraphique.)  |1  Notre  Ministre  h  Athenes  nous  informe  que  l'Assembl^e  Nr.  nsio. 
Grecque  avoue  urgence  d'armistice  et  affirme  qu'il  serait  accepte  avec  recon-    gSAp^st 
naissance.     Mais  le  Cabinet  d'Athenes  demande  instamment  que  l'initiative  de     2.  Mai 

1897 

cette  proposition  emane  des  Grandes  Puissances  afin  de  raffermir  dynastie. 
Nous  sommes  d'avis  que  dans  ces  conditions  les  Puissances  pourraient  charger 
leurs  Representants  des  propositions  de  mediation  au  Gouvernement  Grec.  Onou 
est  invit6  ä  s'entendre  avec  ses  collegues  et  de  proc^der  ä  cette  demarche 
des  que  ces  derniers  auront  regu  semblables  Instructions. 
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Nr.    11820.     RUSSLAND.  —   Derselbe  an  Denselben.     Instruktion 
an  den  Gesandten  in  Athen.*) 

Saint-Petersbourg,  le  20  Avril  (2  Mai),  1897. 

Nr.  11820.  (Telegraphique.)  11  Je  reponds  au   telegramme  d'Onou.     Si  les  Puissances 

20. April    tombaient   daccord    sur   propositions    de   mediation    ä   faire  ä  Äthanes,  vous 

2.  Mai      pourriez  vous    entendre   avec  vos    coUegues  sur  mode  de  proceder  qui,  sans 

humilier  ä  l'exces  Gouvernement  Grec  lui  ferait  comprendre  necessite,  dans  la 

Situation  oü  il  se  trouve,  .d'accepter   sans   reserve   les   recommandations  des 

Grandes  Puissances,  r^pondant  ainsi  ä  leur  gönereuse  initiative. 


Nr.  11821.  GROSSBRITANNIEN.  —  Die  Botschaft  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  macht 
die  Friedensvermittlung  von  der  Zurückziehung  der 
griechischen  Truppen  aus  Kreta  abhängig. 

Berlin,  May  4,  1897.    (May  4.) 

Nr.  11821.  (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  the  proposals  that  have  been  made  for 

britannien,  mediaticH    at    Athens,    Baron    von    Marschall    informs    me    that    the    German 

4.  Mai  1897.  Minister  at  Athens  has  been  instructed   to    associate   himself  in  taking  steps 

for  mediation  with  his  Russian  colleague,  always  subject  to  the  condition  that 

the  Greek  troops  and  Colonel  Vassos  retire  from  Crete.  (|  Baron  von  Marschall 

considers  that  mediation   is,   subject  to  this    condition,   eminently  desirable.|| 

A  report  was  yesterday  received   from   the   German  Minister  at  Athens  that 

their  danger  is  not  yet  realized  by  the  Greeks,  who  actually  still  talk  of  the 

frontier  being  rectified  in  their  favour. 

Nr.  11822.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  von  Rufsland,  Frankreich,  Grofs- 
britannnien.     Antwort  auf  Nr.  11815. 

Constautinople,  le  3  May  1897. 

(Telegraphic.)  ]|  'En  reponse  ä  la  note  verbale  que  les  Ambassades  d'Angle- 

N"-- "«22.  terre,  de  France,   et  de  Russie  ont  bien  voulu    lui' adresser  le  28  Avril,  le 

3.  Mai  1897.  Ministrc  des  Affaires  fitrangeres  a  l'honneur  de  les  informer  que  la  Sublime 

Porte  consent  ä  ce   que   la   protection    des    interets  Helleniques  en  territoire 

Ottoman    soit   assumee   par   elles,  ä  la  condition  que  cette  protection  n'aura 

point  pour  effet  d'assurer  aux   sujets  Hellenes  la  jouissance  des  droits  et  im- 

munit^s  dont  ils  b^neficiaient  jusqu'ä  l'ouverture  des  hostilites,  et  qu'elle  sera 

limit^e  au  delai  fixe  pour  leur  depart  de  l'Empire.   II  va  sans  dire  que  par  suite 

de  l'etat  de  guerre,  tous  les  Traites  en  vigueur  entre  la  Turquie  et  la  Grece 

se  trouvant  abolis,  tous  les  Hellenes  restent  assujettis  aux  lois   et  reglements 

de    l'Empire.     Le   Ministre    Imperial   prie   les    Ambassades    d'Angleterre ,   de 

France,  et  de  Russie  de  vouloir  bien  munir  leurs  Consuls  en  Turquie  d'instruc- 

tions  en  consequence.' 

•)  England,  Italien  und  Frankreich  erlassen  analoge  Instruktionen. 
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Nr.    11823.     RUSSLAND,  FRANKREICH,  GROSSBRITANNIEN. —  Die 

Botschafter  in  Konstantiuopel  an  den  türkischen 
Minister  des  Auswärtigen.  Über  die  Ausweisung 
der  griechischen  Unterthanen. 

Constantinople,  May  4,  1897. 
The  Ambassadors  wish  to  make  the  following  observations  on  the  Porte's  Nr.  11823. 
note    consentiug  to  the  protection   of  Greek  subjects  by  Russia,  France,  and  pr^J^*g"gJ, 
England.    This  protection,  although  not  conferring  on  them  the  füll  Privileges     Grofs- 
they   enjoyed  before  the  war,  gives  them  greater  rights  for  the  protection  of  ^  '^Ma^i'so? 
their  interests  and  persons,   and  must  be  exercised  without  restrictiou  during 
the   whole  period  of  the   war.     Although  the  expulsion  of  certain  individual 
Greeks  may  be  thought  uecessary  by  the  Porte,  their  expulsion  en  massc  cannot 
be  accepted  by  the  Ambassadors.    A  general  measure  of  this  kind  migh't  be 
the  cause  of  disturbances.    The  Ambassadors  cannot  but  express  their  surprise 
at   the    official    notice    published   by   the    Porte    on    2nd  Mai    respecting  the 
Position    of  Greek   subjects    during   hostilities.     It   appears    to    be   a    contra- 
diction  of  their  note  of  the  3rd  instant,  and  should  therefore  be  corrected.   , 
The  Ambassadors  consider  indispensable  the  special  protection  of  the  Greek 
subjects  employed  by  foreign  Missions,  Consulates,  and  privileged  establishments 
who   are  entitled  to   direct  protection   as  much  as  the  subjects  of  any  other 
nation  in  the  same  position.     The  Ambassadors  beg  that  a  correction  of  this 
notice  may  be  sent  without  delay  to  the  authorities  at  Constantinople  and  in 
the  provinces,  in  order  to  prevent  misunderstandings  between  them  and  the 
Consulates  of  the  three  Powers. 


Nr.  11824.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  österreichischen 
Bedingungen  für  die  Friedensvermittlung. 

Vienna,  May  5,  1897.    (May  6.) 
(Telegraphic.)  |I  With  reference  to  my  telegram  of  the  3rd  instant:  ||  It  Nr.  11824. 
appears    that  Count  Goluchowski's    meauing   was   not   quite    correctly  appre-     ^''"^^r    ^ 
hended  by  me.     He   does  not  oppose  initiative  in  mediation  being  taken  by  5.  Mai  1897. 
the  Powers,  but  considers  it  indispensable  that  tliey  should  previously  receive 
a   written    assurance    from    the    Greek    Government   that   mediation    and    the 
conditions  attaching  thereto  will  be  accepted  by  them.  [j  This  assurance  might 
be  given  to  the  Doyen  of  the  Representatives  of  the  Great  Powers  privately.|[ 
The  Austro-Hungarian  Charge    d' Affaires    at  Athens    has  been  instructed  by 
bis  Excellency   in   this    sense.  ||  I  have   communicated  the  substance  of  this 
telegram  to  Mr.  Egerton. 
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Nr.  11825.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben 
Dasselbe. 

Vienna,  May  7,  1897.    (May  7.) 

Nr.  11825.  (Telegraphic.)  H  With  reference  to  Sir  N.  O'Conor's  telegram  of  the  5th 

Britannien  Maj:  ||  A  writton  declaration  is  not  insisted  upon  by  Count  Goluchowski,  but 
7.  M»i  1«»-.  both  bis  Excellency  and  the  Emperor  maintain,  as  an  indispensable  condition 
of  mediation,  that  the  Greek  Government  should  give  a  formal  engagement  to 
recall  their  troops  from  Crete.  According  to  him,  without  this  condition  the 
concert  would  be  broken,  as  Germany  makes  her  joining  in  the  mediation 
dependent  on  it.  He  thinks  the  Greek  Government  may  be  prepared  to  see 
the  Turks  march  on  Athens  if  they  do  not  yield. 

Nr.  11826.  RUSSLAND,  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.  Der  Waffenstillstand  soll 
beschleunigt  werden. 

Saint-Petersbourg,  le  27  Avril  (9  Mai),  1897. 
Nr.  11826.  (T^l^graphique.)  11  Le  Gouvernement  Grec  a  donn6  aux  Reprösentants  des 

Rnfsland.  \  /   u 

27. April  Grandes  Puissances  une  Declaration  officielle  ecrite  annongant  la  decision  de 
9.  Mai  rappeler  les  troupes  de  Crete  et  de  commencer  l'^vacuation  en  faisant  partir 
imm^diatement  un  contingent  de  400  horames.  Nous  trouvons  cette  Decla- 
ration satisfaisance.  La  Gr^ce  n'etant  pas  Signataire  des  Traites,  les  Grandes 
Puissances  n'ont  pas  besoin  de  son  assentiment  pour  appliquer  l'autonoraie  en 
Crete.  L'Empereur  a  daigne  ordonner  ä  MM.  Nelidow  et  Onou  de  s'entendre 
avec  leurs  collegues  pour  proceder  sans  le  moindre  retard  aux  demarches  de 
m6diation  en  vue  de  häter  l'armistice  et  la  paix  definitive.  Nous  ne  doutons 
pas  que  le  Gouvernement  Anglais  donne  des  Instructions  analogues  ä  ses 
Repr^sentants  ä  Athenes  et  ä  Constantinople  en  presence  de  la  declaration 
formelle  du  Gouvernement  Grec. 

Nr.  11827.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  deutsche  Ge- 
sandte hat  noch  keine  Instruktion. 

Athens,  May  10,  1897.    (May  10.) 

Nr.  11827.  (Telegraphic.  ||  Having  found  that  all  my  other  colleagues  had  received 

britinnien   *^®^^  instructlons,  and  were  ready  to  join  at  once  in  offers  of  mediation,  but 

10.  Mal  1897.  that   thc   Germau  Minister   had   received  no  other  instructlons  beyond  those 

directing  him  to  insist  not  only  on  the  withdrawal  of  the  troops,  but  also  on 

the  recognition  by  Greece  of  the  autonomy  of  Crete,  and  none  of  my  colleagues 

being  justified  by  their  Instructions  to  make  the  latter  demand,  I  ventured, 

with    a  view   to    saving   time,   to   privately  urge  the  Greek  Minister  to  see 

Baron  Plessen,  and  offer  to  recognize  Cretan  autonomy,  as  well  as  consent  tö 

the  withdrawal  of  the  troops  if  he,  on  bis  part,  would  immediately  assent  to 

join  his  colleagues  in  mediation. 
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Nr.    11828.     GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.     Be- 
schlüsse der  Gesandten. 

Athens,  May  10,  1897.    (May  10.) 
(Telegraphic.)  ||  It  has  been  agrecd  by  tbe  Representatives  of  the  Powers  Nr.  ii828. 
that    immediately  the  German  Minister  receives   bis  instructions  the  Russian  ,  '^'J^^^'. 

•'  bntannien. 

Minister  —  tbe  doyen  of  the  Diplomatie  Corps  —  will  present  tbe  offer  of  lo.Mai  isa?. 
mediation  of  wbicb  my  telegram  of  tbe  6tb  instant  contained  tbe  text;  and 
it  will  be  suggested  to  tbe  Hellenic  Minister  for  Foreign  Affairs  to  forraally 
adbere  to  tbe  proposal  made,  and  bis  Excellency  will  also  request  tbat  steps 
may  be  taken  by  the  Powers  to  obtain  tbat  Edbem  Pasha  sbould  receive 
Orders  to  stop  all  furtber  advance  of  tbe  Turkish  army  witb  a  view  to  facilitate 
tbe  conclusion  of  peace. 

I  bope,   tberefore,  tbat  tbis  may  be  finisbed  tbis  evening  or  to-morrow 
morning. 


Nr.  11829.  RUSSLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  Konstautinopel.  Soll  mit  seinen 
Kollegen  für  einen  Waffenstillstand  wirken. 

Saint-Petersbourg,  le  29  Avril  (11  Mai),  1897. 
(Tel^grapbique.)  ||  Grece,  ayant  adbere  formellement  au  contenu  communi-  ^^-  ^'^-9- 
cation  des  Representants  des   Grandes  Puissances  entre  les  mains  desquelles    29.Aprii 
eile  a  remis   soin  de  ses  inter^ts,  notre  Auguste  Maitre  vous  cbarge  de  vous     'i-  '^*' 

1807. 

entendre  avec  vos  collegues  pour  aborder  negociations  pour  conclusion  de  la 
paix  et  deraander  immediatement  Suspension  de  tout  mouveraent  offensif  de  la 
part  des  troupes  Turques. 


Nr.    11830.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 

den  Minister  des  Auswärtigen.    Deutschland  stimmt 

der  Vermittlung  zu. 

Berlin,  May  12,  1897.    (May  12.) 

(Telegraphic.)  ||  I  am   informed  'by  tbe  Imperial  Secretary  of  State  for  Nr.  iisso. 

Foreign  Affairs  tbat  as  tbe  Greek  Government  bave  agreed  to  tbe  withdrawal  Britannien. 

from  Crete  of  tbeir  troops,  and  to  tbe  recognition  of  autonomy,  instructions  12. Mai  is97 

bave    been    issued   to    tbe   German  Ambassador  at  Constantinople  to  consult 

witb   bis  colleagues  as  to  a  Joint  application  to  be  adressed  to  tbe  Sultan^ 

witb  tbe  object  of  ascertaining  tbe  conditions  be  will  require,  both  for  peace 

and  for  an  armistice.  |1  In  bis  Excellency's  opiuion  tbe  Great  Powers  sbould 

not  attempt  tbemselves  to  impose   any  terms   of  peace,  but  sbould  ascertain 

wbat    conditions    tbe    Porte    would    demand,    thus    providing    material    for 

mediation. 
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Nr.    11831.     GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  der  Grofsmächte 

in    Konstantinopel   an   den   türkischen  Minister  des 

Auswärtigen.     Schlagen  einen  Waffenstillstand  vor. 

Constantinople,  May  12,  1897,  midnight.    (May  13.) 

Nr.  11831.  Le  Cabinet  d'Athenes  ajant  reclame  le  concours  des  Grandes  Paissances 

,.,^"'4™*,''^*!'pour  obtenir  un  armistice,  les  six  Gouvernements  lui  ont  offert  leur  mediation 

12.  Mai  189  r.  ^  ' 

ä  la  condition  que  le  Gouvernement  Hellönique  remettrait  aux  Puissances  le 
soin  de  ses  interets,  qu'il  procederait  dans  le  plus  bref  delai  k  l'evacuation  de 
la  Cr^te,  et  reconnaltrait  le  regime  autonome  de  l'ile.  Le  Gouvernement 
Hellenique  ayant  adh^re  sans  reserves  k  ces  conditions,  qui  ont  d6jä  regu  un 
commencement  d'ex^cution,  les  Puissances  se  sont  mises  d'accord  pour  prier 
le  Gouvernement  Imperial  de  suspendre  les  hostilites  en  vue  d'arreter  les 
bases  d'un  armistice  et  d'aborder  le  plus  tot  possible  les  negociations  pour  la 
conclusion  de  la  paix  definitive.  Les  Ambassadeurs  des  Six  Puissances  prient 
en  consequence  son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres  de  vouloir 
bien  soumettre  au  Gouvernement  Imperial  Ottoman  une  demande  de  Suspension 
immediate  d'hostilit6s.  Ils  fönt  appel  aux  sentiments  pacifiques  du  Gouverne- 
ment de  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan,  et  ils  esperent  que  des  ordres  pour- 
ront  etre  donn^s  sans  retard  aux  Commandants  des  troupes  Ottomanes  pour 
arreter  tout  mouvement  offensif.  Les  Ambassadeurs  se  tiennent  k  la  dis- 
position  de  son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  pour  l'etude  des 
questions  que  peut  comporter  l'exercice  de  leur  mediation. 

Nr.    11832.     TÜRKEI.    —    Der  Minister    des   Auswärtigen    an   die 

Botschafter    der     Grofsmächte.      Antwort     auf    das 

Vorige. 

Constantinople,  May  13,  1897. 

Nr.  11832.  Le   Ministre    des    Affaires    fitrangeres   a    eu    l'honneur    de    recevoir    le 

13  Mlii897  Memorandum  que  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances 
ont  bien  voulu  lui  adresser,  en  date  du  12  Mai,  pour  interposer  leur  mediation 
en  vue  d'arreter  les  bases  d'une  armistice  et  d'aborder  la  negociation  de  la 
paix.  En  remerciant  de  cette  communication  leurs  Excellences  les  Ambassa- 
deurs des  Grandes  Puissances  le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  s'empresse 
de  les  informer  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan 
pourra  entrer  dans  l'etude  de  ces  questions  apres  les  fetes  de  Bairam. 

Nr.  11833.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Friedens- 
bedingungen der  Türkei. 

Constantinople,  May  15,  1897.    (May  15.) 
Nr.  11833.  (Telegraphic.)  ||  In  reply  to  our  Memorandum  of  the  12th  May  the  Porte 

Grofs-     ia,y  down  the  following  conditions  for  the  Suspension  of  hostilities  preparatory 

britannien.  .  -  .     . 

15  Miii  1897.  to  an  armistice  on  the  Treaty  of  Peace: —  ||  1.  Tlic  conclusion  of  an  armistice 
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and   free    communication    between    the  Imperial    authorities    aud    the   Turkish   Nr.  11P33. 
forces  by  sea,  via  Volo  and  Prevesa,  are  necessary  conditions  of  tlie  Suspension     *'''''^* 

■^  britannien 

of  hostilities.  ||  2.  The  old  frontier  line  to  be  restored,  Turkey  recovering  the  is.Maiiso?, 
territory  cedcd  in  consequence  of  the  Treaty  of  Berlin.  This  cession  of 
territory  was,  accörding  to  the  Porte,  based  on  assurances  that  it  would  put 
an  end  to  brigandage,  but  the  very  cause  of  the  present  war  shows  that  this 
reasoning  was  erroneous,  and  that  the  cession  merely  rendered  possible  more 
serious  attacks  on  the  integrity  of  the  Empire.  1|  These  considerations  and  the 
propriety  of  giving  Turkey  some  equivalent  for  the  victories  which  have  cost 
so  much  blood  and  money  justify  a  return  to  the  original  frontier.  ||  3.  An 
indemnity  of  10,000,000  Turkish  liras.  ||  4.  A  revision  of  the  Treaties  bet- 
ween Greece  and  Turkey  in  conformity  witli  the  general  principles  of  inter- 
national law.  II  5.  An  Extradition  Treaty  for  criminals  at  common  law.  ||  The 
Plenipotentiaries  of  the  belligerens  to  meet  at  Pharsala  to  negotiate  the 
armistice  and  afterwards  the  Treaty  of  Peace.  ||  Orders  for  the  imraediate 
Suspension  of  hostilities  will  be  sent  to  the  Commanders  of  the  Imperial 
troops  as  soon  as  the  above  conditions  have  been  accepted  by  the  Greek 
Gouvernment. 


Nr.  11834.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Beschlüsse 
der  Botschafter  über  die  Friedensbedingungen. 

Constantinople,  May  15,  1897.    (May  15.) 
(Telegraphic.)  ||  I  have  the  honour  to  State  that  ray  coUeagues  and  mysclf  Nr.  11834. 
this    afternoon    had    under  discussion  the  note   of  the   14th  instant  receivcd  ,  ^"''" 

britannien. 

from  the  Porte,    aud   decided  to  submit  to  our  respective  Gouvernment  the  i5.Maii897. 
following   Statement    of   our   views,   in   the   hope    that  jt  might  afford  tbem 
assistance  in  deciding  upon  the  Instructions  to  be  sent  to  us:  — 

"  1.  Insister  sur  la  suspensiun  immediate  des  hostilites  de  part  et  d'autre. 
Cette  Suspension  doit  impliquer  la  cessation  du  blocus  des  ports  Ottomans. 
Elle  ne  devrait  pas  etre  subordonnee  ä  la  conclusion  d'un  armistice  ni  ä 
l'adoption  des  Preliminaires  de  la  Paix.  Elle  devrait  au  contraire  les  pre- 
ceder.  |j  "  2.  II  ne  peut  etre  question  d'une  rötrocession  de  la  Thessalie.  Tout 
au  plus  pourrait-  on  admettre  une  rectification  strategique  de  la  frontiere 
sur  certains  points.  j]  "  3.  On  ne  peut  pas  contester  le  principe  d'une  indemnite, 
mais  le  chiffre  demande  est  exorbitant.  Si  en  cas  d'impossibilite  pour  les 
Grecs  de  se  liberer  immediatement,  la  Turquie  demanderait  ä  detenir  en 
gage  une  partie  du  territoire,  cette  occupation  devrait  etre  purement  militaire, 
liraitee  ä  certains  points  et  ä  un  nombre  d6termine  de  troupes,  de  maniere  ä 
laisser  se  reinstaller  et  fonctionner  librement  l'Administration  Hellenique.  || 
"  4.  Ce  serait  un  precedent  dangereux  d'admettre  la  suppression  des  Capitu- 
lations  pour  une  nationalite  Chretienne  qui  en  a  joui  jusqu'ä  present.    On  doit 
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Nr,  11S34.  cepeudant  reconnaitre  dans  l'exercice  de  la  protection  par  les  Consulats  Grecs 
britannioii  l'existeuce  de  certains  abus  qui  pourraient  etre  utilemeut  reformes.  ||  "  5.  La 
is.Mui  ISO?,  propositiou  de  la  Sublime  Porte  de  reunir  ä  Pharsala  des  Plenipotentiaires 
Ottomans  et  Hellenes  indiquant  l'intention  [de  soustraire]  les  negociations  ä 
l'action  des  Puissances,  il  convient  d'insister  pour  que  ces  negociations  aient 
lieu  dans  des  conditions  permettant  aux  Gouvernements  d'exercer  leur  media- 
tion  jusqu'ä  la  conclusion  de  la  paix." 


Nr.  11835.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der 
Sultan  hat  den  Waffenstillstandsvörschlag  ange- 
nommen. 

Constantiuople,  May  18,  1897.    (May  18.) 

Nr.  11835.  (Telegraphic)  |i  I  have   tlie    honour    to    inform   your  Lordship   that  the 

britanuien.  Minister  for  Foreign  Aifairs  called  this  morning  upon  the  Austrian  Ambas- 
ig.  Mai  1897.  gj^jjQj.^  and  stated  officially  that  the  Sultan  had  sent  Orders  to  the  Turkish 
military  Commanders  to  arrange  for  an  immediate  Suspension  of  hostilities 
with  the  Hellenic  Commanders.  His  Excellency  added  that  His  Imperial 
Majesty  had  acted  in  deference  to  the  unanimously  expressed  desire  of  the 
Powers  in  thus  giving  up  his  previous  views  that  the  acceptance  in  principle 
by  the  Hellenic  Government  of  the  conditions  of  peace  must  precede  the  Sus- 
pension of  hostilities.  This  desire  had  also  been  embodied  in  a  telegram 
received  from  the  Emperor  of  Russia  by  the  Sultan  last  night.  The  Emperor 
appealed  strongly  to  the  Sultan's  generous  sentiments,  and  on  his  side  the 
Sultan  relied  on  the  Powers  for  support.  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs 
fnrther  expressed  his  regret  that  he  should  have  given  incorrect  news  a  few 
days  ago  on  the  subject  of  Domoko,  which  was  only  captured  yesterday.  The 
Greek  troops  had  been  at  the  same  time  entirely  expelled  from  Epirus.  There 
had  been  no  important  fighting  at  Domoko  but  the  struggle  had  been  severe 
near  Arta.  The  Greek  losses  were  estimated  at  not  less  than  2000  killed 
at  the  latter  place.  ||  I  have  telegraphed  this  intelligence  to  Her  Majesty's 
Minister  at  Athens. 


Nl'.  11836.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Konstantinopel,  Rom, 
Berlin,  Wien,  Petersburg,  Paris.  Über  die  Friedens- 
bedingungen. 

Foreign  Office,  May  19,  1897. 

Nr.  11836.  (Telegraphic.)  ||  I  liave  informed  the  various  Ambassadors  with  whom  I 

ürofs-     i^a^yg  spoken  on   the   terms  of  peace  between  Turkey  and  Greece,   that  while 

britannien. 

19.  Mai  1897.  strongly  opposed  to  the  retrocession  of  settled  territory  to  Turkey  and  to  the 
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abolition  of  the  Capitulations  of  regards  Greek  subjects,  Her  Majesty's  Govern-  Nr.  iisse. 
ment    are   in    favour   of  the    payment    of  an  indemnity   to  Turkey  and  of  a  ,  ^'*''^'' 
Strategie  rectification  of  the  Turkish  frontier.     I  observed  that  Her  Majesty's  lo.  Miü  is'jt. 
Government    were    fully  alive    to    the   difficulty   of  providing   security   for  the 
payment  of  the  indemnity  in  the  present  State  of  Greek  credit,    but  that,   in 
my  opinion,  the  most  hopeful  expedient  was  the  establishment  of  some  inter- 
national control  over  some  branches  of  the  Greek  revenue. 


Nr.    11837.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel   an    den   Minister   des   Auswärtigen.     Unter- 
redung des  russischen  Botschafters  mit  dem  Sultan. 
Constantinople,  May  22,  1897.    (May  22.) 
(Telegraphic.)  ||  I  have  the  honour  to  State  that  a  meeting  of  Ambassadors  Nr.  iisa?. 
was  held  this  morning,    at  which  M.  Nelidow  said  that  he  had  expressed  to     ^'■^*^*" 

britannioii. 

the  Sultan  at  his  audience  yesterday  the  hope  of  the  Czar,  that  the  Turkish  22. Mai  iso:, 
Government  would  be  moderate  in  its  demands  as  to  the  terms  of  peace.|[ 
The  reply  of  His  Imperial  Majesty  was  couched  in  general  terms,  no  mention 
being  made  as  to  the  terms  of  peace;  he  had,  he  said,  been  guided  throughout 
this  Greek  business  by  the  counsels  of  the  Great  Powers,  and  he  proposed 
to  continue  in  the  same  path.  ||  We  then  entered  into  a  discussion  of  the  form 
which  our  communication  to  the  Porte  should  take,  and  a  further  meeting  is 
to  be  held  this  afternoon  to  draw  it  up.  But  we  shall  be  unable  to  present 
it  until  the  German  Ambassador  has  telegraphed  it  to  Berlin  and  received  a 
reply  authorizing  him  to  agree  to  it. 


Nr.  11838.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Teilt  ihm 
eine  an  die  Pforte  zu  richtende  Denkschrift  über 
die  Friedensbedingungen  mit. 

Constantinople,  May  22,  1897.    (May  22.) 
(Telegraphic.)  ||  The  foUowing  is  the  Memorandum  re&pecting  the  proposed  Nr.  ii838. 
pcace  negotiations,    to  which  I  alluded  in  my  telegram  of  to-day,    and  which  i,rjtannieii.5 
will   bc  sent  to  the  Sublime  Porte  as  soon  as  the  German  Government  have  22.  Mai  1897. 
expressed  their  approval  of  the  text: — 

"Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  l'honneur  d'accuser 
reception  ä  sou  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  du  Memorandum 
qu'il  a  bien  voulu  leur  adresser  le  14  de  ce  mois,  et  dans  lequel  se  trouvaient 
enoncees  les  conditions  auxquelles  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Imperiale 
le  Sultan  subordonnait  la  Suspension  des  hostilites  avec  la  Grece.  ||  Cette 
Suspension  ayant  ete,  depuis  lors,  decidee,  les  Ambassadeurs  des  Grandes 
Puissances  prient  son  Excellence  Tcwfik  Pacha  de  vouloir  bien  remercier  Sa 

12" 
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iTr.  11838.  Majeste  le  Sultan  d'avoir,  en  def^rant  ä  leur  demande,  donn4  la  preuve  de 
^  ^'"'^r  ses  intentions  pacifiques.  11  Les  Grandes  Puissances  ont  invite  leurs  Ambassadeurs 
22.  Mai  1897.  h  cxercGr  leur  mediation,  en  vue  d'arriver,  le  plus  tot  possible,  k  la  conclusion 
de  la  paix,  et  les  ont  autorisös  h  entrer  en  pourparlers  avec  le  Gouvernement 
Ottoman.  [|  En  se  mettant  dans  ce  but  h  la  disposition  de  la  Sublime  Porte 
les  Ambassadeurs  croient  cependant  devoir  presenter  des  maintenant  au  nom 
de  leurs  Gouvernements  quelques  observations  suggerees  par  la  lecture  du 
Memorandum  du  14  Mai.  |1  Ils  ne  meconnaissent  pas  l'interet  de  la  Turquie 
k  garantir  la  securite  de  ses  frontieres  contre  les  entreprises  attentatoires  ä 
l'integrite  de  l'Empire  Ottoman  et  considerent  comme  justifiee  une  certaine 
rectification  de  frontiere  basee  sur  des  considerations  strategiques.  |j  Ils  ne 
contestent  pas  davantage  le  droit  du  vaiuqueur  de  reclamer  une  indemnite 
pour  les  depenses  et  les  pertes  causees  par  la  guerre,  mais  ils  estiment  que 
cette  indemnite  ne  doit  pas  depasser  les  limites  des  forces  financieres  de  la 
Grece,  qui  ne  paraissent  pas  susceptibles  de  supporter  la  Charge  dont  le  chiffre 
est  indique  dans  le  Memorandum  de  la  Sublime  Porte.  ||  En  outre,  en  ce  qui 
concerne  les  Traites  entre  la  Turquie  et  la  Grece  les  Gouvernements  des 
Grandes  Puissances  sont  d'avis  que,  si  les  Traites  existants  entre  deux  belli- 
gerants  sont,  en  principe,  annules  par  l'etat  de  guerre  et  demandent  ä  etre 
renouveles,  certains  Privileges  et  immunites  ont  ete  concMes  aux  sujets 
Hellenes  en  vertu  d'arrangements  conclus  avec  les  Grandes  Puissances  et  ne 
sauraient  en  cons^quence  etre  atteints  par  la  rupture  des  relations  entre  la 
Turquie  et  la  Grece.  |1  Les  Ambassadeurs  recommandent  ces  considerations  ä 
l'attention  de  la  Sublime  Porte  et  se  d^clarent  prets  ä  entrer  dans  la  dis- 
cussion  de  ces  differents  points  et  des  bases  de  la  paix  definitive  avec  son 
Excellence  le  Ministre  des  Affaires  fitraugeres  ou  avec  les  personnes  que  Sa 
Majeste  Imperiale  le  Sultan  designerait  ä  cet  effet  au  jour  et  ä  l'heure  qui 
leur  serout  fixes. 


Nr.  11839.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  deutsche 
Regierung  will  die  türkischen  Friedensbedingungen 
an  Griechenland  mitteilen. 

Berlin,  May  24,  1897.    (May  24.) 

Nr.  11839.  (Telegraphic.)  ||  I  am   informed    by    the    Imperial   Secretary   of  State   for 

britinnieu  Foreign  Affairs   that    in   the   opinion   of  tlie  German  Government  the  Turkish 

24.  Mai  1897.  Memorandum    respecting   the    conditions    of   peace   should,    together   with  the 

Ambassadors'  observations  on  it,  be  commuuicated  to  the  Helleuic  Government. 

If  all  the  other  Powers  agree,  the  Russian  Government  will  consent,  but  they 

consider  that  loss  of  time  might  result  from  it,  and  that  the  step  is  rendered 

unnecessary  by  the  Greek  Government's  last  declaration  that  they  place  their 

interests    in  the  hands   of  the  Grcat  Powers.      If  the  opinion  of  the  Russian 
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Government  is  shared  by  the  other  Powers,  the  question  will  not  be  pressed  Nr.  11839. 
by  the  German  Government,  but  bis  Excellency  believes  in  the  necessity  for  britarmien 
great    prudence,    as    it  is  possible  tliat  the   terms  agreed  upon  by  the  Great24.Mai  I897. 
Powers   may    be    refused   by    the  Greek  Government  on  the  ground  that  no 
opportunity    had  been  given  to  them  to  express  an  opinion  respecting  them. 


Nr.    11840.     GROSSBRITANNIEN.    —    Der    Minister    des    Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Bemerkungen 

zu  dem  Vorigen. 

Foreign  Office,  May  24,  1897. 

(Telegraphic.)  ||  With  regard  to  the  proposal  made  by  the  German  Govern-  '"^'''-  i's*o. 
mcnt  that  the  conditions  of  peace  drawn  up  by  the  Turkish  Government,  and  britannien. 
the   modifications   agreed   on    by  tlie  Powers   should   be   commuuicated  to  the^^Maiisg?. 
Greek    Government    before    the    reply    of   the    Ambassadors    to    the    Turkish 
Memorandum    is    presented  to  the  Porte,   the  Russian  Ambassador  has  com- 
muuicated a  telegram  from  Count  Mouravieff  giving  the  views  of  the  Russian 
Government.  \\  They    do    not    object  to   the  proposal  if  all  the  other  Powers 
agree,  but  fear  that  it  may  entail  a  dangerous  loss  of  time,  and  it  does  not 
seem    to   them   absolutely   necessary   to   consult  Greece  in  this  manner,    since 
she  has  confided  her  interests  to  the  Powers.  ||  In  reply,  I  have  informed  M. 
de  Staal  that  the  view  of  the  Russian  Government  is  shared  by  that  of  Her 
Majesty. 


Nr.  11841.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der 
deutsche  Botschafter  hat  der  Note  an  die  Pforte 
(Nr.  11838)  mit  Vorbehalt  zugestimmt. 

Constantinople,  May  25,  1897.    (May  25.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  yesterday  Nr.  ii84i. 
to  Sir  N.  O'Conor,  I  have  the  honour  to  report  that  the  note  drafted  on  the     !^''*'^V 

'  Dntanmen. 

22nd  May,  of  which  I  commuuicated  the  substance  to  your  Lordship  in  my25. Maiis&7. 
telegram  of  the  22nd  instant,  was  dispatched  to  the  Porte  after  the  meeting 
of  the  Ambassadors  this  morning,  in  consequence  of  the  declaration  of  the 
German  Ambassador  that  his  Government  had  now  authorized  him  to  adhere 
to  it.  II  His  Excellency  stated  that  this  adherence  was  conditional  on  his  ob- 
taining  an  assurance  from  each  one  of  his  colleagues  that  his  Government 
considered  Greece  to  have  accepted  the  conditions  of  peace  which  the  Powers 
may  arrange  for,  in  view  of  the  fact  that  he  has  confided  her  interests  to 
them.  II  This  assurance  was  given. 


182  Der  griechisch-türkische  Krieg  1897. 

Nr.  11S42.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstau- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Unter- 
redung des  österreichischen  Botschafters  mit  dem 
türkisclien  Minister, 

Constantinople,  May  25   1897.    (May  25.) 
Nr.  11842.  (Telegraphic.)    |j    The   Minister    for   Foreign   Alfairs    told    the    Austrian 

britannien.  Ambassador,  who  paid  him  a  visit  this  afternoon  on  behalf  of  bis  colleagues 
25.Maii897.  to  discuss  our  Memoranduiu  of  to-day,  that  the  Porte  would  probably  arrive 
at  a  decision  on  the  subject  to-morrow.  ||  He  said  that  at  present  there  was 
merely  a  Suspension  of  bostilities  which  Edhem  Pasha  had  granted,  and  he 
complained  of  the  couduct  of  the  Greek  Commander-in-cbief  in  not  sendiug 
officers  to  arrange  an  armistice  in  due  form.  His  Excellency  said  that,  as 
the  Powers  had  undertaken  to  mediate,  he  could  understand  reluctance  on  the 
part  of  the  Greeks  to  send  Delegates  for  the  conclusion  of  a  peace,  but  it 
seemed  to  him  that  in  the  case  of  an  armistice  this  excuse  could  not  be  put 
forward.  ||  The  paragraph  relating  to  the  Capitulations  also  appeared  objec- 
tionable  to  him.  ||  In  reply  to  Tewfik  Pasha's  final  question,  whether  the  Six 
Powers  could  state  with  certainty  that  any  arrangement  come  to  between 
themselves  and  the  Porte  would  find  acceptance  at  the  hands  of  the  Greeks, 
Baron  Calice  stated  that  on  this  point  there  was  no  question  of  a  different 
Interpretation  on  the  declaration  of  the  Hellenic  Government,  but  that  he 
would  reserve  his  opinion  on  the  subject  for  the  conversations  of  the  Ambas- 
sadors  with  the  Minister,  which  they  trusted  would  shortly  take  place. 


Nr.    11843.     GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  der  Grofsmächte 
in  Konstantinope"!    an    den    türkischen  Minister   des 
Auswärtigen.     Antwort  auf  die  Note  der  Pforte  vom 
14.  Mai  (Nr,  11834). 
Nr.  11843,  Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  l'honneur  d'accuser  r^cep- 

2.C5ians97".  *^^°°  ^  ^^^^  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres  du  Memorandum 
qu'il  a  bien  voulu  leur  adresser  le  14  de  ce  mois,  et  dans  lequel  se  trou- 
vaient  enoncees  les  conditions  auxquelles  le  Gouvernement  de  Sa  Majestö 
Imperiale  le  Sultan  subordonnait  la  Suspension  des  hostilites  avec  la  Grece,  1| 
Cette  Suspension  ayant  6t6,  depuis  lors,  decidee,  les  Ambassadeurs  des  Grandes 
Puissances  prient  son  Excellence  Tewfik  Pacha  de  vouloir  bien  remercier  Sa 
Majeste  le  Sultan  d'avoir,  en  deferant  ä  leur  demande,  donne  la  preuve  de 
ses  intentions  pacifiques.  ||  Les  Grandes  Puissances  ont  invite  leurs  Ambassa- 
deurs ä  exercer  leur  mediation,  en  vue  d'arriver,  le  plus  tot  possible,  ä  la 
conclusion  de  la  paix,  et  les  ont  autorises  ä  entrer  en  pourparlers  avec  le 
Gouvernement  Ottoraan.  ||  En  se  mettant  dans  ce  but  ä  la  disposition  de  la 
Sublime  Porte  les  Ambassadeurs  croient  cependant  dcvoir  presenterd  es  mainte- 
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iiant  au  nom  de   leurs  Gouvernements  quelques   observations   suggerees  par  la  Nr.  ii843 

...    ,,    A.     1      1     Grofsmächte. 

lecture  du  Memorandum  du  14  Mai.  \\  Ils  ne  m^connaissent  pas  1  mteret  de  laas.MaiisoT 
Turqule  k  garantir  la  securite  de  ses  frontieres  contre  les  entreprises  atten- 
tatoires  ä  l'integrite  de  l'Erapire  Ottoman  et  considerent  corame  justifi^e  une 
certaine  rectification  de  frontiere  basee  sur  des  considerations  strat^giques.  |1 
Ils  ne  contestent  pas  davantage  le  droit  du  vainqueur  de  reclamer  une  indem- 
nite  pour  les  depenses  et  les  pertes  causees  par  la  guerre,  mais  ils  estiment 
que  cette  indemnite  ne  doit  pas  depasser  les  limites  des  forces  financieres  de 
la  Grece,  qui  ne  paraissent  pas  susceptibles  de  supporter  la  Charge  dont  le 
Chiffre  est  indique  dans  le  Memorandum  de  la  Sublime  Porte,  jj  En  outre,  en 
ce  qui  concerne  les  Traites  entre  la  Turquie  et  la  Grece  les  Gouvernements 
des  Grandes  Puissances  sont  d'avis  que,  si  les  Traites  existants  entre  deux 
belligerants  sont,  en  principe,  annules  par  l'etat  de  guerre  et  demandent  ä 
etre  renouveles,  certains  privileges  et  immunites  ont  ete  conc^des  aux  sujets 
Hellenes  en  vertu  d'arrangements  conclus  avec  les  Grandes  Puissances  et  ne 
sauraient  en  cons6quence  etre  atteints  par  la  rupture  des  relations  entre  la 
Turquie  es  la  Grece.  |1  Les  Ambassadeurs  recommandent  ces  considerations  ä 
l'attention  de  la  Sublime  Porte  et  se  declarent  prets  ä  entrer  dans  la  dis- 
cussion  de  ces  differents  points  et  des  bases  de  la  paix  definitive  avec  son 
Excellence  le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres  ou  avec  les  personnes  que  Sa 
Majeste  Imperiale  le  Sultan  designerait  ä  cet  effet  au  jour  et  ä  l'heure  qui 
leur  seront  fixes. 

Pera,  le  25  Mai,  1897. 


Nr.     1184:4.     TÜRKEI.    —    Der  Minister    des   Auswärtigen    an    die 
Botschafter    der    Grofsmächte     in    Konstantinopel. 
Antwort   auf    Nr.    11843.      Griechenland    soll     einen 
Bevollmächtigten     ins     türkische     Hauptquartier 
schicken. 
La  Sublime  Porte  a  eu  l'honneur  de  recevoir  le  Memorandum  en  date  du 
25  Mai  de   leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs   des  Grandes  Puissances,  \ulT 
qui,  mues  par  leurs  sentiments  pacifiques,  ont  bien  voulu  interposer  leur  m6dia-27.Maii897. 
tion   pour    arriver    le    plus    tot    possible  ä  la   conclusion   de   la  paix  entre  le 
Gouvernement  Imperial    et    la   Grece.      Elle    n'a    pas   manque   de  soumettre  ä 
Sa  Majeste  Imperiale  le   Sultan  les  remerciements  de  leurs  Excellences  pour 
les  ordres   que  Sa  Majeste  a  bien  voulu,  par  deference  au  voeu  exprime  par 
les  Puissances,  donner  en  vue  de  la  Suspension  des  hostilites.  ||  Le  Gouverne- 
ment Imperial  ne  se  refuse  point  d'entrer  en  discussion  avec  MM.  les  Represen- 
tants  des  Puissances  Mediatrices  au  sujet  des  observations  contenues  dans  leur 
Memorandum  precite   concernant   les   conditions  de  paix  qu'il  a  formulöes  par 
rapport  k  son  integrite  territoriale,  k  ses  droits,  et  k   ses  interets  legitimes, 
observations  qui  confirment  du  reste  en  principe   ces  droits  et  interets.  ||  Mais 
il  croit   de    son    devoir    de    faire    remarquer  que,    bien  qu'en   cödant  au  voeu 
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Nr.  11844.  pacifique  des  Puissances  il  eüt  subordonne,  ainsi  qu'il  est  dit  dans  son  Memo 

Türtei. 
•27.  Mai  1897 


"^"^^  ^'"  randum  du  14  Mai  concernant  Tacceptation  de  l'offre  de  mediation,  la  Suspen- 
sion des  Operations  militaires  ä  la  conclusion  d'un  armistice  qui  d'apres  les 
regles  en  vigueur  doit  avoir  une  duree  deterrainee,  et  qu'en  arretant  les  hosti- 
lites  il  eüt  donne  une  preuve  palpable  de  sa  deference  envers  les  Grandes 
Puissances,  le  Commandant  des  forces  Helleniques,  en  reponse  aux  Communi- 
cations que  le  Commandant  de  l'armee  Imperiale  lui  avait  adress^es  pour 
demander  l'envoi  d'un  Delegue  pour  la  conclusion  d'un  armistice  de  deux  se- 
maines,  a  fait  savoir  qu'il  n'avait  regu  d'Athenes  aucun  ordre  special  k  ce 
sujet.  11  Cette  reponse  etant  de  nature  k  empecher  la  continuation  de  la  treve 
Sans  un  armistice  limite,  le  Gouvernement  Imperial  s'en  remet  aux  bieuveil- 
lauts  Offices  de  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  du  soin  de  faire  com^ 
prendre  au  Cabinet  d'Athenes  la  n^cessite  d'envoyer  imm^diatement  au  quartier- 
general  Ottoman  un  Delegue  pour  conclure  tout  d'abord  un  armistice  afin  que 
le  desir  exprime  egalement  par  les  Puissances  pour  le  retablissem^nt  de  la 
paix  puisse  ätre  realise  sans  retard. 
Sublime  Porte,  le  27  Mai,  1897. 


Nr.    11845.     GROSSBRITANNIEN.    —    Der   Botschafter   in  Paris  an 

den   Minister   des   Auswärtigen.     Hanotaux    fürchtet 

Austritt  Englands  aus  dem  europäischen  Konzert. 

Paris,  May  28,  1897,  1  p.  m.    (May  28.) 

Nr.  iie45.  (Telegraphic.)  1|  M.  Hanotaux  showed  some  anxiety  to-day  as  to  the  report, 

Grofs-      ^hich  has  appeared  in  the  newspapers,  that  England  will  withdraw   from  the 

britannien.  rn      -i 

28.Maii897.  concert  of  tho  Powers  unless  the  Turks  undertake  to  evacuate  Thessaly  on 
the  conclusion  of  the  Treaty  of  Peace.  At  the  same  time,  he  assured  me  that 
he  did  not  attach  much  importance  to  it.  ||  I  told  his  Excellency  that,  for  my 
part,  I  believed  the  rumour  to  be  a  simple  "canard." 


Nr.    1184:6.     GROSSMÄCHTE.  —Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
au    den    türk.    Minister    des    Auswärtigen.      Waffen- 
stillstandsfrage. 
Nr.  11846.  Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  out  eu  l'honneur  de  recevoir 

Grofsmächte.  jg^  note  du  27  Mai  par  laquelle  la  Sublime  Porte  a  bien  voulu  röpondre  k 

29.  Mai  1897. 

leur  Memorandum  du  25  Mai.  jj  11s  pensent  que  1  hesitation  des  Commandants 
Helleniques  k  signer  un  armistice  en  regle  s'explique  par  le  fait  que  le  Cora- 
mandant-en-chef  Ottoman  semblait  vouloir  y  rattacher  une  entente  sur  les 
bases  de  la  paix.  Or,  le  Gouvernement  Hellenique  ayant  confiö  le  soin  de 
ses  interets  aux  Grandes  Puissances,  et  la  Sublime  Porte  ayant  accepte  leur 
mediation,  c'est  avec  elles  que  les  negociations  de  paix  doivent  se  poursuivre.jl 
Les  Ambassadeurs   sont   donc   prets   k  inviter  le   Cabinet   d'Athenes   ä  donner 
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Sans   retard    aux  Commandants    des    forces  Helleniques  l'ordre  de  signer  un  Nr.  ns-ie. 
armistice    purement   militaire.      Toutefois,    corame   le   terme    de    quinze   jours 2g°J"!''j''gg^* 
assigne  d'abord  pour  la  Suspension   d'hostilites  est  pres  d'expirer,  et  qua  les 
n^gociations  de  paix  sont  d^jä  entam^es,  il  y  aurait  lieu  de  conclure  Tarmistice 
pour  la  duree  de  ces  negociations.  ||  Ayant  ä  coeur  de  liäter  l'oeuvre  de  paci- 
fication    qu'ils   poursuivent   en   commun,   les  Ambassadeurs    renouvellent  ä  sou 
Excellence  M.  le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  la  proposition  de  se  reunir 
avec  eux  dans  ce  bui  le  plus  tot  possible. 
Constantinople,  le  29  Mai,  1897. 


Nr.  11847.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
ist  zur  Verlängerung  der  Waffenruhe  geneigt. 

Constantinople,  May  29,  1897,  7.50  p.  m.  (May  29.) 
(Telegraphic.)  |j  With  reference  to  my  telegrara  of  yesterday's  date  to  Nr.  iisi;. 
your  Lordship,  I  have  the  honour  to  State  that  we  sent  our  answer  to  the  ^j^jj^^'g,, 
Sublime  Porte  this  moruing,  beiug  enabled  to  do  so  by  the  fact  that  the29.Maii8ii7. 
German  Government  have  now  authorized  their  Ambassador  to  adhere.  1|  The 
Austrian  Ambassador  receivid  a  visit  from  the  Minister  for  Foreign  Affairs 
during  which  Tewfik  Pasha  made  the  following  declarations:  ||  The  immediate 
signature  of  the  armistice  to  which  the  Commanders-in-chief  have  agreed  is,  in 
the  eyes  of  the  Imperial  Government,  a  matter  of  paramount  importance.  ||  He 
is  willing  to  negotiate  for  the  extension  of  the  armistice  and  for  the  conclu- 
sion  of  a  definitive  peace  as  soon  as  the  signature  has  ta,ken  place,  and  also 
to  permit  the  Prolongation  of  the  armistice,  even  for  the  entire  period  occu- 
pied  by  the  negotiations,  should  the  Ambassadors  wish  it.  j]  In  reply  to  these 
declarations,  it  has  been  arranged  that  the  Austrian  Ambassador  should  request 
the  Porte  to  give  immediately  a  formal  assurance  that  the  armistice  shall 
continue  so  long  as  the  negotiations  last.  This  assurance,  in  the  opinion  of 
the  Ambassadors,  is  necessary  to  euable  them  to  recommend  to  the  Govern- 
ment of  Atlicns  the  conclusion  of  an  armistice  for  a  definite  period.  ||  As  soon 
as  the  above  assurance  has  been  received  from  the  Porte,  it  is  most  importaut 
that  the  Hellenic  Government  should  instruct  their  Commander,  by  telegraph, 
to  sign  the  armistice.  No  further  discussion  as  to  whether  it  has  already 
been  signed  or  not  is  desirable.  ||  I  liave  communicated  the  above  to  Her  Ma- 
jesty's  Minister  at  Athens. 
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Nr.  11848.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Griechenland  wünscht 
aus    finanziellen   Rücksichten    einen    schnellen 

Frieden. 

Athens,  May  29,  1897.    (May  30) 

Nr.  118)8.  (Telegraphic.)  ||  The  Government  here  implore  that  the  Representatives  of 

Britannien,  tlie  Great  Powers  at  Constantinople  may  bring  about  peace  rapidly;  more 
29.Mai  1S97.  thau  300,000  drachmas  is  the  cost  to  this  Government  for  each  day  of  delay, 
and  this  expenditure  cannot  be  borne  for  many  days  longer.  ||  The  June 
coupon  will  be  paid.  ||  In  Volo  the  Turkish  authorities  are  officially  making 
exactions,  and  if  the  inhabitants  cannot  return  to  Thessaly  within  a  fortnight 
to  gather  the  crops  it  will  mean  entire  ruin  to  that  district. 


Nr.  11849.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel. 
Waffenstillstands-  und  Friedensfrage. 

Xr.  ii8i9.  Le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  a  eu   l'honueur  de   recevoir  la  note 

Türkei,     q^q  \qxxts  Excellenccs  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  bien 

30.  Mai  1897. 

voulu  lui  adresser  le  29  Mai  en  reponse  ä  celle  de  la  Sublime  Porte  en  date 
du  27  du  meme  raois.  ||  Ce  que  le  Gouvernement  Imperial  desire  avant  tout, 
c'est  que  le  Commandant  des  troupes  Helleniques  s'adresse  au  Commandant  de 
l'armee  Imperiale  pour  la  signature  de  l'armistice  dejä  propose  dont  les  effets 
doivent  s'etendre  tant  sur  terre  que  sur  mer,  et  il  attend  l'avis  que  cette  for- 
malite  a  ete  accomplie.  ||  II  est  ä  esperer  que  les  n^gociations  de  paix  pourront 
dans  le  delai  fixe  de  quinze  jour  aboutir  au  resultat  desire,  mais  dans  le  cas 
oü  ce  terme  ne  suffirait  pas,  il  serait  possible  de  le  prolonger  pour  une 
periode  egale  ä  celle  qui  se  serait  ecoulee  depuis  le  jour  oü  l'armistice  a  et6 
proposö  au  Commandant  Hellenique  jusqu'au  jour  de  sa  signature.  ||  Le  Gou- 
vernement Imperial  partage  entierement  le  desir  de  leurs  Excellences  les  Am- 
bassadeurs de  häter  le  retablissement  de  la  paix,  et  s'il  demande  ä  ce  que 
l'armistice  soit  de  courte  duree,  c'est  precisement  pour  assurer  ce  resultat 
dans  un  bref  delai.  Du  reste,  il  ne  saurait  etre  de  son  interet  de  prolonger 
cette  Situation,  qui  l'oblige  ä  entretenir  sur  un  pied  de  guerre  une  grande 
armee  et  lui  impose  de  ce  chef  des  charges  considerables.  |j  En  attirant  la 
bienvaillante  attention  de  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  sur  les  con- 
siderations  qui  precedent,  le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres  ne  doute  pas 
qu'ils  ne  veuillent  bien  faire  d'urgence  ä  Athenes  les  Communications  uecessaires 
pour  que  le  Commandant  de  l'armee  Hellenique  regoive  l'ordre  formel  de 
signer  l'armistice  sans  plus  de  retard. 
Sublime  Porte,  le  30  Mai  1897. 


Nr.  118')0. 
Groft- 
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Nr.  11850.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Koiistan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Vor- 
schläge der  Pforte  für  die  Verlängerung  des  Waffen- 
stillstandes. 

Constantinople,  May  31,  1897,  11.25  a.  m.    (May  31.) 

(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  the  29  th  instant,  I 
have  tlie  honour  to  report  that  the  Arabassadors  have  received  an  obscurely-  britannien. 
worded  note  from  the  Sublime  Porte,  of  which  the  following  appears  to  i^e '''•"*' '^^'• 
the  raeauing.  ||  The  pararaount  desire  of  the  Imperial  Ottoman  Government  is 
that  an  application  should  be  made  by  the  Greek  to  the  Ottoman  Commander 
for  the  signature  of  the  armistice  (fifteen  days)  which  was  suggested  in  the 
beginning,  to  take  effect  both  by  sea  and  land.  The  Porte  hopes  to  receive  a 
communication  notifying  the  fact  that  the  armistice  has  been  signed.  ||  If  the 
original  terra  of  fifteen  days  fixed  for  the  conclusion  of  the  peace  prove 
insufficient  for  this  purpose,  which  the  note  hopes  will  not  be  the  case,  the 
Porte  would  be  willing  to  extend  that  term  for  a  space  of  time  which  should 
be  equal  to  that  which  elapsed  between  the  20 th  instant,  when  the  armistice 
was  first  proposed  to  the  Greek  Commander,  and  the  day  when  that  armistice  may 
be  finally  concluded.  ||  The  Porte  wishes  for  a  short  armistice  in  order  to  secure 
the  prompt  conclusion  of  a  definitive  peace,  for  which  it  is  no  less  desirous 
than  are  the  Ambassadors,  as  the  Prolongation  of  tlie  present  state  of  affairs 
can  be  in  no  way  advantageous  to  the  Empire,  which  is  thereby  compelled  to 
expend  large  sums  of  money,  and  to  raaintain  a  great  army  on  a  war 
footing.  II  Finally,  the  Ambassadors  are  begged  to  lose  no  time  in  taking  the 
requisite  steps  for  communication  with  Athens,  with  a  view  of  securing  the 
dispatch  of  a  formal  order  to  the  Greek  Commander  for  the  immediate  signa- 
ture of  the  armistice.  ||  This  afternoon,  another  meeting  of  the  Ambassadors 
will  take  place  to  consider  what  reply  should  be  sent. 

Nr.  11851.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Be- 
schlüsse   der  Botschafter   über  die  Vorschläge    der 

Pforte. 

Constantinople,  May  31,  1897,8.15  p.  m.    (May  31.) 

(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  immediately  preceding  telegram  to  Nr.  iissi. 

yonr  Lordship   of  to  day's   date,  I  have  the  honour  to  report  that  a  meeting  ^,^Jt^°^"J„ 

of  the  Ambassadors  was  held  this  afternoon.  1|  After  some  conversation,  duringsi.Mai  i897. 

which    the   Porte's    note    on  the   subject  of  the   armistice  was    discussed,    we 

drafted  a  reply  to  it,  and  a  collective  telegram,  saying  tiiat  we  were  ready  to 

recommend  the  Hellenic  Government  to  authorize  the  signature  of  the  armistice 

for  a  period  of  fifteen  days.     These  documents  had  just  been  drafted  when 

the  Dragoman  of  the  Austrian  Embassy   returned   from    the  Sublime  Porte, 

wbither  he  had  gone  to  request  Tewfik  Pasha  to  give  some  explanation  of  the 

ambiguous  passages  in  the  Porte's  note.     Tlie  Dragoman  informed  us  that  the 
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Nr  ii?5i.  Porte  meant  the  armistice  to  date  from  the  day  on  which  the  proposal  for  it 
britannien.  '"^»s  origiDally  made,  viz.,  the  20 th  instaut.  There  were  therefore  left  only 
31.  Mai  1S97.  four  days,  some  of  which  must  pass  before  the  armistice  could  be  actually 
signed.  ||  The  Porte  proposed  to  deduct  from  the  promised  Prolongation  of  the 
armistice  the  remaining  few  days  which  would  reduce  it  to  not  more  than  a 
fortnight  in  all.  If  the  terms  proposed  by  the  Porte  were  not  accepted  by 
the  Greek  Government,  the  former  would  thus  be  enabled  to  renew  hostilities.  || 
The  Ambassadors  immediately  wrote  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  as 
such  an  attempt  to  evade  the  assurances  which  he  had  given  appeared  most 
serious,  and  informed  him  that  they  considered  the  Situation  very  grave,  and 
asked  for  an  appointment  for  the  discussion  of  the  matter  with  his  Excelleucy. 


Nr.  11852.  GROSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Empfiehlt 
Untersuchung  der  Lage  in  Thessalien.*) 

Constantiiiople,  June  1 ,  1897,  1  p.  m.    (June  1.) 

Nr^  11^852.  (Telegraphic.)  ||  In  view  of  the  very  contradictory  accounts  of  the  state  of 

britannien.  Thessaly   and    of   the  ravages   of   the  Turkish   soldiers,    I  propose,  with  your 

I.Juni  1897.  Lordship's  concurrence,  to  send  Mr.  Eliot  to  report  on  the  subject.  ||  A  De- 

legate  will  in   all  probability  be   sent  by  the  Italian  and  Russian  Embassies 

as  well. 

Nr.  11853.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Gesandten  in  Athen,  Griechenland 
soll  Instruktionen  für  die  Verlängerung  der  Waffen- 
ruhe schicken. 

Foreign  Office,  June  2,  1897,  1.20  p.  m. 

Nr.  11853.  (Telegraphic.)  11  With  reference    to  Sir  Philip   Currie's   telegrams  of  the 

ürofs-         r>  • 

britannien.  3 1  st  ultimo  and  1  st  Instant  respectively,  which  were  repeated  to  you  by  his 

2.  Juni  1897.  Exccllcncy,  Her  Majesty's  Government  desire  you  to  join  with  the  Represen- 

tatives  of  the  other  Great  Powers  in  urging  the  Greek  Government  to  send 
Instructions,  with  as  little  delay  as  possible,  to  their  Commander-in-chief  au- 
thorizing  the  immediate  signature  of  the  armistice. 

Nr.  11854.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Erste 
Konferenz  der  Botschafter  mit  dem  türkischen 
Minister  über  die  Friedensbedingungen. 

Constantinople,  June  3,  1897,  8  p.  m,    (June  3.) 
Nr.  11854.  (Telegrapilic.)  ||  This  afternoon  the  Ambassadors  held  their  first  meeting 

britannien.  ^^^^  Tewfik  Pasha  at  Tophan^   for  discussing  the  terms  of  peace.  ||  His  Ex- 

3.  Juni  1897.  ccUency  recapitulated  the  demands  of  the  Turkish  Government,  as  communicated 

*)  Am  folgenden  Tage  gab  Salisbury  die  Ermächtigung  dazu.    Red. 
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to  your  Lordship  in   my  telegrara  of  the  15 th  May,    and  then  proceeded  to  Nr.  iissi. 
read  a  Memorandum  in  siipport  of  them.     The  Ambassadors  replied,  enurae-  ^riunni^en 
rating    the    objections    to    such    terms    in    the    sense    of   my  telegram   of   tlic  ^-  Juni  iso? 
15  th  May   (Articles  2,   3,  and  4);  and  we    requested   his  Excellency  to  com- 
municate  to  us  the  Memorandum  which  he  had  read,  with  a  view  to  draw  up 
in  writing   answers  to   the  three  points  raised  therein  of  indemnity,  frontier, 
and  Capitulations.  ||  The  French    and  Italian  Ambassadors   had   received   the 
same  instructions  as  myself  on  the   subject  of  placing  Christian  communities 
under  Turkish  rule,  and  we  informed  Tewfik  Pasha  of  the  views  of  our  Go- 
vernments  on  this  point.  ||  That  Minister,  however,  had  no  authority  to  modify 
the  demands  of  his  Government;  he  will   refer  to  the  Sultan  for  instructions, 
and  our  next  meeting  is  to  be  held  on  Saturday. 


Nr.  11855.  TÜRKEI,  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel. 
Denkschrift  über  die  Friedensbedingungen. 

Konstantinopel,  3.  Juni  1897. 
Le   Gouvernement  Imperial,  qui  attache  la  plus  grande  importance  ä  la  Nr.  11855. 

Türtei 

question  territoriale,  ne  saurait,  se  contentant  d'une  simple  rectificatiou  desjunügg- 
frontieres  qui  serait  nuisible  ä  ses  interets  presents  et  ä  veuir,  consentir  ä  la 
retrocession  des  territoires  qui  viennent  d'etre  reoccupees  gräce  aux  victoires 
remportees  par  les  armees  Ottomanes  au  prix  de  tant  de  sacrifices.  ||  II  y  a 
lieu  de  reraarquer  que  les  conclusions  de  la  Conference  de  Londres  que  la 
Turquie  avait  acceptees  par  le  Traite  d'Andrinople,  n'accordaient  ä  la  Grece 
qu'un  Gouvernement  autonome  tributaire  de  la  Turquie  (1828).  Mais  les  trois 
Puissances  mediatrices  ayant  donne  l'assurane  que  la  question  Hellenique 
serait  close  d'une  fagon  definitive  par  la  Constitution  d'un  royaume  independant, 
la  Sublime  Porte,  se  basant  sur  cette  declaration  des  Puissances,  avait  accepte 
l'independance  proposee  et  n'avait  meme  pas  souleve  d'objections  ä  l'annexion 
du  territoire  de  Lamia  au  nouveau  royaume  dans  le  but  unique  de  lui  assigner 
des  frontieres  naturelles  et  de  prevenir  toute  revendication  future.  j|  Malhcur- 
eusement  ces  previsions  ont  ete  degues  et  la  Grece  n'a  cesse  d'elever  des 
pretentions  inadmissibles  et  d'organiser  des  incursions  de  brigands  dans  les 
provinces  limitrophes  de  l'Empire  pour  faire  accroire  ä  une  pr^tendue  agitation 
dans  ces  parages.  ||  C'est  cette  Situation  qui  avait  motive  la  Resolution  inseree 
au  Protocole  No.  13  du  Congres  de  Berlin,  en  vertu  de  laquelle  la  Thessalie 
avait  ete  c6d6e  ä  la  Grece.  Cette  cession  avait  ete  decidee  sur  les  assurances 
donnees  par  les  Plenipotentiaires  des  Puissances  comme  quoi  une  pareille 
rectification  de  frontiere,  cn  mettant  pour  toujours  un  terme  aux  desordres 
qui  se  produisaient  periodiquement  sur  la  ligne  de  demarcation,  serait  de 
nature  ä  prevenir  desormais  ces  conflits,  qui  menagaient  la  paix  de  l'Europe.  || 
II  avait  ete  affirme  aussi  que  le   consentement  de  la  Turquie  ä  une  pareille 
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Nr.  11855.  rectification  de  frontiere  mettrait  un  terrae  aux  pretentions  excessives  du  Gou- 

Türkei. 
3.  Janil897. 


vernement   Hellenique   et    assurerait   une  paix  durable  eatre  les  deux  fitats. 


C'est  donc  sur  ces  assurances  reiterees  eraises  au  sein  du  Congres  que  les 
territoires  dont  il  s'agit  avaient  ete  c6des  ä  la  Grece.  ||  Or,  bien  qu'en  vertu 
des  dispositions  formelles  de  la  Convention  conclue  entre  la  Turquie  et  la  Grece 
conformement  ä  l'Article  XXIV  du  Traite  de  Berlin,  le  Gouvernement  Hellenique 
füt  tenu  de  respecter  la  vie,  les  biens,  la  religion,  et  les  coutumes  des  habitants 
des  pays  cedes;  de  leur  assurer  rentiere  jouissance  des  memes  droits  civils 
et  politiques  qu'aux  sujets  Hellenes  d'origine;  de  reconnaitre  les  Vakoufs 
Musulmans  et  de  ne  porter  aucune  atteinte  k  l'autonomie  et  ä  rorganisation 
des  communautes  Musulmanes  il  n'a  observe  aucun  de  ces  engagcments.  ||  La 
clause  de  l'Article  X,  par  laquelle  il  avait  assum6  une  part  de  la  Dette 
Publique  Ottomane  proportioneile  aux  revenus  des  territoires  cedes,  n'a  pas 
non  plus  regu  sou  cxecution. 

Quant  aux  comi^lications  qui  se  produisaient  sur  la  frontiere  il  est  ä  noter 
qu'alors  qu'autrefois  ces  incidents  se  limitaieut  ä  de  simples  incursions  de 
brigands,  la  cession  territoriale  dont  la  Grece  a  beneficie  l'a  mise  k  meme, 
comme  les  derniers  evenements  l'ont  prouve,  de  poursuivre  par  le  moyen  de 
ses  troupes  r^gulieres,  la  realisation  de  ses  visees  agressives  contre  l'Empire. 
Au  surplus,  les  assurances  susvisees  comme  quoi  une  cession  de  territoire  k 
la  Grece  devait  avoir  pour  effet  de  l'amener  k  renoncer  k  ses  revendications 
exagerees  ne  se  trouvent-elles  pas  infirmees  par  la  tentative  recente  du 
Cabinet  d'Athönes  d'annexer  la  Crete,  ainsi  que  par  les  dernieres  agressions 
dirigees  contre  nos  frontieres  eu  vue  de  l'occupation  de  la  Macedoine?  Dans 
ces  circonstances  le  Gouvernement  Imperial  considere  avec  raison,  et  ce  point 
de  vue  ne  saurait  soulever  aucune  objection,  que  le  seul  moyen  de  preserver 
desormais  de  toute  atteinte  ses  droits  et  son  integrite  territoriale  formellement 
reconnus  par  les  Grandes  Puissances  est  de  laisser  en  sa  possession  les  terri- 
toires qu'il  vient  de  reoccuper  par  la  force  des  armes.  Le  fait  que  les 
assurances  donnees  solennellement  dans  un  Congres  ou  siegeraient  les  Plenipoten- 
tiaires  des  Grandes  Puissances,  sont  restees  lettres  mortes,  suffit  k  prouver 
combien  cette  demaude  du  Gouvernement  Imperial  est  juste  et  legitime.  La 
conservation  par  la  Turquie  des  territoires  actuellement  occupes  par  les 
troupes  Ottomanes  ne  constitue  pas  une  conquete  proprement  dite.  En  effet, 
comme  il  est  dit  plus  haut,  ces  territoires  n'avaient  ete  cedes  k  la  Grece  que 
par  d^ference  pour  Ic  desir  de  l'Europe  et  ä  la  condition  formelle  que  cette 
cession  mettrait  fin  pour  toujours  aux  revendications  Helleniques  et  assurerait 
une  paix  durable  entre  les  deux  pays.  Or,  on  sait  le  cas  que  le  Gouverne- 
ment Hellenique  a  fait  de  cette  double  condition.  D'autre  part,  la  Thessalie, 
loin  de  trouver  dans  son  annexion  ä  la  Grece,  comme  on  se  plaisait  ä 
l'affirmer,  de  nouveaux  elemeuts  de  prosp^rite,  n'a  fait  que  s'appauvrir 
graduellement:  les  projets  de  nouvelles  Lois  agraires  elabores  par  le  Gouverne- 
ment  Hellenique    y    menacent    les    droits    les    plus    vitaux    des   proprietaires 
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Musulmans,   contrairement  ä  l'Articlc  VII  de   la  Convention   de   1881,  et  les  Nr.  11855. 

Türkei. 
3.  Juni  1897 


paysans    de    race  Grecque   eux-memes  sc  plaigncnt  du  regime  Hellenique   et.,  ^""^  ^'" 


demandent  leur  retour  ä  la  Turquie,  sans  compter  que  les  populations  de  raco 

Valaque,  qui   s'y  trouvent  en  grand  nombre,  n'aient  jamais  cess^  de  regretter 

la  doraination  Ottomane  et  d'en  desirer  ardemment  le  retablissement.  ||  Quant 

au    Gouvernement    Ottoman   lui-meme,   pour    lequel    les   Pl^nipotentiaires    des 

Puissances    au    Congres    de  Berlin    voyaient   dans    cette  cession  une  nouvelle 

condition  de  securite  et  de  prosperite  Interieure,  il  est  superflu  de  faire  rcssortir 

toutes  les  cons^quences  fächeuses  qui  en  sont  resultees  pour  lui.  ||  II  va  sans 

dire  que  par  suite  du  maintien  en  la  possession  de  la  Turquie  des  territoires 

dont  il  s'agit,  la  part  de  la  Dette  Publique  Ottomane  qui,  en  vertu  de  la  dite 

Convention,  devait  incomber  h  la  Grece,  mais   dont  le  paiement  n'avait  point 

ete  jusqu'ici  assure,  fera  de  nouveau  retour  h  l'Empire,  ||  Allant  encore  plus 

loin,  le  Gouvernement  Imperial  est  pret,  dans  le  cas  oü  la  Grece  aurait  conclu 

apres    la    cession    de    la   Thessalie    quelque    emprunt    avec    des    capitalistes 

Europeens,  ä  en  assumer  une  part  correspondante  aux  revenus  de  cette  contree, 

part   dont  le  service  serait  devolu  ä  ^Administration  de  la  Dette  Publique.  |1 

Quant  h  l'indemnite    de    guerre,    la    somrae    reclamee  ä  ce  titre  par  la 

Turquie  ne  saurait  etre  consideree  comme  exageree  etant  donnes  les  frais  et 

les  pertes  que  la  guerre  lui  a  occasionnes.     En  effet,  les  indemnitös  touchees 

k  la  suite  des  guerres  qui  ont  eu  lieu  en  Europe  ä  differentes  epoques  etaient 

toujours    calculees   sur   les   depenses    et   dommages  suppörtös  par  les  parties 

victorieuses.    II  suffit  de  jeter  un  coup  d'oeil  sur  le  Budget  de  la  Grece  pour 

se  couvaincre  que  si  le  Gouvernement  Hellenique  renongait  ä,  l'entretien  d'une 

armee  et  d'une  flotte  en  disproportion  avec  les  exigences  de  sa  Situation  politique, 

ses  ressources  financieres  suffiraient  amplement  h  faire  faCe  ä  ses  engagements 

envers  ses  creanciers  Europeens  et  ä  payer  l'indemnite  demand^e.  ||  Du  reste, 

comme   la  Grece   n'est  et   n'a   jamais    ete  menacee  par  aucune    Puissance  ni 

par  terre  ni  par  mer,  l'entretien  par  eile  de  forces  si  considerables  ne  peut 

evidemment  avoir  d'autre  but  que  celui  de  poursuivre   systematiquemeut  une 

politique  agressive   ä  l'egard   de  l'Empire  Ottoman.  ||  En  ce   qui  concerne  le 

renouvellement    sur  la  base   des  principes  du  droit  international  des  Traites 

entre  la  Turquie  et  la  Grece   qui  se  trouvent  abolis  par  suite  de  l'etat  de 

guerre,  le  Memorandum  de  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  fait  ressortir 

la  necessite  de  maintenir  certains  Privileges  et  immunites  concedes  aux  Hellenes 

en  vertu  d'arrangements  conclus  avec  les  Grandes  Puissances.  ||  Comme  cepen- 

dant   l'Acte  International    qui  a  confirme  l'independance  Hellenique,    dont  en 

accordant  aux  deux  Parties  la  faculte  de  s'entendre  pour  regier  leurs  relations 

de  commerce  et  de  navigation  sur  un  pied  de  reciprocite,  ne  contient  aucune 

clause  accordant  ä  la  Grece  le  traitement  de  la  nation  la  plus  favorisee,  il  est 

evident  que  ce  droit  ne  lui  revenait  qu'en  vertu  du  Traite  de  Canlidja  qui, 

etant   un   Acte    bilateral,    se   trouve   naturellement   annule  par  le  fait  de  la 

guerre.  ||  Or,  le  Gouvernement  Hellenique   et  ses  Consuls  dans  l'Empire   ont 
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Nr.  11855.  tellement  abus6  les  faveurs  qui  leur  avaient  ete  accordees  par  le  Trait^  de 
Türkei.  Canlidja  et  cause  ainsi  tant  de  prejudices  aux  droits  et  interets  politiques 
et  commerciaux  de  l'Empire  et  des  sujets  Ottomans,  que  le  Gouvernement 
Imperial  ne  saurait  aujourd'hui,  afin  de  prevenlr  le  retour  de  ces  abus, 
renouveler  le  dit  Traitö  que  sur  la  base  des  principes  du  droit  international 
conformement  aux  precedents  existants.  |]  Pour  toutes  ces  considerations,  le 
Gouvernement  Imperial,  confiant  dans  les  sentiments  de  haute  equite  et  de 
justice  des  Grandes  Puissances  et  persuade  qu'elles  voudront  bien  convenir 
de  la  legitiraite  de  ses  demandes  et  obliger  le  Gouvernement  Hellenique  k  s'y 
soumettre,  ce  reglemeut  etant  le  seul  de  nature  ä  assurer  le  maintien  de  la  paix 
generale  et  ä  etablir  uue  Situation  normale  entre  la  Turquie  et  la  Grece. 


Nr.  11856.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Denk- 
schrift über  die  Kapitulationen. 

Konstantinopel,  5.  Juni  1897. 
Nr.  11856.  En  ce  qui  concerne  le  renouvellement  des  Traitös  entre  la  Turquie  et  la 

Grofsmächte.  Qj-^qq   {{  r^sulte  tant  du  Memoire  presente  aux  Ambassadeurs  que  des  decla- 

5.  Juni  1897.  '  „  x^         ,,  m        r»,     -r^      ,  -i  ,  . 

rations  verbales  faites  par  son  Excellence  Tewtik  Pacha,  dans  la  seance  tenue 
au  Kiosk  de  Tophan6  le  3  Juin,  1897,  que  le  Gouvernement  Imperial  entend 
subordonner  le  rötablissement  de  la  paix  avec  la  Grece  ä  la  suppression  des 
Capitulations  pour  les  sujets  Hellenes  residant  en  Turquie.  ||  Dans  l'opinion  de 
la  Sublime  Porte  le  benefice  des  Capitulations  resulterait  seulement  pour  eux 
de  l'insertion  de  la  clause  de  la  nation  la  plus  favorisee  au  Tratte  de  Canlidja 
du  27  Mai  (6  Juin),  1855;  le  Traite  etant  d'apres  eile  un  Acte  bilateral, 
toutes  ses  dispositions  se  trouveraient  annulees  par  le  fait  de  la  guerre,  et 
les  Ambassadeurs  ne  seraient  pas  fondes  ä  les  considerer  comme  des  Privileges 
et  immunit^s  concedes  aux  Hellenes  en  vertu  d'arrangements  couclus  avec  les 
Grandes  Puissances,  arrangements  que  l'etat  de  guerre  entre  la  Turquie  et  la 
Grece  ne  saurait  affecter.  ü  La  theorie  emise  sur  ce  point  par  le  Gouvernement 
Imperial  Ottoman  repose  ä  la  fois  sur  une  inexactitude  de  fait  et  sur  une 
meconnaissance  du  texte  des  accords  internationaux  qui  ont  depuis  1830 
successivement  regle  la  Situation  du  Royaume  de  Grece  ä  l'egard  de  la 
Turquie.  ||  Tout  d'abord,  si  les  immunites  resultant  pour  les  Hellenes  des 
Capitulations  ne  sont  fondees  que  sur  le  Traite  de  Canlidja  de  1855,  comment 
se  fait-il  qu'ils  en  aient  jamais  joui  pendant  vingt-cinq  ans,  avant  la  signature 
de  ce  Traite,  et  que  depuis  la  Proclamation  de  l'independance  de  la  Grece 
en  1830  jusqu'ä,  cette  date,  le  Gouvernement  Imperial  n'ait  jamais  songe  ä 
leur  en  contester  l'usage?  ||  C'cst  qu'en  realite  ce  n'est  pas  seulement  par 
suite  du  Traite  de  Canlidja  que  les  Hellenes  residants  sur  le  territoire  de 
l'Empire  jouissent  des  Capitulations,  mais  bien  en  vertu  des  Actes  Inter- 
nationaux memes  qui  ont  preside  ä  la  fondation  du  Royaume  Hellenique.  ||  En 
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effet,  le  Protocole  signe  ä  Londres  le  3  Fevrier,  1830,  par  la  Russie,  la  ^'-  ii^se. 
Grande-Bretagne,  et  la  France,  porte,  dans  son  Article  I,  que —  j|  „La  Greces,  ju„i  5897' 
formera  un  fitat  independant  et  jouira  de  tous  les  droits  politiques,  admiui- 
stratifs  et  commerciaux  attaches  ä  unc  independance  complete",  et  ajoute  dans 
son  Article  IV  que —  ||  „Les  sujets  des  deux  Etats  (Turquie  et  Grece)  seront 
traites  reciproquement  sous  le  rapport  des  droits  de  commerce  et  de  navi- 
gation,  comme  ceux  des  autres  l^tats  en  paix  avec  V Empire  Ottoman  et  la 
Grece." 

Or,  les  Representants  des  trois  Puissances  communiquerent  ce  Protocole 
ä  la  Turquie  qui  y  adhera  le  24  Avril,  1830,  et  reconnut,  ainsi  que  le  disaient 
les  trois  Cours  alliees,  qu'elles  avaient  accorde  au  nouvelEtat  une  independance 
complete  et  tous  les  droits  qui  en  derivent.  ||  Le  Gouvernement  Imperial  est 
donc  oblige  de  reconnaitre  que  le  droit  des  Hellenes  au  benefice  des  Capi- 
tulations  dans  l'Erapire  Ottoman  est  anterieur  au  Traite  de  Canlidja  et  rentre 
dans  la  cat^gorie  des  immunites  concedees  aux  Grecs  en  vertu  d'arrangemeuts 
avec  les  Grandes  Puissances  sur  lesquels  l'etat  de  guerre  entre  la  Turquie  et 
la  Grece  demeure  sans  effet.  ||  Du  reste,  alors  meme,  ce  qui  n'est  pas,  que  le 
Traite  de  Canlidja  serait  le  seul  titre  que  les  Hellenes  pourraient  invoqucr 
en  faveur  de  leur  droit  aux  Privileges  decoulant  des  Capitulations,  il  n'est 
pas  douteux  que  les  stipulations  de  cet  accord  lient  la  Turquie  vis-ä-vis 
d'autres  Puissances  que  la  Grece.  C'est  k  tort,  en  effet,  que  ce  Traite  est 
qualifie  de  Convention  bilaterale,  car,  s'il  n'est  revetu  que  des  signatures  des 
Plenipotentiaires  Ottomans  et  Hellenes,  il  n'en  est  pas  moins  vrai  qu'il  a  6te 
exclusivement  negocie  entre  la  Sublime  Poi*te  et  les  Representants  de  la 
Grande-Bretagne  et  de  la  France,  et  que  le  Plenipotentiaire  de  Sa  Majeste  le 
Roi  de  Grece  ne  fut  appele  ä  y  opposer  sa  signature  que  lorsque  toutes  ses 
dispositions  eureut  ete  arretöes  entre  Fuad  Pacha,  Lord  Stratford  de  Redcliffe 
et  le  Corate  Benedetti.  Les  stipulations  de  ce  Traite  engagent  aussi  le 
Gouvernement  Imperial  envers  les  Gouvernements  de  la  Grande-Bretagne  et 
de  la  France,  et  l'etat  de  guerre  entre  la  Turquie  et  la  Grece  ne  suffit  pas 
ä  les  faire  tomber.  ||  Des  observations  qui  precedent  il  resulte  clairement  que 
l'assimilation  des  Hellenes  aux  nationaux  des  autres  Puissances  Europeennes 
d^coule  non  pas  d'une  Convention  librement  debattue  entre  la  Turquie  et  la 
Grece,  mais  de  l'iutervention  directe  des  Puissances  Garantes  de  l'independance 
du  Royaume  Hellenique.  ||  Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ne  peuvent 
donc  admettre  la  pretentiou  du  Gouvernement  Imperial  ä  declarer  les  Capi- 
tulations abolies  en  Turquie  pour  les  Hellenes  depuis  que  les  hostilites  ont 
eclate  entre  l'Empire  Ottoraan  et  le  Royaume  de  Grece.  ||  Neanmoins,  tout  en 
considerant  leur  maintien  comme  fonde  en  droit  et  necessaire  pour  l'avenir, 
les  Ambassadeurs  ne  se  refuseut  pas  ä  examiner,  d'accord  avec  son  Excellence 
le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres,  si  sur  certains  points  une  reglementation 
plus  precise  ne  serait  pas  de  nature  ä  assurer  l'irr^prochable  Interpretation 
des  Capitulations  en  ce  qui  concerne  les  Hellenes  et  ä  prevenir  le  retour  des 
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Nr.  11856.  difficultes  qui  ont  pu  parfois  s'elever  ä  ce  sujet  entre  les  autorites  Imperial  e.s 
5  "^Juni^isg?  ^^  ^®^  Consuls  de  Grece  en  Turquie. 

Nr.    11857.     GROSSMÄCHTE.    —    Dieselben  an  Denselben.     Denk- 
schrift   über    die    Höhe    der    Kriegsentschädigung. 

Griechische  Finanzen. 

Koustantinopel,  5.  Juni  1897. 

Nr.  11857.  La  seule  base  pour  Computer  exactement  les  ressources  dont  dispose  la 

5.  jiini  1897.  Cfrece  pour  le  paiement  d'une  indemnite  se  trouve  dans  les  chiffres  qui  re- 
presentent  la  Situation  financiere  de  ce  pays  avant  la  guerre.  ||  Tout  calcul 
base  sur  ces  chiffres  sera  evidemment  sujet  ä  des  modifications  considerables 
quand  les  pertes  causees  par  la  guerre  sont  prises  en  consideration.  1|  Tout  en 
tenaut  compte  de  cette  reserve,  le  revenu  annucl  moyen  (ä  l'exclusion  de 
certaines  contributions  communales  pour  la  Police  et  l'Instruction  Publique) 
peut-etre  estime  k  91000  000  drachmes.  Les  depenses  moi/ennes  pour  la 
memo  periode  sont:—  Drachmes. 

Frais  generaux  d'administration 45  000  000 

Armee  de  terre  et  de  mer 21000  000 

Service  de  la  Dette  Publique 21500  000 

Soit  un  total  de  87  500  000 
On  considere  qu'aucune  diminution  ne  saurait  etre  effectuee  sur  les 
depenses  pour  l'Administration  Generale  et  l'armee  sans  prejudice  au  raaintien 
d'un  Gouvernement  stable.  ||  Le  budget  pour  l'armee  et  la  marine  est  remar- 
quablcment  modique  si  on  le  compare  k  celui  d'autres  pays;  il  prevoit  Temploi 
de  la  flotille  de  torpilleurs  au  service  de  la  Police  Douaniere  Maritime,  ainsi 
qu'un  Corps  de  gendarmerie  militaire,  tout  en  mainteuant  un  personnel  de 
15  000  hommes  en  temps  de  paix. 

Bette  Publique. 

Le  capital  total  de  la  dette  avant  la  guerre  etait; — 

Drachmes. 

Dette  Permanente,  or 624135  000 

papier 66  580  000 

Dette  Flottante,  or 14194  000 

papier 118  800  000 

Total     823  709  000 
Un    exanien    attontif    des    ressources    disponibles    pour    la    creation    d'un 
nouvel  emprunt  prouve  que  ces  ressources  ne  sont  que  trois: — 

Drachmes. 

1.  Un  surplus  possible  de  revenu,  cvalue  ä  .     .     .     3  000  000 

2.  Une  augmentatiou  de  revenu  que  donnerait  une 

administration  plus  efficace,  evaluee  ä  .     .     .     2  000  000 

3.  Consolidation  de  la  dette  ancienne  et  reduction 

d'intercts  sur  les  emprunts  Interieurs  au  meme 
taux  que   celui   de   la  dette  exterieure  en  or, 

6valuee  ä 2  000  000 

Total     7  000  000 
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Tl  serait  impossible  de  calciüer  le  chaugement  dans  la  Situation  par  la  Nr.  iiss?. 
guerre  sans  une  enquete  minutieuse  sur  les  lieux;  mais  11  est  clair  quo  l'oiig^y^i^jog!' 
ne  sauralt  compter  pour  le  raoment  sur  aucun  revenu  provenant  de  la 
Thessalie,  et  que  le  pays  entier  aura  besoiu  que  Ton  surseoit  ä  la  perception 
des  taxes  pendant  l'annee  courante.  ||  Le  montaut  du  revenu  ä  l'avenir  dependra 
en  grande  mesure  de  la  rapidite  avec  laquelle  on  procedera  ä  l'evacuation 
de  la  Thessalie,  afiu  de  permettre  le  retour  de  la  population  et  le  recom- 
mencement  des  travaux  d'agriculture.  H  En  resume  il  resulte  des  etudes  faites 
avant  la  guerre  au  moment  oü  il  etait  question  de  reorganiser  les  finances 
Helleniques  que  la  Grece  ne  pouvait  affecter  au  gage  d'un  eraprunt  une 
ressource  annuelle  superieure  ä  7  000  000  de  drachmes,  et  encore  la  con- 
clusion  de  cet  empruut  etait -eile  subordonuee  ä  l'etablissement  d'un  ccrtain 
controle  etranger.  ||  Depuis  lors  les  charges  de  la  guerre  et  les  variations  du 
change  ont  dft  dirainuer  encore  l'importance  eventuelle  de  cette  ressource.  || 
II  est  donc  avere  des  ä  presei^t  qu'une  indemnite  de  10  000  000  de  livres  ne 
pourrait  etre  raisonnablement  exigee  de  la  Grece,  et  il  y  a  lieu  d'examiner  les 
bases  sur  lesquelles  peut  etre  fondee  une  demande  pratiqueraent  i'ealisable. 


Nr.  11858.  GROSSMÄCHTE.  —  Dieselben  an  Denselben.  Denk- 
schrift über  die  Grenzberichtigung.  Abtretung 
Thessaliens  abgelehnt. 

Konstantinopel,  5.  Juui  1897. 

Son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres  en  posant  comme  ^i.  ^g^g 
premiere  condition  du  retablissement  de  la  paix  avec  la  Grece  la  retrocession  Offf^mächte. 
de  la  Thessalie  ä  la  Turquie,  a,  dans  son  expose,  fait  valoir  ä  l'appni  de^"  ""' ^^^'' 
cette  demande,  que  les  motifs  qui  avaient  ete  mis  en  avant  au  Congres  de 
Berlin  en  faveur  de  l'augmentation  du  tcrritoire  de  la  Grece  ne  se  seraient 
pas  trouves  justifies  par  les  eveneraents  posterieurs,  et  que  les  conditions 
auxquelles  l'annexion  de  la  Thessalie  avaient  ete  subordonnee  n'ont  pas  ete 
remplies  par  le  Royaume.  ||  Quant  aux  motifs,  les  Grandes  Puissances  sont 
d'avis  qu'ils  subsistent  toujours,  que  de  plus  grandes  difficultös  encore  auraient 
immanquablement  surgi  dans  le  cas  oü  la  rectification  de  frontiere  effectuee 
en  1881  u'aurait  pas  eu  lieu,  ou  si  l'etat  des  choses  anterieur  ötait  retabli. 
Bien  que  des  agitations  se  soient  produites  encore  sur  la  frontiere  Greco- 
Turque,  et  des  infractions  y  aient  ete  commises,  cela  n'a  He  que  le  contre- 
coup  ou  la  consequence  d'autres  evcnements  resultant  de  violations  ou  d'appli- 
cations  defectueuses  des  stipulations  du  Traite  de  Berlin  conuexes  avec  Celles 
relatives  k  la  Grece.  ||  Pour  ce  qui  est  des  obligations  rattachees  ä  la  cession 
territoriale  qui  a  ete  faite  au  Koyaume  Hellenique,  elles  ne  sont  pas  toutes 
de  meme  nature.  Si  les  charges  pecuniaires  assumees  par  la  Grece  n'ont  pas 
et6  exactement  remplies  par  eile,  tant  par  rapport  aux  Vakoufs  que  pour  la 
part  qui  devrait  lui  revenir  dans  la  dette  Ottomane,  cela  constitue  une  question 
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Nr.  11858.  speciale  exclusivement  financiere,  iiidepeüdante  de  considerations  politiques  et 
Grofsoiachte. qj^-  ^^^^  »^^.g  j-ßglee  separcment,  sans  toucher  aux  principes  superieurs  qne 
les  Puissauces  avaient  eii  vue.  Taudis  que  les  obligations  de  nature  admini- 
strative semblent  avoir  ete  scrupuleusement  executees  par  le  Royaume  Hel- 
l^nique;  la  liberte  de  conscience  et  une  egalite  absolue  devaut  la  loi  forment 
le  principe  fundamental  de  la  Constitution  Grecque:  des  Deputes  Musulraans 
siegent  dans  la  Chambre  d'Athenes  ä  l'egal  des  Chretiens;  les  sujets  Ottomans 
ont  continue  ä  posseder  et  ä  exploiter  librement  leurs  proprietes  en  Thessalie, 
et  si  la  prusperite  de  cette  i)rovince  ne  s'est  pas  accrue  dans  la  mesure  que 
Fon  pouvait  esperer,  c'est  qu'une  partie  notable  de  la  population  Musulraane 
ne  pouvant  s'accommoder  au  regime  d'un  Etat  Constitutionnel  moderne,  a 
emigre,  privant  ainsi  le  pays  de  cultivateurs.  Mais  lä  oü  les  habitants  sont 
restes,  et  notamment  dans  les  villes,  le  progres  a  ete  patent  et  la  richcsse  a 
considerablement  augmentee.  ||  Enfin  le  Gouvernement  Hellenique  a  pris  des 
mesures  energiques  pour  la  repression  du  brigandage  sur  la  froutiere,  qui  a, 
en  effet,  beaucoup  diminue,  et  s'il  n'a  pas  pu  etre  entierement  cxtirpe,  la 
faute  n'en  retombe  certainement  pas  sur  la  Grece  seule.  ||  Les  Puissances 
estiment  donc  qu'il  n'est  point  necessaire  de  defaire  l'oeuvre  qu'elles  avaient 
accomplie  en  1881  pour  garantir  efficacement  la  securite  et  la  tranquillite 
des  provinces  meridionales  de  l'Erapire  Ottoraan  en  Europe.  La  mesure 
radicale  qui  est  proposee  ne  ferait  qu'y  perpetuer  une  agitation  dont  les  con- 
sequences  seraicnt  desastreuses  pour  la  Turquie  et  obligeraient  ä  y  entretenir 
en  permanence  des  forces  armees  considerables.  Tandis  qu'il  suffirait  d'une 
rectification  de  froutiere  strategique  pour  garantir  le  territoire  de  l'Empire  de 
toute  incursion  de  bandes  armöes  et  meme  decourager  toute  eutreprise  militaire 
dont,  du  reste,  11  y  a  tout  lieu  d'en  etre  sür,  le  Gouvernement  Hellenique  ne 
se  laissera  plus  entrainer  ä  tenter  la  repetition,  apres  l'experienee  malheureuse 
qu'il  vient  de  faire  avec  de  si  desastreuses  consequences.  ||  Les  Ambassadeurs 
ont  donc  l'ordre  de  proposer  que  la  rectification  de  froutiere  qui  serait  faite 
du  cote  de  la  Thessalie  soit  purement  strategique  et  se  borne  ä  laisser  au 
pouvoir  de  la  Turquie  les  points  strategiques  dominants  de  maniere  ä  assurer 
la  securite  de  son  territoire  contre  des  incursions  de  bandes  armees  ou  de 
coups  de  main  militaires. 

Nr.  11859.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel au  den  Minister  des  Auswärtigen.  Beratung 
der  Botschafter  über  die  Kriegsentschädigung. 

Constantinople,  Juue  5,  1897,  8.30  p.  m.    (Jime  5.) 
Nr.  11859.  (Telegraphic.)  ||  I  havc  informed  Mr.  Egerton  that  the  Ambassadors  have 

Orofs- 

britannien.  ^^^^  ^^  Y^^  comc  to  any  dccisiou  as  to  the  amount  of  the  indemnity,  nor  has 

5.  Juni  i8'j7.  any    fixed    sum    been    mentioned    to    the    Turkish    Government.      The    general 

opinioD,  however,  is  that  it  will  not  be  possible  to  induce  the  Turks  to  accejjt 
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less  than  £  T.  4  000  000,  as  they  declare  that  tlie  expenses  of  the  war  and  ^^-  nsss. 
the  losses   they  have   sustained   amount   to    the   sum    they   originally   claimed,  Britannien 
namely,  £  T.  10  000  000.  ||  The  Ambassadors  have  stated  in  reply  that  before^- J«ni  1897, 
the  war  the  result  of  an  inquiry  held  into  the  financial  State  of  Greece  sho- 
wed  that  £  T.  7  000  000  was   the    utmost   available   for  a  loan,  the  amount 
of  tlie  indemnity  must  be  regulated  by  the  ability  of  the  Greeks  to  pay,  and 
not   by  the  estimate  of  the  Turkish  losses,  and  consequently  if  this  principle 
is  accepted  by  the  Turkish  Governmeut,  we  are  ready  to   do   our  best  to  as- 
certain  what  annual   surplus  Greece   cau   now  possibly  dispose   of  to   provide 
for  the  raising  of  a  loan  for  the  indemnity. 

Nr.  11860.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Kapitu- 
lationen und  Kriegsentschädigung. 

Constantinople,  June  8,  1897,  7.10  p.  m     (June  8.) 

Nr.  11860. 

(Telegraphic.)  ||  Tewfik  Pasha  stated  at  a  meeting  to-day,  that  as  regards     orofs- 
the  frontier  he  was  not  yet  in   a  position  to   make   any   communicatiou.     He  '»"tannien. 

8.  Juni  1897. 

accepted  the  Ambassadors  proposal  that  a  report  should  be  drawn  up  on  the 
subject  of  the  abuses  of  the  capitulations  by  the  Consular  authorities  of 
Greece,  and  it  was  agreed  that  a  Delegate  should  be  appoiuted  by  each  of 
the  Ambassadors  for  the  purpose  of  examining  the  question  in  communicatiou 
with  the  legal  advisers  of  the  Porte.  ||  The  Foreign  Minister's  language  with 
reference  to  the  indemnity  was  somewhat  indefinite,  but  he  was  willing  to 
take  advantage  of  the  offer  we  liad  made  to  ascertain  the  amount  which  could 
be  obtained  frora  Greece,  and  it  was  arranged  that  we  should  appoint  specia- 
lists  to  report  on  the  sura  which  Greece  could  set  apart  annually  to  pay  for 
the  interest  of  a  loan,  and  on  the  mode  of  payment.  ||  Specialists  have  been 
named  by  my  French,  German,  and  Austrian  colleagues,  and  I  have  tele- 
graphed  to  Athens  for  Major  Law,  who  has  already  drawn  up  a  report  on 
the  subject,  which  will  form  the  basis  of  the  investigation.  I  am  sending  your 
Lordship  a  copy  of  it. 

Nr.  11861.  GROSSBRITANNIEN.— Derselbe  an  Denselben.  Grenz- 
berichtigung in  Thessalien. 

Constantinople,  June  12,  1897,  10.10  p.  m.    (June  13.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  the  8th  instant,  I  have  Nr.  iisei. 
the  honour   to   report  that  we  held  to-day  the  meeting  which  was  postponed  ,,ritlnnien. 
from  the  10 th   instant.     In   reply   to  tlie   Foreign  Minister's  inquiry  whetheris.jQüiisa;. 
we  were   prepared   to  submit  to  him  a  sketch  of  the  line  of  frontier,  as  pro- 
posed  at  our   second   meeting  (reported   to  your  Lordship   in  my  telegram   of 
the  5th  instant),  we  asked  whether  the  Porte  accepted  the  principle  we  had 
laid  down.  ||   His  Excellency  assented  after  some   pressure,  and  authorized  us 
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Nr.  11S61.  to  telegraph  to  our  respective  Governments  in  the  following  terms:  ||  "The  prin- 
britln^e  ^^P^®  ^^  ^  purelj  stratcgic  rectificatiou  is  accepted  by  the  Imperial  Govern- 
i2.Junii897.  meiit."  ||  On  Monday  we  shall  lay  before  the  Foreign  Minister  a  sketch  already 
made  by  the  Military  Attaches,  marking  out  a  line  by  which  no  Greek  village 
is  ceded  to  Turkey.  ||  Law  left  Athens  to-day,  and  we  expect  the  experts' 
Report  on  the  inderanity  on  the  14  th  instant.  |(  With  regard  to  the  Capitu- 
lations,  we  do  not  anticipate  any  difficulty.  The  Embassy  Dragomans,  in 
concert  with  the  Porte,  are  dealing  with  the  question. 


Nr.    11862.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister   des    Auswärtigen 

an    den    Gesandten    in    London.      Protest    gegen    die 

Konfiskation    der    Güter    thessalischer    Flüchtlinge 

durch  die  Pforte. 

Athenes,  le  12  Juiu  1897. 

Nr.  11862.  (Telegraphique.)   ||  J'ai   l'lionneur   de  vous   informer  qu'il  m'est  parvenu  k 

land.      l'instant  une  Proclaraation  officielle  d'Enver  Pacha,   Gouverneur  Civil  et  Mili- 

i2.jnnii897.taire  de  Volo,  et  de  ses  environs,  publice  h  Volo,  et  congue  dans  ces  termes:|| 
"D'ordre  du  Gouvernement  Imperial  Ottoman,  les  biens  mobiliers  et  immo- 
biliers  de  tous  ccux  qui  sont  partis  de  Thessalie  et  sont  refugies  ailleurs,  et 
qui  ne  reviendraient  pas  dans  leurs  foyers  dans  le  delai  de  quinze  jours,  ä 
partir  d'aujourd'iiui,  seront  confisqu^s  par  l'Etat  Ottoman."  ||  Le  Gouvernement 
Royal  Proteste  de  la  fagon  la  plus  energique  contre  cette  mesure  qui,  arbi- 
traire  en  elle-meme  et  injustifiable  de  tout  temps,  prend  le  caractere  d'une 
oppression  intolerable  apres  le  traitement  odieux  que  norabre  de  ceux  qui 
n'ont  pas  quitte  le  pays  subissent  tous  les  jours  entre  les  mains  des  troupes 
Turques.  ||  Veuillez  donner  lecture  de  la  presente  k  son  Excellence  M.  le 
Ministre  des  Affaires  Etrangeres  et  en  laisser  copie.  Scouloudis. 


Nr.  11863.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Kapi- 
tulationsfrage. 

Constantinople,  June  15,  1897,  10  p.  m.    (June  16.) 
Nr.  11863.  (Telegraphic)  ||  In  accordance  with  the  arrangement  raade  at  our  meeting 

britannien  ^^  ^^^®  ^^'^  iustaut,  rcported  to  your  Lordship  in  my  telegrara  of  the  sarae 
i5.Junn897.date,  a  plan  was  drawn  up  by  the  Dragoraans  of  the  Six  Embassies,  in  con- 
cert with  an  official  of  the  Ministry  for  Foreign  Affairs,  for  reforming  the 
abuses  of  the  Capitulations  by  the  Greek  Consular  authorities,  a  list  of  which 
was  furnished  by  the  Porte.  On  the  12  th  instant  it  was  agreed  with  Tewfik 
Pasha  that  the  Dragomans  sliould  formally  discuss  this  plan  with  the  legal 
advisers  of  the  Porte  with  a  view  to  coming  to  a  final  agreement  on  the 
subject.     At  the  meeting,  however,  which  was   held  accordingly  at   the  Porte 
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on  the  14th  instant,  the  proposed   rcmedies  were  declared   insiifficient  by  tlic  Nr.  iisea. 
legal  adviser,  who  expressed  his  opiuion   that  it  was  only  by  the  suppression^j^jJ°^[g^_ 
of  the  Greek  capitulations  that  the  evil  could  be  eradicated.  ||  The  Porte,  he  is.Janiiss?. 
added,  was    still    undecided    as  to  the   course  it  would  pursue,  and  was  un- 
willing  to  accede  to  the  proposal  of  the  Ambassadors.    If  it  ever  did  so,  theu 
would  be  the  time  to  appoint  a  Commission  of  experts,  but  it  was  useless  to 
discuss  the  reform  of  abuses  until  the  principle  was  decided  upon.    The  raee- 
ting  thereupon  came  to  an  end.  ||  We  had  been  led  by  Tewfik  Pasha's  langu- 
age  to  believe  that  the  matter  was  practically  settled,  and  it  bodes  ill  for  the 
progress  of  the  negociation  on  other  points  that  a  plan  drawn  up  in  concert 
with  a  Turkish  official  should  have  been  suddenly  repudiated  in  this  manner,  || 
The  Dragomans  who  visited  the  Foreign  Minister  to-day  report   that  his  Ex- 
cellency's  language  was  unsatisfactory  as  regards  the  frontier. 


Nr.    11864.     GROSSBRITANNIEN.     —      Derselbe      an     Denselben. 
Bericht  über  die  Zustände  in  Thessalien. 

Constantiuople,  June  17,  1897,  8  p.  m.     (June  18.) 
(Telegraphic.)   ||  I  liave   received   the   following  telegram   frora  Mr.  Eliot,  ^r.  iisoi. 
through  Her  Majesty's  Vice-Consul   at  Volo,  under  date  yesterday:  ||  "Owing  britannien. 
to  the  threat  of  confiscation  of  all  property  belonging  to  absentees,  the  Greek  i^.jnni  i897. 
Population,  which  had   quitted  the  districts  of  Larissa  and  Tirnavo,  is  begin- 
ning  to  return,  though  very  gradually.    Crops  are  not  actually  injured,  through, 
for  lack  of  labour,  they  will  be  practically  lost.     The  farms  have  been  burnt 
for  the  most  part,  and  there  has  been  a  good  deal  of  pillage  in  the  towns.  || 
From  what  I  am    able    to  learn  it  is  agreed  on  all  liands  that  no  outrages 
have  been  comraitted  hereabouts,   but   it  is   reported   that  Domoko,  Pharsala, 
and  Velestino  have  suffered.  ||  With  regard  to  the  calculations  made  regarding 
indemnity,  it  appears  to  me  that  this  year  Thessaly  will  not  be  able  to  pro- 
duce  any  money  at  all." 


Nr.  11865.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die 
türkischen  Militärs  über  die  Grenzfrage. 

Constantinople,  June  21,  1897,  10.15  p.  m.    (June  22.) 
(Telegraphic.)  ||  The  Foreign  Minister  stated,  at  the  meeting  to-day,  that  Nr.  iisss. 
as  regards  the  frontier-line,  the  Turkish  military  experts  hold  that  the  portion  ^  ^annien 
lying  to  the  west  of  Tirnavo  fulfiUed  the  necessary  strategical  conditions,  but2i.Junii897. 
0  the  east  of  that   point   they  did   not   consider   that   it  oifered  the  positions 
required   for   stopping   brigandage.     Tewfik  Pasha  therefore  proposed   that  to 
the  east  of  Tirnavo  the  line  should  follow  the  Rivers  Xerias  and  Peneus  to 
the    sea,    an    arrangement    under   which    Turkey   would   acquire   a  number   of 


200  Der  griechisch-türkische  Krieg  1897. 

Nr.  11865.  tovvns  and  villages.     The  Foreign  Minister's  argument  being  based  entirely  on 

britlnm'en.  strateglcal  coHsiderations,  we  proposed,  without  holding  out  any  hope  that  his 

2i.Jnmi897.  line  wlll  be  adopted,  that  the  military  experts  on  both  sides  should  meet  and 

discuss  the  strategical  question   to-morrow.     His  Excellency  agreed.  Jj  A  fresh 

proposal   about  the   Capitulations  was   made   by  the   Foreign  Minister  to-day. 

It   may  serve   as  the    basls    for  a   settlement,  with   modifications.  ||  Our  next 

meeting  is  ßxed  for  the  24th  instant. 


Nr.  11866.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Untersuchungskoramissar 
in  Tliessalien  an  den  Botschafter  in  Konstantinopel. 
Bericht  über  die  Zustände  bei  Pharsalos. 

Pharsala,  June  23,  1897. 
Nr.  11866.  Dear  Sir  Philip,  ||  we  arrived  here  yesterday  from  Larissa,  and  propose 

britannTen  ^°  ^^  ^^  *^  Domoko  in  an  hour  or  two.  ||  Since  writing  to  you,  we  visited 
23.Juni  1897.  thc  vülagcs  directly  east  of  Larissa.  In  this  part  nothing  has  been  touched, 
and  the  inhabitants  have  not  fled.  This  is  probably  due  to  the  fact  that  the 
district  is  out  of  the  line  followed  by  the  flight  of  the  Greek  and  the  advance 
of  the  Turkish  array.  Several  things  seem  to  indicate  that  the  flight  of  the 
country-people  was  mainly  occasioned  by  the  disorderly  retreat  of  the  Greek 
troops,  and  that  where  they  were  left  to  themselves  there  was  less  panic,  || 
The  district  of  Pharsala  is  in  a  worse  coudition  than  that  of  Larissa.  Thc 
Kaimakam,  an  Albanian  civilian  sent  from  Prisrend,  says  that  out  of  fifty-four 
villages  only  fifteen  contain  any  inhabitants,  and  those  not  many.  Contrary 
to  the  express  Statements  made  to  me,  which  I  telegraphed  to  your  Excellency, 
Pharsala  has  not  been  burnt.  On  the  contrary,  it  is  almost  uninjured,  as  the 
battle  took  place  a  considerable  distance  from  the  town  on  some  low  hüls 
which  rise  in  the  piain  just  north  of  the  railway.  This  shows  how  careful 
one  must  be  in  accepting  statements  as  to  the  amount  of  damage  done.  Hardly 
any  of  the  Greek  population  have  returned,  and  the  place  is  almost  exclusively 
inhabited  by  Albanian  troops.  |j  The  villages  on  the  road  from  Larissa  to 
Pharsala  present  a  melancholy  spectacle.  They  were  abandoned  by  their  in- 
habitants, and  every  article  of  furniture  has  been  broken  or  carried  away. 
The  churches  have  been  burnt,  and  were  evidently  wilfully  profaned.  In  one 
church  (Bagratscha),  where  some  frescoes  remained  on  the  stone  walls,  the 
faces  had  their  eyes  put  out,  and  were  otherwise  disfigured.  Several  houses 
had  also  been  burnt,  and  in  three  villages  (Bagratscha,  Demeljik,  and  Karadc- 
merji)  we  saw  houses  still  buruing.  This  must  have  been  done  subsequently 
to  the  original  pillage  (which  no  doubt  took  place  soon  after  the  flight  of 
the  Greeks),  .and  it  is  hard  to  see  what  its  reason  can  have  been  except  a 
desire  to  destroy.  We  found  the  village  in  question  occupied  by  a  few 
soldiers  from  Anatolian  regiments,  who  were  doubtless  responsible  for  the 
outrage.      I    have    informed  thc   Kaimakam    here  of  the    matter,  and  he  has 
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promised  to  look  into  it.     Like  all  the  officials,  he  seems  genuinely  .anxious  Nr.  nsee. 
to  restore  order,   and  to   induce   the  peasantry  to  return.     The  ordcr  for  the     ^''^°'^'" 

britannien. 

confiscation  of  tlie  property  of  absentees  will  probably  not  be  executed,  and  as.jnni  isot 
will  become  in  practice  much  like  the  order  for  the  expulsion  of  Hellenic 
subjccts  from  Turkey  which  gave  so  much  troublc.  ||  It  is  said  that  the 
French  Consul  at  Volo  procured  the  Suspension  of  the  order,  but  it  is  not 
clear  that  the  local  authorities  have  been  warned  it  is  cancelled,  The  crops 
are  being  cut  in  this  part.  Whcre  there  are  no  inhabitants  the  Government 
take  everything.  Where  the  Greeks  have  returned  they  are  allowed  half,  and 
the  other  half  is  bought  by  the  Government  with  promissory  notes. 

C.  N.  E.  Eliot. 


Nr.  11867.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Verhand- 
lungen der  Botschafter  mit  der  Pforte  über  die 
Höhe  der  Entschädigung. 

Constantinople,  Jiuie  28,  1897,  10.10  p.  m.    (June  29.) 
(Telegraphic.)  1[  I  inforraed  my  coUcagues  at  the  preliminary  meeting  of  Nr.  iise?. 
Ambassadors  this  afternoon  of  the  Instructions,  respecting  the  frontier,  which      '^^°^^' 

liritannien. 

are  contained  in  your  Lordship's  telegram  of  yesterday.  ]|  It  was  agreed  tliatis.juniis'jT. 

we  would  press  tlie  Foreign  Minister  with  a  view  to  obtaining  on  these  points 

more  definite  replies  than  have  been  hitherto  given.  ||  His  Excellency,  at  the 

subscquent    meeting,    formally    proposed    the    sum   of  £  T.  5  000  000  as   the 

sum    at  which   the   indemnity   should  be  fixed.      Ile  was  told,    in  reply,    tliat 

according  to  our  Information  £  T.  4  000  000  was  the  utmost  sum  which  could 

be  raiscd  by  Greece,  and  we  declined  to  exceed  that  figure.  ||  We  went  on  to 

discuss   the   frontier-line,    and  pointed  out  that  it  was  futile  for  the  military 

experts  to  meet  unless  definite  Instructions  had  been  previously  given  on  both 

sides.  II  We    handed    to  Tewfik  Pasha  a  paper    embodying   in  a  more   formal 

shape    the    substance    of  the  Memorandum  which   is  given  in  my  telegram  of 

the  24th  instant,  and  his  Excellency  promised  to  submit  it  to  the  Council  of 

Ministers,  and  to  let  us  know  the  result.  ||  In  the  event  of  a  favourable  replj', 

the    Military   Attaches    and    the   Turkish    experts    will    again    meet,    and    our 

further  discussions  will  be  founded  upon  tlie  Reports,  which  will  be  drawn  up 

on  both  sides.  ||  The  Foreign  Minister  is  prcparing,  as  he  informs  us,  a  draft 

of  Treaty  for   our  concurrence.      As  soon  as  we  have  agreed  upon  the  prin- 

cipal  points  the  draft  can  be  filled  in.  ||  Ile  told  us  that  the  Article  respecting 

the  Capitulations  would  be  based  on  our  proposals,  of  which  I  had  the  honour 

to   inform  your  Lordship   in  my  telegram  of  the  19th  instant.  ||  Tlie  outlook 

to-day  was   more  promising  on  the  whole,    owing,    perhaps,    to  the  answers 

which  have  come  in  to  the  Turkish  Circular.  ||  By  Thursday,  which  is  fixed  for 

our   ncxt   meeting,    we  liope  that  the  Reports  of  the  military  experts  will  be 

completed. 
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Nr.  11868.  GROSSMÄCHTE.  —  Denkschrift  der  Militärbevoll- 
mächtigten in  Koustautinopel  über  die  Grenz- 
berichtigung. 

Konstantinopel,  10.  Juni  1897. 

xr.  11868.  La  nouvelle  ligne-frontiere  projetee  entre  la  Turquie  et  la  Grece,    com- 

Grofsmächte.  j^encant  k  l'embouchure    du  Palopotamos    et  passant   par  le  Karalik  Derbend 

10.  Juni  1897.  ^  i.  l  i 

pour  remonter  ä  la  crete  des  versants  sud  de  l'Olympe,  sur  tout  le  parcours, 
jusqu'au  fleuve  Xerias ,  dessine  en  faveur  du  Gouvernement  Ottoman  les 
positions  topographiques  suivantes  ayant  une  grande  importance  au  point  de 
vue  des  avantages  strategiques.  }|  La  passe  de  Karalik  Derbend,  les  hauteurs 
de  Aegani,  de  Sopoton,  de  Pnakia,  et  d'Analipsis,  le  versant  sud  d'Analipsis, 
jusqu'ä,  une  distance  de  500  raetres  environ  de  la  ville  de  Nezeros,  appartiendra 
ä  la  Turquie,  presentant  l'avantage  de  dominer  entierement  la  vallee  de 
Nezeros.  Pendant  la  preraiere  periode  de  la  guerre  les  hauteurs  d'Analipsis 
et  de  Pnakia  auraient  pu  avoir  une  importance  capitale  ä  l'avantage  des 
Hellenes,  si  ces  derniers  avaient  su  en  profiter.  ||  Les  versants  sud  des  hauteurs 
de  Tabouria,  Godamon,  Psilorachi,  la  passe  de  Meluna,  les  hauteurs  de  Papa- 
livado  et  de  Kritiri  sont  indiques  par  la  nouvelle  ligne-frontiere  en  faveur  du 
Gouvernement  Ottoman.  L'importance  de  ces  positions  a  ete  demontree  par 
les  recentes  batailles;  l'ancienne  ligne-frontiere  passant  par  la  crete  de  ces 
hauteurs,  l'avantage  de  la  defensive  et  de  l'attaque  etait  entierement  aux 
Hellenes.  La  nouvelle  ligne  cede  ä  la  Turquie  non  seulement  la  crete  des 
hauteurs  ^numerees  plus  haut,  mais  aussi  tout  le  versant  sud,  ce  qui  rend  ä 
l'avenir  les  positions  militaires  du  cöte  de  la  Turquie,  dominantes  sur  toutes 
les  positions  opposees.  Du  reste,  la  partie  de  la  frontiere  de  la  Mer  d'i^gee 
ä  Tirnavos  qui  offrait,  avec  l'ancien  trace,  une  serie  d'excellentes  positions 
tactiques  pour  l'armee  Hellene,  avec  le  nouveau  trace  n'en  offrirait  aucune  sur 
tout  le  parcours  de  la  rive  gauche  du  Penee,  la  Vallee  de  Larisse  demeure, 
par  cousequent,  entierement  sans  defense.  ||  A  partir  du  point  oü  l'ancienne 
frontiere  traverse  le  fleuve  Xerias,  la  nouvelle  ligne  descend  directement  au 
sud,  traverse  le  fleuve  Salamvria  et  continue  ä  descendre  au  sud  pour  laisser 
ä  la  Turquie  tout  le  defilö  de  Kalamaki  avec  les  deux  rives  du  fleuve  et 
remonter  ensuite  sur  les  hauteurs  de  Zarkos,  dessinant  toujours  le  versant  sud 
des  hauteurs  de  Zarkos  et  de  Kutra  en  faveur  de  la  Turquie.  Ici  encore  la 
cession  d'une  superficie  de  89  kilom,  carres  environ  presente  au  Gouvernement 
Ottoman  les  avantages  extremement  importants  de  dominer  sur  les  hauteurs 
de  Sideropoluki  Gunica  et  Kutra,  toute  la  vallee  de  Larisse,  et  de  poss^der 
tout  le  defile  de  Kalamaki.  |j  Entre  Zarkos  et  la  hauteur  de  Bozovo  la  nouvelle 
ligne-frontiere  descend  de  la  crete  des  chemins  d'Oxya  et  Chassia,  sur  leurs 
versants  sud,  presentant  toujours  les  memes  avantages  ä  la  Turquie  de  do- 
miner les  positions  opposees  ä  la  Grece.  ||  Enfin,  de  Bozovo  ä  Dokimi,  la 
nouvelle  ligne-frontiere  annexe  ä  la  Turquie  une  superficie  d'environ  116  kilom. 
carres,    embrassaut    l'importante    chaine    des    montagnes    du  Lakuron   avec   la 
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hauteur  Zygos,  le  point  le  plus  eleve  de  toute  la  region.  Le  nouveau  trace  Nr.  11868. 
offrirait  au  Gouvernement  Ottoman  l'enorme  avantage  militaire  de  pouvoir  par  j J j^ll^Jgt,^' 
sa  Position  dominante  s'assurer  ä  l'avenir  la  possession  k  l'abri  de  toute 
attaque  de  Bozovo,  point  strategique  excessivement  iraportant  pour  la  Turquie, 
car  il  forme  la  seule  route  existante,  donnant  ä  l'ennemi  l'acces  de  l'fipire 
sur  Janina  de  la  vallee  de  Kalabaka,  et  sert  en  meme  temps  de  point  de 
jonction  sur  la  route  la  plus  courte  entre  la  Thessalie  et  l'fipire  par  Krania 
et  Milia.  II  est  ä  noter  qu'au  dcbut  des  hostilites,  l'armee  Grecque  a  com- 
mence  l'attaque  de  la  ligne-frontiere  par  un  mouvement  offensif  sur  Milia  et 
Krania,  ||  En  outre,  la  position  strategique  des  hauteurs  de  Zygos  donnant  h 
la  Turquie  tous  les  avantages  de  la  defensive,  lui  preaente  en  meme  temps  de 
reelles  facilites  pour  l'offensive,  car  ä  l'avenir  tout  mouvement  des  colonnes 
Turques  descendant  dans  la  vallee  de  Kalabaka,  sera  faeilite  par  les  conditions 
topographiques  de  cette  region,  si  importante  au  point  de  vue  strategique. 


Nr.  11(S69.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  der  Grofsmächte 
au  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Denk- 
schrift über  die  Kapitulationen. 

Konstantinopel,  19.  Juni  1897. 
Les  Privileges  et  immunites  dont  les  Hellenes  jouissaient  avant  la  guerre  Nr.  iiseg. 
seront   maintenus    sous    les   reserves   suivantes: —  11   1.    II  sera  insere  dans  le  öroismachte. 

'I  19.  Juni  1897. 

Trait6  de  Paix  une  clause  stipulant  que  la  Turquie  et  la  Grece  sigueront,  en 
ce  qui  concerne  les  questions  de  nationalite  contestee,  une  Convention  ayaut 
pour  base  celle  qui  est  intervenue  en  1876  entre  la  Sublime  Porte  et  la 
L^gation  Hellenique  ä  Constantinople  et  qui  n'avait  pas  ete  ratifiöe.  ||  2.  En 
dehors  du  Traite  de  Paix,  les  deux  Gouvernements  signeront  une  Convention 
ayant  pour  but  de  regier  les  rapports  entre  les  Consulats  de  Grece  et  les 
autorit^s  judiciaires  Ottomanes.  ||  Cette  Convention  etablira  les  mesures  jugees 
necessaires  pour  que  les  dits  Consulats  ne  puissent  entraver  le  cours  regulier 
de  la  justice  et  porter  atteinte  aux  droits  et  aux  interets  des  sujets  Ottomaus 
dans  leurs  differends  avec  les  sujets  Hellenes.  ||  3.  Les  deux  Conventions  ci- 
dessus  mentionnees  seront  conclues  dans  un  delai  de  trois  mois,  ä  partir  de 
la  signature  des  preliminaires  de  paix.  ||  4.  Dans  le  cas  oü  des  divergences 
de  vues  viendraient  ä  se  produire  lors  de  la  negociation  des  dites  Conventions, 
les  deux  Gouvernements  interesses  choisiront  chacun  un  Arbitre  parmi  les 
Puissances  Mediatrices,  lesquelles  en  cas  de  desaccord  en  choisiront  un 
troisieme  pour  les  departager.  ||  La  decision  arbitrale  qui  interviendra  sera 
obligatoire  pour  les  deux  Gouvernements. 
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Nr.  11870.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel. 
Denkschrift  über  die  Notwendigkeit,  die  Kapitu- 
lationsbe Stimmungen  abzuändern. 

Konstantinopel,  19.  Juni  1897. 
^Tü^k^i''*  "^^  "°^^  ^^^  Puissances  Mediatrices  relativement  au  maintien  du  regime  des 

i9.Jnnii897. Capitulations  en  faveur  des  sujets  Hellenes  residant  en  Turquie  s'appuie,  en 
substance,  sur  les  deux  points  suivants  qu'il  importe  d'examiner  attentivement.  || 
Les  Puissances  Mediatrices  pensent  en  effet: —  ||  1.  Que  le  droit  des  Hellenes 
au  benefice  des  Capitulations  dans  l'Empire  Ottoman  est  anterieur  au  Traite 
de  Canlidja,  et  rentre  dans  la  categorie  des  immunites  concedees  aux  Grecs 
en  vertu  d'arrangements  avec  les  Grandes  Puissances  sur  lesquels  l'etat  de 
guerre  entre  la  Turquie  et  la  Grece  demeure  sans  effet;  et  2.  Que  l'assi- 
milation  des  Hellenes  aux  nationaux  des  autres  Puissances  Europeennes  döcoule 
non  pas  d'une  Convention  librement  debattue  entre  la  Turquie  et  la  Grece, 
mais  de  l'intervention  directe  des  Puissances  Garantes  de  l'independance  du 
Royaume  Hellenique.  Le  premier  point  constitue  une  assertion  qui  ne  parait 
pas  etre  conforme  ä  la  realite  des  choses.  Depuis  1832,  date  de  la  formation 
du  Royaume  Hellenique  jusqu'ä  l'annee  1855,  c'est-ä-dire  h  la  conclusion  du 
Traite  de  Canlidja,  la  Situation  des  Hellenes  en  Turquie  et  des  Ottomans  en 
Grece  a  du  etre  fort  mal  definie  et  faire  l'objet  de  reclamations  et  de  plaintes 
des  deux  Parties,  D'une  part  les  Tribunaux  Civils  et  de  commerce  n'ötaient 
pas  encore  institues  pour  que  les  Hellönes  aient  du  jouir  de  fait  de  l'assi- 
stance  Consulaire,  et  d'autre  part,  les  Consulats  Ottomans  et  Hellenes  tar- 
daient  d'etre  eriges  dans  les  pays  respectifs  faute  d'entente  au  sujet  de  leurs 
attributions,  qualites,  honneurs,  et  Privileges.  Nombreuses  sont  les  preuves  a 
l'appui  de  ce  fait.  11  suffira  de  rappeler  que  le  Code  de  Commerce  Ottoman 
n'a  ete  promulgue  qu'apres  1855,  et  que  l'organisation  des  Tribunaux  de  com- 
merce a  eu  lieu  en  1860,  et  que  le  Code  de  Procedure  Commerciale  date  de 
1862.  Anterieurement  ä  ces  lois  les  affaires  civiles  etaient  retenues  par  les 
Kadis  et  les  affaires  coramerciales  etaient  de  la  competence  du  chef  des 
negociants  Beratiis  et  des  Wekils  commerciaux  sans  Juges  Assesseurs  etran- 
gers,  et  souvent  meme  sans  assistance  Consulaire.  ||  En  tout  cas,  soit  parce 
que  la  nationalite  Hellenique  etait  en  principe  contestee  ä  tous  ceux  qui 
originerent  de  la  nouvelle  Grece  continuaient  cependant  d'liabiter  l'p]mpire  et 
etaient  par  consequent  traites  comme  Ottomaus,  soit  aussi  parce  qu'aucun 
Firman  de  privilege,  aucun  Edit  n'avait  ete  octroye  en  leur  faveur  pendant 
cette  Periode  transitoire,  les  Hellenes  ont  du  relever  directement  des  autorites 
Ottomanes  jusqu'ä,  ce  que  le  Traite  de  Canlidja  ait  cu  a  regulariser  leur 
Situation.  On  trouvera  des  Clements  convainquants  en  faveur  de  cette  pre- 
somption  dans  le  fait  que  les  Grecs  ont  ete  alors  assujettis  aux  impots  ä 
l'instar  des  nationaux,  ce  dont  ils  se  sont  plaints  iterativement;  et  aussi  dans 
les  difficultes   qui    ont    surgi    maintes   fois  lors  des  negociations  du  Traite  de 
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Canlidja  par  rapport  aux  Privileges  sollicites  par  eux.  ||  Au  surplus,  11  n'est  Nr.  iisvo. 
pas  cxact  qne  Ics  Puissances  Garantcs  aiciit  eu  rintcntloii,  et  la  volonte  dCjgj|J^°ggj 
faire  beneficicr  les  IlcUencs  du  regime  privilegie  des  Capitulatioiis.  Dans  les 
Actes  qui  ont  precede  ou  suivi  la  creation  du  Royaume  de  Grece,  cllcs  ont 
eu  soin  de  stipuler  en  faveur  de  celui-ci  une  independance  complctc  avec  tous 
les  droits  qui  en  derivent;  elles  ont  drclare  lui  laisscr,  ainsi  qu'ä  la  Turquie, 
la  facultö  de  döterminer  leurs  rapports  commerciaux  et  maritimes  ä  base  de 
reciprocite,  et  d'etablir  des  Consulats  dans  les  pays  respectifs,  et  malgre  la 
demande  du  cote  Ottoman  elles  se  sont  memo  abstenues  de  s'occuper  de 
l'extradition  reciproqne  des  crirainels  par  craiute  d'empietcr  sur  les  droits  de 
l'independanee  du  nouvel  Etat.  Nulle  part  donc  dans  les  dits  Actes,  Traites, 
Arrangements,  ou  Protocoles  elles  n'ont  specific  que  la  Grece  aurait  le  droit 
de  jouir  du  regime  privilegie  des  Capitulations,  et  partout,  au  contraire,  elles 
ont  reconnu  qui'l  appartiendrait  seul  aux  deux  Parties  intöressees  de  regier 
entre  eux  les  bases  definitives  de  leurs  relations  futures.  ||  Cependant,  ä 
l'appui  de  leur  maniere  de  voir  les  Puissances  Mediatrices  croient  devoir  in- 
voquer  maintenant  l'Article  IV  du  Protocole  de  Londres  du  3  Fevrier,  1830, 
qui  dispose  que  "les  sujets  des  deux  Etats  seront  traites  r^ciproquement  sous 
le  rapport  des  droits  de  commerce  et  de  navigation  comme  ceux  des  autres 
Etats  en  paix  avec  l'Empire  Ottomaa  et  la  Grece."  ||  Au  fond  cette  disposition 
n'ajoute  rien  de  particulier  ä  la  discussion.  En  effet,  ind(5pendamment  de  la 
teueur  meme  de  cet  Article  IV,  qui  n'a  trait  qu'aux  droits  de  commerce  et 
de  navigation,  et  non  au  regime  Consulaire  des  Capitulations,  le  Protocole 
susmentionne  dans  son  ensemble  n'etait  qu'une  proposition  h  comrauniquer  ä 
la  Porte  Ottomane.  ||  Celle- ci  y  ayant  donne  son  assentiment  le  Protocole  en 
question  a  fait  place  ä  un  nouvel  Acte  et  l'Arrangement  bilateral  du  21  Juillet, 
1832,  dont  l'Article  VIII  dispose  qu'il  est  laisse  aux  deux  Parties,  soit  ä  la 
Turque  et  ä  la  Grece,  la  faculte  de  regier  par  un  Trait6  leurs  rapports  de 
commerce  et  de  navigation  ä  la  base  reciproque;  il  s'ensuit  que  les  trois 
Puissances  Mediatrices  ont  voulu  non  seulement  ne  pas  imposer  ni  preconiser 
le  regime  des  Capitulations  au  profit  des  Hellenes,  mais  encore  elles  ont 
desire  que  le  Traite  de  Commerce  füt  conclu  directement  entre  les  Parties  ä 
base  de  reciprocite.  ||  Faut-il  ajouter  qu'a  cette  epoque  l'Europe  admettait  dejä 
le  principe  de  l'abolition  graduelle  des  Capitulations,  et  promettait  de  con- 
clure  de  uouveaux  Actes  plus  en  accord  avec  le  regime  du  droit  public  moderne 
{vlde  Protocole  du  Congres  de  Paris  de  1856)  ?  Et  faut-il  aussi  rappeler  que 
la  Sublime  Porte  n'avait  pas  encore  a  cette  epoque  ä  sa  disposition  les  juri- 
dictions  necessaires  pour  appliquer  les  regles  du  droit  international  aux  sujets 
Hellenes  eu  Turquie?  Ce  sont  lä  sans  doute  les  veritables  considcrations  qui 
ont  permis  d'introduire  dans  Ic  Traite  de  Canlidja  que  les  sujets  Hellenes 
pourraient  beneficier  du  traitemeut  privilegie  applique  aux  sujets  Europeens 
residant  en  Turquie. 

Le  deuxieme  point  de  la  note  des  Puissances  Mediatrices,  ä  savoir  que 
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Nr.  11870.  le   Traitö   de  Canlidja    est    la   resultante    de    rintervention   directe    des  fitats 

Türfefii 

j9jg„ij89^  Garants  de  l'independance  du  Royaume  Hellenique,  ne  parait  pas,  au  poiut  de 
Yue  du  droit  pur,  comporter  Timportance  qu'on  veut  lui  attribuer.  ||  Sans 
vouloir  meconnaitre  la  haute  valeur  de  rintervention  des  Grandes  Puissances 
qul  parfois,  sur  la  demande  meme  de  la  Sublime  Porte,  s'est  produite  dans 
les  Actes  Internationaux  la  concernant,  on  ne  peut  se  refuser  d'observer  qu'en 
Tespece  cette  Intervention  ne  s'est  pas  exercee  sur  une  tres  grande  echelle, 
et  avec  la  portee  qu'on  lui  prete.  Les  archives  de  la  Sublime  Porte  sont 
muettes  sur  la  part  qu'ont  prise  l'Angleterre  et  la  France  dans  la  conclusion 
du  Traitö  de  Canlidja.  Que  ces  deux  Puissances  amies  et  alliees  de  la 
Turquie  aient  pris  connaissance  du  projet  da  dit  Traite,  qu'elles  aient  meme 
donn^  quelques  conseils  et  avis  pour  la  prompte  Solution  des  differends 
existants,  il  n'y  a  lä  rien  qui  puisse  paraitre  improbable.  Mais  vouloir  attri- 
buer ä  ces  conseils,  voire  meme  h  la  mediation — si  jamais  m^diation  a  existe — 
un  caractere  contractuel,  et  en  deduire  des  droits  de  participant  dans  un 
Traite,  cela  ne  pourrait  guere  s'accorder  avec  les  principes  et  les  precedents 
internationaux.  Les  droits  et  les  obligations  naissent  avec  des  contre-parties, 
et  pour  qu'on  puisse  les  presumer  existants,  il  faut  qu'ils  se  fondent  sur  des 
donn^es  autres  que  celles  se  resumant  en  des  conseils  des  iuteressees.  ||  D'ail- 
leurs,  les  trois  Puissances  en  creant  le  Royaume  Hellenique  ont  ä  plus  d'une 
reprise  solennelleraent  declare  que  cet  Etat  jouirait  d'une  independance  absolue, 
et  par  cette  affirmation  elles  se  sont  refusees  tout  droit  de  garantie  ou 
d'interveution  positive  dans  un  sens  strict.  Aussi  le  Traite  de  Canlidja  a-t-il 
ete  un  Acte  bilateral  directement  conclu  entre  la  Turquie  et  la  Grece  et  les 
divergences  resultant  de  l'application  de  ses  dispositions  sont-elles  restees 
exclusivement  dans  le  domaine  seul  des  relations  des  deux  Parties  Coutractantes.  {! 
La  haute  autorite  dont  sont  revetues  ä  juste  titre  les  decisions  des  Grandes 
Puissances  permet  d'invoquer  k  ce  propos  les  stipulations  meme  du  Congres 
de  Berlin  relativement  ä  la  Roumanie,  ä  la  Serbie,  et  au  Montenegro  dans 
la  question  du  traitement  ä  appliquer  ä  leurs  ressortissants  voyageant  ou 
sejournant  en  Turquie.  ||  L'illustre  assemblce  qui  a  alors  erigö  les  susdits  pays 
en  Etats  iudependants  n'a  pas  hesite  ä  statuer  que  pour  les  sujets  Roumains 
le  regime  privilegie  serait  tout  provisoire  en  attendant  la  conclusion  d'une 
Convention  Consulaire,  et  que  les  Serbes  et  les  Mont6negrins  seraient  traites 
en  Turquie  suivaut  les  principes  generaux  du  droit  international.  |]  II  est  donc 
permis  d'inferer  de  ce  qui  precede  que  du  moment  qu'il  est  reconnu  et  av^re 
que  la  Grece  depuis  1855  a  abuse  du  regime  des  Capitulations,  qu'elle  en  a 
fait  usage  au  detriment  des  populations  Ottomanes  de  TEmpire,  et  que,  pour 
l'avenir,  eile  ne  peut  offrir  aucune  garantie  efficace  a  ce  sujet,  soit  par  les 
qualites  negatives  meme  de  son  personnel  Consulaire,  dejä  habitu^  depuis 
norabre  d'annöes  ä  l'application  irreguliere  et  abusive  des  Privileges  en  question, 
soit  par  la  tendance  naturelle  que  les  Consuls  Helleniques  ne  manqueront  pas 
d'avoir   en  vue  de  s'ingerer  dans  les  affaires  contentieuses  afin  d'etendre  leur 
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propre  influencc  sur  les  populatioiis  de  race  Grecque  de  l'Einpire,  11  est  permis  ^v.  iisto. 
d'inferer — disons-nous — que  les  Puissances  Mödiatrices,    dans  leurs  sentiments,^^'"'^^*'' . 

'■  19. Juni  189/ 

de  haute  equite,  voudront  bicii  roconnaitre  qu'il  u'y  a  pas  de  motif  serieux  k 
l'heure  qu'il  est  pour  faire  adraettre  au  profit  des  sujets  Hellenes  un  regime 
differeiit  de  cclui  appliquc  dejc\  avec  succes  et  la  regularite  voulue  aux  sujets 
Serbes,  Moutenegriiis,  et  ä  quelques  autres  ctrangers  dans  l'Empire  ä  la  base 
des  regles  du  droit  international  moderne  de  l'Europe. 


Nr.  11871.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  ♦  in  Konstantinopel. 
Vorschläge  für  eine  neue  Abkunft  über  die 
Kapitulationen. 

Konstantinopel,  21.  Juni  1897. 

La  Notice  remise  par  les  Ambassadeurs  des  Six  Grandes  Puissances 
relativenieut  ä  la  qucstion  du  renouvellement  des  Traites  entre  le  Gouvernement  Nr.  iisti. 
Imperial  et  la  Grece,  commence  par  un  expose  de  principe  etablissant  le  ^uulii'soy 
maintien  integral  des  Privileges  et  iramuuitcs  dont  les  sujets  Hellenes  jouissaient 
avant  la  guerre.  En  dehors  de  la  question  de  principe  qui  avait  amene  le 
Gouvernement  Imperial  ä  declarer  son  Intention  de  ne  pas  renouveler  les  dits 
Privileges  et  immuuites,  l'impossibilite  evidente  de  mcttre  un  terme  aux  abus 
systematiques  des  Privileges  Capitulaires  par  les  Consulats  Hclleniques,  etait 
un  fait  digne  d'attirer  l'attention  bienveillante  des  Puissances  Mediatrices  sur 
la  uecessite  le  remedier  ä  un  etat  de  choses  si  prejudiciable  aux  interets 
Ottomans.  Toutefois,  dans  le  cas  oü  Ton  desirerait.assurer  aux  sujets  Hellenes 
la  jouissance  de  certains  avautages  decoulant  des  Capitulations,  il  serait  plus 
equitablc  et  plus  conforme  au  but  de  justice  poursuivi  par  les  Grandes 
Puissances,  de  trouver  une  Solution  intermediaire  qui,  tout  en  laissant  ä  la 
Grece  certains  avantages,  soit  de  uature  k  sauvegarder  les  interets  Ottomans 
contre  les  empietements  systematiques  des  autorites  Consulaires  Helleniques. 
MM.  les  Ambassadeurs  preconisent,  dans  ce  but,  l'idee  du  maintien  integral 
des  Privileges  Capitulaires  en  faveur  des  Hellenes,  k  la  condition  de  la  sigua- 
ture  entre  les  deux  Etats  d'un  Convention  ayant  pour  but  de  regier  les 
rapports  entre  les  Consulats  de  Grece  et  les  autorites  judiciaires  Ottomanes. 
D'apres  la  Notice  de  MM.  les  Ambassadeurs  cette  Convention  etablira  les 
mesures  jugees  necessaires  pour  que  les  dits  Consulats  ne  puissent  entraver  le 
recours  regulier  de  la  justice  et  porter  atteinte  aux  droits  et  interets  des 
sujets  Ottomans  dans  leurs  differends  avec  les  sujets  Hellenes.  ||  On  na  qu'ä 
etudier  de  pres  les  diverses  difficultes  et  questions  qui  surgisseut  de  certains 
Privileges,  tels  que  l'assistance  du  Drogman  et  des  membres  etrangers,  la 
signification  des  actes  judiciaires  et  des  assignations,  les  recherches  domici- 
liaires,  l'execution  des  jugements,  &c.,  pour  se  former  une  idee  de  la  difficulte, 
voire   meme   de   rimpossibilit6  qu'il  y  aurait  k  trouver  des  moyens  efficaces 
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Nr.  11871.  pratiques  pour  mettre  flu  aux  abus,  tout  eii  maintenant  les  Privileges  dans 
:i  Janii837  ^^^^^  liitegralite.  En  revanche,  11  serait  beaucoup  plus  convenable  de  maintenir 
intactes  les  immunites  et  Privileges  oü  les  iuterets  Ottomans  ne  seraient  directe- 
meut  pas  en  cause,  comme  proces  entre  nationaux  Hellenes  ou  entre  Helienes 
et  autres  etrangers,  affaires  de  succession  et  autres,  et  de  les  supprimer  com- 
pletement  quand  ils  sont  en  relation  directe  avec  des  interets  Ottomans  et  de 
nature  ä  les  menacer  serieusement.  Comme  il  n'est  pas  probable  que  le 
Gouvernement  Hellenique  se  departisse  d'une  ligne  de  conduite  tracee  en 
connaissance  de  cause,  cette  Solution  serait  plus  en  conformite  des  vues  bien- 
veillantes  de  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  et  de  leur  desir 
sincere  de  sauvegarder»  les  interets  Ottomans  contre  l'attitude  abusive  des 
autorites  Consulaires  Helleniques.  Cette  Convention  devant  6numerer  les  Privi- 
leges qui  sont  ä  maintenir  et  ceux  qui  ne  devront  pas  subsister,  il  serait  juste 
d'y  traiter  des  Privileges  personnels  des  Consuls  et  de  mettre  un  terme  ä 
l'inegalite  flagrante  qui  existait  avant  la  guerre  entre  les  Consuls  Ottomans  en 
Grece  et  les  Consuls  Helleniques  en  Turquie  en  ce  qui  concerue  leurs  immu- 
nites et  exemptions  personuelles  sans  nuire,  bien  eutendu,  aux  Privileges  qui 
seraient  expressement  renouveles  en  faveur  des  sujets  Hellenes.  |j  En  vertu  de 
cette  Convention,  il  y  aurait  lieu  de  conclure  avec  la  Grece  une  Convention 
de  Commerce  et  de  Navigation  ä  la  base  d'une  reciprocite  parfaite  de  traite- 
ment.  Cette  seconde  Convention  pourra  aussi  regier  la  question  tres  iraportante 
de  la  contrebaude  dans  l'Archipel  et  servir  de  base  pour  le  renouvellement 
des  relations  postales  entre  les  deux  pays.  ||  Qnant  ä  la  question  des  natio- 
nalites,  il  y  aurait  certainement  lieu  de  conclure  avec  le  Gouvernement 
Hellenique  une  Convention  speciale  ä  ce  sujet.  Ainsi  que  la  Notice  susdite  de 
M.M.  les  Ambassadeurs  le  precise,  on  pourrait  prendre  pour  base  de  cette 
entente  celle  non  ratifiee  de  1876,  mais  ä  la  condition  de  prendre  en  con- 
sideration  les  reserves  formulees  alors  sur  uombre  des  nationalites  contestees 
ainsi  que  sur  quelques  autres  points,  et  de  subordonner  sans  restrictions  les 
changements  de  nationalitö  survenus  apres  1869  ä  la  Loi  Ottomane  des  natio- 
nalites. II  Les  paragraphes  3  et  4  de  la  Notice  des  Ambassadeurs  temoignent 
du  desir  sincere  qu'ils  ont  de  voir  conclure  au  plus  vite  possible  les  Con- 
ventions en  question.  Seulement,  comme  il  est  ä  presumer  que  le  Gouvernement 
Hellenique  cherche  par  tous  les  moyens  en  son  pouvoir  ä  entraver  les  nego- 
ciations  dont  le  but  övident  est  de  restreindre  ses  droits  et  immunites  et 
d'empecher  les  abus  commis  par  ses  agents,  il  serait  plus  conforme  au  but 
vise  de  sanctionner  d'un  maniere  efficace  l'obligation  d'arriver  ä  une  entente. 
Ainsi  il  y  aurait  lieu  de  stipuler: —  ||  1.  Que  jusqu'ä  la  conclusion  de  la  Con- 
vention conccruant  les  affaires  Consulaires  et  judiciaires,  les  Consuls  et  les 
sujets  Hellenes  dans  l'Empire  soient  traites  d'aprös  les  principes  generaux  du 
droit  public  European  et  non  d'apres  le  Systeme  des  Capitulations.  ||  2.  Que 
jusqu'ä  la  conclusion  d'une  Convention  de  Commerce  et  de  Navigation  chacun 
des  deux  Parties  ait  le  droit  de  soumettre  le  commerce  de  l'autre  ä  un  Tarif 
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special;    et  ||  3.  Que   jusqu'ä   la   conclusion    d'ime  Convention   sur   Tindigenat  Nr.  iisri. 

Türkei. 
.Juni  1897 


HcUeuique,    ceux  dont   la   nationalite  Ilelleniquc    est   contcstec    soient   traites.,  '^'"'■^®'- 


comrae  sujcts  Ottoraans. 


Nr.  11872.  GROSSMÄCHTE.  —  Zweite  Denkschrift  der  Militär- 
bevollmächtigten  in  Konstantinopcl  über  die  Grenz- 
berichtigung.    Vgl.  Nr.  11868. 

Les   Attaches  Militaires  d'Allemagne,    d'Autriclic -Hongrie,     de    France»  Nr.  h8T2. 

ächte 
il897. 


d'Italie,   et  de  Russie,   se  sont  reunis  sur  l'invitation   de  leurs  Ambassadeurs  J^Jj^^^j^'"'®' 
respectifs  pour  Studier  encore  uue  fois  le  tracc  de  la  nouvclle  frontiere  entrc 
la  Grece   et  la  Turquie,   qu'ils  avaient  propose  dans  leur  reunion  du  10  Juin, 
ainsi  que  les  contre-propositious  du  Gouvernement  Ottoman.  [|  Leurs  conclusions 
sont  les   suivantes: —  ||  1.  La  ligne -frontiere  projetee  offre  ä  la  Turquie  tous 
les  avantages  qu'elle  peut  desirer  au  point  de  vue  tactique  pour  sa  defense. 
Elle  lui   donne   cn  outre  dans  le  cas  de  l'offensive,   la  possession  de  tous  les 
debouches  qui  conduisent  en  Thessalie.  ||  2.  L'importauce  de  cette  ligne  serait 
encore    augmentee   au   point    de    vue    strategique    et   tactique   par  la  cession 
eventuelle   de  la  plaine  du  Lac  de  Nezeros  en  partant  du  sommet  d'Analipsis 
Rapsauiütikos  pour  aboutir  h  la  hauteur  de  Kokinopetra.     La  cession   de  la 
region    du    Lac   de  Nezeros  donnerait  ä  la  Turquie  les    hauteurs   d'Analipsis, 
Sopoto,  Pictalo,  Kokinopetra,  qui  commandent  les  versants  sud  de  la  chaine  de 
rOlympe  jusqu'ä  la  Valle  du  Penee.     Elle  assurerait  en  outre  k  la  Turquie 
l'entree  et  le  debouchc  de  la  route   de  Koskieuy   (Karya)  ä  Nezeros,  Dercle» 
et  Larisse.  ||  3.  Cette  cession  eventuelle  comprendrait  un  territoire  ayant  une 
superficie  d'environ  50  kilom,  carres.  ||  4.  Le  Gouvernement  Ottoraan  desircrait 
faire  descendre  la  ligne  de  frontiere  sur  les  lignes  du  Penee   et  du  Xerias 
jusqu'ä  Tirnavo.  ||  Les  Attaches  Militaires  estiment  que  Tabandon  de  la  plaine 
au  uord  du  Xerias,  n'ajoute  rien  aux  avantages  strategiques  et  tactiques  donnees 
ä  la  Turquie  par  le  trace  qu'ils  ont  dejä  propose.     Cet  abandon  presenterait 
meme    certains    inconvenients,   notamment    celui    de    rendre  le  passage  de   la 
frontiere  plus  facile  aux  bandes  qui  pourraient  tenter  de  penetrer  sur  le  terri- 
toire Ottoman.    II  serait  facile  ä  ces  bandes  de  franchir  une  ri viere  sans  im- 
portance,  il  est  au  contraire  assez  difficile  de  gravir  les  pentes  sud  des  derniers 
contreforts  de  l'Olympe  pour  franchir  la  nouvelle  frontiere.  ||  5.  En  dehors  de 
tous  les  avantages  assures  ä  la  Turquie  par  le  nouveau  trace,  les  Attaches 
Militaires  attirent  l'attention  de  M.M.  les  Ambassadeurs  sur  les  avantages  que 
donnent  aux    Turcs  la  possession  des  hauteurs  situees    sur  la  rive  droite  du 
Salamvrios,  ä  l'ouest  de  Gunitza;    eile  leur   assure   les  defiles  de  Kalamaki  et 
du  Kerias  et  met  les  Grecs  dans  l'impossibilite  complete  de  defendre  la  Valle 
du  Salamvrios  et  la  ville  de  Larisse.  ||  6.  Par  consequent,  les  Attaches  Militaires 
estiment  d'un  avis  unanime  qu'aucun  changement  ue  devrait  cti*e  apporte  dans 
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Nr.  11872.  jg^  nouvelle  ligne-f rentiere,  comprenaut  la  plaiiie   de  Nezeros,  et   qu'au  point 

Grofsmächte.  •  i       /~<  /-\ 

22.Junii897.  de  vue  militaire  les  propositions  du  Gouvernement  Ottoraan  ne  sont  nullement 
fondees. 

Constantinople,  le  22  Juin,  1897. 

(Signe)  Colonel  Peschkoff. 

Lieutenant-Colonel  v.  Trorabi. 
Lieutenant-Colonel  Baron  Giesl. 
Capitaine  Dupont. 
Capitaine  Mengen. 


Nr.  11873.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Ansicht  der  deutschen 
Regierung  über  die  Kriegsentschädigung  und  grie- 
chische Finanzkontrolle. 

Berlin,  July  2,  1897.    (July  5.) 

Nr.  11873.  ]y[y  Lord,  |j  I  have  the  honour  to  report  that,  in  conversation  this  mor- 

britannien.  uiug  with  Barou  von  Roteuhan,  bis  Excellency  alluded  to  the  peace  negotia- 
2.  Juli  1897.  jjQj^g  ^hich  wcre  still  proceeding  at  Constantinople.  He  stated  that,  although 
the  progress  was  slow,  there  was  now  some  hope  that  they  would  lead  to  a 
satisfactory  result,  and  the  German  Ambassador  had  reported  that  he  was  in 
hopes  that  they  would  terminate  in  two  or  three  weeks.  He  did  not  autici- 
pate  any  serious  difficulty  with  regard  to  the  frontier,  and  the  Turks  would, 
no  doubt  be  induced  to  accept  an  indemnity  of  4  000  0001.,  which,  in  the 
opinion  of  the  financial  experts,  would  be  within  the  capabilities  of  Greece  to 
pay.  The  question  of  the  Capitulations  might  also  be  settled  in  principle, 
leaving  the  details  to  be  settled  by  a  Convention  between  Turkey  and  Greece. 
It  was  possible  that  some  difficulty  might  arise  on  this  point,  and  also  in 
securing  the  consent  of  Greece  to  a  financial  control.  ||  This  gave  me  the 
opportunity  of  asking  Baron  von  Rotenhan  whether  any  definite  proposals  had 
been  made  with  regard  to  financial  control.  His  Excellency  replied  that  he 
was  not  aware  that  any  definite  proposals  had  been  formulated,  but  that  it 
was  evident  that  Greece  would  be  compelled  to  consent  to  some  form  of 
control,  without  which  it  would  be  impossible  for  her  to  raise  the  loau  which 
she  would  require. 

Nr.  11874.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Frage 
der  Räumung  Thessaliens. 

Constantinople,  July  3,  1897,  3.45  p.  m.    (July  3.) 
Nr.  11874.  (Telegraphic.)  ||  "With  reference  to  my  telegram  of  the  Ist  instant,  I  have 

britannien.  tbc  houour  to  report  that  the  Ambassadors  received  a  visit  yesterday  from 
3. Juli  1897.  the  Foreign  Minister,  who  stated  that  he  had  not  yet  received  the  authority 
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required  to  permit  of   the   Strategie   frontier  being  discussed  by  the  military  Nr.  11874. 
experts.    It  was  useless,  under  these  circurastances,  to  invite  the  Ambassadors     ^''''^^' 

britannieii, 

to  a  meeting.  His  Excellency  begged,  therefore,  tliat  we  would  wait  until  he  3.  Juh  1397. 
was  in  a  position  to  discuss  the  question  of  the  frontier  to  some  purpose.  |j 
I  gathered  that  the  Foreign  Minister  had  represented  to  the  Sultan  how  futile 
it  was  to  continue  to  hold  meetings  which  could  lead  to  no  result,  and  that 
he  had  reeeived  Instructions  from  His  Majesty  to  ascertain  the  individual 
opinions  of  the  Ambassadors  by  visiting  them  separately.  ||  All  my  colleagues 
have  declared  that  they  held  out  no  hopes  to  his  Excellency  of  any  change 
in  the  policy  of  the  Powers.  ||  This  morning  we  met  a  Buyukdere,  in  the 
Austrian  Embassy.  The  prevailing  view  of  the  Situation  was  that  Thessaly 
will  not  be  evacuated  iinless  the  Powers  are  prepared  to  apply  strong  pres- 
sure. We  sent  the  Porte  a  Memorandum  pressing  for  an  early  and  categorical 
reply  as  to  whetlier  authority  will  be  given  to  military  experts  to  bring  the 
strategical  frontier  under  discussion,  in  order  that,  in  the  contrary  event,  we 
may  consider  what  other  means  there  are  of  bringing  the  mediation  to  a 
successful  issue. 


Nr.    11875.     RUSSLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter   in    London.      Die    Grofsmächte    sollten 
über  die  Grenzberichtigung  offiziell  beschliefsen. 
Saint-Petersbourg,  le  21  Juin  (3  Juillet),  1897. 
(Tel^graphique.)  11  Approuvant    les    projets    de    rectificatiou    de    frontiere  ^'■-  ^'^^^• 

Kufslaud. 

Gr^co-Turque   elabores  par  les  Agents  Militaires   et  proposes  ä  la  Porte  par  {21.  juni 
les  Ambassadeurs,  nous  pensons  que  les  Puissances  devraient  maintenir  ferme-    ^-  "^"^^ 

1897. 

ment  leur  accord  ä  ce  sujet  et  charger  leurs  Representants  ä  Constantinople 
de  notifier  solidairement  et  categoriquement  cette  d^cision  au  Gouvernement 
Türe  en  l'invitant  h  ne  plus  retenir  la  marehe  des  n6gociations  de  paix. 


Nr.    11876.     GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.    Denk- 
schrift über  die  Grenzberichtigung. 
En  se  chargeant  de  la  mediation  eutre  la  Turquie  et  la  Grece,  les  Gou-  Nr.  ii876. 

vernements  des  Six  Grandes  Puissances  ont  pose  comme  une  des  bases  de  la '^"■"f^mächte. 

.p        .  ,  3.  Jnli  1897. 

paix  future  une  rectmcation  purement  strategique  de  la  frontiere  de  la  Thes- 
salie.  Ij  Ce  principe  semblait  avoir  ete  accepte  par  la  Sublime  Porte  et  k  la 
suite  d'une  proposition  de  rectification  presentee  par  les  Ambassadeurs,  son 
Excellence  Tewfik  Pacha  avait  annonce  lui-meme  une  contre-proposition.  Toute- 
fois  les  details  de  la  rectification  ayant  du  etre  examines  par  les  Attaches 
Militaires  des  Ambassades  conjointement  avec  des  Del^gues  Ottomans,  cies 
derniers  ont  declare  ne  pouvoir  discuter  sur  les  bases  proposees,  et  ont  de- 

14* 
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Nr.  11876.  mande  la  cession  de  tout  le  territoire  au  uord  du  Penee.  ||  Comme  une  pareille 
Grofsmachte.  g^^jj^j^j^^  absolumeut  coutraire  aux  principes  fondamentaux  de  la  mediation,  ne 

o.  Juli  ioti/, 

saurait  en  aucun  cas  etrc  admise  par  les  Puissances,  et  les  negociations  se 
trouvaut  arretees  par  ce  fait,  les  Ambassadeurs  croient  devoir  demauder  ä 
son  Excellence  Tewfik  Pacha  de  vouloir  bien  leur  dire  dans  le  plus  bref  dölai, 
et  d'une  fagon  catögorique,  si  des  instructions  dans  le  seus  de  la  notice  dres- 
see  dans  la  derniere  scance,  conformement  au  texte  ci-joint,  seront  donnees 
sans  retard  aux  Delegues  Ottomans.  ||  Dans  le  cas  contraire,  les  Ambassadeurs 
se  verraieut  obliges  d'en  ref^rer  ä  leurs  Cabinets  afin  de  les  mettre  cn  mesure 
d'aviser  ä  d'autres  moyens  pour  rendre  efficace  la  mediation  dont  ils  se  sont 
Chargen,  et  qu'ils  considerent  comme  dcvant  au  plus  tot  etre  menee  h  terme. 
Constantinople,  le  3  Juillet,  1897. 


Nr.    11877.     TÜRKEI.    —    Der   Minister  des  Auswärtigen   an    die 

Botschafter   der  Grofsmächte   in  London.     Antwort 

auf  das  Vorige. 

Constantinople,  le  4  Juillet,  1897. 

Nr.  11877.  -^^  ayant  l'honneur  d'accuser  reception  ä  leurs  Excellences  MM.  les  Ara- 

Törkei.    bassadeurs  des  Grandes    Puissances    du   dernier  Memorandum   qu'ils  ont  bien 

'  voulu  lui  adresser,  le  Ministre  des   Affaires    £trangeres    s'empresse  de  les  in- 

former  qu'il  ne  manquera  pas  de  leur  faire  connaitre  le  jour  de  leur  prochaine 

reunion  aussitot  qu'une  decision  aura  ete  prise  par  le  Gouvernement  Imperial 

concernant  les  negociations  en  cours. 

Nr.  11878.  ÖSTERREICH- UNGARN.  —  Der  Botschafter  in  Kon- 
stantinopel an  den  türkischen  Minister  des  Aus- 
wärtigen.   Die  Botschafter  fordern  eine  bestimmtere 

Antwort, 

Constantinople,  le  5  Juillet,  1897. 

Nr.  11878,  Mon  cher  Ministre,  ||  J'ai  communique  k  mes  collcgues  votre  reponse  au 

Österreich-  M^moraudum  qui  vous  a  ete  remis  Samedi  par  M.  Pogatscher.     Nous  trouvons 

5.  Juli  1897.  cette  reponse  trop  vague  et  nous  desirons  savoir  quand   des  instructions  for- 

melles seront  envoyees  ä  vos  Delegues  militaires.  Nous  serions  oblig  es,  mes 
coUegues  et  moi,  d'en  referer  k  nos  Gouvernements  si  une  reponse  precise  se 
faisait  plus  longteraps  attendrc.  C  a  1  i  c  e. 

Nr.  11879.  GROSSBRITANNIEN.  ~  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.*)  Antwort 
auf  den  russischen  Vorschlag  Nr.  11875. 

Foreign  Office,  July  6,  1897. 
Nr.  11879  Sir,  A  Telcgram  from  thc  Russian  Minister  for  Foreign  Affairs,  of  which 

Grofs-     j  jjj(.]^Qgg  g^  (.Qpy  hercwith ,   was    communicatcd   to  me  on   the  5th  instant  by 

britannien.  i  j  » 

6,  jnii  1897.  M.  dc  Staal. 


*)  Substance  telegraphed. 
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In  reply  I  have  informed  his  Excellency   that  Her  Majesty's  Government  Nr.  ii879. 
share    fuUy    tlie    desire  to  preserve  a  united  attitude    towards   the  Porte;    but      ^''*''^'' 

britaunien. 

that  at  present  I  have  not  sufncient  particulars  as  to  the  number  of  Christian  6.  JuH  1897. 
and  espccially  of  Greek  inhabitants  wlio  would  be  transferred  to  Turkey 
under  the  arrangements  submitted  to  the  Ambassadors  by  de  Military  Atta- 
ches to  enable  me  to  decide  whcther  Her  Majesty's  Government  can  accept 
their  proposals.  ||  Three  alternatives  have  been  brought  forward  by  the  Mili- 
tary Attaches.  The  first  is  their  original  proposal ;  next  a  furtlier  concession, 
including  in  Turkey  the  Piain  of  Nezeros  and  the  village  of  that  name;  and 
thirdly,  an  addition  which  would  give  to  Turkey  the  district  of  Rapsani  and 
the  coast  line  as  far  as  the  mouth  of  tlie  Peneus.  ||  \Ve  have  been  informed 
that  the  original  proposal  would  transfer  to  Turkey  about  3,000  Christians,  of 
whom  about  nine-tenths  are  Vlachs  and  the  remaining  300  are  Greeks.  If 
this  should  prove  to  be  correct  Her  Majesty's  Government  would  be  prepared 
to  accept  and  to  join  in  insisting  upon  this  proposal.  But  they  consider  that 
a  stipulation  should  be  inserted  in  the  Treaty  that  any  of  the  inhabitants 
who  might  wish  to  leave  the  ceded  districts  should  be  free  to  do  so,  and 
should  receive  proper  compensation  for  their  property,  which  should  be  awar- 
ded  by  some  impartial  authority.  I  added  that  I  was  endeavouring  to  obtain 
precise  Information  on  the  statistics  of  population  and  hoped  to  have  them  in 
a  few  days.  Salisbury. 


JS"r.  11880.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
österreichisch-ungarischen  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel.    Antwort  auf  Nr.  11878. 

Coustantinople,  le  7  Juillet,  1897. 
M.  l'Ambassadeur,  ||  En  reponse  t\  la  lettre    que  votre  Excellence  a  bien  „    „  „^ 
voulu  m'adresser  le  5  de  ce  mois,  j'ai  honneur  de  l'informer  que  c'est  precise-     Türkei. 
ment   dans    le    but  de  transmettre  ä  nos  Delegues  militaires  des  instructions ''  '^"''  '^"" 
circonstanciees    que    la  Sublime    Porte    croit    devoir  etudier  la  question  d'une 
fagon  approfondie.  ||  Aussitot  qu'une  decision  sera  prise  je  ne  manquerai  pas 
d'en  aviser  immediatement  votre  Excellence.  Tewfik. 


Nr.  11881.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.  Die  türkische  Regierung 
fordert  den  Peneus  als  Grenze. 

Constantinople,  le  7  Juillet,  1897. 
(Telegraphique.)      Bien    que   le    Gouvernement   Imperial   et   les    Grandes  Nr.  iissi. 
Puissances  soient  animes  du  desir  de  voir  les  negociations  de  paix,  poursuivies     Türkei. 
ä  Constantinople  avec  les  Ambassadeurs,  aboutir  k  un  resultat  favorable,  cer-  * 
taius  Points  importants  de  la  question  semblent  en  retarder  la  Solution  si  im- 
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Nr.  11881.  patiemment  attendue.     Aussi,  en  vue  d'amener  les  Cabinets  Europeens  h  nous 

Türkei 

7.  Juli  1897.  P^^^^^'  ^^^^  1^^^  esprit  d'equite,  le   concours  et  les  facilites  necessaires  pour 
le  reglement  de  la  question,  croyons-nous  devoir   entrer  dans  de  plus  amples 
developpements  sur  nos  intentions  et  declarations  qui  ne  tendent  qu'ä  ecarter 
tout   retard    et   difficulte    et    ä   arriver   ä   la   conclusion    d'une   paix  durable, 
ardemment    desiree    aussi    bien    par    la    Sublime    Porte    que    par    les  Grandes 
Puissances,  et  exposer  avec  preuves  ä  l'appui,   les   considerations  qui  militent 
en  faveur  du  respect  des  droits  et  de  l'integrite  de  l'Empire.     On  sait  que  la 
derniere  guerre  a  ete  provoquee  par  les  evenements  de  Crete.     Or,  ces  evene- 
ments  eux-memes   etaient   le  resultat  des  agissements  et  intrigues  Helleniques. 
Cela  est  si  vrai  que  le  Cabinet  d'Athenes  ne  s'etait  pas  borne  ä  laisser  aux 
insurgös  Cretois  qu'il  avait  incites  ä  prendre  les  armes,  le  soin  de  poursuivre 
l'agitation,  mais  avait  aussi  envoy^  dans  l'ile  des  bandes  de  volontaires  formees 
sur  son  propre  territoire,  appuyees  par  des  troupes  regulieres  et  expedie  des 
bätiments  de  guerre  dans   les  eaux   Cretoises  dans  la  pensee   de  s'emparer  de 
rtle.     Par  ses  empietements  manifestes  le  Gouvernement  Hellenique  a  provoque 
sur  divers  points  de  l'ile  le  massacre  feroce  et  barbare   des  Musulmans  ainsi 
que  des  garnisons  Ottomanes    lä    oü  elles    Etaient  faibles  et  donn6  lieu,  dans 
des  conditions  atroces  et  telles  qu'aucune  nation  polie  ne  pourrait  les  tolerer, 
ä  des  meurtres    de    femmes  et  d'enfants  Musulmans,    ||    Le  premier  devoir  de 
tout   Etat    etant    de    defendre    son   iutegrite  et  ses  droits  de  souverainete,  le 
Gouvernement   Imperial   etait    evidemment    en    droit   d'adopter  tonte  sorte  de 
mesures  energiques  contre  ces  actes  de  brigandage  et  d'usurpation  du  Gouverne- 
ment Hellenique;    neanmoins,   par   deference   pour   l'accord  des  Puissances  et 
confiant    dans   leurs    sentiments    de   justice,    il  a  consacre  tous  ses  efforts  au 
maintien  de  la  paix,  s'est  ralli6  ä  leur  action  et  a  accueilli  avec  empressement 
tous   les    conseils    qu'elles   lui    ont    donnes,   h  la   condition    bien    entendu  du 
maintien  de  son  integrite  territorial.    Au  moment  oü  les  complications  cretoises 
preoccupaient   ä   juste    titre    tant  le   Gouvernement  Imperial  que  les  Grandes 
Puissances,  les  Hellenes  ont  ouvert  les  hostilit^s  sur  la  frontiere.    ||    Mais  la 
Sublime  Porte,  agissant  avec  calme  et  patience,  a  täclie  d'etablir  son  bon  droit 
et  ce  n'est  qu'ä  la  suite  des  agressions  repetees  des  Hellenes  qu'elle  s'est  vue 
dans  l'obligation  d'accepter  les  hostilit^s.     L'appel  sous  les  armes  d'une  partie 
considerable  des  troupes  de  ses  provinces  depuis  les  frontieres  Helleniques  de 
Roumelie  jusqu'aux    frontieres    orieutales    d'Anatolie,    a  cause  de  grands  dom- 
mages  ä  l'agriculture  et  an  commerce  et  impose  les  plus  lourdes  charges  au 
Tresor  Imi)erial.     D'autre  part,  cette  guerre,  provoquee   par  les  seuls  faits  de 
la  Grece,    a    coüte    la    vie    k    un    grand   nombre  de  nos  soldats.     Le  but  des 
Hellenes   etait  de  provoquer  un  mouvement  insurrectionnel  en  Macedoine,  en 
profitant  des  points  inaccessibles   de   la  frontiere  qui   leur  sont  favorables,  et 
de  creer  ainsi  un  6tat  de  choses  prejudiciable  aux  interets  tant  du  Gouverne- 
ment Imperial  que  des  Grandes  Puissances   avec   l'intention  d'en  retirer  quel- 
ques avantages.     II  est  superflu    de    relever    que    c'est  gräce  aux  victoires  de 
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nos   armes  qu'un    pareil    danger    redoutc  par   l'Europe  elle-meme    a  pu    etre  Nr.  iissi. 
materiellement  evite.    |1    Quant  aux  points  qui  fönt  l'objet  des  negociations  de  ^  j^[j  ^gg. 
paix,   le'  plus   important   etant  celui  de  la  question  territoriale,  nous  croyons 
necessaire  d'entrer  ä  ce  propos  dans  certains  details: — 

1.  A  notre  proposition  concernant  la  question  de  frontiere,  les  Ambassa- 
deurs opposent  notre  precedente  declaration  comme  quoi  le  Gouvernement 
Imperial  en  acceptant  la  guerre  ne  nourrissait  aucune  visee  de  conquete.  Or, 
le  but  de  cette  declaration  etait  sirapleraent  d'etablir  que  le  Gouvernement 
Imperial,  qui  n'avait  aucune  Intention  agressive  contre  la  Gröce,  n'avait  et6 
cntraine  ä  la  guerre  que  par  les  agressions  du  Gouvernement  Hellenique,  qui 
avait  ainsi  coraraence  les  hostilites. 

2.  La  Resolution  du  Congres  de  Berlin,  en  vertu  de  laquelle  la  Thessalie 

avait    ete    cedee    ä    la    Grece,    avait    pour  but  d'etablir  des  relations  amicales 

entre  les  deux  pays  et  d'ecarter  toutes  les  questions  et  complications  de  nature 

ä  provoquer  dans  la  suite  des  conflits.     Le  contenu  des  Protocoles  du  Con- 

grös  prouve  que  les  Plenipotentiaires  des   Grandes  Puissances  avaient  appuyo 

et  confirme  ce  principe.     De  son  cote,  le  Gouvernement  Imperial  confiant  dans 

cette   Intention    pacifique,    s'etait  resigne    ä   l'abandon   de   la   Thessalie    k   la 

Grece.     Les    evenements    qui    s'etaient    produits    ant^rieurement    et  surtout  la 

derniere  guerre  ont  prouvö  jusqu'ä  l'evidence  que  le  Gouvernement  Hellenique 

n  a   Jamals    eu   l'intention    sincere    d'entretenir  des  relations  amicales  avec  la 

Sublime  Porte.   En  outre,  la  Convention  conclue  entre  les  deux  Etats  lors  de  la 

cession  de  la  Thessalie  ä  la  Grece,  imposait  ä  cette  derniere  une  serie  d'obli- 

gations.     Cependant,   le    Gouvernement   Hellenique,    qui   s'etait   engage   k   ne 

porter  aucune  atteinte  k  l'organisation  des  communautes  Musulmanes  et  k  leurs 

rapports    avec   leurs    chefs   spirituels,   k   ne  point    restreindre    la   competence 

des    Tribunaux    religieux    et    ä   raaintenir    intact   les    Vakoufs    Musulmans,    a 

promulgue    des  Lois  et  Reglements  contraires  ä  ces  engagements,   demoli  des 

edifices  religieux  Musulmans  qui  auraient  du  etre  respectes,  frappe  de  nullite 

des  titres  valables  se  trouvant  entre  les  mains  des  Musulmans,  refuse  de  payer 

les  indemnites  dües  au  Gouvernement  Imperial  pour  les  biens  de  l'fitat,  ainsi 

que  la  part  de  la  Dette  Publique  Ottomane  qu'il  avait  assum^e  et  s'est  abstenu 

de    renouveler    la    Convention   precedemment    conclue    pour   la  poursuite    et 

l'aneantissement   des   brigands    qui   passeraient   du  territoire  d'un  pays  sur  le 

sol  de  l'autre.  \\  Dans  ces  circonstances,  considerant  que  d'apres  les  principes 

generaux    du    droit  international,    la  non-execution  par  l'une  des  Parties  d'un 

engagement  bilateral  entraine  la  nullite  du  contrat;  que  les  conditions  posees 

par  le  Congres  pour  la  cession  de  la  Thessalie  n'ont  pas  ete  observöes  et  que 

rien   ne   garantit   la   securite    de  la  frontiere  de  l'Empire  contre  les  empiete- 

ments    futurs    des   Hellenes,   le    Gouvernement   Imperial    est   justifie  en  vertu 

meme   des   regles    du   droit   des   gens  et  des    arguments  qui   precedent,   k  ne 

point  se  dessaisir  d'une  contröe  reoccupee  par  la  force  des  armes  et  qui  con- 

stitue  entre  ses  mains  une  garantie  pour  l'avenir.  1|  Toutefois,  par  pure  defe- 
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^•r.  11881.  rence  pour  le  voeu  exprime  par  les  Puissances  Mediatrices,  11  a  consent!  ä  la 
7  Jnr  1897  ^^^^io'^  d'une  froutiere  suivant  le  cours  du  Penee  depuis  sa  source  jusqu'ä 
son  embouchure  en  j  englobant  la  ville  de  Larisse.  Ceci  ne  constitue  point 
une  extension  territoriale,  mais  nne  simple  rectification  strategique  de  frontiere 
de  nature  ä  garantir  pour  l'avenir  la  securite  de  nos  provinces  limitrophes, 
demande  que  nous  opposous  ä  la  proposition  de  rectification  strategique  de 
frontiere  formulee  par  les  Ambassadeurs  et  qui,  ainsi  que  l'a  demontre  l'examen 
qui  a  eu  lieu  entre  nos  Delegues  et  les  Attaches  Militaires  des  Ambassades, 
loin  de  representer  pour  nous  une  garantie  future,  nous  obligera  ä  entretenir 
une  force  encore  plus  considerable  que  par  le  passe  pour  en  assurer  la  sur- 
veillance  merae  en  temps  de  paix.  La  rectification  proposee  par  nous  est  la 
seule  qui  pourrait  etablir  reellement  entre  les  deux  pajs  des  relations  de  paix 
comme  Tont  toujours  desire  les  Grandes  Puissances. 

3.  Le  Gouvernement  Imperial  est  pret  ä  assurer,  au  mojen  de  somraes 
prelevees  sur  les  revenus  des  territoires  qui  lui  reviendraient  par  suite  de 
cette  rectification,  le  service  d'une  part  proportioneile  des  emprunts  contractes 
par  le  Gouvernement  Hellenique  en  Europe  sur  la  garantie  des  revenus  de  la 
Thessalie,  et  ä  reprendre  ä  sa  charge  la  portiou  y  afferente  de  la  quote-part 
de  la  Dette  Publique  Ottomane  qui  devait  etre  assumee  par  la  Grece,  ä  la 
suite  de  la  cession  de  la  Thessalie,  quote-part  dont  la  fixation  reste  encore  en 
suspens,  et  ä  assurer  le  service  de  la  dite  portion  par  l'Administration  de  sa 
Dette  Publique.  Les  interets  restes  en  souffrance  des  capitalistes  Europeeus 
qui  ont  avance  de  l'argent  a  la  Grece  se  trouvant  ainsi  preserves  de  toute 
atteinte,  nous  nous  plaisons  ä  esperer  que  ce  point  iiaportant  sera  pris  en 
consideration  par  les  Cabiuets  Europeens.  En  ce  qui  concerne  les  questions 
de  l'indemnite  de  guerre  et  du  renouvellement  des  Traites,  nous  n'hesitons  pas, 
dans  les  negociations  en  cours  avec  les  Ambassadeurs  des  Puissances,  ä  dis- 
cuter  avec  moderation  le  reglement  des  details  y  afferents.  ||  Mais  dans  la 
question  de  la  rectification  de  frontiere,  le  Gouvernement  Imperial,  se  trouvant, 
en  raison  de  ses  droits  et  de  ses  interets  sacres,  dans  une  position  tres  difficile 
vis- ä- vis  de  l'opinon  publique,  ne  peut  qu'insister  sur  la  rectification  qu'il  juge 
la  plus  propre  ä  sauvegarder  la  paix  et  ä  garantir  sa  frontiere,  et  attend  avec 
une  pleine  confiance  les  elfets  de  la  justice  des  Grandes  Puissances  Media- 
trices. II  Conformement  ä  une  decision  du  Couseil  de  Ministres  sanctiounee  par 
Irade  Imperial  vous  aurez  ä  faire  part  de  ce  qui  precede  ä  M.  le  Ministre 
des  Affaires  fitrangeres. 

]Sr.    11882.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel   au    den    Minister    des    Auswärtigen.       Kate- 
gorische Aufforderung  der Grofsmächte  an  diePforte, 
jT^   ijgg,  Coustantinople,  July  8,  1897,  8  p.  m.     (July  8.) 

Grofs-  (Telegraphic.)  jj  With  reference  to  my  telegram   of  yesterday,   I  have  the 

britiinnien. 

8.  juH  1897.  noiiour  to  State  that  a  ineeting  of  the  Anibassadors   was   held   this   afternoon. 
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and   that,   in    accordance  with  the  Eussian  proposal,    we   drew  up  and  signed  Nr.  11882. 
tlie  following  note:—  brSmL. 

"In  view  of  the  evasions  (tergiversations)  of  the  Sublime  Porte  on  the  8.  juU  1897. 
question  of  the  rectification  of  the  frontier  of  Thessaly,  the  undersigned  have 
tlic  honour  to  inform  the  Minister  for  Foreign  Affairs  tliat  they  have  received 
Instructions  from  their  Government  to  make  the  following  declaration  jointly 
and  categorically:  ||  „The  line  of  Strategie  rectification  of  frontier  which  the 
Military  Attaches  have  elaborated,  and  which  has  been  communicated  to  the 
Sublime  Porte,  has  the  approval  of  the  Great  Powers.  |1  The  latter  have  conse- 
queutly  agreed  to  inform  the  Imperial  Ottoman  Government  that  they  are 
firmly  determined  to  bring  to  an  end  an  obstruction  which  has  no  other  result 
than  that  of  delaying  the  conclusion  of  a  peace  in  which  all  Europe  is 
interested." 

I  wished  to  add  to  this  a  stipulation  to  the  effect  that  the  option  of 
emigrating  with  proper  compensation  should  be  offered  to  all  the  inhabitants 
of  the  territory  ceded  to  Turkey.  My  colleagues,  however,  objected  for  the 
reason  that  formal  notification  of  the  original  line  had  been  made  already  to 
Tewfik  Pasha  without  any  mention  of  such  a  stipulation;  they  also  pointed 
out  that  this  line  ouly  transferred  one  small  village  inhabited  by  Vlachs.  ||  I 
gave  way  on  this  point.  But  I  reserved  my  right  to  insist  on  the  Insertion 
of  the  stipulation  in  the  event  of  the  Powers  agreeing  to  any  extension  of 
the  line  now  fixed  upon. 


Nr.    11883.     GROSSBRITANNIEN.    —    Der   Minister    des    Auswär- 
tigen au  den  Botschafter  in  Konstantinopel.    Kritik 

von  Nr.  11881. 

Foreign  Office,  July  9,  1897. 

Sir,  II  The  Turkish  Ambassador  called  to-day  and  read  the  inclosed  tele-  Nr.  ii883. 

gram  from  bis  Government,   of  which  bis  Excellency  left  a  copy,  with  regard  i,jit^n„ig„_ 

to  the  rectification  of  the  Greek  frontier.  ||  I  have  informed  the  Turkish  Am-  0.  Juii  i897. 

bassador  that  I  considered  the  communication  which  bis  Excellency  had  made 

to  be  entirely  inadmissible,  but  that  I  must  reserve  any  more  detailed  answer 

until  I  have  had  time  to  consider  it    carefuUy  in  counectiou  with  the   reports 

which  were  sent  to  me  by  your  Excellency. 

(Signed)  Salisbury. 

Nr.    11884.     RUSSLAND  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.     Kritik  von  Nr.  11881. 

Saiut-Petersbourg,  le  27  JiÜQ  (9  Juillet),  1897. 

Nr.  1188  t. 

(Telegraphique.)   ||  Ce  matin   l'Ambassadeur    de  Turquie    s  est  acquitte  de   ßufsiard. 
la  communication  relative  ä  la  rectification  de  la  frontiere  en  Thessalie  dont    ^^J;^ 

9.  Juh 

il  avait  ete  Charge  par    sou   Gouvernement.     J'ai  repondu  ä  Husni  Pacha  que      1897. 
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Nr.  11884.  la  Russie  avait  donne  trop  de  preuves  de  ses  dispositions  amicales  eiivers  la 

^7^ Juni    Turquie  pour  qu'il  soit  perrais  au  Gouveruemeiit  Türe  d'eu  douter.    Que  dans 

9.  Juli     la  question  de  la  frontiere  en  Thessalie  l'Empereur  etait  fermement  resolu  ä, 

^^^'*      maiütenir  l'accord  etabli  entre  les  Grandes  Puissances  et  forraule  dans  la  noti- 

fication  falte  solidairement   par    leurs   Ambassadeurs  ä  Constantinople.     Apres 

avoir  soutenu  dans  la  mesure  du  possible  la  Turquie   en  toutes   les   circon- 

stances  nous  ne  pouvions  lui  douner  actuellement  que  le   conseil   sincere    et 

reellement    amical   de  se  conforraer  sans   retard  aux   voeux  expriraes  par  les 

Grandes  Puissances,  toutes  les  resistances  et  les  lenteurs  devant  infailliblement 

entrainer  les  consequences  les  plus  dangereuses  pour  l'Empire  Ottoman. 

Nr.  11885.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Erneute 
kategorische  Aufforderung  an  die  Pforte. 

Constantinople,  July  13,  1897,  4  p.  m.    (July  13.) 
Nr.  11883.  (Telegraphic.)  ||  The  Ambassadors   metat  Buyukdere  this  morning  at  the 

Grofs-     Austrian  Embassy.     The  Porte  has  taken   no  notice  whatever  of  our  note  of 

liritannien. 

i3.juii  1897. the  8th  instant,  and  the  demands  of  the  Powers  are  evidently  meeting  with 
Opposition,  which  is  growing  in  intensity.  ||  The  following  note  has  been  sent 
to  the  Minister  for  Foreign  Affairs  by  the  Austrian  Ambassador:  — 

"No  answer  having  been  received  to  their  last  communication,  the  Am- 
bassadors have  decided  to  hold  a  meeting  at  the  Austrian  Embassy  in  Pera 
on  Thursday  morning  at  10  o'clok  in  order  to  agree  upon  the  Resolution 
which  they  will  submit  to  their  Governements  respectively.  ||  "  My  colleagues 
have  charged  me  to  inform  your  Excellency  of  this  decision,  so  that  you  may 
be  enabled  to  attend  the  meeting  if  you  should  have  any  communication  to 
make  to  us  as  to  the  intentions  of  the  Sublime  Porte." 

Nr.  11886.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Allgemeine  Einig- 
keit der  Mächte  in  der  Grenzfrage. 

Vienna,  July  14,  1897.    (July  14.) 
Nr.  11886.  (Telegraphic.)    ||  Mahmoud    Nedim   Bey,    the    Turkish    Ambassador    here, 

Grofs-     called  upon  Count  Goluchowski  this  afternoon  and  showed  hira  a  Circular  in 

brjtannien.       .  .    ,        ,        -i-.  .  •  t  -i  r*      i. 

14.  Juli  1897.  which  the  Porte  expressed  the  hope  that  the  negotiations  with  regard  to  urete 
might  be  accelerated.  Count  Goluchowski  requested  the  Ambassador  to  tele- 
graph  to  the  Turkish  Government  saying  that  he  declined  all  discussion  of  the 
subject  as  long  as  no  settlement  of  the  terms  of  peace  had  been  arrived  at. 
Eis  Excellency  trusts  that  a  similar  reply  will  be  given  by  the  other  Powers.  || 
Count  Goluchowski  mentioned  to  me  that  the  complete  agreement  of  Ger- 
many  with  the  other  Powers  with  regard  to  the  strategical  frontier  had  been 
made  clear  at  Constantinople  by  the  German  Government. 
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Nr.  11887.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tiiiopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
verspricht  eine  bestimmte  Antwort. 

Constantinople,  July  14,  1897,  10.20  p.  m.    (July  14.) 


(Telegraphic.)  ||  Witli  reference  to  ray  telegram  of  yesterday,  I  have  the  ^'-^ 


Nr.  11887. 


rofs- 


honour  to  report  that  the  Dragoman  of  the  Austrian  Embassy,  who  was  britannion. 
charged  to  deliver  Baron  Calice's  letter,  found  the  Turkish  Foreign  Minister  ^''•■'''"  ^^^' 
at  the  Palace,  where  the  Council  of  Ministers  had  been  sitting  all  day.  \\  After 
reading  the  letter,  Tewfik  Pasha  said  that  the  delay  in  answering  our  last 
communication  was  caused  by  the  inability  of  the  Porte  to  come  to  a  decision 
until  they  knew  what  were  the  answers  of  the  Sovereigns  and  Cabinets  to  the 
Circulars  addressed  to  them  from  Constantinople.  These  answers  had  now  all 
been  received,  and  the  Council,  which  meets  to-day,  would  adopt  a  final 
decision.  His  Excellency  believed  that  this  decision  would  enable  him  to  make 
such  a  communication  to  the  Ambassadors  as  would  lead  to  the  resumption  of 
the  negotiations  and  to  their  conclusion  within  a  few  sittings. 


Nr.    11888.     GROSSBRITANNIEN.    —    Derselbe    an    Denselben. 

Deutschland  rät  der  Pforte  dringend   zur  Annahme 

der  Grenzberichtigung. 

Constantinople,  July  15,  1897,  5.15  p.  m.    (July  15.) 
(Telegraphic)  ||  The  following  message,  as  sent  to-day  to  the  Sultan  by  ^'''-  i'^^^- 
Order  of  the  German  Government,  has  been  communicated  to  his  colleagues  by  tritannien. 
Baron  de  Saurma  Jeltsch; —  jj  "There  is  agreement  between  all  the  Powers  as  ^^^-J"'' i^"'- 
to    the    principles    by    which    they    should    be    guided    in    the  question  of  the 
rectification  of  the  frontier  between  Turkey  and  Greece.     If  the  Porte  persists 
in  refusing  to  accept  the  limit  unanimously  regarded  by  Europe  as  the  utmost 
that  can  be  conceded,  Turkey  will  find  herseif  politically  isolated,  and,  in  the 
event    of   its    becoming   necessary  to  take  military  or  naval  measures  against 
her,  she  will  not  be  able  to  count  on  the  support  of  any  Power." 


Nr.    11889.     GROSSBRITANNIEN.    —    Derselbe    an    Denselben. 
Die  Pforte  hat  der  Grenzlinie  zugestimmt. 

Constantinople,  July  15,  1897,  5.45  p.  m.    (July  IG.) 
(Telegraphic.)  ||  With    reference    to    my    telegram    of  the  14th  instant,  1  Nr.  iisso. 
have  the  honour  to  inform  your  Lordship  that  the  Ambassadors'  meeting  this  britinnien. 
morning  was  attended  by  the  Foreign  Minister,  who   came  to  inform  us  thatis.JuiiisoT 
our   proposals    respecting   the  frontier  were  accepted  by  the  Turkish  Govern- 
ment.    His  Excellency  invited  us  to  a  meeting  at  Tophane  on  Saturday,    and 
proposed  that  a  meeting  should  be  held  at  the  »ame  tirae  in  another  room  by 


220  Dßi'  griechisch-türkische  Krieg  1897. 

Nr.  11889.  the  Military  Attaches,  who  might  thus  be  at  band,  if  necessary,  for  consul- 
briuunkn  tatiou.  Tewfik  Pasha  stated,  in  reply  to  an  inquiry,  that  the  purely  strategical 
i5.juiii897.  frontier  drawn  up  by  the  Military  Attaches  was  accepted  as  a  basis,  and  he 
intiniated  that  there  would  be  no  difficulty  as  regards  the  capitulations  and 
the  indemnity.  He  added  that  he  would  subrait  the  draft  Treaty  which  he 
had  alluded  to  ou  a  former  occasion.  ||  Assuming  tlie  satisfactory  settlement  of 
the  three  points,  there  is  still  likely  to  be  trouble  over  the  arrangemeut  of 
the  date  and  conditions  of  evacuation. 


Nr.  11890.  GEOSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  iu  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der 
deutsche  Botschafter  über  die  griechische  Kriegs- 
entschädigung und  Finanzkontrolle. 

Constantinople,  July  21,  1897,  3.15  p.  ii.    (Jiüy  21.) 
Nr.  11890.  (Telegraphic.)  ||  This  morning  we  commenced  drafting  the  Preliminaries  of 

Grufs-      pgace  at  a  meeting  of  the  Ambassadors.      The  German  Arabassador,  in  accor- 

fcritanmen.  ° 

2i.Juiii897.  dance  with  instructious  from  bis  Government,  was  anxious  to  introduce  into 
the  draft  of  Avticle  2  clauses  protecting  the  rights  of  the  holders  of  Greek 
bonds,  and  providing  for  the  establishment  at  Athens  of  an  International 
Commission  of  Control.  ||  It  was  pointed  out  to  Baron  Saurma  that  the  secu- 
rity  to  be  given  by  Greece  must  be  arranged  between  that  country  and  its 
creditors,  and  that  this  point  was  not  a  matter  of  negotiation  with  the  Porte. 
After  a  long  discussion  the  other  five  Ambassadors  accepted  the  foUowing 
wording  of  the  Article,  which  bis  Excelleucy  conseuted  to  refer  to  Berlin, 
although  it  did  not  satisfy  him: — 

"A  war  indemnity  of  £  T.  4,000,000  will  be  paid  by  Greece  to  Turkey. 
Indemnities  of  every  kind  claimed  on  account  of  losses  arising  out  of  the  war 
are  to  be  included  in  this  sura.  The  good  offices  of  the  Powers  will  be 
exerted  with  a  view  to  bringing  about  an  arrangeraent  calculated  to  facilitate 
the  rapid  payraent  of  the  indemnity,  while  taking  into  account  the  rights  of 
the  prior  creditors  of  the  Greek  Government." 


Nr.    11891.     GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.     Die 
Pforte  nimmt  die  Grenzlinie  definitiv  an. 

Constantinople,  July  22,  1897,  10.30  a.  m.    (July  22.) 

Nr.  11891.  (Telegraphic.)  1|  The    following   is    a   translation   of  a  note  received  last 

.^J'^^'':     night  at  11   o'clock    from  the  Porte: —    il    "The  line  of  delimitation   of  the 

22- Jon  1897.  frontier    of   Thessaly    elaborated   by   the  Military  Attaches  of  the  Embassies, 

communicated   to   the  Minister  for  Foreign  Affairs  by   the  Ambassadors,   and 

approved    unanimously   by   the    Great   Powers,   is   accepted   by   the    Imperial 

Ottoman  Government.  |1  "When  the  line  is  traced  ou  the  spot,  it  is  understood 
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that  slight  modifications  raay  bc   introduced  into  it  for  Strategie  purposes  to  Nr.  iisoi. 
the   advautage    of  thc    Turkish    Government    by    mutual   agreement."    11    Our  ,  !"'"^l' 
uext  mceting  is  to  take  place  at  the  Imperial  Kiosk  at  Tophanö  at  2  o'clock  22.  juu  i8i7. 
to-day. 


Nr.  11892.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Die 
Türken  sollen  bei  dem  Friedensschlüsse  sich  auf 
wenige  Punkte  konzentrieren. 

Constantinople,  July  24,  1897,  2.10  p.  m.    (July  24.) 
(Telegraphic.)    I|    We    have    drafted   the   following   Articlc  of  the  Peace  Nr.  11892. 
Preliminaries  relatiug  to  the  withdrawal  of  the  Turkish  troops  from  Thessaly.  ,  ^"^'t 

°  i  «      britannien. 

Subject  to  your  Lordship's  approval,  I  have  agreed  to  it.     I  should  be  glad24.juiii837. 
to  learn  your  Lordship's  wishes  as  soon  as  possible: — 

"Aussitot  quo  le  present  Acte  aura  ete  signe  et  ratifie  l'etat  de 
guerre  cessera  en  Thessalie.  Les  troupes  Turques  se  retircront  derriere  la 
Riviere  Salambria  oü  elles  detiendront  certains  points  strategiques  jnsqu'au 
paiement  de  l'indemnite  de  guerre.  Le  mode  d'evacuation  et  les  points  oü 
devront  se  concentrcr  les  forces  Ottoraanes  seront  determines  par  des  Dölegues 
des  deux  Parties  interessees  avec  le  concours  de  Delegues  des  Grandes  Puis- 
sances  agissant  en  qualite  de  mediateurs.  Mais  la  concentration  des  troupes 
Ottomanes  et  la  reniise  aux  autorites  Helloniques  des  localites  evacuees  com- 
mencerout  sans  retard." 


Nr.    11893.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an   den  Minister  des    Auswärtigen.     Wider- 
spruch der  deutschen  Regierung  gegen  Nr.  11890. 
Constantiuople,  July  24,  1897,  2.20  p.  m.    (July  24.) 
(Telegraphic.)  |1  Thc  German  Government  did  not  approve  our  draft  Ar-  ^r.  11893. 
ticle  respecting   the   war  indemnity  which  I  communicated   to  your  Lordship     ^''''^^- 

britannien. 

in  my  telegram  of  the  21st  instant.  |1  Subject  to  the  approval  of  our  Govern-o^.juii  1897. 
mcnts  we  have  agreed  to  thc  following  draft  in  order  to  mcet  the  views  of 
the  German  Government:  — 

"La  Grece  paiera  h  la  Turquie  une  indemnite  de  guerre  de  <£  T.  4,000,000. 
Dans  cette  somrae  seront  comprises  les  inderanit^s  de  tout  ordre  r^claraees  pour 
dommages  provenant  du  fait  de  la  guerre.  L'arrangemeut  necessaire  pour 
faciliter  le  paiement  rapide  de  l'indemnite  sera  fait  avec  l'assentiraent  des 
Puissances  de  maniere  ä  ne  pas  porter  atteintc  aux  droits  acquis  des  anciens 
creanciers,  detenteurs  de  titres  de  la  Dette  Publique  de  la  Gröce." 
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Nr.  11894.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben. 
Deutschland  verlangt  eine  internationale  Kontrolle 
der  griechischen  Finanzen. 

Constantinople,  July  26,  1897,  2.30  p.  m.    (July  26.) 
Nr.  11894.  (Telegraphic.)  |1  With   reference  to    my  telegram  of  the  24th  instant,  I 

tritinnien.  '^^^^  ^^^  honour  to  rcport  further  that  my  German  coUeague  has  been  in- 
26.Juiii897.  structed  to  insist  that  a  stipulation  providing  for  the  establishment  of  an 
international  control  in  Greece  shall  be  inserted  in  the  Preliminaries  of 
Peace.  1|  The  majority  of  the  Ambassadors  did  not  consider  that  they  had 
authority  to  agree  to  this  proposition.  Greece,  we  believe,  will  be  unable  to 
borrow  4  millions  without  granting  a  control.  But  we  do  not  feel  that  the 
question  of  control  in  Greece  can  properly  form  the  subject  of  a  stipulation 
between  Turkey  and  the  Powers.  We  think  the  difficulties  of  the  Greek 
Government  would  be  increased  by  the  introduction  of  this  question  into  the 
Preliminaries.  ||  It  was  suggested,  therefore,  that  a  direct  understanding  should 
be  come  to  between  the  German  Government  and  the  Powers,  and  the  Ger- 
man Ambassador  will  refer  to  Berlin  the  following  addition  to  the  draft 
Article  contained  in  my  telegram  to  your  Lordship  of  the  24th  instant.  It 
will  doubtless  be  proposed  to  the  Cabinets  if  accepted: — 

"A  cet  effet  les  reveuus  affect^s  par  la  Grece  au  payement  de  l'ancienne 
et  de  la  nouvelle  dette  seront  administres  sous  la  surveillance  de  Delegues 
des  Puissances." 


Nr,  11895.  GROSSBRITANNIEN,  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.  Ant- 
wort auf  Nr.  11892. 

Foreign  Office,  July  27,  1897,  5.15  p.  m. 
Nr.  11895.  (Telegraphic.)  ||  I  have    received  your  Excellency's  telegram  of  the  24th 

Grofs-      instant,  submitting  the  draft  of  an  Article  of  the  Preliminaries  of  Peace  rela- 

l)ritannien. 

27.jniii897.  tive  to  thc  withdrawal  of  the  Turkish  troops  from  Thessaly  after  the  con- 
clusion  of  the  Treaty  of  Peace.  ||  In  reply,  I  have  to  inform  you  that  Her 
Majesty's  Governmeni  are  ready  to  agree  to  a  provision  that  the  Turkish 
forces  shall  remain  in  occupation  of  certain  Strategie  points  to  the  north  of 
the  River  Peneus  until  Greece  has  paid  the  war  indemnity.  It  should  be  a 
condition  that  the  Powers  shall  settle  what  these  points  are  to  be,  and  by 
what  number  of  troops  they  shall  be  held.  Herr  Majesty's  Government  are 
not  prepared  to  consent  to  a  Turkish  occupation  of  the  towns  of  Trikkala  or 
Tirnavo. 


Der  griechisch-türkische  Krieg  1897.  223 

Nr.    11896.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
:  tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.    Österreich 

und  Rufsland  stimmen  dem  deutschen  Vorschlage 
(Nr.  11894)  zu. 

Constantinoplc,  July  28,  1897,  8.5  p.  m.     (July  28.) 
(Telegraphic.)  \\  Question  of  financial  control.  |I  Referring  to  ray  telegram  Nr.  iisoe. 
of   the    26th    instant.  ||  The    addition    to    Article  2  will  be  supported  by  the  Britannien. 
Austrian    Ambassador,   and    Russia   has    agreed    to    it.     Does   your   Lordship28.Juiii897. 
wish  me  to  concur?    I  shall   be  glad  of  Instructions    by  telegraph  as  soon  as 
possible.     If  we  do  not  all  receive  Instructions    our   meeting  with  de  Foreign 
Minister,  fixed  for  3  o'clock  to-morrow,  must  be  postponed. 


Nr.  11897.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  und 
England  über  die  griechische  Finanzkontrolle. 

Berlin,  July  29,  1897,  1.20  r.  m.     (July  29.) 
(Telegraphic.)  ||  The    German    Government   has    received   a  Report   from  Nr.  iisa?. 
Count    Hatzfeldt   to   the    effect   that  your  Lordship,    while   acknowledgiug  the     ^'^°^'' 

bntannien. 

necessity  of  a  control  of  Greek  finances,  is  of  opinion  that  the  question  should29.Juiii8'j;. 
be  settled  between  the  Powers  and  the  Greek  Government,  and  is  not  one  for 
the  Ambassadors  at  Constantinoplc.  1|  I  am  informed  by  Baron  von  Rotenhan 
that  bis  Government  is  unable  to  share  your  Lordship's  views;  on  the  con- 
trary,  they  are  strongly  of  opinion  that  the  question  is  one  which  ought  to 
be  included  in  the  Treaty  of  Peace.  The  interests  of  Greece  have  been 
placed  in  the  hands  of  the  Powers  by  the  Greek  Government;    and    bis    Ex-  ! 

cellency  hears  that  the  Greek  Minister  for  Foreign  Affairs  is  reported  to  have 
recently  assured  the  Austro-Hungarian  Charge  d' Affaires  that  the  Greek  Govern- 
ment would  accept  the  control  on  which  the  Powers  might  come  to  an  agree- 
ment.  What  the  Powers  were  aiming  at,  as  their  principal  object,  was  the 
evacuation  of  Thessaly  as  soon  as  possible:  but  the  Powers  could  not  insist 
that  Turkey  should  withdraw  her  troops  unless  they  could  give  her  an 
assurance  that  the  indemnity  would  be  paid.  It  therefore  becomes  necessary 
to  provide  Greece  with  means  to  enable  her  to  pay  the  indemnity,  and  the 
only  way  to  do  this  was  by  establishing  the  control.  The  Ambassadors  should 
therefore  be  in  a  position  to  give  to  the  Porte,  by  an  Article  in  the  Treaty 
of  Peace,  the  necessary  assurance  as  to  the  establishment  of  a  control.  [|  I 
was  assured  by  Baron  von  Rotenhan  of  bis  belief  that  the  opinion  of 
the  German  Government  on  this  point  would  be  shared  by  the  Russian 
Government, 
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Nr.  11898.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  iu  Konstan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Frank- 
reich und  Italien  stimmen  dem  deutschen  Vor- 
schlage zu. 

Constantinople,  July  29,  1897,  2.30  p.  m.    (July  29.) 

Nr.  11898.  (Telegraphic.)  \\  In    continuation   of   my   telegram  of  the  28th  instant,  I 

britannien.  havc  thc  houour  to  rcport  that  the  Representatives  of  Italy  and  France  have 

29.jaiii897.  jjQ^  rcccived    frora    their  Governments  the    necessary  authority  to  accept  the 

addition  proposed  by  Germany  to  Article  II.    |1    At  our  meeting  this  morning 

the  German  Ambassador  informed  us  that,  by  direction  of  his  Government,  he 

must  insist  on  an  addition  likewise  to  Article  VI,  the  object  of  which  appea- 

red    to    be    to    prevent   the   final    evacuation    takiiig   place   until    the   Greek 

Government  had  concluded  arrangements  for  an  inderanity  loan,  ||  The  Russian 

Ambassador  thereupon    suggested   the    following   formula   for  Insertion  at  the 

end    of   sentence    3  of  the  draft   contained  in  my  telegram  to  your  Lordship 

of  the  24th  instant: — 

"De  fagon  ä  ce  que  l'evacuation  ne  soit  faite  que  lorsque  le  payement  de 
l'indemnite  aura  ete  assure  d'une  maniere  effective." 

This  text  was  accepted  by  the  German  Ambassador  for  reference  to 
Berlin,  and  it  was  agreed  to  by  the  other  Representatives.  I  see  no  objection 
to  it,  but  I  reserved  my  acceptance  pending  the  receipt  of  Instructions  from 
your  Lordship.  1|  Not  being  in  a  position  to  furnish  the  Foreign  Minister  with 
a  complete  draft  of  the  Peace  Preliminaries,  we  postponed  our  meeting  with 
his  Excellency  tili  Saturday,  on  the  ground  that  we  were  waiting  for  further 
Information  on  the  financial  question. 


Nr.  11899.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben. 
Artikel  2  und  6  des  Präliminarfriedens  sind  ange- 
nommen. 

Constantinople,  July  31,  1897,  uoon.    (July  31.) 

Nr.  11899.  (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  Lordship's  telegrams  of  the  29th 

britannien.  ^^d  30th  instant,  I  have  the  honour  to  report  that  Articles  2  and  6  of  the 
31.  Jaiii897.  Peace  Preliminaries  were  finally  agreed  to  at  a  meeting  of  thc  Ambassadors 
this  morning.  We  shall  communicate  them  this  afternoon  to  Tewfik  Pasha.|j 
I  requested  my  colleagues  to  take  note  that  the  authority  given  me  to  accept 
the  addition  to  Article  2  does  not  impose  upon  Her  Majesty's  Government 
any  financial  or  material  responsibility. 


*)  Darin  hatte  Salisbury  die  Zustimmung  Englands  zu  den  deutscheu  Vorschlägen 
ausgesprochen.    Red. 
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Nr.    11900.     GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.    Auf- 
nahme des  Friedensentwurfs  durch  die  Pforte. 

Constantinople,  August  2,  1897,  11.50  a.  m.    (August  2.) 
(Telegraphic.)  ||  In  continuation  of  my  telegram  of  the  3 Ist  ultimo,  I  have  Nr.  iiooo. 
the  honour   to    iuform   your    Lordsliip    that  we  sent  to  the  Foreign  Minister  ,,y|^)|°n[„„ 
ycsterday,  by  the  Dragoman  of  the  Austrian  Embassy,  ameuded  drafts  of  the2.Ang.  i897. 
Peace  Preliminaries.     He  was  told  at  the  same  time  that  we  had  gone  to  the 
utmost   limits    of  what  we   could  accept  in  introducing  these  modifications  to 
meet  his  views.  ||  His  Excellency  read  them  through,  and  said  he  thought  the 
Council  of  Ministers  would  accept  them  as  satisfactory.     Of  the  two  Articles 
which  we  communicated  on  Saturday,  he  observed  that  no  objection  would  be 
raised  to  No.  2,  but  that  a  modification  in  Article  6  would  be  proposed.     This 
point,  he  hoped,  might  be  settled  at  our  meeting  to-morrow.     In  that  case  it 
would    only   remain    for   the    Preliminaries    to    be    voted    by    the   Council  of 
Ministers.     Thcy  might  then  be  signed  immediately. 


Nr.  11901.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  au  die 
Botschafter  der  Mächte  in  Konstantinopel.  Ent- 
wurf zu  einem  Präliminarfrieden. 

Konstantmopel,  22.  Juli  1897. 
Les    Gouvernements    d'Allemagne,    d'Autriche-Hongrie,    de    France,    de  la  N'-  i^'-"^!- 

Türkei. 

Grande-Bretagne,  d'Italie,    et  de  Russie,  ayant  offert  k  la  Sublime  Porte  Ieur22.jniii8a7. 

mediatiou  au  nom  et  pour  le  compte  du  Gouvernement  Hellenique   en  vue  de 

retablir  la  paix  entre  la  Turquie    et   la  Gröce,    leurs  Excellences  le  Ministre 

des  Affaires  liltrangeres    de    Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan  et  les  Represen- 

tants  ä  Constantinople  des  Grandes  Puissances  susdesignees,  se  sont  reunis  au 

Kiosque  Imperial  de  Tophaue  ce  jourd'hui 

et   ont   dresse    le   present   Protocole    ä   l'effet  d'y  consigner  les  decisions  qui 

sont  intervenues  entre  la  Sublime  Porte   et  les  Puissances  m^diatrices  comme 

bases   principales    et   definitives    devant   r%ler   les    relations  futurcs  entre  la 

Turquie  et  la  Grece,  savoir : — 

Article  I^'^.  La  frontiere  qui  separe  les  deux  pays  est  rectifiee  et  fixee 
conformement  ä  la  carte  ci-annexee  et  de  la  maniere  suivante : — 

Les  details  de  cette  delimitation  seront  fix^s  sur  les  lieux  par  uue  Com- 
mission  compos6e  des  Delegu^s  des  deux  Parties  interess^es  et  des  Attaches 
Militaires  des  Ambassades  des  Six  Grandes  Puissances  ä  Constantinople.  II 
est  entendu  que  lors  de  l'application  du  trac6  sur  le  terrain,  des  modifications 
ä  l'avantage  du  Gouvernement  Imperial  pourront  y  etre  faites  d'une  facon 
conciliante.  ||  La  Commission  de  Delimitation  devra  se  reunir  dans  un  delai  de 
quinze  jours  k  partir  de  la  date  du  präsent  Protocole  et  prendra  ses  resolutious 
ä  la  majorite  des  voix. 

Staatäarchiv  LXII,  15 


226  Der  griechisch-türkische  Krieg  1897. 

i^r.  11901.  Art.  II.  Le  Gouverii erneut  Hellenique  paiera  ä,  la  Sublime  Porte  £  T. 

^  Törkei.  ^  ^..^.^.g  d'indemiiit6  de  guerre  et  une  somme  de  £  T.  440,000  destiiiee 

aux  Sujets  et  institutions  Ottomans  qui  ont  souffert  des  faits  de  guerre.  ||  Le 
paiement  de  ces  sommes  sera  effectue  en  especes  or  ä  Constantiuople. 

L'evacuation  par  les  troupes  Imperiales  des  territoires  Hell6niques  ne 
devant  s'effectuer  qu'au  für  et  ä  mesure  de  ces  paiements,  une  Commission 
speciale  composee  de  Del^gues  Ottomans  et  de  Delegues  des  Ambassadcs 
arretera  l'ordre  d'evacuation  de  ces  territoires. 

Art.  III.  Comme  tous  les  Traites,  Conventions,  et  autres  Actes  se  rappor- 
tant  aux  relations  entre  la  Turquie  et  la  Grece  ont  ete  annules  par  la  guerre, 
les  deux  Parties  conclueront  dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  date  präsent 
Protocole,  les  Actes  suivants: — 

(A.)  Un  Traite  de  Paix  contenant,  en  dehors  des  stipulations  formulees 
dans  le  present  Acte,  des  clauses  pour  l'^change  des  prisonniers  de  guerre, 
pour  l'aranestie,  pour  la  libre  emigration  des  habitants  des  territoires  retro- 
cedes,  pour  le  retablisseraent  sans  conditions  de  leurs  relations  postales  et 
telögraphiques  directes  en  conformite  de  la  Convention  de  l'ünion  Postale  et 
Telegraphique  Universelle,  &c.  \\  (B.)  Une  Convention  precisant  les  Privileges  et 
attributions  de  leurs  Consuls  sur  les  bases  6numerees  ci-apres.  |I  Les  Privileges 
et  immunites  dont  les  snjets  Hellenes  jouissaient  en  Turquie  avant  la  guerre 
sont  determiues  et  limites  ainsi  qu'il  suit:—  1.  L'exemption  douaniere  dont 
jouiront  les  Consuls  Hellenes  en  Turquie  sera  exercee  dans  les  limites  et 
conditions  qui  seront  fixees  apres  deliberation.  |1  2.  Les  consuls  Hellenes  en 
Turquie  et  les  Consuls  de  Turquie  en  Grece  seront  justiciables  des  Tribunaux 
Locaux,  II  3.  Les  cas  de  faillite  des  sujets  Hellenes  en  Turquie  seront  de  la 
competence  des  Tribunaux  Ottomans.  \\  4.  Les  crimes  et  delits  commis  par  des 
sujets  Hellenes  entre  eux  ou  sur  la  personne  d'un  sujet  etranger  seront  egale- 
ment  de  la  competence  des  juridictions  Ottomaues.  ||  5.  Les  jugements  rendus 
par  les  Tribunaux  Ottomans  envers  les  sujets  Hellenes  seront  executes  par  les 
autorites  Ottomanes.  ||  6.  La  Convention  Consulaire  etablira  en  outre  les  raesures 
jugees  n^cessaires  pour  que  les  Consulats  Hellenes  ne  puissent  point  entraver 
le  cours  regulier  de  la  justice  et  porter  atteinte  aux  interets  des  sujets 
Ottomans  et  etrangers  dans  leurs  differends  avec  les  sujets  Hellenes,  soit 
comme  demandeurs,  soit  comme  defendeurs.  ||  (C.)  Une  Convention  de  Commerce 
et  de  Navigation  assimilant  notamment  les  sujets  Hellenes  en  Turquie  aux 
nationaux  en  matiere  d'impöts,  droits,  et  taxes  sauf  en  ce  qui  concerne  la 
taxe  d'exoneration  militaire.  \\  (D.)  Un  Traite  d'Extradition  pour  la  remise 
reciproque  des  criminels  de  droit  commun  et  qui  contiendra  en  outre  des 
mesures  pour  la  repression  du  brigandage  et  des  menees  sur  les  frontieres 
Turco-Hell6niques.  |j  (E.)  Un  arrangement  etablissant  les  regles  n^cessaires  ä 
l'examcn  sur  la  base  de  la  loi  de  nationalite  Ottomane  des  titres  d'indigenat 
Hellenique  produits  par  les  personnes  d'origine  Ottomane. 
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Art.  IV.    Dans  le  cas    oü  des  divergences  viendraient  ä  se  produire  lors  Nr.  11901. 

Türkei. 
22.Jali  1897. 


de    la   negociation    des    dites    Conventions    les  dcux  Gouvernements  interesses  o.,  ""^  *'" 


choisiront  chacun  un  arbitre  parmi  les  Puissances  mödiatrices  lesquels,  an  cas 
de  desaccord,  en  choisiront  un  troisiöme  pour  les  dc])artager.  La  decision 
arbitrale  scra  obligatoire  pour  les  deux  Gouvernements.  ||  Toutefois,  si  ä, 
l'expiration  du  terme  de  trois  mois  sousconvenu  les  Parties  ne  tombent  pas 
d'accord  et  les  Traites  et  Conventions  dont  il  s'agit  n'ont  pas  ete  signes,  les 
Consuls  et  sujets  Ottomans  et  Hellenes  seront,  dans  ce  cas,  jusqu'au  prononce 
de  la  sentence  arbitrale,  en  ce  qui  concerne  l'acte  qui  n'aurait  pas  et6  conclu, 
assimiles  aux  nationaux  du  pays  oü  ils  se  trouvent,  en  sorte  que  chacun  des 
deux  Etats  deviendra  libre  d'appliquer  aux  Consuls,  sujets,  et  provenances  de 
l'autre  le  regime  interne  avec  la  simple  Observation  des  principes  du  droit 
public  international  de  l'Europe. 

Art.  V.  Le  Gouvernement  Hellenique  s'engagera  d'une  maniere  formelle  ä 
dissoudre  et  k  ne  point  tolerer  les  Societes  qui,  organisees  secretement  ou 
ostensiblement  sur  son  territoire,  ont  pour  but  de  fomenter  des  troubles  en 
Crete,  et  dans  les  autres  iles  ainsi  que  dans  d'autres  parties  du  territoire  de 
l'Empire,  et  de  preparer  des  incursions  sur  les  frontieres  communes. 

Art.  VL  Les  stipulations  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  sont  renou- 
velees  et  maintenues  sauf  celles  qui  sont  modifiees  par  le  present  Acte.  ||  La 
Grece  s'engagera  en  consequence  ä  les  observer  scrupuleusement,  ä  u'expropier 
sous  aucun  pretexte  les  proprietaires  Musulmans  sans  le  paiement  prealable 
d'une  indemnite  equitable  et  conciliante,  ä  rapporter  dans  le  sens  des  obser- 
vations  de  la  Sublime  Porte,  les  Lois  et  Reglements  qui  avaient  ete  edictes 
contrairement  k  l'Article  .  .  .  de  la  dite  Convention  sur  l'organisation  hierarchi- 
que  des  communautes  Musulmanes  et  sur  le  regime  des  Vacoufs.  |j  La  Grece 
se  conformera  sans  objection  ä  la  decision  qui  interviendra  entre  la  Sublime 
Porte  et  les  Represeutants  des  Grandes  Puissances  en  ce  qui  concerne  le 
montant  et  le  paiement  de  la  part  de  la  Dette  Publique  Ottomane  restee  ä  sa 
Charge  pour  les  territoires  cedes  en  1881,  ainsi  que  pour  l'indemuite  due  par 
eile  au  Gouvernement  Imperial  Ottoman  en  execution  de  l'Article  IX  de  la 
dite  Convention. 


Nr.  11902.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Gegen- 
entwurf zu  einem  Präliminarfrieden. 

Konstantinopel,  28.  Juli  1897. 
La  Grece  ayant  confie  aux  Grandes  Puissances  le  soin  de  ses  int^rcts  en  Nr.  11902. 
vue  du  r^tablissement  de  la  paix  avec  la  Turquie,  et  le  Gouvernement  Ottoman  ^g^'j^^^'^^J','' 
ayant  accepte  leur  mediation,   les    conditions  suivantes  ont  ete  arretees  entre 
les  Represeutants  de  l'Allemagne,  de  l'Angleterre,  de  l'Autriche-Hongrie,  de  la 
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Kr.  11902,  France,  de  l'Italie,  et  de  la  Russie  d'une  part,  et  de  son  Excellence  le  Ministre 
'^slu^H^isg?'  <ies  Affaires  Etrangeres  de  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan  de  l'autre. 

Article  I. 
La  frontiere  Turco-Grecque  sera  rectifiee  conformement  au  trace  indique 
sur  la  carte  ci-jointe  accompagne  d'une  description  detaillee.  ||  II  est  bien 
entendu  que  de  legeres  modifications  au  point  de  vue  strategique  peuvent  y 
etre  introduites  d'un  commun  accord  ä  l'avantage  du  Gouvernement  Imperial 
lors  de  l'application  du  trace  sur  les  lieux.  ||  Les  details  de  cette  delimitatiou 
seront  faits  sur  les  lieux  par  une  Commission  composee  de  Delegues  des  deux 
Parties  interessees  et  de  Delegues  Militaires  des  Ambassades  des  Six  Grandes 
Puissances  ä  Constantinople.  \\  La  Commission  de  Delimitation  devra  se  reunir 
dans  un  d^lai  de  quinze  jours  ä  partir  de  la  date  du  present  Acte  et  prendra 
ses  resolutions  ä  la  majorit^  des  voix. 

Article  II    {Conditionnel)* 

LaGrece  paiera  ä  la  Turquie  une  indemnite  de  guerre  de  £  T.  4,000,000. 

L'arrangement  necessaire  pour  faciliter  le  paiement  rapide  de  l'indemnite  sera 

fait   avec    l'assentiment   des    Puissances    de    maniere    ä  ne  pas  porter  atteinte 

aux    droits    acquis    des    anciens    creanciers,    detenteurs    de   titres   de  la  Dette 

Publique  de  la  Grece. 

Article  III 

Les  Privileges  et  immuuites  dont  jouissaient  avant  la  guerre  les  sujets 
Hellenes  en  Turquie  sont  maintenus.  Des  arrangements  speciaux  seront  cou- 
clus  dans  le  but  d'assurer  le  cours  regulier  de  la  justice,  et  de  sauvegarder 
les  interets  des  sujets  Ottomans  et  etrangers. 

Article  IV. 
Quinze  jours  apres  la  ratification  des  presents  Preliminaires  de  Paix,  ou 
plus  tot  si  faire  se  peut,  des  negociateurs  Hellenes  munis  des  pouvoirs  neces- 
saires  arriveront  ä  Constantinople  pour  proceder  ävec  les  Plenipotentiaires 
Ottomans  ä  l'elaboration  du  Traite  de  Paix  Definitif.  Ce  Traitö  sera  conclu 
sur  la  base  des  stipulations  du  present  Acte,  et  contiendra,  en  outre,  des 
clauses  pour  l'^cbange  des  prisonniers  de  guerre,  pour  l'amnistie,  pour  la  libre 
eraigration  des  habitants  des  territoires  retrocedes,  pour  la  repression  du  bri- 
gandage,  ainsi  que  pour  le  mode  d'indemnisation  des  particuliers  en  raison 
des  pertes  subies  par  eux  du  fait  de  la  guerre. 

Article  V. 
Des    negociations    seront   en    meme    temps    entamees    pour    la  couclusion 
dans  un  d61ai  de  trois  mois  des  arrangements  suivants: —  j|  1.  Une  Convention 


*)  Addition  propos^e.  —  A  cet  effet  les  revenus  affectes  par  la  Gr^ce  au  paiement 
de  l'ancienne  et  de  la  nouvelle  dette  seront  administree  sous  la  surveillance  de  Delegues 
des  Puissances. 
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röglant  les  questions  de  nationalitös  contestees,  sur  les  bases  du  projet  negocie  Nr.  11902. 

,  Grofsmächte. 

en  1876  entre  la  Turquie  et  la  Grece.  ||   2.  Une  Convention  reglant  les   rap-28.juii  i897. 
ports  entre  les  Consulats    de  Grece   et  les  autorites  judiciaires  et  administra- 
tives Ottomanes  dans  les  conditions  prevues  par   l'Article  III.  |j  3.  Une  Con- 
vention d'Extradition    ponr    les  crimes  de   droit  commiin  commis  sur  le  terri- 
toire  de  Tun  des  deux  Etats  par  des  sujets  de  cet  Etat  refugiös  sur  le  tcrri- 

toire  de  l'autre. 

Article   VI. 

Aussitöt  que  le  present  Acte  aura  ete  signe  et  ratifie,  l'etat  de  guerre 
cessera  en  Thessalie.  Les  troupes  Turques  se  retireront  derri^re  la  Riviere 
Salamvria,  oü  elles  detiendront  certains  points  strategiques  qui  seront  evacues 
au  für  et  ä  mesure  du  paiement  des  termes  de  Tindemnite  de  guerre.  Le 
mode  d'evacuation,  et  les  points  oü  devront  se  concentrer  les  forces  Ottomanes 
seront  d^termines  par  des  Delegues  des  deux  Parties  interessöes  avec  le  con- 
cours  de  Delegues  des  Grandes  Puissances,  agissant  en  qualite  de  mediateurs. 
Mais  la  concentration  des  troupes  Ottomanes,  et  la  remise  aux  autorites 
Helleniques  des  localites  evacuees  commencera  sans  retard. 

Article  VIT. 

Des  que  le  present  Acte  aura  et&  signö  et  ratifie,  des  relations  normales 

entre  la  Turquie  et  la  Grece  seront  reprises;    les   sujets    de  chacun  des  deux 

Etats   pourront   s6journer    et    circuler   librement    comme  par  le  passe  sur  le 

territoire  de  l'autre  et  la  liberte  de  commerce  et  de  navigation   sera  rötablie 

d'une  maniere  röciproque. 

Article  VIII. 

Jusqu'au  retablissement  du  service  Consulaire  regulier  dans  les  deux  pays 

des    agents    provisoires   pourront    etre    envoyes    dans  les  anciennes  r^sidences 

Consulaires,  et  y  exercer  leurs  fonctions  sous  la  protection  et  la  surveillance 

des    Puissances    qui    s'etaient   chargees    de    la    defense    des   interets    de  leurs 

nationaux  pendant  la  guerre.  ||  En  attendant  la  conclusion  et  la  mise  en  vigueur 

de  la  Convention  speciale  prevue  par  l'Article  V,  §  (&),  les  affaires  judiciaires 

entre  sujets  Ottomans    et    sujets   Hellenes    dont    l'origine   remonte  ä  une  date 

anterieure  k  la  declaration  de  guerre  continueront    k   etre   traitöes  conforme- 

ment    au    regime    en  vigueur    avant   la  guerre;    les    affaires    qui  auront  surgi 

posterieurement   ä  la  declaration  de  guerre  seront  traitees   conformement  aux 

principes    du    droit   Europ^en   sur    la  base   de  la  Convention  Turco-Serbe  du 

26  Fevrier  (9  Mars),  1896. 

Article   IX. 

En  cas  de  divergences  dans  le  cours  des  negociations  entre  la  Turquie  et 
la  Gröce,  les  points  contest^s  pourront  etre  soumis  par  l'une  ou  l'autre  des 
Parties  int6ressees  ä  l'arbitrage  des  Representants  des  Grandes  Puissances  ä 
Constantiuople,  dont  les  decisions  seront  obligatoires.  Cet  arbitrage  pourra 
s'exercer  collectivement  ou  par  designation  speciale  des  Interesses,  et  soit 
directement,  soit  par  l'entremise  de  Delegues  speciaux. 
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Nr.  11902.  Article  X. 

Grofsmächte. 

28.join897.  La  Sublime  Porte  se  reserve   de  saisir  les  Puissances  d'une  proposition 

pour  le  reglement  des  questions  decoulant  des  stipulations  de  la  Convention 
du  24  Mai,  1881,  qui  restent  en  vigueur  en  tant  qu'elles  ne  sont  pas  modifiees 
par  le  present  Acte. 

Article  final. 
Le  preseut  Acte  sera  soumis  h  l'approbation  de  Sa  Majeste  Imperiale  le 
Sultan.  Cette  approbation  sera  donnee  dans  le  delai  de  huit  jours,  ä  l'expi- 
ration  duquel  les  stipulations  qu'il  contient  seront  portees  par  les  Represen- 
tants  des  Grandes  Puissances  k  la  connaissance  du  Cabinet  d'Athenes  et 
deviendront  executoires. 


Nr.  11903.  GEOSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Verhand- 
lungen mit  der  Pforte  über  Art,  6. 

Constantinople,  August  7,  1897,  7.50  P.  m.    (August  8.) 

Nr.  11903.  (Telegraphic.)  ||  I  have  the  honour  to  report,  with  reference  to   my  tele- 

örofs-     gram    of   the   6th    August,    that,   at   a  meeting  held  to-day  in  response  to  a 

7.  Aug.  1897,  telegraphic   invitation   received  yesterday   evening   from   the   Foreign  Minister, 

vve  discussed  Article  6  of  the  Peace  Prelirainaries,  ||  His  Excellency  accepted, 

ad  refermdum,  the  following  modifications  which  were  introduced  into  the  text 

with  a  view  to  satisfying  his  demauds  as  much  as  possible: —  ||  Paragraph  3 

to  run  as  follows: — 

"Le  mode  d'evacuatiou  et  les  points  oü  devront  se  coucentrer  les  forces 
Ottomanes  ainsi  que  les  echeances  des  paiements,  seront  determines  par  un 
arrangemeut  k  conclure  entre  les  Delegues,"  &c. 
Paragraph  4: — 

"La  concentration  des  troupes  Ottomanes  et  la  remise  aux  autorites 
civiles  Helleniques  des  localites  evacuees  commenceront  sans  retard  et  se 
poursuivront  graduellemeut  sans  que  ses  localites  puissent  etre  occupees  par 
des  forces  Helleniques  autres  que  celles  indispensables  pour  le  maintien  de 
l'ordre  public.  ||  Les  troupes  -Ottomanes  qui  ne  sont  pas  necessaires  pour 
l'occupation  des  points  strategiques  au  nord  du  Salamvria  pourront  §tre  evacuees 
par  la  voie  de  Volo." 

(I  venture  to  urge  the  acceptance  of  this  last  paragraph,  which  I  agreed 
to  dd  referendum.  The  sooner  the  180,000  Turkish  soldiers  now  in  Thessaly 
are  withdrawn  the  better  it  will  be  for  Greece.  The  occupation  of  the  Stra- 
tegie points  ought  not  to  require  more  than  a  small  force,)  ||  Tewfik  Pasha 
again  stated  that  an  engagement  on  our  part  that  one-third  of  the  indemnity 
would  be  paid  as  soon  as  the  Preliminaries  had  been  signed,  would  greatly 
facilitate  a  settlement  of  the  points  at  issue. 


Nr.  IUI04. 
(irofs- 
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Nr.    11904.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
1  tinopel    an    den    Minister    des    Auswärtigen.     Über- 

sendet   den    Artikel  6    nach    der  Fassung   der   Bot- 
schafter und  den  Gegenvorschlag  der  Pforte. 

Constautinople,  August  4,  1897.  (August  9.) 
My  Lord,  |1  With  reference  to  my  imraediately  preceding  despatch  I  have 
tlie  honour  to  State  the  only  Article  of  the  Preliminaries  of  Peace  on  which  britannien. 
a  final  Agreement  has  not  yet  been  arrived  at  between  the  Foreign  Minister  *•  ^"^-  ^^^" 
and  the  Representatives  of  the  Six  Powers  in  Article  No.  6,  referring  to  the 
conditions  under  which  the  evacuation  of  Thessaly  will  take  place.  ||  I  inclose 
a  copy  of  tlie  Article  as  finally  drafted  by  Representatives,  and  communicated 
to  Tewfik  Pasha  at  the  meeting  of  the  31st  ultimo,  and  also  of  the  Turkish 
Counter-Proposal.  ||  As  we  understood  from  the  Foreign  Minister  that  the  main 
object  of  their  demand  that  Greece  should  pay  the  indemnity  in  three  instal- 
ments,  commencing  fifteen  days  after  the  conclusion  of  the  preliminaries,  was 
that  the  Porte  might  obtain  money  of  which  they  stood  in  urgent  need,  and 
without  which  they  would  be  unable  to  move  their  troops,  we  pointed  out  to 
Tewfik  Pasha  that  the  easiest  Solution  of  this  difficulty  was  to  be  found  in  the 
speedy  ratification  of  the  Preliminaries  of  Peace,  as  the  Turkish  Government 
would  no  doubt  be  able  to  borrow  the  amount  necessary  on  the  security  of 
the  engagement  taken  on  behalf  of  Greece,  that  she  would  pay  ^  T.  4,000,000 
as  a  war  indemnity.  ||  Tewfik  Pasha  promised  to  submit  the  views  expressed 
to  the  Council  of  Ministers,  and  to  send  us  an  ans  wer,       Philip  Currie. 


Beilage  I. 
Vorschlag  der  Botschafter. 
Aussitot  que  le  present  Acte  aura  ete  signe  et  ratifie,  l'etat  de  guerre 
cessera  en  Thessalie.  Les  troupes  Turques  se  retireront  derriere  la  Riviere 
Salamvria,  oü  elles  detiendront  certains  points  strategiques  qui  seront  evacues 
au  für  et  k  mesure  du  paiement  des  termes  de  l'indemnite  de  guerre.  ||  Le  mode 
d'evacuation  et  les  points  oü  devront  se  concentrer  les  forces  Ottomanes  seront 
dctermiues  par  des  Delegues  des  deux  parties  interessees  avec  le  concours  des 
Delegues  des  Grandes  Puissances  agissant  en  qualite  de  mediateurs,  de  fa?on 
ä  ce  que  l'evacuation  ne  soit  faite  que  lorsque  le  paiement  de  l'indemnite 
aura  ete  assure  d'une  maniere  effective.  Mais  la  concentration  des  troupes 
Ottomanes  et  la  remise  aux  autorites  Hell6niques  des  localit^s  evacuees  com- 
menceront  sans  retard. 

Beilage  2. 
Gegenvorschlag  der  Pforte. 
Aussitot    que    le    präsent  Acte   aura  ete  signö  et  ratifie,  l'etat  de  guerre 
cessera  entre  la  Turquie  et  la  Grece.  ||  Les  troupes  Ottomanes  ^vacueront  le 
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Nr.  11904.  territoire  Hellenique  au  für  et  ä  mesure  du  paiement  de  rindemnite  de  guerre, 
britannien.  ^^^^^^  ^^^a  ücu  en  trols  terines  successifs  et  ä  quinze  jours  d'intervalle  en 
4.  Aug.  1897.  especes  or  ä  Constantinople.  |1  Le  premier  tiers  sera  verse  dans  la  premiere 
quinzaine  ä,  partir  de  la  ratification  des  presents,  et  les  troupes  Ottomanes 
evacuerout  alors  Phourka,  Domokos  et  Halmyros  en  se  concentrant  sur  la 
ligne  de  Karadjadagh  (Cynocephalse)  ä  Volo,  Velestino  et  Pharsala.  1|  Lors  du 
versement  du  deuxieme  tiers,  elles  quitteront  ces  villes  et  se  retireront  ä 
Larissa  et  sur  le  long  de  la  Riviere  Salamvrias ;  apres  le  paiement  du  dernier 
tiers  elles  6vacueront  tout  le  territoire  occupe  et  rentreront  en  degä  des  lignes 
de  la  nouvelle  frontiere.  ||  Ces  deux  derniers  paiements  doivent  avoir  Heu  dans 
les  quinzaines  suivantes,  passe  lesquelles  l'entretien  des  troupes  Ottomanes 
dans  les  localites  occupees  sera  h  la  Charge  du  Gouvernement  Hellenique.  || 
Les  details  de  Tevacuation  dans  les  couditions  et  termes  ci-dessus  prescrits 
seront  arretes  entre  les  Commandants  d'Armee  des  deux  Parties  interessees 
avec  le  concours,  le  cas  echeant,  des  Delegues  des  Puissances  mediatrices 
agissant  en  qualite  de  mediateurs.  ||  L'arm^e  Ottomane  conservera  pendant  les 
deux  derni^res  periodes  de  l'evacuation  la  faculte  de  se  servir  librement  de  la 
voie  de  Yolo. 


Nr.  11905.  GROSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die 
Mehrzahl  der  Botschafter  will  die  Räumung  Thes- 
saliens von  der  Bezahlung  abhängig  machen. 

Constantinople,  August  10,  1897,  2.20  p.  m.    (August  11.) 
Nr.  11905.  (Telegraphic.)  ||  The  Dragoman  of  the  Austrian  Embassy  has  been  infor- 

Grofs-     ^gjj  ^     Tewfik  Pasha  that  although  the  value  of  the  modifications  introduced 

britannien.  ''  ° 

io.An?.i897.  into  Article  VI,  reported  to  your  Lordship  in  my  telegram  of  the  7th  instant, 
is  recognized  by  the  Council  of  Ministers,  yet  they  are  still  regarded  as 
insufficient,  no  security  being  given  for  the  payment  of  the  indemnity.  Such 
security,  he  said,  would  not,  in  the  opinion  of  the  Council,  be  afforded  by  the 
concession  of  the  right  to  garrison  certain  points  north  of  the  Peneus,  the 
only  result  of  which  wonld  be  to  impose  an  extra  Charge  ou  the  Turkish 
Government.  Certainty  of  payment  could  only  be  secured  by  a  formal 
guarantee  of  the  Powers,  or  by  the  adoption  of  the  scheme  proposed  by  the 
Porte  for  the  gradual  evacuation  of  Thessaly  as  the  payments  are  made.  This 
decision  of  the  Council  has  received  the  approval  of  the  Sultan.  ||  This  morning 
the  Ambassadors  met  to  discuss  the  above  communication.  No  help  is  affor- 
ded by  the  reply  from  Athens,*  and  my  coUeagues  were  generally  of  opinion 
that,  pending  the  payment  of  the  first  instalment,  the   Turkish  army   might 


*)  In  Athen  war  angefragt  worden,  ob  die  griechische  Regierung  Sicherheit  über 
die  Bezahlung  der  Entschädigung  geben  könne.     Die  Antwort  Nr.  11G21.    Red. 
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be  allowed    to    remain    oii   a  line  running  east  and  west  IVom  Velestino,  and  ^r.  11905. 
tliat    they   should   retire   then   to   the   country   north   of  the   Peneus  until  tlie  Britannien. 
payment  of  the   remainder;   I,   however,   informcd   my   coUeagues  that  until  I  lo.Ang.iswT 
had  received  authority  from  your  Lordship  I  could  not  join  in  such  a  pro- 
posal.  II  A  meeting  with  Tewfik  Paslia  is  fixed  for  this  afternoon,  but  we  agreed 
to  make  no  new  proposals,  and  merely  to  hear  what  he  has  to  say.  |j  It  seems 
clear  that   something  must  be    done  to  meet  the    Turkish  deraand  that  the 
payment  of  the  indemnity   shall  be  assured.     Either  the   evacuation  must  be 
made  to  depend  on  the  payment,  or  Greece  must  make  the  necessary  financial 
arraugements. 


Nr.  11906.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.  Die 
englische  Regierung  kann  Nr.  11905  nicht  zu- 
stimmen. 

Foreign  Office,  August  13,  1897. 

(Telegraphic.)  ||  Her  Majesty's  Government  have  had  under  consideration  Nr.  11906. 
your  Excellency's  telegrams  of  the  lOth  and  12th  instant  respecting  the  Pre- 

britannieii. 


Grofö- 
ritannii 

liminaries  of  Peace  between  Greece  and  Turkey,  as  well  as  Sir  E.  Egerton's  13.Ang.i897. 
telegrara  of  the  9th  instant  relative  to  the  resources  of  the  Greek  Gouvern- 
ment,  ||  As  Greece  cannot  raise  L.  T.  4,000,000,  and  there  is  no  prospect  of 
her  beeiug  able  to  do  so,  it  is  evident  that  the  new  Turkish  proposal, 
communicated  to  me  in  your  telegram  of  the  llth  instant,  practically  means 
that  Larissa  and  Volo  wil  remain  permanently  in  the  possession  of  the  Turks.  || 
The  effect  of  the  proposai  would  therefore  be  definitively  to  alienate  Larissa 
from  Greece.  For  this  arrangement  Her  Majesty's  Government  cannot  accept 
the  responsibility,  and  they  cau  take  no  part  in  the  proposed  Treaty  unless 
some  other  mode  is  found  of  providing  security  for  the  payment  of  the  in- 
demnity which  may  be  ultimately  determined. 


JS'r.  11907.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Gründe 
für  die  Annahme  von  Nr.  11905*). 

Coustantinople,  August  14,  1897,  9.40  p.  m.    (August  15.) 
(Telegraphic.)  ||  The  following  arguments  in  support  of  the  Turkish  pro-  Nr.  11907. 
posal    telegraphed    by    me    on    the    llth  instant   are   being  submitted  by   my     ^^'-^' 

britunnien. 

colleagues    to  the  Governments  by  telegraph  in  the  hope  that  they  will  be  u.Aug.  1897 
used   to   induce    your  Lordship    to    adopt   their   view: —  ||  1.  The  immediate 
signature  of  the  Preliminaries  can   be  secured  by  no  other  way.  ||  2.  It  will 


"j  Die  übrigen  Mächte  hatten  den  Artikel  acceptiert.    Red. 
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Nr.  11907.  produce  the  evacuation  of  the  most  fertile  parts  of  Thessaly  without  auy 
britannion  P^yi^ent  belüg  Hiade.  II  3.  If  such  an  arrangement  is  not  adopted  the  Powers 
i4.Ang.i897.  have  no  means  of  inducing  the  Turks  to  retire  except  coercion.  The  rejection 
of  the  proposal  may  have  disastrous  results  for  Greece,  and  would  lead  to 
the  indefinite  occupation  of  the  whole  of  Thessaly  and  to  the  Prolongation  of 
the  present  state  of  uncertainty.  ||  At  the  meeting  held  this  afternoon  Tewfik 
Pasha  stated  his  Intention  of  making  the  proposal  formally  in  writing,  but  he 
was  requested  to  defer  doing  so  until  the  Arabassadors  had  ascertained  the 
views  of  their  Governments  upon  it. 


Nr.    11908.     TÜRKEI.    —    Der    Minister    des   Auswärtigen   an   die 
Botschafter  der  Grofsmächte.    Entwurf  für  Artikel  6. 

Konstantinopel,  5.  August  1897. 
Nr.  ii90<<.  Aussitot    aprcs    la    signature     et    la    ratification    du    present    Acte ,   il 

sera  verse  au  Tresor  Ottoraan  le  tiers  de  rindemnite  de  guerre  fixee 
par  l'Article  II,  et  l'armee  Imperiale  se  retirera  alors  k  Larisse,  et  sur  le 
long  de  la  ligne  de  la  Riviereg  de  Salarabria.  ||  Au  versement  integral  de  la 
partie  restante  de  l'indemnite,  eile  evacuera  egalement  ces  localites  et  entrera 
en  degä  de  la  nouvelle  frontiere.  ||  Si  les  deux  tiers  en  question  ne  sont  pas 
payes  dans  les  quarante-cinq  yours  k  dater  des  presentes,  l'entretien  des 
troupes  Ottomanes  de  l'occupation  sera,  dans  ce  cas,  ä  la  Charge  du  Gou- 
vernement Hellenique.  ||  II  est  entendu'"que  l'armee  Ottomane  pourra  se  servir 
librement  de  la  voie  de  Volo  jusq'uä  sa  complete  6vacuation. 


Türkei. 
Ang.  1897. 


Nr.  11909.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Gegen- 
entwurf zu  Nr.  11908. 

Konstantinopel,  7.  August  1897. 
Nr.  11909,  Aussitot   quc   le   present  Acte   aura   ete   signe  et  ratifie,   l'etat   de  guerre 

^"y™''^'g;j!'entre  la  Turquie  et  la  Grece  cessera.  Les  troupes  Turques  se  retireront 
derriere  la  Riviere  Salarabria  oü  elles  detiendront  certains  points  strategiques, 
qui  seront  evacues  au  für  et  ä  mesure  du  paiement  des  termes  de  l'indemnite 
de  guerre.  ||  Le  raode  de  l'evacuation  et  les  points  oü  devront  se  concentrer 
les  forces  Ottomanes  ainsi  que  les  echeances  des  paiements  seront  determines 
par  un  arrangement  ä  conclure  eutre  les  Delegues  des  deux  Parties  interessees 
avec  le  concours  de  Delegues  des  Grandes  Puissances  agissant  en  qualite  de 
mediateurs,  de  fagon  ä  ce  que  l'evacuation  ne  soit  faite  que  lorsque  le 
paiement  de  l'indemnite  aura  ete  assure  d'une  maniere  effective.  ||  Mais  la  con- 
centration  des  troupes  Ottomanes  et  la  remise  aux  autorites  civiles  Helleniques 
des  localites  evacuees  commenceront  sans  retard  et  se  poursuivrout  graduelle- 
ment  sans  quo  cos  localites  puissent  etre  occupees  par  des  forces  Helleniques 
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autres    quc    Celles    indispensables    pour    le    maintien   de   l'ordre  public.  |I  Les   Nr.  iiyoo. 
troupes  Ottomancs   qm  nc  sont  pas  necessaires  pour  loccupation  des  poinis,^,,^  ^g^. 
strategiques    au   nord    de    Salambria    pourront   etre  evacuees   par  la   voie    de 
Volo. 


Nr.  11910.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  der  Grolsmächte 
in  Konstantinopel  an  den  türkischen  Minister  des 
Auswärtigen.     Neuer  Vorschlag  für  Artikel  6.*) 

Konstantinopel,  10.  August  1897. 
Aussitot  que  le  präsent  Acte  aura  6te  signe  et  ratifie,  l'etat  de  guerre  q^JJ.;^^.J^[J; 
cessera  entre  la  Turquie  et  la  Gröce.  Les  troupes  Turques  se  retireront  auio.Aag.i897. 
nord  de  la  Riviere  Salambria  et  ä  Test  de  la  ligne  ferree  de  Larisse  ä  Volo 
en  occupant  ces  deux  villes.  |1  Le  terme  et  les  echöances  du  paiement  de 
l'indemnite  de  guerre  seront  fixes  dans  le  Traitö  Definitif  de  fa^on  ä  ce  que 
le  paiement  integral  ait  lieu  dans  le  plus  bref  delai  possible,  et  les  Puissances 
preteront  leurs  bons  Offices  h  cet  effet.  ||  Apres  le  versement  du  premier  tiers 
de  l'indemnite,  les  troupes  Ottomanes  evacuerout  les  territoires  situes  au  nord 
du  Salambria  depuis  sa  source  jusqu'ä  la  position  de  Gonitza.  ||  Apres  le  ver- 
sement d'un  second  tiers,  elles  evacueront  les  territoires  situes  entre  la 
Position  de  Gonitza  et  Larisse  et  sc  concentreront  vers  Volo,  par  oü  se  fera 
l'evacuation  finale  apres  le  paiement  integral  de  l'indemnite.  ||  La  remise  aux 
autorites  civiles  Helleuiques  des  localites  evacuees  commencera  sans  retard 
et  se  poursuivra  graduellement  sans  que  ces  localites  puissent  etre  occupees 
par  des  forces  Helleniques  autres  que  Celles  indispensables  au  maintien  de 
l'ordre  public.  1|  Les  limites  des  territoires  occupös  ainsi  que  le  mode 
d'evacuation  et  de  remise  des  localites  Evacuees  seront  determines  par  les 
Delegues  des  deux  Parties  interessees'  avec  le  concours  de  Delegues  des 
Grandes  Puissances  agissaut  en  qualite  de  mediateurs. 


Nr.    11911.     GROSSBRITANNIEN.    —    Der    Minister    des    Auswär- 
tigen   an    die    Botschafter    in    Paris,     Petersburg, 
Berlin,    Wien,    Rom.     Zu  Nr.   11910.     Die    Zahlungs- 
fähigkeit Griechenlands  mufs  zuerst  festgestellt  sein. 
Foreign  Office,  August  19,  1897,  G  p.  m. 
(Telegraphic.)  ||  At   the   Interviews   which  I  had  yesterday   with  the  Re-  Nr.  uon. 
presentatives   of  the  five  Great  Powers,  I  have  spoken  to  the  following  eff"ect  ^^itan^iien. 
with  regard  to  Article  VI  of  the  Preliminaries  of  Peace  between  Turkey  and  i9.au,<.i897 
Greece: — 


*)  Diese  Fassung  war  infolge  einer  erneuten  Vorstellung  der  Pforte  beschlossen 
worden. 
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Nr.  119U.  1.  Unless  Greece   can  pay  the   sum  fixed  for  the  indemnity,   Article  VI 

britannien.  amouuts  to   the   retrocessioD  in  disguise  of  Larissa  and  Volo  to  Turkey,  and 
i9.Aug.  1897.  Her  Mayesty's  Government  cannot  be  parties  to  such  a  proceeding. 

2.  Until  we  know  whether  Greece  is  able  to  raise  a  loan  to  pay  this 
indemnity  we  cannot  know  wheter  the  Article  is  open  to  the  above  ob- 
jection. 

3.  There  are  authorities  in  whose  opinion  Greece  could  not,  even  if  she 
did  surrender  an  adequate  revenue  to  international  control,  raise  the  necessary 
loan,  but  there  is  no  one  who  believes  that  she  can  raise  it  without  such 
a  control. 

4.  Before  discussing  Article  VI  the  Powers  should,  therefore,  in  the 
first  place  take  steps  to  obtain  the  definite  assent  of  Greece  to  the  control 
of,  say,  200,0001.  or  250,0001.  of  revenue  by  an  International  Commission, 
and  to  settle  the  details  of  such  control. 

It  will  be  easy  when  that  is  done  to  ascertain  from  financial  authorities 
whether  or  not  it  would  be  possible  to  float  such  a  loan.  ||  It  will  be  im- 
possible  to  discuss  Article  VI  to  any  useful  purpose  until  this  knowledge  is 
obtained.  ||  I  request  your  Excellency  to  make  a  representation  in  the  above 
sense  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs  at  the  Court  to  which  you  are 
accredited. 


Nr.  11912.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
hat  Nr.  11912  offiziell  angenommen. 

Constantinople,  August  17,  1897,  7.55  p.  M.    (August  20.) 

Nr.  11912.  (Telegraphic.)  ||  With  reference  .to  my  telegram  of  17th  August:  ||  The 

briunnien.  Minister  for  Foreign  Affairs  has  summoned  the  Ambassadors  to  a  meeting  on 

i7.Auff.i897.  Saturday  in  order  to  propose  to  us  formally  the  Turkish  draft  of  Article  VI, 

which  was  approved  yesterday  by  the  Council  of  Ministers,  and  sanctioned  by 

the  Sultan. 


Nr.  11913.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Bülow  über  die  Not- 
wendigkeit einer  griechischen  Finanzkontrolle. 

Berlin,  August  20,  1897.    (August  23.) 

Nr.  iioi.'i.  My  Lord.  ||  I  handed  this  morning  to  M.  de  Bülow  a  paraphrase  of  your 

briunnicn.  Lordship's  telegram  of  yesterday's  date,  expressing  the  views  of  Her  Majesty's 

2o.Aog.  1807.  Government  on  the  subject  of  the  proposals  with  regard  to  the  payment  of 

the  Greck  indemnity  and  the  evacuation  of  Thessaly  by  the  Turkish  troops.  j] 

M.  de  Bülow  read  the  paraphrase  carefully,  and  said  that  he  would  consider 
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it  with  the  attention  it  deserved,  and  would  give  me  the  views  of  the  Germau  Nr.  11913. 

Governmeut  later,     At  present  he   could  only  give  me  his   personal  opinion,  Britannien 

which  was  that  tlie  necessary  money  for  the  payment  of  the  indemnity  would  2o.Auf;,i8U7. 

be  forthcoming  if  some  sort  of  international  fiuancial  control,   or,  as  he  pre- 

ferred  to   call  it,  "surveillance,"  were  established  at  Athens.     He  had  been 

given  to  understand  that  the  great  financial  houses  at  Berlin,  and  he  believed 

also   at  Paris ,   would  be  prepared  to  undertake  the    loan.     He  quite  agreed 

with  your  Lordship  that  without  this  "surveillance"  it  would  be  impossible 

for    Greece    to    obtain    any    money    at    all    on    the    foreign    markets.  ||  His 

Excellency  then  went  on  to  say  that  he  had  good  reason  to  believe  that  nearly 

all   the  leading   statesmeu  in  Greece  were  convinced  of  the  necessity  of  some 

sort  of  control  or  supervision,  but  that  no  Greek  Government  could  consent 

to  it  if  applied  to  beforehand.    The  matter,  however,  would  assume  a  different 

character  if  the  establishment  of  the    "surveillance"    were  provided  for  in  the 

Treaty  drawn   up  by  the  Powers.     In  that  case  the  Greek  Governmeut  could 

not  do  otherwise  than  yield  to  the  united  will  of  Europe,  and  would  accept 

the    whole  Treaty    without   the   fear    of  reproach.  ||  I  pointed  out  to  M.  de 

Bülow   that  your  Lordship   doubted  whether  it  would  be  possible  for  Greece 

to  obtain  the  necessary  money,  even  with  the  establishment  of  a  control,  and 

that  until  this  point  were  cleared  up  it  would  be  impossible  for  Her  Majesty's 

Government,  in   view   of  the  strong  public   opinion  in  England,  to  take  part 

in  a  Treaty  which  might  practically  have  the  effect  of  allowing  the  Turks  to 

retain  possession  of  a  large  portiou  of  Thessaly. 


Nr.  11914.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Wien,  Berlin, 
Petersburg,  Rom.  Die  griechische  Regierung  soll 
sich  über  ihre  Finanzen  äufsern. 

Foreign  Office,  August  21,  1897,  3.10  p.  m. 

(Telegraphic.)  |I  Her  Majesty's  Government  propose  tliat  the  Powers  should  Nr.  ii9u. 
instruct   their   Representatives   at  Athens  to  ask  the  Greek  Government:  1  11  ,  ^,'"^^^: 

I    II    britanniun. 

1.  What  revenues  they  are  prepared  to  hypothecate  for  the  payment  of  the21.Aug.i897. 
interest  of  the  loan  required  to   meet  the  indemnity  to  be  given  to  Turkey.  || 

2.  In  what  manner  they  propose  to  organize  the  International  Control  which 
will  be  required  in  order  to  assure  the  holders  of  the  loan  that  the  interest 
will  be  regularly  paid.  (|  I  request  you  to  raake  this  proposal  on  behalf  of 
Her  Majesty's  Government  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs  at  the  Court 
to  which  you  are  accredited.  ^ 

(Repeated  to  Constantinople  and  Athens.) 
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Nr.  11915.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Bülow  will  Griechen- 
land nicht  befragen. 

Berlin,  August  23,  1897,  2.30  p.  m.    (August  23.) 

Nr.  11915.  (Telegraphic.)  ||  Herr  von  Bülow,  to  whom  I  have  communicated  the  sub- 

briunnien.  sts-Hce   of  jour   Lordship's   telegram   of  the   21  st  instant,   repeated   to  me,   in 

23.  Aug.1897.  reply,   the   views   which   he   had   expressed   on  the  20th   instant,   and  which  I 

had  the  honour  to  report  to  your  Lordship  in  my  telegram  and   my   despatch 

of  that  date.  ||  His  Excellency  said  that  he  was  averse,  for  the  reasons  he  had 

then  given   me,  to   asking  the  Greek  Government  the  two  questions  proposed 

by   your  Lordship,  and   he   summed   up   in   the   followlng   words   the  views  of 

the    Imperial  Government   on   the    subject: —  ||  "The    effect  of  imposing  the 

control    on   Greece    by    iuserting  it   in  the   Peace   Preliminaries   would  be  to 

re-establish   order  in  the  country,  to  consolidate  the  throne,  and  to  assure 

peace.     On   the  other  band,   to   ask  the  consent  of  Greece  to  this  measure, 

would  only   delay  the  conclusion   of  peace,   and   consequently  the  evacuatiou 

of  Thessaly,  which  was  desired  by  all  the  Great  Powers." 


Nr.    11916.     GROSSBRITANNIRN.    —    Der  Botschafter  in  Rom   au 
den  Minister  des  Auswärtigen.     Die  italienisclie  Re- 
gierung stimmt  der  Befragung  Griechenlands  zu. 
Rome,  August  23,  1897.    {August  24.) 
Nr.  U916.  (Telegraphic.)  ||  On   my  communicating  to  the  Foreign  Minister  the  pro- 

britaMi  n  P^^^''  containcd  in  your  Lordship's  telegram  of  the  21  st  instant,  his  Excellency 
s!3.Äug.isö7.  informs  me  that  the  Italian  Government  will  adhere  to  the  proposal  made 
by  Her  Majesty's  Government,  provided  that  the  other  Cabinets  do  so  also, 
meaning  tliereby  that,  on  learniug  the  adhesiou  of  other  Governments, 
the  Italian  Representative  at  Athens  will  receive  Instructions  in  the  sense 
desired  by  Her  Majesty's  Government.  |]  I  here  informed  the  Marquis  Visconti- 
Venosta  that  according  to  my  Information  France  and  Russia  would  be  in 
favour  of  Lord  Salisbury's  proposal.  ||  His  Excellency  then  said  that,  in  his 
opinion,  it  would  be  more  easy  to  obtain  adherence  of  some  Powers,  mentio- 
ning  Germany,  if  it  could  be  established,  in  the  first  place,  that  the  control 
over  certain  Greek  reveuues  has  already  been  arranged  in  the  Und  Article 
of  the  Preliminaries  of  Peace,  which  had  been  unanimously  accepted  by  the 
Powers;  secondly,  that  there  was,  therefore,  no  question  of  discussing  with 
Greece  whether  or  not  she  would  accept  a  control,  but  only  as  to  the  form 
of  carrying  it  out. 
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Nr.    11917.     GROSSBRITANNIEN.  ~  Der  Minister  des  Auswärtigeil 
'  an  die  Botschafter  in  Paris  und  Petersburg.     Schlägt 

die  Garantie  einer  griecliischen  Anleihe  vor. 

Forwgn  Office,  August  24,  1897,  4.30  p.  m. 
(Telcgraphic.)  ||  Her  Majesty's  Government,  recognizing  the  grcat  difficulties  Nr.  iivn?. 
wliich    will   attend    the    raising  in  the  open  market  of  a  loan  to  cover  the  britamiicn. 
indemuity  to  be  paid  by  Greece,  are  willing,  in  concert  with  the  French  andsi.Aug.is»? 
Russian  Governments,  should  they  be  willing  to  join  in  doing  so,  to  guarantee 
the   suni   that   may  be  found  necessary  for  that  purpose.     They  consider  that 
the  amount  requircd  should  certainly  not  exceed  4  millions,   but  that  a  much 
smaller    sum    would    probably   suffice.  ||  The   guarantee    would   be   conditional 
on  the  liypothecation  of  Greek  revenues  to  raeet  the  interest  ou  the  loan,  and 
their   Submission   to   the   financial   control   of  a    Commission   to   be  uamcd   by 
the  three  Powers  in  question.  ||  Should  Austria,  Italy,  and  Germany  be  willing 
to  join,  Her  Majesty's  Government  would  Avelcome  their  co-operation,  but  the 
concurrence  of  the  three  Powers  by  whom  the  Hellenic  Kingdom  was  founded 
would  be  sufficient.  ||  (Repeated  to  Constantinople.) 


Nr.  11918.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Uufsland 
und  Frankreich  nehmen  den  englischen  Vorschlag 
Nr.  11914  an. 

St.  Petersburgh,  August  25,  1897.    (August  26.) 
(Telegraphic.)  11  Count  Mouravieff  has  been  informed   by  the  German  and   ^'■-  ^'^'^• 

Grofe- 

Austriau    Ambassadors  that  tlieir  Governments   do   not  agree   to  the  proposal  britanuien. 
communicated  to  me  in  your  Lordship's  telegram  of  the  21st  instant.    However,  ^^•^''&'- ^^''' 
Count  Mouravieff  and  M.  Hanotaux,  after  conferring  togetlier,  have  instructed 
the    Representatives    of  Russia  and  France  at    Athens  to  address,  in  a  confi- 
dential    and    unofficial   manner    to  the  Greek  Government,    the    two    questions 
which  your  Lordsliip  lias  proposed. 


Nr.  11919.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  ist  nicht  für  Garantie  der  Kriegsanleihe. 

St.  Petersburgh,  August  27,  1897.    (August  27.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  yöur  Lordship's  telegram  of  the   24th  Nr.  nsm 
instant,  I  liave  the  honour  to  state  that  I  am  informed   by  Count  Mouravieff  ,  ^J"^' 
that    the    Imperial  Government   is   not  disposed  to  guarantee  the  Greek  loan  27.At.g.  is'j 
for  the  payment  of  the  war  indemnity,  and,  further,  that  bis  Excellency  bad 
been  informed  by  M.  Hanotaux  that  the   Continental  Parliameutary  countries 
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Nr.  11919.  woiild  find  it  difficult,  without  previously  applying  to  tbeir  Chambers,  to 
briJnnVon.  guaraiitee  the  loan.  ||  Coimt  Mouravieff  has  informed  the  German  Ambassador 
27.Aug.i8y7.of  the  Suggestion  made  by  your  Lordship,  as  well  as  of  his  reply  to  it.  His 
Excellency  proposes  conveying  the  same  information  to  the  Representatives  of 
Austria  and  Italy.  ||  Count  Mouravieff  told  me,  however,  that  a  further  dis- 
cussion  of  the  question  between  the  Cabinets  is  not  precluded  by  his  answer 
to  your  Lordship's  Suggestion. 


Nr.  11920. 
Groß- 


Nr.  11920.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  au 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Bülow  erklärt  die 
Unterzeichnung  der  Präliminarien  für  das 
Wichtigste. 

Berlin,  August  27,  1897,  4  p.  m.  (August  27.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  the  26th 
britannion.  instant,  I  havo  the  honour  to  report  that  I  saw  Herr  von  Bülow  this  morning, 
27. Ang.  1807.  and  that  his  Excellency,  referring  to  the  conversation  which  your  Lordship 
had  had  with  the  German  Ambassador,  said  that  it  led  him  to  hope  that 
some  arrangemeut  might  be  arrived  at  for  the  prompt  signature  of  the  Peace 
Preliminaries.  |j  His  Excellency  stated  that  he  doubted  the  efficacy  of  the  confi- 
dential  inquiries  which  the  French  and  Russian  Representatives  at  Athens  had 
been  instructed  to  make,  and  did  not  think  that  any  useful  result  would  follow. 
Nor  was  he  inclined  to  agree  to  the  proposal  made  by  Russia  that  the  Con- 
tinental Powers  should  sign  without  England,  but  if  there  were  no  hope  of 
inducing  Her  Majesty's  Government  to  join,  he  would  be  prepared  to  consider 
it.  11  His  Excellency  expressed  his  strong  opinion  that  the  signature  of  the 
Preliminaries  was  now  the  most  importaut  point,  and  he  feared,  according  to 
the  news  from  Crete,  that  complicatious  would  arise  unless  they  were  signed 
without  delay,  The  efficacy  of  the  concert  of  Europe  he  believed  in,  and 
hoped  sincerely  that  it  would  be  maintained.  !|  Referring  to  the  question  of  a 
guarantee  of  the  loan  by  the  Powers,  Herr  von  Bülow  said  that  under  present 
circumstances  the  German  Government  would  certainly  not  entertain  the  idea, 
but  that,  if  a  control  were  established  which  would  protect  the  rights  of  the 
former  creditors  of  Greece,  it  might  be  possible  to  obtain  the  consent  of  the 
Reichstag.     On  this  point,  however,  he  was  by  no  meaus  confident. 


Nr.  11921.  TÜRKEI  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London,  Die  Verzögerung  des  Frie- 
dens ist  schädlich. 

Le  26  Aoüt,  1897. 
Nr.  11921.  (Telegraphique.)  11  Depuis  l'eclosion  de  l'insurrection  Cretoise  qui  a  marque 

Türkei  / 

26.Ang.i897. ^®   ^^^^^  ^^^  agressious  Helleniques  et  le  comraenceraent  de  la  guerre  quelle 
a  engendree,   le  Gouvernement  Imperial   ne   s'est   point  departi  de  l'attitude 
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pacitique  adopt^e  par  les  Grandes  Puissanccs,  et  n'a  pas  hesite  ä  accepter  Nr.  11921. 
l'armistice  propose  par  elles  en  vue  de  leur  prouver  que  le  GouverDement  ^^ /„^ ^gy. 
Imperial  cousiderait  cornnie  devant  bäter  uiie  Solution  tout  en  garantissant  les 
droits  qui  decoulaient  pour  lui  de  ses  victoires.  L'acquiescement  du  Gou- 
vernement Imperial  ä  toutes  les  modifications  proposöes  de  concert  par  les 
Puis&ances  Mediatrices  pendant  les  negociations  de  paix  touchant  des  points 
offrant  la  plus  haute  importance  quant  k  ses  droits  et  ä  sa  Situation  prouve 
d'une  fa^on  manifeste  combien  il  s'est  rallie  ä  leurs  vues  pour  häter  le 
retablissement  de  la  paix.  C'est  ainsi  que  tous  les  points  des  Preliminaircs 
de  Paix  avaieut  ete  regles  et  il  ne  restait  plus  qu'ä  signer  l'Acte  arret6  avec 
les  Ambassadeurs  lorsque  l'uue  des  Puissances  Mediatrices  fit  ressortir  la 
necessite  de  s'adresser  au  Cabinet  d'Athenes  pour  la  designatiou  et  la  fixation 
des  revenues  ä  affecter,  par  suite  de  l'etablisseraent  du  coutrole  financier  quo 
la  Grece  doit  uaturellement  accepter  au  Service  tant  de  son  ancieune  dette 
que  du  uouvel  emprunt  ä  contracter  pour  le  paiement  de  l'indemnite  de 
guerre.  Cette  proposition  inattendue  vint  de  soulever  de  nouvelles  difficultes 
et  retarder  la  signature  des  Preliminaircs.  j|  II  est  cependant  ä  remarquer  que 
si  le  Gouvernement  Imperial  s'ötait  empresse  d'accepter  par  deference  pour 
les  Puissances  leur  mediation,  c'est  parce  que  la  Grece  avait  sollicite  leurs 
bons  Offices  en  vue  du  retablissement  de  la  paix  en  leur  confiant  le  soin  de 
ses  inter^ts  et  en  leur  donnant  plein  pouvoir  ä  cet  effet.  ||  Dans  ces  conditious 
les  retards,  qu'on  peut  considerer  comme  iuutiles,  contraries  par  les  decisions 
auxquelles  ont  abouti  les  negociations  menees  d'accord  avec  les  Puissances, 
ne  peuvent,  eu  egard  ä  l'autorite  et  ä  la  nature  de  la  mediation  et  aux 
exigences  de  la  Situation,  qu'empecher  le  retablissement  de  la  paix  desire 
tant  par  le  Gouvernement  Imperial  que  par  les  Grandes  Puissances  et  porter 
atteinte  aux  droits  et  interets  moraux  et  materiels  de  l'Empire.  |1  Aussi,  le 
Gouvernement  Imperial  se  trouve-t-il  dans  l'obligation  imperieuse  de  häter 
la  signature  du  dit  Acte  en  ecartant  ces  nouvelles  difficultes,  qui  sont  des 
plus  nuisibles  pour  ses  intörets,  et  d'accelerer  la  mise  ä  execution  des  decisions 
prises  d'un  commun  accord.  ||  Nous  ne  doutons  pas  que  les  Cabinets  Euro- 
peens  ne  veuillent,  comme  nous,  mettre  un  terme  ä  cette  Situation  intolerable, 
qui  va  k  l'encontre  des  dispositions  pacifiques  des  Puissances,  et  c'est  dans 
cette  conviction  que  je  vous  prie  de  faire  les  demarches  necessaires  aupres 
de  M.  le  Ministre  des  Affaires  fitrangeres  du  Gouvernement  pres  duquel  vous 
etes  accredite  pour  l'amener  ä  iuviter  son  ßepreseutant  k  Constantinople  ä 
signer  sans  plus  de  retard  les  Preliminaires  arretes.  ||  Vous  voudrez  bien 
laisser  k  son  Excellence  copie  du  present  telegramme,  et  me  communiquer 
immediatement  sa  reponse. 


Staatsaicliiv   LXII.  16 
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Nr.  11922.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Btilow  über  die 
Notwendigkeit  der  Finanzkontrolle. 

Berlin,  August  27,  1887.    (August  30.1 
Nr.  11922.  My  Lord,  ||  On  the  23rd  instant  I  called  upon  M.  de  Bülow  for  the  pur- 

britannien  P^^e  of  commuuicating  to  his  Excellency  the  substance  of  your  Lordship's 
27.A.ng.  1897.  telegramm  of  the  21  st  instant,  of  which  I  handed  him  a  paraphrase,  ||  His 
Excellency  repeated  to  me  at  length  the  language  which  I  had  already  the 
honour  to  report  to  your  Lordship  in  my  despatch  of  the  20th  instant,  and 
said  that  the  view  of  the  German  Government  might  be  summed  up  in  the 
foUowing  phrase,  which  formed  part  of  a  telegram  which  he  had  addressed  to 
Count  Hatzfeldt: —  ||  "To  impose  the  control  upon  Greece  would  be  to 
restore  order  in  the  country,  to  assure  peace,  and  to  consolidate  the  throne 
of  King  George.  On  the  other  band,  to  ask  the  consent  of  the  Greek  Go- 
vernment to  the  control  would  retard  the  conclusion  of  peace,  and  con- 
sequently  the  evacuation  of  Thessaly,  which  it  was  the  desire  of  the  Powers 
to  bring  about  as  soon  as  possible." 

In  the  course  of  this  conversation,  M.  de  Bülow  said  that  Germany  had 
no  direct  interests  in  the  East,  but  it  would  be  impossible,  in  view  of  the 
strongly- expressed  public  opinion  in  Germany,  for  any  German  Government  to 
neglect  the  interests  of  holders  of  Greek  bonds,  a  very  large  number  of 
which  were  held  by  German  Investors. 

(Signed)  Frank  C.  Lascelles. 


Nr.  11923.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.  Schlägt 
eine  internationale  Finanzkomraission  in  Athen  vor. 

Foreign  Office,  September  3,  1897. 
Nr.  11923.  (Telegraphic.)  ||  The  Greek  Government  appear  to  be  prepared  to  agree  to 

britannion  ^^^  ostablisliment  of  an  international  control  of  hypothecated  revenues,  and  to 
3.  Sept.  1897  assigu  for  that  purpose  revenues  which  they  consider  to  be  free  from  encum- 
brance,  in  lieu  of  the  disputed  portion  of  Article  VI  of  the  Preliminaries  of 
Peace.  ||  Suggest  to  your  colleagues  the  adoption  of  the  foUowing  provisions: — 
1.  The  appointment  of  an  International  Commission  to  sit  at  Athens. 
Each  Power  to  be  represented  by  one  Delegate.  ||  2.  That  the  Greek  Govern- 
ment shall  obtain  the  passage  through  the  Greek  Chamber  of  a  Law  to  place 
under  the  complete  control  of  the  International  Commission  the  receipt  and 
expenditure  of  revenues  adequate  to  the  payment  of  the  interest  on  the  loan 
for  the  indemnity  payable  to  Turkey,  and  on  other  national  debts  as  approved 
by  the  Powers.  ||  3.  That,  subject  to  the  agreed  modification  of  the  frontier, 
Thessaly  shall  thereupou  be  evacuated  within  one  month  by  the  Turkish 
forces. 
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Nr.  11924.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  stimmt 
der  internationalen  Kommission  zu. 

Paris,  September  4,  1897,  5.20  p.  m.    (September  4.) 
(Tclegrapliic.)    ||    M.  Hanotaux  is   evidently  relieved   by  your  Lordship's  ^^-  ^^^^^• 

Grofs- 

conciliatory  proposal  concerning  Article  VI,  as  contained  in  telegram  of  yester-  britannion, 
day  to  Her  Majesty's  Ambassador  at  Constantinople,  ||  His  Excellency  is  in-^-SßptiS'^'- 
clined  to  think  that  all  tlie  Powers  should  be  willing  to  accept  your  Lord- 
ship's Suggestion;  but  he  inclines  to  altering  paragraph  1  to  read  as  follows: 
"An  International  Commission  shall  be  appointed  as  soon  as  this  law  has  been 
passed,"  and  to  placing  paragraph  2  before  it.  |1  M.  Hanotaux  is  still  of  opinion 
that  1,000,000?  in  cash  will  have  to  be  paid  down  to  enable  the  evacuation  to 
be  coramenced  by  the  Turks. 

Nr.  11925.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tiuopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Vor- 
schlag der  Botschafter  über  Artikel  2  und  6. 

Constantinople,  September  6,  1897,  4.30  p.  m,    (September  G.) 

(Telegraphic.)    ||    I  have  the  honour  to  report  that,  at  an  Ambassadors'   ^r-  ii'^^s. 
meeting    this  morning,    M.   de   Nelidow  read  to    us   a  telegraphic  Instruction  britlnnien 
which  he  had  received  from  his  Government  directing  him  to  confer  with  his  c-^ej.t.  i897. 
colleagues  with  a  view  to  drawing  up  a  raodified  draft  of  the  Peace  Prelimi- 
naries  in  a  form  that  would  be  acceptable  to  all,  on  the  basis  of  your  Lord- 
ship's last  proposals.    ||    My  colleagues   agreed  to   recommend  accordingly  to 
their  respective  Governments  that  the  Mediating  Powers  should  propose  to  the 
Porte  the  foUowing  modifications: — 

Article  II.  In  place  of  last  paragraph:  "A  cet  effet  il  sera  constitu6  ä 
Athenes  une  Commission  Internationale  composee  des  Representants  des  Puis- 
sauces  Mediatrices  ä.  raison  d'un  membre  nomme  par  chaque  Puissance.  Le 
Gouvernement  Hellenique  fera  adopter  une  Loi  d'apres  laquelle  la  perception 
et  l'emploi  des  revenus  suffisants  au  paiement  de  l'interet  de  l'emprunt  pour 
l'iudemnite  de  guerre  et  des  autres  dettes  nationales  seront  places  sous  le 
controle  absolu  de  la  dite  Commission,  le  tout  avec  l'approbation  des  Puis- 
sances  M6diatrices." 

Nr.    11926.     GROSSBRITANNIEN,—  Der  Minister  des  Auswärtigen 

an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.    Verhandlung 

mit  dem  deutscheu  Botschafter  über  die  Fassung  des 

Artikel  6. 

Foreign  Office,  September  8,  1897,  7.30  p.  m. 

(Telegraphic.)  ||  Your  telegram  of  the  6th  September,  ||  I  have  seen  the  Nr.  11926. 
German  Ambassador,  and  have  proposed  to  his  Excellency  that  the  words  j,ritannien 
"epoque  du  paiement,"  in  the  uew  draft  of  Article  VI  should  be  replaced  by  s.  sept.  iso;. 

16* 
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Nr.  115*26.  the  words  "epoque  de  la  publication  de  remprunt  pour  rindemnite."  ||  It  is 
""  ^'^^   possible    that  a  controversy  may  arise  on  the  meaiiing  of  these  words.     I  do 

8.  Sept.  1897.  Qot  thliik,  however,  that  any  real  danger  is  involved  in  their  use,  aud  they 
will  be  the  means  of  bridging  over  what  is,  I  hope,  our  last  difficulty  in  these 
negotiations.  ||  Count  Hatzfeldt  took  my  Suggestion  ad  referendiim,  but  appeared 
to  entertain  it  favourably.  ||  Sorae  other  modifications  of  the  language  of  the 
new  draft  Articles  were  suggested  by  his  Excellency,  which  did  not  appear  to 
me  to  be  open  to  objection.  He  desired  that  the  draft  of  law  for  assignment 
aud  control  of  the  revenue  affected  to  the  service  of  the  debt  should,  in  the 
first  place,  be  communicated  to,  and  approved  by,  the  Ambassadors  before 
being  laid  before  the  Greek  Chamber. 


Nr.    11927.     GROSSBRITANNIEN.   —   Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an     den    Minister    des    Auswärtigen.     Der 
deutsche  Botschafter  hat  noch  keine  Instruktionen. 
Constantinople,  September  9,  1897,  6  p.  M.    (September  10.) 
Nr.  11927.  (Telegraphic)  ||  I  communicated  to  my  colleagues  to-day  the  amendmeut 

Grefe-  proposed  in  your  Lordship's  telegram  of  the  8th  September  to  their  draft  of 
9. Sept.  1897.  Article  VI.  II  The  German  Ambassador  had  been  told  to  await  further  Instruc- 
tions. Nothiug,  therefore,  could  be  settled,  though  most  of  the  Ambassadors 
were  authorized  to  agree  to  any  wording  that  was  approved  by  all.  ||  The  last 
sentence  of  Article  II,  as  drafted  by  the  Ambassadors,  meets  the  wish  expres- 
sed to  your  Lordship  by  the  German  Ambassador  in  London,  that  the  Greek 
law  should  be  approved  by  the  Powers. 


Nr.  11928.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.  Verständigung 
mit  Deutschland  und  Rufsland. 

Foreign  Office,  September  13,  1897. 
Nr.  11928.  (Telegraphic).  \\  The    foUowing   is    the   French  text   of  the  secoud  para- 

u  ^/"^'     graph    of   Article    II    and    of   Article  VI    of  the    Preliminaries  of  Peace,   as 
i3.8ept.i89".  amended : — 

"Article  II,  alinea  2.  A  cet  effet  il  sera  institue  ä  Athenes  une  Com- 
mission  Internationale  des  Representants  des  Puissances  Mediatrices  ä  raison 
d'un  membre  nomm6  par  chaque  Puissance.  Le  Gouvernement  Grec  fera 
adopter  uneLoi,  agröee  prealablement  par  les  Puissances,  reglant  le  fonctiouue- 
meut  de  la  Commission,  et  d'apres  laquelle  la  perception  et  l'emploi  des 
revenus  suffisants  au  service  de  l'emprunt  pour  l'indemnite  de  guerre  et  les 
autres  Dettes  Publiques  seront  plac6s  sous  le  controle  absolu  de  la  dite  Com- 
raission." 
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"Article    VI.     L'etat    de    guerre    cessera    entre   la    Turquie    et   la  Gröce   Nr.  11928. 
aussitöt    que    l'Acte    de    la  Paix  Preliminaire  aura    ete    signe.    j|    Lorsque  les   brUannien. 
Puissances  auront  reconnu  comme  remplies  les  conditions  prevues  ä  l'Articlc  iI,i3.Sept.i897 
et    que   l'öpoque   de   l'issue   de   l'emprunt   pour  rindemuit^  de  guerre  aura  6te 
etablie   par  la  Coramission   Internationale   en   conformite   avec   les  dispositions 
de  l'arrangement  financier  mentionne  dans  l'alin^a  2  de  l'Ärticle  II,  l'evacuation 
de  Thessalie  s'effectuera  dans  le  dölai  d'un  mois  h  partir  de  ce  terme." 

The  above  wording  is,  I  understand,  acceptable  to  tlie  Governmcnts  of 
Germany  and  Russia,  and  I  am  prepared  also  to  accept  it.  ||  I  would  propose, 
as  the  simplest  course,  that  the  Ambassadors  at  Constantinople  should  agree 
to  adopt  it  and  report  it  to  their  respective  Governments,  as  agreed  to  bet- 
ween  them  without  any  formal  proposal  by  any  oue  of  them.  |1  If,  however,  it 
should  be  considered  advisable  that  some  one  should  move  the  adoption  of 
the  new  text  at  tlie  Ambassadors'  meeting,  I  have  no  objection  to  your  Ex- 
cellency  proposing  the  last  sentence  of  Article  VI,  while  the  other  amend- 
ments  might  be  moved  by  the  Gerraan  and  Russian  Ambassadors.  ||  Article  VI 
provides  that  the  evacuation  of  Thessaly  shall  take  place  one  month  after  the 
day  on  which  the  date  of  publication,  or  issue  of  tlie  indemnity  loan,  is  fixed 
by  the  International  Commission.  So  long  as  this  is  made  quite  clear,  it  is 
not  material  which  of  the  three  words :  "emission,"  "publication,"  or  "issue"  is 
employed. 


Nr.    11929.    GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel    an     den    Minister     des    Auswärtigen.      Ver- 
ständigung der  Botschafter  über  Artikel  2  und  6. 
Constantinople,  September  13,  1897,  7.10  p.  m.    (September  14.) 
(Telegrapbic.)  ||  Fresh  drafts  of  Articles  II   and  VI   were   agreed  upon  at   Nr.  11929. 
the  Ambassadors'  meeting  to-day,  on  the  basis  arranged  between  Count  Hatz-  Britannien. 
feldt    and  your  Lordship.  ||  I   made   a  point  of  the  word  "publication"  beingi3.Sopt.i807 
used,   and   my  colleagues  accepted  it.    ||    We  are  communicating  draft  to  the 
Minister   for   Foreign   Affairs,    and    have    proposed  to  him  a  meeting  for  to- 
morrow.  1|  The  draft,  we  hope,  may  possibly  then  be  initialled,  and  on  Saturday 
the  Preliminaries  signed. 


Nr.    11930.     GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.    Ant- 
wort auf  Nr.  11928. 
Constantinople,  September  14,  1897,  2.25  p.  m.    (September  14.) 
(Telegrapbic.)  [j  Your  Lordship's  telegram  of  yesterday.  ||  As  I  telegraphed  Nr.  11930. 
to    your   Lordship    yesterday,    the    Ambassadors    agreed  upon  the  wording  of  britannien. 
Articles   Nos.  II  and   VI,    and    communicated   them  to  the  Porte  unofficially  ^^-Sept-isv: 
yesterday,  requestiug  the  Foreign  Minister  to  meet  ns  to-day.  |1  So  far  we  have 
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Nr.  11930.  received  iio  answer,  ||  The  wording  adopted  is  identical  witli  tliat  contained  in 
x,rnllnL.  yo"i'   Lordship's   tel 
i4.S6pt.i897.  verbal  modifications. 


britMDi'en.   ^0"^'   Lordship's   telegram   of  yesterday's   date,    with    the   exception    of    slight 


Nr.  11931.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Griechenland  hat 
einen  Unterhändler  in  Konstantinopel  ernannt. 

Athens,  October  6,  1897.    (Octoher  6.) 

^G  ^fe^''  (Telegraphic.)   [j  I  have    received    a    note    from  the  Minister  for  Foreign 

iiritannien.  Affairs,    officially    acknowledging    the    collective  note  of  the  löth  {27th)  Sep- 

6.  Okt.  189..  ^gj^ijg^^  g^j^^  informing  me  that  in  conformity  with  the  stipnlations  of  Article  IV 

of  the  Preliminaries,  M.  N.  Mavrocordato  has   been   appointed  Hellenic  Pleni- 

potentiary    to    negotiate    the    definitive    peace.  |!  M.  Mavrocordato   is   the  latc 

Hellenic  Minister  in  Constantinople. 


Nr.  11932.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die 
griechisch  -  türkischen  Verhandlungen  haben  be- 
gonnen. 

Constantinople,  October  19,  1897,  11  a.  M.    (October  19.) 
Nr.  11932.  (Telegraphic.)    |!    As    announced    in    niy  telegram   of  the  17th  instant,    a 

Tiritlnnien.  "^GGting  took  placc  yestcrday  between  the  Foreign  Minister  and  the  Greek 
i9.okt.i807.  Plenipütentiaries.  ||  Tewfik  Pasha,  whom  I  saw  after  the  raeeting,  spoke  hope- 
fully  as  to  an  early  conclusion  of  the  definitive  Treaty  of  Peace  and  the  re- 
establishment  of  normal  relations  with  Greece.  1|  The  Conventions  referred  to 
in  Article  V  would  no  doubt  take  time  to  negotiate.  He  hoped,  however, 
that  the  Consular  one,  which  offered  most  difficulties,  would  be  speedily  settled 
on  the  basis  of  the  unsigned  Convention  of  1876,  subject  to  some  modi- 
fications. II  The  Position  of  Second  Turkish  Plenipotentiary  has  been  given  to 
Hassan  Fehmi  Pasha. 


Nr.  11933.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Kapi- 
tulationsfrage macht  Schwierigkeiten. 

Constantinople,  October  23,  1897,  5  p.  m.    (October  23.) 

Nr.  11933.  (Telegraphic.)   ||  I  hear  that  favourable   progress  is   being  made  with  the 

britannion.  ^'''Gek  ncgotiations,  and  that  the  Turks  are  conciliatory  and  apparently  anxious 

2J.OM.I1897.  to  sign  the  definitive  Treaty  of  Peace  as  soon  as  possible.  \\  In  the  opinion  of 

the    Greek    Plenipotentiaries    the    Consular  Convention    and  the  indemnity  for 

damage    inflicted    on    private    property    are    the    only  points  likely  to  present 
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any  serious  difficulty.    As  regards  the  latter  tlic  Turks  want  themselves  to  fix  Nr.  11933. 
the    amouiit    of  each    claira    and    the    time    of  pa)-ment,    a  raaximum  total  of  i^ritannjen. 
10,000,000  fr.  being  the  only  limit  to  their  demauds.     That  sum  is  considered23.okt.i897. 
excessive    by    the    Greeks,    who    desirc    tliat    a    Joint   Coramission  should  deal 
with    the    questiou.  ||  On  the  question  of  the  Consular  Convention  the  Greeks 
object  to  signing  the   Treaty   without   knowing  what  the   demands   of  Turkey 
will  be.     The   Turks,    on    the    other    band,    propose   that  a  simple  agreement 
that  the  Convention  will  be  signed   should   be   inserted  in  the  Treaty.     Other 
unacceptable    demands    made    by    the   Turks  have    been  withdrawn.    ||    Prince 
Mavrocordato    has    appealed    to    me    for    my    support  in  regard  to  the  above 
two  points. 


Nr.    11934:.     TÜRKEI  und  GRIECHENLAND.   —    Entwurf  eines  de- 
finitiven Friedensvertrages. 

Konstantinopel,  23.  Oktober  1897. 
Article  1.  Nr.  11931. 

(Derselbe  Inhalt  wie  Art.  I  des  Präliminarfriedens.)  '^"''"  °°* 

Articie  ii.  as-Okt-iso?. 

....  £  T,  4,000,000,  conform^ment  aux  conditions  prevues  k  TArticle  II 
des  Preliminaires  de  Paix.  ||  L'arrangement  necessaire  pour  assurer  le  paiemcnt 
rapide  de  cette  indemnile  sera  arrete  avec  le  concours  des  Grandes  Puis- 
sances,  ainsi  qu'il  est  stipule  daus  l'Article  precite. 

(Rest  fortgelassen.) 

Article  III. 
(Derselbe  Inhalt  wie  in  Art,  VI  des  Präliminarfriedens.) 

Article  IV. 
(Austausch  der  Gefangenen.) 

Article  V. 
Une    amnistie    pleine    et   entiere   est  accordee  ä  toutes  les  personnes  qui 
ont  ete  compromises  dans  les  evenements  qui  ont  precede  ou  suivi  la  guerre. 

Article  Y[. 
Chacune  des  Parties  Contractantes  se  reserve  la  faculte  de  refuser  l'acces 
de  son  territoire  ä  ceux  des  sujets  de  l'autre  partie  qui  ne  justifieraient  pas 
d'avoir  des  moyens  de  subsistance  ou  une  profession,  qui  auraient  subi  des 
condamnations  judiciaires  ou  qui  auraient  etö  l'objet  d'une  decision  d'expulsion 
ä  raison  de  leurs  antecedents  et  mefaits  de  droit  commun. 

Article   VII. 
Les  habitants,  de  meme  que  les  individus  originaires  des  territoires  occupes 
par  les  troupes   Ottomanes   par   suite   de  la  derniere   guerre   et  restitues  k  la 
Gröce,  seront  libres  d'emigrer  ou  de  fixer  leur  domicile  en  Turquie,  et  y  ac- 
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Nr.  11934.  querrout    jmr    ce    fait    la    natioiialite    Ottomane,    tout    en    coDtinuant   de  jouir 
Türkei  und  pjeinemeiit  et  sans  aucune   entrave   de  leurs   proprietes  immobilieres   sises    en 

Griechen-     ^ 

land.      Grece  et  de  les  administrer. 
23. Okt.  1897.  Article   VIII. 

La  Grece  s'engage  ä  payer,  au  für  et  ä  mesure  que  lui  sera  notifie  par 
la  Sublime  Porte,  les  iudemnites  qui  seraient  fixees  et  allouees  par  le  Gou- 
vernement Imperial  aux  sujets  et  institutions,  taut  Ottomans  qu'etrangers,  qui 
ont  souffert  des  faits  de  la  guerre.  Toutefois  le  montant  total  de  ces  indem- 
nites  ne  devra  pas  depasser  le  chiffre  de  10,000,000  fr. 

Article  IX. 

Artikel  III  des  Vorfriedens  mit  der  Änderung  "Une  Convention  Consulaire" 
für  "des  arrangements  spöciaux faillite." 

Hierauf   folgt    Article    VIII    (unter  Weglassung    des    ersten    Paragraphen 

"des  la  ratification    ....    de   leurs  nationaux)  "jusqu'ä  la  conclusion 

1896." 
(Neu.) 

Quant  aux  Consuls  Ottomans  en  Grece  ils  y  jouiront,  comme  par  le  passe, 
du  regime  assure  aux  Consuls  des  Puissances  les  plus  favoris^es. 

Article  X. 
Les  Conventions  et  autres  Actes  reglant  les  rapports  entre  la  Turquie 
et  la  Grece  ayant  ete  annules  par  la  guerre  les  Parties  Contractantes  con- 
viennent  de  remettre  en  vigueur  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  et  de  con- 
clure  au  plus  tot  et  simultanement  outre  la  Convention  Consulaire  dont  il  est 
parle  dans  l'Article  precedent,  les  Traites  suivants : — 

A.  =  V.  (a)  "i\  rrangement"  statt  "Convention." 

B.  Un  Traite  d'Extradition  pour  la  remise  reciproque  des  criminels 
politiques  et  de  droit  commun. 

C.  =  D.  +  et  de  la  contrebande  ainsi  que  pour  la  fixation  des  regles 
de  la  police  maritime  en  vue  de  la  regularite  et  du  developpement  des  relations 
maritimes  entre  les  deux  pays. 

Article  XI. 
II  sera  egalement  conclu  entre  les  deux  Parties   Contractantes  un  Traite 
de  Commerce  et  de  Navigation.     En  attendant,  les  sujets  de  chacun,  &c.  (voir 
Article  VIIj,  ....  et  de  navigation  est  retablie  ä  la  base  de  la  plus  parfaite 
reciprocite. 

Article  XIL 
(Erneuerung  des  Postverkehrs.) 

Article  XIII. 
De    raeme,   les   Administrations    des    T61egraphes    des    deux  Parties  Con- 
tractantes devront  prendre  les  mesures  necessaires  pour  retablir  les  Communi- 
cations entre   leurs  rescaux  respectifs   pour  les   entretenir  convenablement   de 
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inaniere  ä  imprimer  un  cours  iiiinterrompu  et  rapide  aux  eclianges  des  depeclies  Nr.  11034. 

,  ,,  /  ,  .  Türkei  und 

tolegraphiques.  Griechm,- 

Article  XIV.  i^d. 

2:i.  Okt.  1807. 

Le  Gouvernement  Hellenique  s'engage  d'une  maniere  formelle  ä  observer 
scrupiüeusemcnt  les  stipulations  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  qui 
n'ont  pas  ete  modifieos  par  le  present  Acte  et  ä  en  assurer  l'cxecution  stricte 
et  parfaite. 

En  consequence,  tenant  compte  des  observations  dejä  faites,  ou  ä  faire, 
le  cas  eclieant,  par  la  Sublime  Porte,  il  rapportera  tous  Lois,  Reglements  et 
Arretös  qui  sont  ou  qui  seraient  contraires  ä  la  tcncur  ou  ä  l'esprit  de  la 
dite  Convention,  notamment  en  tout  ce  qui  touche  l'organisation  des  com- 
munautes  Musulmanes,  les  rapports  de  celles-ci  avec  leur  chef  spirituel,  le 
regime  de  loi  et  d'administration  des  biens  Vacoufs,  le  droit  de  propriete  des 
Musulmans  et  autres  dans  les  territoires  cedes  par  la  dite  Convention. 

Les  titres  auciens  de  propriete  seront  reconnus  par  les  autorites  Helleniques 
et  persoune  ne  sera  depossedee  de  sa  ferme  et  de  son  immeuble  sans  son 
consentement. 

La  döcision  qui  interviendrait  entre  la  Sublime  Porte  et  les  Puissances 
Mediatrices  en  execution  de  l'Article  X  de  la  dite  Convention  concernant  la 
part  k  payer  par  la  Grece  ä  la  Dette  Publique  Ottomane  sera  acceptee  par  eile 
et  executee  sans  objection. 

Article   XV. 

L'inderanite  que  la  Grece  devait  payer  ä  la  Turquie  en  execution  de 
l'Arlicle  IX  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  pour  les  biens-fonds  apparte- 
nant  ä  l'fitat  Ottoman,  et  cedes  k  eile  e.st  fixee  ä  forfait  ä  la  somme  de 
^"  T.  100,000. 

Le  payement  en  sera  effectue 

Article  XVI. 
(Artikel  XI  der  Präliminarien.) 

Article  XVII. 

Artikel  IX  der  Präliminarien,  aber  er  beginnt: 

"En  cas  de  divcrgenccs  dans  le  cours  des  negociations  entre  la  Turquie 
et  la  Grece  pour  la  conclusion  des  Conventions  prevues  par  le  present  Acte 
les  points  contestes,"  &c,,  bis  zu  Ende. 

Article  XVIII. 
(Ratifikation  in  15  Tagen  nach  der  Unterzeichnung.) 
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Nv.  11935.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstau- 
tinopel  an  den  Minister  des  Ausw.  Übersendet  eine 
gemeinsame  griechisch-türkische  Proklamation,  um 
die   geflüchteten  Thessalier  zurückzurufen. 

Constantinople,  October  25,  1897,  4.25  p.  m.    (October  25.) 
Nr.  11935.  (Telegraphic.)  ||  Mr.  Bigham  telegraphs  to-day   from   Domoko   as   follows:|j 

britannien  "^'^^  Turkish  aud  Greek  Delegates  here  have  agreed  upon  the  foUowing  Pro- 
25.okt.i897.  clamation:  Ij  "1.  Refugees  may  return  by  way  of  Larissa,  Volo,  Musaki,  and 
the  Furka  Pass,  ||  "2.  Until  Thessaly  has  been  entirely  evacuated  they  will  be 
nourished  by  the  Hellenic  Government.  ||  "3.  They  must  be  uuarraed,  free  from 
coütagious  disease,  and  of  good  character.  j|  '  A.  They  will  not  be  reinstated  in 
any  village  or  town  occupied  at  present  by  Turkish  troops.  |j  "5.  Before  the 
return  commences,  this  Convention  shall  be  signed  by  the  Delegates  of  both 
sides  at  each  poiut  of  re-entry.  ||  "The  above  Convention  requires  a  Local 
Commissiou  to  sit  at  each  of  the  points  of  re-entry.  In  the  opiniou  of  both 
parties,  a  European  Delegate  should  also  be  present.  The  Turks  desire  this 
to  prevent  false  reports,  and  the  Greek  refugees  consider  that  it  would  be 
some  guarantee  agaiust  plundering  and  murder.  The  matter  is  very  pressing, 
and  I  venture  so  suggest  going  myself  to  Furka  pendiug  the  arrival  of  my 
colleagues.  Furka,  with  Volo,  will  be  the  main  place  of  entry.  The  Consuls 
could  act  at  Volo.  ||  "I  feel  very  doubtful  whetlier  a  sufficient  food  supply  will 
be  forthcoming.  The  country  is  absolutely  bare,  and  the  villages  strippcd 
and  roofless,  yet  the  Greeks  are  evidently  under  the  Impression  that  they  will 
find  everything  in  their  houses. 

"According  to  the  Greek  Delegate  here  the  refugees  will  bring  with 
them  a  ten  days'  supply  of  corn  and  flour,  and  food  from  the  Hellenic  mili- 
tary  stores  will  be  sent  to  them  afterwards.  ||  "The  Turks  are  to  supply  escort, 
but  not  transport,  but  the  arrangements  are  all  very  haphazard.  ||  "There  has 
been  exaggeration  as  to  the  mortality  among  the  soldiers,  which  amounts  in 
reality  to  about  twenty  deaths  a-week ;  but  there  is  much  sickness,  mainly 
.  fever,  nearly  20,000  men  being  on  the  sick  list.  Weather  is  getting  cold, 
and  dispatch  is  urgent.  The  army  appears  quiet,  and  anxious  to  get  back."  j| 
This  intelligence  has  been  repeated  to  Her  Majesty's  Minister  at  Athens. 

Nr.  11936.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Kapi- 
tulationsfrage macht  Schwierigkeiten. 

Constantinople,  November  4,  1897,  11.50  a.  m.     (November  4.) 
Nr.  11936.  Telegraphic.)  ||  I    sent    the    foUowing    telegram    to-day    to    Her  Majesty's 

Grofs-      Minister    at    Athens: —    il    "Prince    Mavrocordato    having    communicated    to 

britannien.  " 

i.  Not.  1P97.  me  thc  poittts  at   issue    between   the    Porte   and    the  Greek  Plenipotentiaries, 
I  called    on    the    Foreign    Minister    on    the    2nd   instant,    in   order  to  endea- 
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vour  to  facilitate  a  settlement.  I  have  now  receivcd  a  message  from  thc  Nr.  11936. 
Sultan,  stating  that  he  is  most  anxious  for  the  signatnrc  of  peace  on  ,,ritamii"e 
the  basis  of  the  Preliminaries,  but  that  the  Greek  Plenipoteutiaries  4.  Not.  isot 
will  not  come  to  an  agreement,  and  declare  that  they  are  without  Instructions. 
The  only  serious  difficulty,  so  far  as  I  can  unterstand,  is  the  matter  of  the 
Consular  Convention,  as  to  which  the  Greeks  fear  that,  if  they  sign  the  Treaty 
without  knowing  what  are  the  precise  deraands  of  Turkey  in  regard  to  the 
reforra  of  abuses,  they  may  be  committed  to  the  Servian  regime  for  an  indefinite 
time.  Tewiik  Pasha  told  me  he  was  willing  to  State  the  Turkish  demands, 
but  tliat  thc  real  object  of  the  Greeks  was  to  get  rid  of  the  transitional 
period  altogether.  I  gather  from  what  he  said  that  the  Porte  will  not  con- 
sent to  this,  as  they  consider  that  the  last  sentence  of  Article  8  was  inserted 
in  thc  Preliminaries  as  a  set-otf  against  the  continuance  of  the  old  regime  in 
cases  which  arose  before  the  war  broke  out.  {|  "The  Foreign  Minister  also 
demands  that  the  conclusion  of  the  Consular  Convention  shall  take  place,  as 
implied  in  Article  5,  after  the  Signatare  of  peace.  ||  "I  have  offered  my  good 
Offices  to  the  Greek  Plenipotentiaries,  informing  them  of  the  Sultan's  message, 
and  asking  them  to  let  me  know  what  is  the  minimum  thut  will  be  accepted 
by  Greece." 


Nr.    11937.    GRIECHENLAND.     —    Der   Bevollmächtigte    in    Kon- 
stantinopel   an    den   englischen  Botschafter  in  Kon- 
stantiuopel.       Denkschrift    über    die    Differenzen 
zwischen  der  Pforte  und  Griechenland. 
Les  divergences  entre  les  Plenipotentiaires  Ottomans   et  Hellenes  portent  Nr.  ii&n:. 

principalement  sur  trois  points  : —  c.riechon- 

land. 

1.  Article  VII  du  projet  de  Traite  Definitif  (qui  est  un  döveloppement  de  5.  nov.  is«.»? 
la  phrase  de  l'Article  IV  des  Preliminaires  parlant  de  la  "libre  einigration  des 
hahitants  des  territoires  retrocedes.")  D'apres  le  sens  veritable  du  mot,  l'ex- 
pression  retroceder  ne  pourrait  s'appliquer  qu'ä  la  bände  de  la  Thessalie,  qui, 
appartenant  aujourd'hui  ä  la  Grece,  doit  revenir  ä  la  Turquie,  en  vertu  de  la 
rectification  des  frontieres.  D'ailleurs,  la  stipulation  du  droit  d'emigration 
appliquee  aux  habitauts  du  Royaume  Hellenique  n'aurait  pas  de  sens,  puisqu'il 
y  a  pleine  et  entiere  liberte  ä  cet  egard,  d'apres  les  lois  du  Royaume.  Aussi 
un  grand  nombre  de  proprietaires  Musulmans  de  Thessalie  qui  habitent 
aujourd'hui  Constantinople  ou  d'autres  villes  de  l'Empire  ont  indifferemment 
la  nationalite  Ottomane  ou  Hellenique,  et  vont  et  vienuent  librement  sans 
ancune  eutrave  ni  molestation.  Nous  devons  noter  aussi  qu'apres  la  cession 
de  la  Thessalie  en  1881  des  Consuls  et  des  Agents  Ottomans  ont  deploye  de 
grauds  efforts  pour  pousser  la  population  Musulmane  ä  emigrer,  en  faisant 
miroiter  ä  leurs  yeux  de  nombreux  avantages.  Un  veritable  exode  eut  lieu 
alors.     II  est  juste  d'ajouter  que  peu  apres  en  voyant  l'ordre  regner,  la  justice 
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Nr.  11937.  ögalc   pour    tous ,    et  la  hausse  de  la  valeur  des  propri^tes,  un  grand  nombre 
Griechen-    ^^  ^^^  memes  Musulmans  sont  revenus  s'etablir  de  nouveau  eii  Thessalie,    oü 

Jana. 

5.  Nov.  1897.  ils  jouissent  de  la  plus  complete  securitö  et  de  la  plus  grande  libcrte. 

2.  Article  VIII  du  Projet  Definitif,  Nous  avons  demande  et  obtenu  le 
retablissement  du  texte  des  Preliminaires  qui  parle  (Article  IV)  "du  mode 
d'indemnisation  des  particuliers  en  raison  des  pertes  causees  par  les  forces 
Grecques."  Mais  quel  est  ce  mode  d'indemnisation  ?  fividemment  ce  ne  pour- 
rait  etre  qu'une  Commission  Mixte  dans  laquelle  nous  serions  heureux  de  voir 
participer  des  Delegues  des  Puissances. 

3,  L'Article  IK  du  projet  de  Trait6  Definitif  est  une  fusion  des  Articles 
III  et  VIII  des  Preliminaires  de  Paix,  Or,  l'Article  III  des  Preliminaires 
stipule  que  des  arrangements  speciaiix  seront  conclus  pour  rendre  plus  prompte 
et  plus  facile  l'application  de  la  juridiction  Consulaire.  Ces  arrangements 
doivent  etre  aussi  contenus  dans  la  Convention  Consulaire,  d'apres  l'Article  V, 
alinea  6,  des  Preliminaires  de  Paix.  Mais  ce  meine  Article  V  ordonne  que: 
"Les  negoeiations  seront  en  merae  temps  entamees  k  Coustantinople  pour  la 
conclusion  dans  un  delai  de  trois  mois,"  &c.  Nous  sommes  prets,  sur  la 
demande  des  Plenipotentiaires  Ottomans,  ä  reraettre  ä  plus  tard  la  conclusion 
des  Conventions  prevues  dans  l'Article  V  des  Preliminaires,  mais  nous  ne 
saurions  rester  dans  l'ignorance  de  Interpretation  donnee  aux  clauses  de 
l'Article  III  des  Preliminaires  de  Paix.  Nous  demandons  dont  ä  connaitre 
soit  la  Convention  Consulaire  tout  entiere,  soit  seulement  les  principaux  points, 
et  notamment  ce  qui  se  rapporte  aux  arrangements  speciaux  prevus  par 
l'Article  III.  Or,  ou  nous  refuse  categoriquement  tout  eclaircissement  ä  ce 
sujet. 

11  est  bien  entendu  que  le  regime  Turco-Serbe,  qui  nous  sera  applique 
pendant  trois  mois,  jusqu'ä  la  conclusion  de  la  Convention  Consulaire,  ne  vise 
que  les  affaires  judiciaires  entre  sujets  Ottomans  et  sujets  Hellenes,  les  affaires 
entre  sujets  Hellenes  devant  etre  traitees  comme  par  le  pass6,  et  Celles  entre 
Hellenes  et  ^trangers  revelant  de  leur  juridiction  Consulaire  respective. 

Le  5  Novembre,  1897, 


Nr.    11938.     GROSSBRITANNIEN.  —   Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel   an    den    Minister    des    Auswärtigen.      Rück- 
kehr der  thessalischen  Flüchtlinge. 
Constantinople,  November  19,  1897,  12.30  p.  M.     (November  19.) 
Nr.  110.38.  (Telegraphic.)   1|   I  hear    privately    from   Mr.   Bigham,  vpriting  from  Volo, 

/l"^^■     that  the  arrangements  for  the  return  of  the  refugees   are  now   complete,  and 

britannien.  ° 

io.Nov.i807.  that  about  35,000  have  actually  crossed  the  frontier.  Some  20,000  more  are 
expected  at  Volo.  He  states  that  the  provision  made  for  the  supply  of  food 
is  quite  inadequate,  and  that  tliere  must  be  fearful  mortality   from  starvation 
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and   exposure,   cspecially   among  the  children,  unless   relief  is  promptly  sent  Nr.  iiyas. 
from  England.     My  despatch   of  the    llth  November  contains  Information  on  britanni'on 

the    SUbjCCt.  19.Nov.1897 


Nr.    11939.     GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Fort- 
gang der  Friedensverhandlungen. 

Constantiuople,  November  20,  1897,  6.30  p.  m.     (November  20.) 
(Telegrapbic.)  ||  Peace  negotiations  between  Greece  and  Turkey.  ||  My  tele-  ^'■-  ^'''^•'• 
gram  of  the  9th  instant.  ||  On  the  question  of  the  inderanitics  to  be  paid  to  britannien. 
private  persons,  the  Turkish  Plenipotentiaries  have  agreed,  ad  referendum,  to '^^•^^**^-^^^^- 
accept  a  lump  sum  of  2  T.  100,000.  H  As  regards  the  reform  of  abuses  under 
the    capitulations,    a  Protocol  has  been  signed   statiug  the  Turkish  dcmands.| 
Therc    now    remains  to  be  settled  only  the  question    of   the    terms   on  which 
commercial  relations  shall  be  renewed  between  the  two  countries. 


Nr.  11940.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben. 
Übersendet  ein  Protokoll  der  Kommission  für  die 
Heimkehr  thessalischer  Flüchtlinge. 

Constantiaople,  November  19,  1897.    (November  20.) 
My  Lord,  ||  With  reference  to  my  despatch  of  the  llth  instant,   I  have   Nr.  lu»«. 
the  honour  to  forward  to  your    Lordship  herewith  copy  of  a  despatch  which  Britannien 
I  have  received  fi'om  the  British  Delegate  on  the  Commission   for  the  return  io-Nov.  isi»?. 
of  Thessalian  refugees,  inclosing  the  Protocol  on  the  subject  and  a  list  of  the 
villages  occupied  by  Turkish  troops. 

Philip  Currie. 


Beilage  1. 
Protokoll  über  die  Rückkehr  der  thessalischen  Flüchtlinge. 

Article  I '"",  La  rentree  s'effectuera  par  trois  portes  ä  la  fois :  Mousaki, 
Derven-Fourka,  et  Volo.  Dans  le  cas  oü  les  Delögues  Hellöniques  trouveraient 
utile  d'ouvrir  la  porte  de  Mitzella-Almyro,  cela  aura  lieu  ä  la  condition  que 
Celle  de  Volo  reste  fermee  pour  un  nombre  egal  de  jours.  ||  Des  quo  les 
Delegues  des  deux  Parties  se  trouveront  sur  les  lieux,  le  mouvement  de  la 
rentree  devra  commencer.  Chaque  porte  sera  ouverte  au  passage  des  emigres 
tous  les  jours  du  lever  du  soleil  au  coucher,  excepte  ä  Derven-Fourka,  oü 
personne  ne  sera  admise  apres  11  heures. 

Art.  2.  Le  Gouvernement  Hellenique  se  Charge  de  pourvoir  ä  la  nourri- 
ture  des  rapatries  par  les  mesures  suivantes:—  ||  (a.)  Chaque  individu  recevra 
de  quoi  se  nourrir  pendant  huit  jours  ä  partir  de  la  rentree.  ||  (&.)  Trois 
depots  de  provisions  seront  etablis  dans  le  plus  court  delai  ä  Volo,  Karditza, 
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Nr.  11040,  ot  Topouslar,     La   distribution    des   provisions   pourra  avoir  lieu  sur  d'autres 

^'°^''."     points    egalemeut   au    choix    du    fonctionnaire    civil    Grec    preposö    ä    chaque 

iy.Nov.i897.  depot.  II   (c.)  Le  Gouvernement  Ottoman  fournira  une    escorte  ä  chaque  convoi 

de   provisions    et   ne  mettra  aucune  entrave  ä  la  circulation  et  la  sortie  des 

betes  de  somrae. 

Art.  3.  Les  emigres  rentrauts  doivent  etre  de  bonne  conduite,  sans  armes, 
et  pas  atteints  de  maladie  contagieuse.  ||  Les  individus  qui  ont  ete  liberes  du 
Service  militaire  apres  la  derni^re  guerre  ne  seront  pas  admis  ä  rentrer. 

Art.  4,  Les  emigres  ne  seront  pas  admis  dans  les  endroits  occupes  par 
des  troupes  Turcs.  ||  Ces  endroits,  actuellement  au  nombre  de  trente-huit,  sont 
enumeres  dans  la  liste  ci-jointe. 

Art.  5.  La  taxe  prelevee  eventuellement  par  les  autorites  Ottomanes  sur 
les  brebis  des  rapatries  ne  pourra  depasser  50  paras  par  brebis,  ou  en  natura, 
une  brebis  sur  quarante.  II  ne  sera  preleve  aucune  autre  taxe  de  rentr^e  sur 
les  personnes  ni  la  propriete  des  rapatries.  ||  Les  Delegues  Hellenes  se  reservent 
ä  faire  des  demarches  ä  Constantinople  pour  obtenir  l'abrogation  de  la 
restriction  mentionnee  dans  le  deuxieme  alinea  de  l'Article  3,  ainsi  que  de 
l'Article  4  et  de  la  taxe  sur  le  brebis. 

Au  nom  du  Coramandant-en-chef,  Chef  d'Etat-Major 
de  l'Armee  Imperiale  Ottomane  ad  interim  Colonel: 

(Signe)  M.  Sab  it. 

Au    nom    du    Gouvernement   IlcUenique    pour    -les 
Delegues  speciaux : 

(Signe)  S.  Hoesshi. 

Les  Delegues  des  Grandes  Puissances  veilleront  ä  l'execution  du  present 

Protocole. 

Le  Delegue  Russe: 

(Signe)  A.  Schtcherbatsky. 

Le  Deleguö  Anglais : 

(Signe)  Olive  Bigham. 


Beilage  2. 
Liste  der  von  den  Türken  besetzten  Städte  und  Dörfer. 

Larissa,  Pharsala,  Velestino,  Palama,  Furka,  Domoko,  Daoukleu,  Nezeros, 
Dereli,  Eureke,  Tchamach,  Djioba,  Bekisler,  Iladji  Omer,  Vasili,  Chechi,  Lazar 
Boga  Ohnan  Magoula,  Derenkeli,  Djeüikion,  Barakli,  Ousha  Magouba  Tatar, 
Kara  Demirdji,  Sen  Baslii,  Bakraj,  Hissarlik,  Luebekler,  Hassan  Tatar,  Hadji 
Haler,  Kiunoti,  Dendira,  Dorsennades,  Tirnavo,  Karachali,  Karadfere,  Kaitche, 
Nevkbere. 
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Nr.  11941.  GRIECHENLAND  und  TÜRKEI.  —  Protokoll  der  Be- 
vollmächtigteu  in  Konstantinopel  über  eine  Beratung 
der  Konsularfrage. 

Sur   la    demande    de    leurs  Excellences   les  Plenipotentiaires  Hellönes  de  ^'^-  ^^^*'' 

•      •      i  ■    r  '  •  üriechen- 

connaitrc  los  bases  principales  qui  torraeront  les  propositions  du  Gouvernement      land 
Imperial    en    ce    qui    concerne    les   arrangements  prevus   par  TArticle  ITT  des""'^  Türkei. 

7./19.  Nov. 

Preliminaires  de  Paix,  Icurs  Excellences  les  Plenipotentiaires  Ottomans  accep-  wji. 
tcnt  de  leur  communiquer  des  k  präsent,  ä  titre  de  renseigneraent,  et  sans 
qu'aucune  discussion  puisse  etre  entamee  k  ce  sujet  avant  la  ratification  du 
Traite  de  Paix  D^finitif,  les  bases  principales  des  dits  arrangements,  telles 
qu'elles  ont  ete  arretees  dans  la  pensee  du  Gouvernement  Imperial  et  qui 
consisteront  dans  les  points  suivants.  1|  Fixer  les  limites  de  la  franchise 
douaniere  des  Consuls;  assurer  l'execution  des  jugements  rendus  par  les 
Tribunaux  Ottomans  envers  les  Consuls  Hellenes,  en  matiere  civile  et  com- 
merciale;  döfinir  le  domicile  du  sujet  Hellene  et  preciser  les  conditions  ä 
observer  lors  des  perquisitions  domiciliaires,  surtout  pour  les  cas  oü  le  Drog- 
nian  ne  se  rendrait  pas  a  l'iuvitation  des  autorites  Ottoraanes ;  preciser  egale- 
ment  les  conditions  ä  observer  pour  les  cas  oü  les  Delegu^s  Consulaires  ne 
sc  rendraient  pas  aux  Tribunaux  competents  en  matiere  mixte;  reconnaitre  la 
competence  de  la  Cour  de  Cassation  Ottomane,  d'apres  les  lois  en  vigueur; 
declarer  egalement  la  competence  des  Tribunaux  Ottomans  pour  les  cas  de 
faillite  des  sujets  Hellenes,  ainsi  qu'en  matiere  penale,  soit  entre  eux,  soit  avec 
les  sujets  des  autres  Puissances ;  regulariser  la  signification  des  pieces 
judiciaires  destinees  aux  sujets  Hellenes,  et  assurer  l'execution,  par  les  autorites 
Ottomanes,  des  jugements  rendus  par  les  Tribunaux  Ottomans  dans  les  proces 
mixtes.  ||  Leurs  Excellences  les  Plenipotentiaires  Hellenes,  prenant  acte  de  cette 
communication,  declareut  faire  leurs  reservcs  les  plus  formelles,  soit  sur  son 
contenu,  au  sujet  duquel  des  discussions  et  negociations  ult^rieures  devront 
avoir  lieu,  immediatement  apres  la  ratification  du  Traite  de  Paix  Dcfinitif, 
soit  sur  le  recours,  en  cas  de  divergence,  ä  l'arbitrage  des  Representants  des 
Grandes  Puissances  ä  Constantinople,  prevu  par  l'Article  IX  des  Preliminaires 
de  Paix. 

(Signe)  Tewfik. 

Hassan  Fehmi. 

Mavrocordato. 

Stephan  OS. 
Constantinople,  le  7  (19)  Novembre,  1897. 
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Nr.  11942.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  und  die  griechischen 
Bevollmächtigten.  Differenz  über  den  Abschlufs 
eines  Handels-  und  Schiffahrtsvertrags. 

Konstantinopel,  24.  November  1897. 
Nr.  U942.  Tous  les  points  du  Traite  Definitif  de  Paix  ont  ete  arretes  couformement 

24.NOV1897  ^^  texte  dos  Preliminaires  de  Paix,  sauf  seulement  le  deruier  paragraphe  de 
l'Article  VII  concernant  la  conclusion  d'un  Traite  de  Commerce  et  de  Navi- 
gation, II  Les  termes  des  Preliminaires  de  Paix  touchant  cette  question  sont 
les  suivants : — 

"  ....  La  liberte  de  commerce  et  de  navigation  sera  retablie  d'une 
mauiere  reciproque.  ||  "Les  deux  Parties  se  reservent  de  conclure  ulterieurement 
uu  Traite  de  Commerce  et  de  Navigation"  (fin  de  l'Article  YIl). 

Les  Plenipotentiaires  Ottomans  insistent  pour  reproduire  tel  quel  ce  texte 
dans  le  Traite  Definitif.  ||  Les  Plenipotentiaires  Hellenes  pretendent  ajouter 
apres  les  mots:  "d'une  maniere  reciproque,"  les  mots :  "comme  par  le  passe."  | 
Les  Plenipotentiaires  Ottomans  n'admettent  point  cette  addition,  qui  change 
aussi  bien  les  termes  que  le  sens  des  Preliminaires  de  Paix  arretes  et  signes 
par  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs.  ||  II  est  k  remarquer  que  sur  la 
dcmande  des  Plenipotentiaires  Hellenes  les  Plenipotentiaires  Ottomans  ont 
elimine  tous  les  passages  et  mots  qui  n'etaient  pas  textuellement  conformes 
aux  Preliminaires  et  retabli  tels  quels  les  termes  m^mes  de  l'Acte  de 
Tophanc. 


Nr.    11943.     GRIECHENLAND.     —    Der    Bevollmächtigte   in    Kon- 
stantinopel an  den   englischen   Botschafter  in  Kon- 
stantinopel.    Derselbe  Gegenstand. 
Nr.  11943.  Les    negociatious    entre   les  Plenipotentiaires  Ottomans   et   Hellenes   pour 

laiid.      ^6    Traite    de    Paix    Definitif   ont   subi    un  arret  momentane,    par    suite  d'une 
i5.|27.  Nov.  interpretation  difi'erente  du  dernier  alinea  de  l'Article  XI  du  projet  de  Traite 
prepare    par  les    soins   de    la    Sublime   Porte.  ||  Cet   Article,   ä   la   suite  des 
differentes  modifications,  auxquelles  il  a  ete  soumise,  est  ainsi  congu: — 

"Article  XI.  Les  deux  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  con- 
clure, dans  un  delai  de  trois  mois  ä  partir  de  la  ratification  du  preseut 
Traite,  les  arrangements  suivants: —  ||  "(A.)  Une  Convention  reglant  les 
questions  de  nationalites  contestees  sur  les  bases  du  projet  negociö  en  1876 
entre  la  Turquie  et  la  Grece;  \\  "(B.)  Une  Convention  Consulaire  dans  les 
conditions  prevues  au  premier  paragraphe  de  l'Article  IX  (Article  III  des 
Preliminaires  de  Paix);  ||  "(C.)  Un  Traite  d'Extradition  pour  la  remise  reci- 
proque des  criminels  de  droit  commun;  et  ||  "(D.)  Une  Convention  pour  la 
repression  du  brigaudage  sur  les  frontieres  commune?.  ||  "Les  deux  Parties  se 
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rcserveut  de  couclurc  ult^rieuremeut  uu  Traite  de  Commerce  et  de  Navigation.  \\  Nr.  11043. 
"En  attendant  la  conclusion  de  ce  dernier  Traite,  la  liberte  de  commerce  et  **'""''®°' 
de  iiavigation  est  retablie  d'uiie  maniere  reciproque."  ||  11  est  resulte  des  dis-  15./27.  Nov. 
cussious    que    les    Plenipotentiaires    Ottonians    aux    mots    "est    retablie    d'une      ^^'"'^' 
maniere  reciproque"  une  interpretation   autre   que   celle   donnee   par  les  uego- 
ciateurs    Hellenes.      Ceux-ci    soutiennent,    en    effet,    que    par    cette  phrase  les 
negociateurs  qui  ont  redige  les  Pr61iminaires  de  Paix  k  Topliaue,   entendaient 
remettre    les    questions    qui    concernent    le    commerce   et  la  navigation  sur  le 
pied    normal    et   pacifique    anterieur.      C'est    pourquoi    les    Plenipotentiaires 
Ilellenes    ont   reclame  l'addition   des  mots  "comme  par  le  passe"  afin  d'eviter 
tout    malentendu    ulterieur    et   afin    de  se  conformer  au  sens  de  l'Article  VII 
des  Preliminaiies  de  Paix.     Ils  s'appuient  pour  soutenir  leur  point  de  vue  sur 
les  considerations  suivantes  : — 

1.  BlialÄir  ne  peut  avoir  qu'uu  sens — remettre  dans  son  prämier  etat, 
ötablir  comnie  auparavant.  Aussi,  les  Hautes  Parties  qui  negociaient  ä 
Topbane  apres  avoir,  dans  les  prcmiers  Articles  des  Preliminaires,  stipule  les 
cliarges  auxquelles  la  Grece  devait  se  soumettre  (indemnite  de  guerre,  recti- 
tication  de  Irontieres,  obligations  finaucieres,  arrangcments  speciaux.  etc.) 
lorsqu'elles  sunt  arrivees  ä  regier  la  reprise  des  relations,  ont  eu,  ä,  partir  de 
ce  point,  evidemment  pour  but  de  les  remettre  sur  l'ancien  pied,  sauf  si  le 
contraire  etait  expressement  stipul^. 

2.  Les  mots  "d'une  maniere  reciproque"  ne  sauraient  etre  separes  de 
l'expression  "retablie";  ils  ne  pouvaieut  donc,  dans  la  pensee  des  negociateurs 
de  Topbane,  -s'appliqucr  qu'ä  la  reciprocite  teile  qu'elle  existait  avant  la  guerre. 
C'est  cet  etat  de  cboses  qui  est  retabli  jasqu'ä  ce  que,  couformeraeut  aux 
Preliminaires  de  Paix,  par  une  entente  ulterieure,  un  Traite  de  Commerce  et 
de  Navigation  soit  conclu;  autrement  le  mot  "retablie"  n'aurait  pas  de  sens. 
Tel  etait,  d'ailleurs,  le  regime  auquel  etaient  soumis  les  rapports  commerciaux 
et  maritimes  entre  les  deux  Etats,  depuis  la  creatiou  du  Royaume  de  Grece 
(en  vertu  des  Protocoles  de  1830  et  du  Traite  de  1832)  jusqu'en  1855,  ainsi 
que  depuis  le  Traite  de  Canlidja  jusqu'ä  la  declaratiou  de  guerre.  II  est 
inipossible  d'admettre  que  les  Hautes  Parties  reunies  h.  Topbane  aient  voulu, 
on  cbangeant  l'etat  de  cboses  preexistant,  laisser  la  porte  ouverte  ä  des 
represailles  sur  le  terrain  commercial  et  douanier,  et  aller  ä  l'encontre  du  but 
pacifique  des  negociations. 

3.  Afin  de  retrouver  le  sens  des  mots  "retablie  d'une  maniere  reciproque" 
il  faut  les  replacer  dans  leur  veritable  cadre  et  se  reporter  ä  l'Article  VII 
des  Preliminaires  de  Paix  ainsi  cougu :  —  |j  "Article  VII.  Des  que  le  prcscut 
Acte  aura  ete  signe  et  ratifie,  les  relations  normales  entre  la  Turquie  et  la 
Grece  seront  reprises.  Les  sujets  de  chacun  des  deux  Etats,  dont  la  Situation 
est  reguliere  devant  la  loi,  pourront  sejouruer  et  circuler  librement,  comme 
par  le  passe,  sur  le  territoire  de  l'autre,  et  la  liberte  de  commerce  et  de 
navigation    sera   retablie    d'une    maniere    reciproque.      Les    deux    Parties    se 
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Nr.  11943.  reserveiit  de  coiiclure  ulterieurement  uiiTraite  de  Commerce  et  de  Navigation."  |j 
Griechen-   ^jugi    daus  Uli  premler  paragraphe  les  negociateurs  de   Topliane   ont  resolue 

land. 

15./27.  Nov.  d'uiie  maniere  large,  absolue,  et  pratique  toutes  les  questions  relatives  aux 
1897.  rapports  eutre  les  sujets  des  deux  Etats  et  aux  droits  de  leurs  commergaiits 
et  uavigateurs.  Le  tout  est  remis  dans  son  veritable  etat  du  statu  quo  ante 
"comme  par  le  passe."  Ce  n'est  que  dans  uii  second  alinea,  par  une  phrase 
separee  et  saus  stipulation  du  terme,  que  la  reserve  de  conclure  un  Traite  a 
ete  iuscrite.  En  intervertissant  les  deux  dernieres  phrases,  en  les  plagant 
dans  l'Article  XI  et  d'une  maniere  differente,  le  projet  de  Traite  Definitif  a 
semble  vouloir  enlever  son  veritable  sens  ä  la  stipulation  relative  ä  l'etat 
provisoire,  auquel  seront  soumis  le  commerce  et  la  navigation  des  deux  fitats 
jusqu'ä  la  couclusion  du  Traite  de  Commerce  et  aller  aiusi  ä  l'encontre  de 
l'esprit  de  haute  sagesse  et  de  bonne  politique  qui  inspirait  les  negociateurs 
de  Topbane,  lorsqu'ils  redigeaient  TArticle  VII  des  Preliminaires  de  Paix.  Les 
negociateurs  Hellenes,  au  contraire,  voudraient  y  rester  fideles. 

4.  II  est  en  effet  necessaire  de  remarquer  que  ce  n'est  pas  la  prämiere 
fois  que  durant  les  negociations  pour  le  Traite  de  Paix  Defiaitif  on  a  deve- 
loppe,  modifie,  ou  interprete  les  termes  du  Traite  des  Preliminaires  de  Paix, 
tout  en  restant  fidele  ä  son  esprit.  On  peut  meme  dire  que,  sauf  quatre 
Articles  textuellement  repetes,  tous  les  autres  ont  subi  quelques  modifications 
admises  d'un  commun  accord.  Une  des  phrases  de  l'Article  IV  des  Prelimi- 
naires (ceile  relative  h  la  libre  emigration  des  habitants  des  territoires  retro- 
cedes)  a  meme  subi  un  changement  plus  radical,  les  Plenipotentiaires  Hellenes 
s'etant  rallies  ä  la  demände  de  leurs  collcgues  Ottomans  et,  contrairement  au 
sens  graramatical  du  mot,  ayant  admis  que,  dans  ce  cas,  en  parlant  "de 
l'emigration  des  habitants  des  territoires  retrocedes"  on  entendait  parier  des 
Musulmans  de  la  Thessalie  (Article  VII  du  Traite  de  Paix  Definitif).  On 
aurait  donc  tort  de  croire  que  les  Plenipotentiaires  Hellenes  out  toujours 
invoquö  en  leur  faveur  les  termes  des  Preliminaires  de  Paix. 

Teiles  sont  les  principales  raisons  qui  empechent  les  Plenipotentiaires 
Hellenes  de  parapher  l'Article  XI  et  qu'il  est  redig^.  Apres  les  declarations 
faites  par  les  Plenipotentiaires  Ottomans  ils  se  voient  obliges  de  demander 
une  Interpretation  precise,  qu'ils  considerent  comme  absolument  necessaire 
d'autant  plus  qu'ils  ne  pourraient  pas,  une  fois  le  Traite  signe,  b^neficier  siir 
cc  point  de  l'avantage  qu'ils  tiennent  de  l'Article  IX  des  Preliminaires,  et 
avoir  recours  ä  l'arbitrage. 

Pera,  le  15  (27)  Novemhre,  1897. 

Nr.    11944.     TÜRKEI  und  GRIECHENLAND.  — Definitiver  Friedens- 

Konstautinopel,  4.  Dezember  1897. 

Nr    11944. 

'lurküi  und  Sa  Majcste  le  Roi  des  Hellenes  et  Sa  Majestö   Imperiale  le  Sultan,  Em- 

uriechon-   p^-eur    dcs    Ottomaus,    s'etant    mis    d'accord    pour    completer   et  convertir  en 


land 


Dez.  1897.  Tratte  de  Paix  Definitif  les  Preliminaires  de  Paix  du  6  (18)  Septembre,  1897, 
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sigues  par  leurs  Excellences  les  Repr^seutants   de  TAUeraagne,   de  rAutriche-  Nr.  11944, 
Hongrie,    de    la  France,    de  la  Grande-Bretagne,    de  l'ltalie,    et  de  la  Russie,  ^","^^0'!^"^"^ 
agissant  au  nom  de  la  Grece,    d'une    part,.  et  par  son  Excellence  le  Ministre      land. 
des  Affaires  fitrangöres  de  Sa  Majestö  Imperiale  le  Sultan,  d'autre  part,   ont*^*'^' '^^^' 
nomme  k  cet  effet  pour  leurs  Plönipoteutiaires  savoir:  ||  Sa  Majeste  le  Roi  des 
llellenes,  son  Excellence  M.  Nicolas  Mavrocordato,  son  Envoye  Extraordinalre 
et  Ministre  Plenipotentiaire,  Grand  Officier  de  l'Ordre  Royal  du  Sauveur,  &c.; 
et    son    Excellence    M.    Denis  M.    Stephanos,    son    Envoye    Extraordinalre    et 
Ministre  Plenipotentiaire,  Commandeur  de  l'Ordre  Royal  du  Sauveur,  &c.;  et|| 
Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan,  son  Excellence  Tevfik  Pacha,  son  Ministre  des 
Affaires  Etrangeres,  decore  des  Ordres  Imperiaux  de  l'Osmanie  et  du  Medjidie 
en  brillants  et  de  medailles  d'or  et  d'argent   de  Tlmtiaz,  &c. ;    et  son  Excel- 
lence Hassan    Fehmy  Pacha,   President    de  la  Cour  des  Comptes,    decore    des 
Ordres  Imperiaux  de  l'Iftihar,  de  l'Osmanie   et  du   Medjidie  en  brillants  ainsi 
que  des  medailles  d'or  et   d'argent    de    Tlmtiaz,    &c.  ||  Lesquels,    apres    avoir 
echange  leurs  pleins  pouvoirs,  trouves   en   bonne   et  due   forme,  ont  arrete  ce 
qui  suit:  — 

Article  I. 

Beschreibung  der  neuen  griechisch-türkischen  Grenze^  Wortlaut  Nr.  11647, 
Bd.  61,  S.  219.     Hierauf  folgt: 

Cette  dclimitation  sera  fixee  sur  les  lieux  par  une  Coramission  composee 
de  Delögues  des  deux  Parties  intcressees  et  de  Delegues  Militaires  des  Ambas- 
sades  des  Puissances  Mediatrices.  ||  La  Commission  de  Delimitation  devra  sc 
rounir  incessamment,  se  rendre  sur  le  terrain  et  commencer  ses  travaux  sans 
retard  et  eile  prendra  ses  resolutions  ä  la  majoritc  des  voix  des  trois  parties 
intervenantes.  ||  Lors  de  l'application  du  trace  sur  les  lieux,  de  legeres  modi- 
fications  au  poiut  de  vue  stratcgique  peuvent  y  etre  indroduites  ä  l'avantage 
de  l'Empire  Ottoman,  par  un  accord  entre  les  Delegues  de  la  Sublime  Porte 
et  des  Puissances.  ||  L'Acte  Definitif  de  Delimitation  avec  la  carte  y  aunexce, 
qui  seront  dresses  et  sigues  par  la  Commission  de  Delimitation,  feront  partie 
integrante  du  present  Traite. 

Article  II. 

La  Grece  payera  h  la  Turquie  une  indemnite  de  guerre  de  ^T.  4,000,000, 
conformemcnt  aux  couditions  prevues  ä  l'Article  II  des  Preliminaires  de  Paix. 

Article   III. 

L'evacuation  de  la  Thessalie  s'effectuera  suivant  les  couditions  posees 
daus  l'Article  VI  des  Preliminaires  de  Paix;  eile  aura  lieu  dans  le  delai  d'un 
mois  ä  partir  du  moment  oü  les  Puissances  auront  reconnu  commc  remplies 
les  couditions  prevues  aux  deux  derniers  alinöas  de  l'Article  II  des  Prelimi- 
naires de  Paix  et  oii  l'epoque  de  la  publication  de  l'emprunt  pour  l'indemnite 
de  guerre  aura  et6  ötablie  par  la  Commission  Internationale,  en  conformite 
avec  les  dispositions  de  l'arrangement  financier  mentionne  dans  cet  Article.  || 
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Nr.  wdii.   Le    mode    d'evacuation    et    de    remise    aux  autorites  Helleniques  des  localites 
Türkei  und  ^y^j^^y^gg  gg^a  determiiie  par  les  Delegues  des  deux  Parties  interessees  avec  le 

Gnecuou-  ^ 

Und.      coücours  de  Delegues  des  Grandes  Puissauces. 

4.  Dez.  1897. 

Article  IV. 
Les  prisonniers  de  guerre  seront  rendus  de  part  et  d'autre  immediatemeiit 
apres  la  ratificatiou  du  präsent  Traite. 

Article  V. 
Une  amnistie  pleiiie  et  entiere  est  accordee  de   part  et   d'autre  ä  toutes 
les  personnes    qui  ont  ete    compromises    dans  les  cvenements  qui  ont  precede 
ou  suivi  la  declaration  de  guerre. 

Article  VI. 
Les  sujets  de  chacuu  des  deux  i^tats,  dout  la  Situation  est  reguliere 
devant  la  loi,  pourront  sejourner  et  circuler  librement,  comme  par  le  passe, 
sur  le  territoire  de  i'autre,  chacune  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes  se 
reservant  la  faculte  de  refuser  l'acces  de  sou  territoire  ä  ceux  des  sujets  de 
I'autre  partie,  qui  auraient  subi  des  condamnations  judiciaires  d'ordre  penal 
ou  qui  auraient  ete  l'objet  d'un  arrete  d'expulsion  h  raison  de  leurs  antece- 
dents  et  raefaits  de  droit  cornmun.  ||  Avis  prealable  en  sera  donne  aux  Lega- 
tions respectives. 

Article    VII. 

Les  Musulmans  habitants  ou  orlgiuaires  de  Thessalie,  qui,  cn  vertu  de 
l'Article  XIII  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  avaient  acquis  ou  nou  la 
nationalite  Ilcllenique  seront  libres  d'emigrer  ou  de  fixer  leur  domicile  en 
Turquie.  Ceux  qui  ont  acquis  la  nationalite  Hellenique  auront,  en  vertu  d'uue 
declaration  prealable  ä  faire  ä  l'autorit^  competente,  dans  un  delai  de  trois 
ans  ä.  partir  de  l'echange  des  ratifications  du  present  Acte,  la  faculte  d'opter 
pour  la  nationalite  Ottomane.  ||  Tous  ces  emigres  continueront  ä  jouir  pleine- 
inent  et  sans  aucune  entrave,  conformement  h  la  dite  Convention,  de  leurs 
proprietes  iramobilieres  sises  en  Grece  et  ä  les  administrer.  |j  Les  memes 
avantages  sont  accordes  par  reciprocite  aux  habitants  ainsi  qu'aux  individus 
originaires  des  territoires  retrocedes  ä  la  Turquie  par  suite  de  la  nouvelle 
rectification  de  la  frontiere,  ou  bleu  actuellemeut  domicilies  dans  ces  localites.] 
Ces  meines  habitants  ou  bien  originaires  des  territoires  retrocedes  ä  la 
Turquie,  ainsi  que  les  representants  des  institutions  ou  communes  sises  dans 
ces  localites  qui  auraient  des  proprietes  immobilieres  en  Thessalie,  seront 
libres  de  passer  la  frontiere  pour  les  cultiver,  les  administrer  et  les  alfermer, 
comme  par  le  passe,  sans  qu'aucune  entrave  puisse  leur  etre  suscitee  de  ce 
chef.  II  Des  avantages  identiques  sont  accordes  tant  aux  habitants  ou  originaires 
de  Thessalie  qu'aux  representants  des  institutions  ou  communes  s'y  trouvant 
qui  possederaient  des  proprietes  immobiliöres  dans  les  territoires  retrocedes 
h  l'Erapire  Ottoraau. 
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Articlc     VIII.  Nr.  11944. 

Ell  executioii  de  rArticlc  IV  des  Preliminaires   de  Paix,  la  Grece  payera  Griechen" 
ä  la  Turquie  pour  l'indemnisation  des  particuliers  en  raison  des  pertes  causees      land. 
par  les  forces  Grecques  la  somme  de  £  T.  100,000.  ||  Le  payement   de   cette^' ^^^' '^^^' 
somme  sera  effectuö  en  meme  teraps  que  l'indemnitö  de  guerre. 

Article   IX. 

Sans  toucher  au  principe  des  immunites  et  Privileges  dont  les  Hellenes 
jouissaient  avant  la  guerre  sur  le  meme  pied  que  les  nationaux  des  autres 
Etats,  des  arrangements  speciaux  seront  conclus  entre  la  Grece  et  la  Turquie 
en  vue  de  prevenir  Tabus  des  immunites  Consulaires,  d'empecher  les  entraves 
au  cours  regulier  de  la  justice,  d'assurer  l'execution  des  sentences  rendues  et 
de  sauvegarder  les  interets  des  sujets  Ottomans  et  etrangers  dans  leurs 
differends  avec  les  sujets  Hellenes,  y  compris  les  cas  de  faillite.  ||  Jusqu'ä  la 
conclusion  et  ä  la  mise  en  vigueur  de  la  Convention  prevue  par  rArticle  V 
(§  h)  des  Preliminaires  de  Paix,  les  Consuls  Hellenes  en  Turquie  et  les  Con- 
suls  Ottomans  en  Grece,  exerceront  leurs  fonctions  administratives  sur  les 
memes  bases  qu'avant  la  guerre.  ||  Quant  aux  affaires  judiciaires  entre  sujets 
Hellenes  et  sujets  Ottomans,  Celles  qui  ont  ete  portees  par-devant  le  Tribunal 
ä  une  date  anterieure  ä  la  declaration  de  guerre  continueront  ä  etre  traitees 
en  Turquie  conformement  au  regime  en  vigueur  avant  la  guerre;  les  affaires 
qui  auront  surgi  posterieurement  k  la  declaration  de  guerre  seront  traitees, 
conformement  aux  principes  du  droit  Europeen,  sur  la  base  de  la  Convention 
Turco-Serbe  du  26  Fevrier,  (9  Mars)   1896. 

Article  X. 

Les  stipulations  de  la  Convention   du   24  Mai,    1881,   pour  la  cession  de 

la  Thessalie  k  la  Grece  sont  maintenues,  sauf  Celles  qui  sont  modifiees  par  le 

present    acte.  ||  La    Sublime    Porte    se    reserve    de    saisir   de  ses  propositions 

pour    le    reglement    des    questions    decoulant    de   la  dite  Convention  les  Puis- 

sances  qui  en  sont  Signataires  et  dont  les  decisions  doivent  etre  acceptees  par 

la  Grece. 

Article  XI. 

Les  deux  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  conclure,  dans  un 
delai  de  trois  mois  ä  partir  de  la  ratification  du  present  Traite,  les  arrange- 
ments suivants: —  ||  (a.)  Une  Convention  reglant  les  questions  de  nationalite 
confestees  sur  les  bases  du  projet  negocie  en  1876,  entre  la  Grece  et  la 
Turquie ;  ||  (6.)  Une  Convention  Consulaire  dans  les  conditions  prevues  au 
Premier  paragraphe  de  l'Article  IX  (Article  III  des  Preliminaires  de  Paix);|| 
(c.)  Un  Traite  d'Extradition  pour  la  reraise  reciproque  des  criminels  de  droit 
commun;  et  ||  (d.)  Une  Convention  pour  la  repression  du  brigandage  sur  les 
fronticres  commune?.  ||  Les  deux  Parties  se  reservcnt  de  conclure  ulterieure- 
ment  un  Traite  de  Commerce  et  de  Navigation,  (|  En  attendant  la  conclusion 
de  ce  dernier  Traite,  la  liberte  de  commerce  et  de  navigation  est  retablie 
d'une  maniere  reciproque. 
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Nr.  11944.  Article  XII. 

Griechen-  Les  relations  postales  entre  l'Empire    Ottoman    et  la  Grece,    qui    avaient 

land.  ^jß  interrompues  depuis  quelques  annees,  seront  retablies,  conformement  aux 
'  accords  generaux  qui  reglent  la  matiere,  aussitot  que  les  Administrations 
Postales  des  deux  pays  auront  conclu  uiie  Convention  speciale  ä  ce  sujet.  ||  En 
attendant,  les  deux  Administrations  Postales  pourront  echanger  directement, 
dans  les  localites  qu'elles  designeront  comme  sieges  d'echange,  leurs  valises  et 
colis  dünient  scelles  et  expedies  par  voie  de  terre  ou  de  raer  ä  destination 
des  deux  pays  ou  pour  le  trausit. 

Article   XIII. 

Les  Administrations  des  Telegraphes  des  deux  pays  devront  prendre  les 
raesures  necessaires  pour  retablir  les  Communications  eutre  leurs  rescaux 
respectifs  et  pour  entretenir  convenablemeut  leurs  lignes  telegraphiques  de 
maniere  h  imprimer  uu  cours  ininterrompu  et  rapide  aux  echanges  des 
depeches. 

Article  XIV. 

En  vue  d'assurer  le  maintien  des  rapports  de  bon  voisinage  entre  les 
deux  Etats,  les  Gouvernements  de  la  Grece  et  de  la  Turquie  s'engagent  ä  ne 
pas  tolerer  sur  leurs  territoires  des  agissements  de  nature  ä  troubler  la  securite 
et  l'ordre  dans  l'fetat  voisin. 

Article  XV. 

En  cas  de  divergences  dans  le  cours  des  negociations  entre  la  Grece  et 
la  Turquie,  les  points  contestes  pourront  etre  soumis,  par  l'une  ou  l'autre  des 
Parties  interessees,  ä  l'arbitrage  des  Representants  des  Grandes  Puissances  ä 
Constantinople,  dont  les  decisions  seront  obligatoires  pour  les  deux  Gou- 
vernements. II  Cet  arbitrage  pourra  s'exercer  collectivement  ou  par  designatiou 
speciale  des  Interesses  et  soit  directement,  soit  par  l'entremise  de  Delegues 
speciaux.  \\  En  cas  de  partage  egal  des  voix,  les  Arbitres  choisiront  un 
Surarbitre. 

Article  XVI. 

Les  ratifications  du  preseut  Traite  D^finitif  de  Paix  par  Sa  Majeste  le 
Roi  des  Hellenes  et  par  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan  seront  echangees  a 
Constantinople  dans  le  delai  de  quinze  jours  ä  partir  d'aujourd'hui  ou  plus 
tot  si  faire  se  peut. 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  lespectifs  l'ont  signe  et  y  ont  apposc 
le  sceau  de  leurs  armes. 

Fait  en  double  ä  Coustg,utinople  le  22  Novembre  (4  Decembre),  1897. 

(L.S.)  Mavrocordato. 

(L.S.)  Stephan  OS. 

(L.S.)  Tevfik. 

(L.S.)  Hassan   Fehmy. 
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Protocole  (A).  Nr.  11944. 

Gleichlautend  mit  Nr.  11941.  Türkei  und 

Griechen- 
land. 

Protocole   (B).  4.  ü^z.  isqt. 

Le  Traite  de  Commerce  et  de  Navigation  prevu  par  l'Article  XI  du  Traitö 
Defiuitif  de  Paix  (Articlc  VIT  des  Pr^liminaires)  devra  etre  conclu  dans  Ic 
delai  de  deux  ans  k  partir  de  rechange  des  ratifications  du  dit  Traite  de  Paix. 
Pendant  ce  delai,  le  regime  en  vigueur  avant  la  guerre  relatif  aux  Tarifs 
Douaniers,  au  cabotage,  et  h  la  peche  des  eponges  est  maintenu  sur  la  base 
de  la  reciprocite. 

Si  toutefois,  jusqu'ä  l'expiratiou  du  delai  susvise  de  deux  ans,  le  Traite 
de  Commerce  et  de  Navigation  n'est  pas  conclu  et  ratifie,  les  deux  Parties 
reviendront  au  regime  etabli  par  l'Article  XI  du  Traite  de  Paix  (Article  VIT 
des  Preliminaires). 

11  est  entendu  que  dans  le  cas  oü  le  nouveau  Trait6  de  Commerce  et  de 
Navigation  6tant  conclu  et  ratifie  dans  le  dit  delai,  ne  pourrait  pas,  par  suite 
de  motifs  independants  de  la  volonte  des  deux  Hautes  Parties  Contractautes, 
etre  mis  en  application,  le  regime  susindique  en  vigueur  avant  la  guerre  sera 
maintenu  toujours  sur  la  base  de  la  reciprocite  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du 
nouveau  Traite. 

(Signe)  Mavrocordato. 

Stephanos. 
Tevfik. 
Hassan  Fehmy. 
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Nr.  11945.  DEUTSCHES  reich.  —  Bericht  des  Kaiserlichen 
Generalkonsuls  zu  Apia  über  die  politischen  Er- 
eignisse in  Samoa  von  Erlafs  der  Entscheidung  in 
der  Königs  wähl  bis  zur  Errichtung  der  provisori- 
schen Regierung   (31.  Dezember  1898  bis  4.  Januar 

189  9.) 

Apia,  23.  Januar  1899. 

Nr.  11945.  Die   Streitigkeiten    anläfslich   der  Königswahl   hatten   allmählich   eine  Be- 

Reidi'^^  deutung  gewonnen,  die  über  das  Interesse,  das  einer  reinen  Eingeborenen- 
23..Jan.i899.  angelegenheit  geschenkt  zu  werden  pflegt,  hinausgewachsen  war.  ||  Je  mehr  die 
Verhandlungen  vor  dem  Oberrichter  sich  ihrem  Ende  näherten,  umsomohr 
wurde  die  Überzeugung  gefestigt,  dafs  die  Entscheidung  zu  Gunsten  Taiius 
fallen  würde.  Trotzdem  erregte  es  ziemlich  allgemeine  Verwunderung,  als 
der  Oberrichter  am  Vormittag  des  31.  Dezember  seinen  Schiedsspruch  dahin 
abgab,  dafs  Tanu  deshalb  König  von  Samoa  sei,  weil  der  einzige  Gegenkandidat 
Mataafa  nach  den  Verhandlungen  der  Berliner  Konferenz  die  Wählbarkeit  zum 
König  von  Samoa  nicht  besitze.  Denn  erst  am  5.  Oktober  hatte  der  Ober- 
richter in  einer  schriftlichen,  allgemein  bekannt  gewordenen  Erklärung  geäufsert, 
dafs  kein  Grund  vorliegen  würde,  Mataafa  den  Platz  des  Königs  vorzuenthalten, 
falls  derselbe  rechtsgültig  zum  König  gewählt  sein  würde.  |]  Angesichts  dieses 
Vorgangs  rief  die  Feststellung  der  Entscheidung,  dafs  Mataafa  unwürdig  sei, 
den  samoanischen  Königssitz  einzunehmen,  bei  seinen  Anhängern  besondere 
Erbitterung  hervor.  ||  Nach  der  Verkündigung  der  Entscheidung  fand  eine 
Beratung  der  Konsuln,  der  Kommandanten  und  des  Präsidenten  im  deutschen 
Konsulat  statt.  Der  Kommandant  des  englischen  Kriegsschiffes  Sturdee  legte 
ein  Schreiben  vor,  worin  er  die  Konsuln  um  Erlafs  einer  Proklamation  zu 
Gunsten  Tanus  und  einer  Aufforderung  an  die  in  der  Municipalität  und  Nach- 
barschaft versammelten  Krieger  zur  Rückkehr  in  ihre  Heimat  ersuchte  und  im 
Fall  der  Ablehnung  seines  Antrags  die  Verantwortung  für  den  Verlust  von 
Leben  Weifser  ablehnte.  Nachdem  der  englische  Konsul  Maxse  den  xlntiag 
des  Kapitäns  Sturdee  zu  dem  seinigen  gemacht  hatte,  gab  ich  die  Erklärung 
ab,  dafs  ich  mich  zu  dem  Erlafs  der  vorgeschlagenen  Proklamation  ablehnend 
stellen  müsse,  weil  eine  Verpflichtung  für  mich,  an  einem  solchen  Schritt  teil- 
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ziinelimcii,   in    der    Berliner    Generalaktc    (Artikel   3   Absclinitt  6)    niclit    aus-  Nr-  nws. 
gesi)rochcii    sei    und    ich   keine  Veranlassung  hätte,   in   diesem  Fall,   wo    eine      Kei'cir'' 
nach    meiner   Ansicht    ungerechtfertigte   Entscheidung    erlassen    sei,    über    dassa.Jan.iw. 
Mals  des  ausdrücklich  Vorgeschriebeneu  hinauszugehen.  ||  Was  die  Aufforderung 
an  die    Samoaner,   sich   in   ihre   Heimatsbezirke   zurückzubegeben,  "anlangt,   so 
wurde    beschlossen,    dal's    die    Konsuln    mündlich    oder    schriftlich    Häuptlinge 
beider   Parteien    ersuchen    sollten,    ihre   Mannschaften    zur   Heimkehr    zu   ver- 
anlassen.    Nach  dieser  Richtung  konnte  wegen  des  raschen  Ganges  der  folgen- 
den Ereignisse  erfolgreich  nicht  mehr  gewirkt  werden. 

Bei  Besprechung  etwaiger  militärischer  Mafsnahmen  äufserten  Konsul 
Maxse  und  Kapitän  Sturdee,  trotzdem  die  beiden  hier  befindlichen  Kriegsschiffe 
zusammen  nur  etwa  100  Mann  landen  können,  die  Absicht,  das  Vordringen 
der  Mataafa-Leute  in  dem  von  ihren  Gegnern  besetzten  städtischen  Teil  der 
Municipalität  mit  Gewalt  abzuwehren  und  die  Partei  des  Tanu  durch  thätigen 
Beistand  zu  schützen,  Korvetten- Kapitän  Schönfelder  und  ich  äufserten  die 
Ansicht,  dafs  durch  Vermeidung  jeder  thätigen  Anteilnahme  des  Militärs  an 
einem  Kampfe  zwischen  Samoauern  dem  Interesse  der  Weifsen  am  besten 
gedient  werde.  Das  Erscheinen  weifser  Truppen  auf  dem  Kampfplatz  sei  zu 
sehr  geeignet,  die  Samoaner  zu  erregen  und  sie  zu  Angriffen  auf  Leben  und 
Eigentum  der  Fremden  zu  reizen.  Von  deutscher  Seite  würden  daher  nur 
solche  militärische  Schritte  gethan  werden,  die  durch  die  Rücksicht  auf  den 
Schutz  von  Leben  und  Eigentum  der  Weifsen  bedingt  seien.  Nach  den  Wohn- 
sitzen der  Engländer  einer-,  der  Deutschen  andererseits  ergab  sich  als  Bereich 
für  Schutzerteilung  seitens  der  deutschen  Marine  der  westliche  Teil  der  Stadt.  || 
Die  Mafsr.ahmen,  die  der  Kommandant  S.  M.  S.  „Falke"  vorsah,  beschränkten 
sich  darauf,  dafs  auf  ein  bestimmtes  Signal  vom  Kojisulat  eine  Abteilung  von 
zwei  Offizieren  und  25  Mann,  unterstützt  durch  den  mit  dem  Maschinengewebr 
bewaffneten  Kutter,  in  der  Nähe  der  deutschen  Schule  eine  Verteidigungs- 
stellung aufnehmen  sollte.  Weifse,  die  sich  in  den  Schutz  der  Landungs- 
abteilung begäben,  sollten  aufgenommen  und  nach  Ermessen  des  kommandierenden 
Offiziers  an  Bord  gesandt  werden.  Jeder  Weifse,  der  in  irgend  einem  Boote 
längsseits  S.  M.  S.  „Falke"  käme,  finde  Aufnahme.  ||  Den  Deutschen  war  die 
Schule  als  Sammelplatz,  falls  jemand  sich  in  seiner  Behausung  unsicher  fühlte, 
bezeichnet.  ||  Die  Mataafapartei  hatte  den  ungünstigen  Ausgang  des  Verfahrens 
vorausgesehen  und  die  Entscheidung  in  geschlossener  Zahl  abgewartet.  Ein 
am  31.  Dezember  Nachmittags  etwa  3  Uhr  aufkommendes  Gerücht,  am  Vaia- 
berg  (Süden  der  Stadt)  seien  Schüsse  gefallen,  gab  dann,  wie  es  heilst,  den  in 
Muliuuu  angesammelten  Mataafaleuten  das  Signal,  sich  in  Bewegung  zu  setzen. 
Starke  Abteilungen  rückten  von  Mulinuu  landeinwärts  und  nahmen  ausgedehnte 
Stellungen  gegen  die  Tanuleute  von  der  Hauptstrafse  bis  zum  Vaiaberg  ein. 
Um  4  Uhr  setzte  eine  in  zahlreichen  Booten  eingeschiffte  starke  Abteilung  von 
Mataafaleuten  über  den  Hafen  und  landete  in  den  östlich  der  Municipalität 
belegenen  Dörfern   Mootaa    und   Matafagatele.      Bei  Einbruch   der   Dunkelheit 
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Nr.  11945.  war  bei  der  grofsen  Überzahl  der  Mataafaleute  die  Municipalität  von  allen 
^Kek'i!'^^  Seiten  eingeschlossen.  Die  Zalil  der  Mataafakrieger  belief  sich  auf  rund 
23.jan.  1899,  5000  bis  6000  Mauu,  während  die  Tanuleute,  deren  Zahl  nach  später  erfolgter 
Übergabe  genau  festgestellt  wurde,  über  etwa  1100  Streiter  verfügten.  ||  Der 
englische  Kriegsschiffs-Kommandant  entsandte  eine  Abteilung  von  24  Mann 
unter  einem  Offizier  zu  der  Wohnung  des  Oberrichters,  Nach  Lage  der 
Örtliclikeit  wäre  diese  Wache  beim  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  mitten  in 
den  Kampf  der  Eingeborenen  hineingezogen.  Sie  verliefs  am  Vormittag  des 
1.  Januar  unter  Einziehung  der  Flaggen  den  Platz,  nachdem  der  Oberrichter 
sich  zuvor  nach  Apia  begeben  hatte.  Auch  in  das  englische  Konsulat  wurde 
bereits  am  31.  Dezember  eine  militärische  Wache  gelegt,  — 

Am  1.  Januar  bei  Tagesanbruch  waren  gegenüber  dem  Stande  vom  Tage 
vorher  die  Vorposten  der  Mataafaleute  überall  im  Vorgehen  begriffen,  die 
Malietoastreiter  zogen  sich  immer  mehr  auf  denjenigen  Teil  der  Municipalität, 
der  sich  mit  der  eigentlichen  Ortschaft  Apia  deckt,  zurück.  Man  lag  sich 
gegenüber,  ohne  zu  entscheidenden  Schritten  überzugehen.  ||  Im  sogenannten 
englischen  Viertel  hatte  man  das  Grundstück  der  Londoner  Mission  als  Zufluchts- 
ort für  schutzbedürftige  WeiTse  bestimmt  und  eine  starke  Abteilung  englischer 
Matrosen  dorthin  gelegt.  ||  Die  abwartende  Haltung  der  sich  auf  kurze 
Entfernungen  gegenüberliegenden  Abteilungen  der  beiden  Parteien  dauerte 
bis  nachmittags  4  Uhr,  als  die  auf  der  Malietoaseite  stehenden  Leute 
von  Iva  (Savaii),  etwa  150  an  der  Zahl,  ohne  einen  Schufs  abgefeuert 
zu  haben,  auf  die  Mataafaseite  übergingen.  Dieser  Vorgang  veranlafste 
einen  Teil  der  Malietoaleute,  der  sich  auf  der  Hauptstrafse  am  rechten  Ufer 
des  Mulivaiflüfschens  verschanzt  und  das  Vorgehen  der  Mataafaleute  auf- 
gehalten hatte,  ihre  Stellung  aufzugeben.  Hierdurch  entstand  eine  Öffnung  in 
der  Westseite  der  Malietoaleute,  durch  welche  die  Mataafaleute  in  übergrofser 
Anzahl  nach  Apia  eindrangen.  Viele  Ansiedler  gaben  sich  schon  der  Hoffnung 
hin,  dafs  eine  allgemeine  Übergabe  der  Malietoaleute  erfolgen  und  den  Unruhen 
ein  Ende  machen  würde.  An  verschiedenen  Stellen  hatten  sich  Anhänger  der 
beiden  Parteien  schon  die  Hände  zur  Versöhnung  (sootaga)  gereicht.  \\  Wie 
viele  Weifse,  machte  auch  ich  mich  auf,  Zeuge  dieser  Scenen  zu  sein.  Ich 
liefs  mein  Pferd  satteln  und  ritt  zunächst  auf  der  Hauptstrafse  entlang  zum 
Tivolihotel  im  eigentlichen  Stadtteil  Apia  (Ostbezirk),  hin  und  wieder  hatte 
ich  Haufen  von  Mataafaleuten  zu  durchqueren,  was  ich  ohne  mit  ihnen  zu 
sprechen  that.  Vor  dem  Tivolihotel  traf  ich  —  etwa  um  4  Uhr  nachmittags 
—  den  englischen  Konsul  und  den  englischen  Kommandanten,  beide  zu  Fufs. 
In  der  Nähe  derselben  hielt  zu  Pferde  der  Leutnant  zur  See  Frielinghaus  von 
S.  M.  S.  „Falke".  Nach  kurzer  Unterhaltung  mit  Kapitän  Sturdee  ritt  ich 
mit  Herrn  Frielinghaus  zurück  und  westlich  etwa  1  km  jenseits  des  Konsulats 
nach  dem  Stadtteil  Songi,  wo  wir  uns  mit  dem  deutschen  Arzt  vor  dessen 
Haus  einige  Minuten  unterhielten.  Von  dort  ritt  ich  nach  Hause.  Etwa  auf 
lialbem  Wege  hörte  ich  fern  in  der  Gegend  des  eigentlichen  Apia  (Ostbezirk) 


Die  Vorgänge  auf  Samoa   Anfang  1899.  267 

den  ersten  Scliufs  fallen.  Ich  begab  mich  nacli  dem  Konsulat  und  bin  an  Nr.  11945. 
jenem  Tage  nicht  wieder  in  dem  eben  erwähnten  Ostbezirk  —  Apia  —  gewesen.  ^i{*fj!^j|'^'' 
Zwischen  meinen  Abritt  vom  Tivolihotel  und  dem  ersten  Schufs  lag  ein  Zeit- 23.  Jan.  1899. 
räum  von  20  Minuten.  ||  Oberrichter  Chambers  hat  in  seinem  amtlichen  tele- 
graphischen Bericht  vom  11.  Januar  gemeldet,  ich  sei  um  4  Uhr  30  Minuten 
nachmittags  an  der  Spitze  einer  Truppe  von  mehreren  hunderten  Mataafa- 
leuten  geritten,  als  diese  einen  Angriff  auf  das  Tivolihotel  machten,  wohin 
sich  etwa  eine  halbe  Stunde  zuvor  Malietoa  (Tanu)  geflüchtet  hätte.  Diese 
Angabe  entspricht,  wie  das  Vorstehende  beweist,  nicht  dem  wirklichen  Sach- 
verhalt. II  Der  eben  erwähnte  und  ein  zweiter  Schul's,  welche  beide  von  zwei 
namentlich  bekannten  Malietoaleuten  abgefeuert  sind ,  gaben  das  Signal  zu 
einem  Strafsenkampf  in  Apia  und  zum  allgemeinen  Vordringen  der  im  Kreise 
um  Apia  aufgestellten  Streitkräfte  der  Mataafaleute.  ||  Abends  etwa  11  Uhr 
hielt  die  Tanupartei  eine  Fortsetzung  des  Kampfes  am  folgenden  Morgen  für 
aussichtslos,  brachte  ihre  Boote  zu  Wasser  und  flüchtete  sich  längsseits  des 
englischen  Kriegsschiffes  „Porpoise";  einige  angesehene  Häuptlinge,  darunter 
Tanu  und  Tamasese,  wurden  an  Bord  aufgenommen,  ||  Etwa  fünfzig  Häuptlinge 
fanden  in  der  englischen  Mission  Zuflucht. 

Am  frühen  Morgen  des  2.  Januar  erkannten  die  Mataafaleute,  dafs  sie 
vollständig  Herren  der  Situation  waren,  sämtliche  Abteilungen,  die  die  Stadt 
umzingelt  hatten,  vereinigten  sich  jetzt.  Tausende  von  Kriegern  ihrer  Partei 
wogten  durch  die  Hauptstrafse ,  um  nach  samoanischem  Kriegsgebrauch  mit 
Plünderung  der  Häuser  der  Gegner  zu  beginnen.  |1  Trotz  der  grofsen  Anzahl 
der  Sieger  sind  Beschädigungen  des  Eigentums  der  Weifsen  nur  in  vereinzelten 
Fällen  vorgekommen.  Auch  in  diesen  konkurriert  fast  ausnahmslos  eigene 
Unvorsichtigkeit  der  Geschädigten,  die  Sachen  von  Anhängern  der  Tanupartei 
in  Verwahrung  genommen  hatten.  ||  Wie  für  ihr  Eigentum  waren  die  Fremden 
auch  für  ihr  Leben  nur  geringer  Gefahr  ausgesetzt  gewesen.  Die  Samoaner 
erwiesen  sich,  wie  bei  frühern  Kriegen,  als  unerfahrene  Schützen,  die  in  der 
Mehrzahl  blindlings  drauf  los  und  zu  hoch  schössen.  Auf  diese  Weise  sind 
jedoch  allerdings  zahlreiche  Kugeln  in  die  Häuser  der  Fremden  eingedrungen. 
Auch  im  Konsulat  wurden  die  beiden  Doppelwände  meines  Schlafzimmers  von 
einer  Kugel  durchbohrt,  die  beim  Aufschlagen  auf  die  dritte  Wand  ihre  Kraft 
verlor  und  niederfiel.  ||  Die  Feststellung  der  Toten  und  Verwundeten,  die  bei 
der  bekannten  Verschwiegenheit  der  Samoaner  in  diesem  Punkte  sehr  schwierig 
war,  hat  annähernd  zuverlässig  ergeben: 

auf  der  Mataafaseite  13  Tote,  14  Verwundete, 
„      „    Malietoaseite   4      „        8  „ 

Die  in  den  Schutz  I.  M.  S.  „Porpoise"  geflüchteten  Tanuleute  waren  von 
abends  11  Uhr  ab  in  ihren  Booten,  dicht  gedrängt,  angemessener  Bewegung  niclit 
fähig,  von  häufigen  heftigen  Regengüssen  erkältet,  in  einer  sehr  bedauernswerten 
Lage.  II  Bei  einer  am  2.  Januar  im  Hafen  aufgekommenen  schweren  See  waren 
die  Tanuleute  aus  ihren  Booten  auf  das  englische  Kriegsschiff  „Porpoise"  und, 


268  Die  Vorgänge  auf  Samoa  Anfang  1899. 

Nr.  11945.  da  der  Raum  dort  nicht  ausreichte,  auf  S.  M.  S.  „Falke"  aufgenommen.  ||  Präsi- 
Kelch  ^  ^^"^  Raffel  schlofs  die  Verhandlungen  zwischen  den  beiden  Kriegsschiffs-Kom- 
23.Jan.  1899.  mandanten  und  der  Mataafapartei  noch  am  Nachmittag  des  2.  JanuE^r  ab.  Die 
Bedingungen,  die  in  einem  Schreiben  von  fünf  Häuptlingen  der  Mataafapartei 
vom  2.  Januar  enthalten  sind,  besagen  im  wesentlichen:  ||  a)  Die  auf  den  Kriegs- 
schiffen und  in  der  Londoner  Mission  befindlichen  Anhänger  der  Tanupartei 
ergeben  sich  der  siegreichen  Partei  unter  der  Bedingung,  dafs  ihr  Leben  ge- 
schont und  ihnen  körperliches  Leid  nicht  zugefügt  wird:  ||  b)  Die  Feuerwaffen 
und  Munition  der  Flüchtlinge  werden  von  den  Kriegsschiffen  zurückgehalten 
bis  zur  Verfügung  der  beiden  betreffenden  Regierungen. 

Betreffs  der  Auslieferung  von  Tanu  und  Tamasese,  die  von  der  Mataafa- 
partei dringend  gewünscht  wurde,  fand  am  3.  Januar  eine  Verhandlung  zwischen 
jenen  und  drei  Häuptlingen  der  Mataafapartei  unter  Anwesenheit  des  Präsi- 
denten Dr.  Raffel  statt.  Der  englisclie  Konsul  und  Kommandant  hatten  vorher 
erklärt,  dafs  Tanu  und  Tamasese  unter  den  besonderen  Schutz  der  britischen 
Flagge  derart  gestellt  seien,  dafs  sie  nur  im  Fall  ihres  freien,  völlig  unbeein- 
fiufsten  Willens  von  Bord  der  „Porpoise"  gelassen  werden  könnten.  Beide 
antworteten,  dafs  sie  an  Bord  des  Kriegsschiffs  zu  verbleiben  gedächten;  auch 
als  am  3.  Januar  die  Häuptlinge  der  ausgelieferten  Tanuleute,  die  inzwischen 
nach  Mulinuu  überführt  waren,  an  Tanu  und  Tamasese  schrieben ,  um  sie  zur 
Vereinigung  mit  der  Mataafapartei  zu  vermögen,  lautete  die  Antwort  wieder 
ablehnend  dahin,  dafs  sie  an  Bord  des  Kriegsschiffes  verweilen  würden,  bis  die 
Entscheidung  der  Mächte  über  die  schwebende  Streitigkeit  erfolgt  sei.  Der 
Kommandant  L  M,  S.  „Porpoise"  benachrichtigte  bei  der  Übersendung  der 
Antwort  den  Präsidenten,  dafs  er  Tanu  und  Tamasese  bis  zu  weiterer  Be- 
stimmung der  englischen  Regierung  an  Bord  behalten  werde  und  dabei  die 
Garantie  übernähme,  dafs  sie  sich  in  die  Politik  Samoas  nicht  einmischen 
würden.  ||  Mit  Rücksicht  auf  die  Ereignisse  der  letzten  Tage  erschien  es  er- 
forderlich, die  Verhältnisse  in  Samoa  vorläufig  bis  zum  Eintreffen  von  Instruk- 
tionen der  Vertragsregierungen  zu  regeln.  Die  Konsuln  beschlossen  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Präsidenten  Dr.  Raffel,  die  anliegende  Proklamation  zu 
erlassen,  durch  welche  die  Mataafapartei  als  provisorische  Regierung  mit  dem 
Präsidenten  als  erstem  Vollziehungsbeamten  an  der  Spitze  anerkannt  wurde, 
Präsident  Raffel  hatte  sich  in  den  unruhigen  Tagen  durch  seine  Thätigkeit  die 
allgemeine  Anerkennung  erworben.  Die  hier  erscheinende  englische  Zeitung 
bemerkt  hierüber  unterm  7.  Januar: 

„Dr.  Raffel  verwendete  sich  dafür,  von  der  Mataafapartei  für  die 
Besiegten  menschliche  Bedingungen  zu  erwirken.  Bei  dieser  Gelegenheit 
und  sonst  waren  Dr.  Raffeis  gute  Dienste  höchst  wertvoll,  und  er  verdient 
das  höchste  Lob  für  seine  humanen  und  versöhnlichen  Bemühungen  als  Ver- 
mittler." 

In  demselben  Sinne  bewegten  sich  die  Danke^äufserungen  des  englischen 
Konsuls  und  des  englischen  Kapitäns.  —  So  kam  es,  dafs  die  Einsetzung  der 
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provisorischen  Regierung  mit  Kaffel  an  der  Spitze  sclion  am  3.  Januar  bc-  Nr.  11945. 
sclilüssene  Sache  war.  ||  Es  erübrigt  nocli,  über  das  Verhalten  der  beider-  ^ij";*!!!,""^ 
seitigen  Kriegsschiflfe  ein  Wort  zu  sagen.  ||  Von  dem  englischen  Kommandanten -3.  Jau.isyj. 
wurde  bereits  am  31.  Dezember  eine  Abteilung  Matrosen  in  das  englische 
Konsulat  gelegt.  Bis  auf  den  heutigen  Tag,  wo  die  Ruhe  schon  seit  länger 
als  zwei  Wochen  vollkommen  wiederhergestellt  ist,  ist  noch  eine  militärische 
Wache  dort.  ||  Die  Abteilung,  die  von  der  Wohnung  des  Oberrichters  zurück- 
gezogen war,  wurde  in  die  Gebäude  der  Londoner  Mission,  die  als  Sammel- 
punkt für  schutzbedürftige  Engländer  und  Amerikaner  bezeichnet  war,  gelegt 
und  im  Laufe  der  Tage  auf  vierundvierzig  Mann  unter  einem  Offizier  verstärkt. 
Gerade  die  Mission  hatte  grossen  Reiz  für  die  Beute  machenden  Mataafaleute. 
Dorthin  waren  von  den  mit  der  Mission  verwachsenen  Häuptlingen,  die  das 
Herz  der  Tanupartei  bildeten,  Gegenstände  des  Eigenturas,  insbesondere  feine 
Matten,  in  Sicherheit  gebracht  worden.  So  fehlte  es  nicht  an  ständigen 
Beunruhigungen  der  englischen  Militärwache.  In  der  Nacht  vom  2.  zum 
3.  Januar  war  von  Mataafaleuten  in  ein  auf  Missionsgrund,  also  auf  britischem 
Eigentum  stehendes  Haus  eingedrungen,  in  dem  eine  Anzahl  Eingebornen- 
niissionare  mit  Frauen  und  Kindern  und  Familien  von  Tanuleuten  Zuflucht 
gesucht  hatten.  Die  militärische  Wache,  obwohl  nur  fünfzig  Schritte  entfernt, 
hatte  nach  Lage  der  Sache  nichts  zu  thun  vermocht.  Präsident  Raffel  wurde 
am  Morgen  des  3.  herangerufen  und  stiftete  Ordnung,  indem  er  einem  einflufs- 
rcicheu  Häuptling  der  Mataafapartei  den  Schutz  des  bedrohten  Hauses  übertrug.  i| 
Am  Abend  des  4.  begannen  die  Beunruhigungen  der  Mission  wiederum  und 
führten  dazu,  dafs  am  Morgen  des  5.  die  englische  Wache,  nachdem  der  Präsident 
die  in  der  Mission  befindlichen,  Samoanern  gehörigen  Sachen  übernommen  und 
in  den  Schutz  von  Mataafaleuten  gestellt  hatte,  eingezogen  und  an  Bord  L  M.  S. 
„Porpoise"  wiedereingeschifft  wurde.  ||  Ein  grofser  Teil  von  Engländern  und 
Amerikanern  war  während  der  unruhigen  Tage  an  Bord  eiugeschift't.  Der  Ober- 
richter, der,  abgesehen  von  seinem  ältesten  Sohn,  seine  Familie  nach  Auckland 
gesandt  hat,  und  der  Advokat  Gurr,  einer  der  beiden  Vertreter  Tanus  in  dem 
die  Königswahl  betreffenden  Prozefs,  halten  sich  seit  Ausbruch  des  Krieges  an 
Bord  L  M.  S.  „Porpoise"  auf.  ||  Von  S.  M.  S.  „Falke"  sind  Truppen  nicht  gelandet 
worden.  In  der  Nacht  vom  31.  Dezember  zum  1.  Januar  haben  einige  deutsche 
Frauen  und  Kinder  auf  dem  Kriegsschiff  verweilt.  ||  Eine  Eigentümlichkeit  der 
jetzt  beendeten  Unruhen  ist,  im  Unterschied  von  frühern  Vorgängen  gleicher  Art, 
ihre  kurze  Dauer.  So  haben  die  gewöhnlichen  Begleiterscheinungen  samoanischer 
Wirren:  die  Unsicherheit  des  Eigentums  der  Weiisen,  die  Beraubung  der  fremden 
PHanzungen,  gefehlt.  ||  Mataafa  hat  an  den  Kämpfen  nicht  teilgenommen,  und 
auch  von  englischer  Seite  wird  in  einer  in  der  hiesigen  Zeitung  veröffentlichten 
Zuschrift  besonders  anerkannt,  dafs  er  für  den  Krieg  nicht  verantwortlich  und 
bis  zuletzt  bemüht  gewesen  sei,  denselben  zu  verhindern. 

(gez.)  Rose. 
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Nr.  ii9i5.  Anlage  zu  No.  I.     Übersetzung. 

Deutsches  T)  ,.  ^  u  i  „  .„  „  4. ;  „  „ 

rroklamation. 

Keicn. 

23.  Jan.  1899.  lufolge  der  Ereignisse  der  letzten  Tage  und  der  dringenden  Notwendigkeit, 

eine  starke  provisorische  Regierung  für  Samoa  zu  errichten,  erklären  wir,  die 
unterzeichneten  konsularischen  Vertreter  der  drei  Vertragsregierungen,  Avas 
folgt:  11  1.  Die  Mataafapartei,  vertreten  durch  den  Oberhäuptling  Mataafa  und 
die  nachstehenden  dreizehn  Häuptlinge,  Lemaua,  Moefaauo,  Lauaki,  Toelupo, 
Molioo,  Fue,  Laufa,  Autagavaia,  Asiata,  Leiataua,  Tufuga,  Leiato,  Suatele, 
welche  letzthin  im  Namen  der  besagten  Partei  auftraten  und  welche  gegen- 
wärtig im  thatsächlichen  (de  facto)  Besitz  der  saraoanischen  Regierung  sind, 
werden  anerkannt  als  provisorische  Regierung  von  Samoa  bis  zum  Eingang 
von  Instruktionen  der  drei  Vertragsmächte.  |j  2,  Der  Präsident  soll  der  oberste 
Exekutivbeamte  der  besagten  provisorischen  Regierung  sein.  ||  3.  Diese  Pro- 
klamation soll  nicht  dahin  ausgelegt  werden,  dafs  dadurch  die  Reclite  und 
Privilegien  der  drei  Vertragsmächte  in  Samoa,  sei  es  einer  jeden  einzelnen 
derselben,  oder  in  ihrer  Gesamtheit,  oder  ihrer  konsularischen  Vertreter,  in 
ihrem  gegenwärtigen  Bestände  abgeändert  oder  aufgehoben  würden. 

Gegeben  Apia,  den  4.  Januar  1899. 

(Unterschriften  der  drei  Konsulu.) 

Nr.    11946.     DEUTSCHES    REICH.     —     Bericht    des    Kaiserlichen 

Generalkonsuls     zu     Apia    über    die    Vorgänge    vom 

4.  bis  9.  Januar  1899. 

Apia,  24.  Januar  1899. 

Nr.  11016.  Die  provisorische  Regierung  liefs  es  sich  angelegen  sein,  die  Ordnung  bald- 

ueutsciies  tliuulichst  wiederherzustellen.  In  einer  Bekanntmachung  vom  6.  Januar,  namens 
■1.  .Jan.  1899.  der  Häuptlinge,  die  die  Regierung  vertreten,  wurde  vor  Fortsetzung  des  Plün- 
derns  und  Stehlens,  insbesondere  vor  allen  Ausschreitungen  gegen  das  Eigentum 
der  Weifsen  gewarnt.  Am  gleichen  Tage  machte  Präsident  Raffel  öffentlicli 
bekannt,  dafs  die  provisorische  Regierung  Schritte  gethan  hätte,  um  Frieden 
und  Ordnung  in  Samoa  wiederherzustellen,  und  erbat  hiefür  die  Unterstützung 
aller  Einwohner.  Rasch  wurde  das  Ziel  erreicht.  Die  grofsen  Massen  der 
Krieger  der  Mataafapartei  wurden  in  ihre  Heimat  zurückgesandt.  Den  Trupps, 
die  sich  Beute  machend  umhertrieben,  wurde  entgegengetreten,  Wachen  wurden 
an  vielen  Stellen  ausgesetzt,  um  Ausschreitungen  zu  steuern.  ||  Sorge  ver- 
ursachte der  provisorischen  Regierung  die  Bestimmung  des  Schicksals  der 
kriegsgefangenen  Tanuanhänger.  ||  In  einem  Brief,  den  der  Oberrichter  am 
4.  Januar  von  Bord  des  englischen  Kriegsschiffs  an  den  kriegsgefangenen 
Dolmetscher  des  Obergerichts  Auanae,  einen  der  einflufsreichsten  Anhänger 
der  Tanupartei,  geschrieben  hatte,  war  die  Ansicht  ausgesprochen,  dafs  seine 
Entscheidung,  betreffend  die  Königswahl,  von  den  drei  Vertragsmächten  auf- 
recht erhalten  werden  würde.  Unter  diesen  Umständen  erschien  es  der  provi- 
sorischen Regierung  als  ein  Gebot  der  Selbsterhaltung,  die  Leute  der  Vaimauga 
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(des  Bezirks  um  Apia),  die  durch  ihre  nahen  Beziehungen   zu  verschiedenen  Nr.  iio46. 
Fremden  Umtriebe  gegen  die  neue  Einrichtung  angezettelt    liätten,   von    der     ßgfjj,"^'" 
Rüekkelir  in  ihre  Wohnsitze  abzuhalten.    Einige  sechzig  kriegsgcfangene  Haupt- -24.  Jan. iso'j 
linge  sind  nach  Tutuila  verscliickt,   die  gemeinen  Leute  der   Vaimauga  nacli 
den  Inseln  Manono  und  Apolima.    Allen  übrigen  Kriegsgefangenen  ist  die  Rück- 
kelir   in   ihre  Heimat  gegen   die  Veri)fliclitung,  ein  Lösegeld  von  zwei  Dollar 
für  den  Kopf  zu  erlegen,  gestattet.  ||  Am  5.  Januar  liefs  Herr  Chambers  einen 
Anschlag  an  die  Thür  des  Obergerichts   heften,    wonach:   „auf  Anordnung  des 
Oberrichters   Chambers   die   Thätigkeit   des    Obergerichts   bis   auf  weitere  Be- 
stimmung vertagt  sei." 

Dem  gegenüber  vertrat  Dr.  Raffel  den  Standpunkt,  dafs  eine  Wahrnehmung 
des  Oberrichterpostens  durch  Mr.  Chambers  für  die  Dauer  des  Bestehens  der 
entgegen  der  Entscheidung  vom  31.  Dezember  v.  J.  entstandenen  Regierung 
rechtlich  ausgeschlossen  sei.  Dr.  Raffel  erliefs  daraufhin  die  abschriftlich  bei- 
gefügte Bekanntmachung  vom  6.  Januar,  durch  welche  das  Obergericht  bis  auf 
weitere  x^norduung  der  provisorischen  Regierung  geschlossen  wurde.  (Anlage  1.) 
Zugleich  wurde  von  dem  Gebäude  Besitz  genommen  und  eine  Wache  von 
Kriegern  der  provisorischen  Regierung  um  dasselbe  postiert.  |]  Der  englische 
Konsul  erblickte  in  diesem  Vorgehen  der  provisorischen  Regierung  eine  Be- 
leidigung der  britischen  Flagge.  Herr  Maxse  hatte  am  22.  Dezember  v.  J. 
die  britische  Flagge  über  der  Privatwohnung  des  Oberrichters  gehifst  und 
durch  Proklamation  erklärt,  diese  Flaggenhissung  sei  das  Zeichen  dafür,  dafs 
der  Oberrichter,  seine  Familie,  seine  Privatwohnung  und  das  Obergericht  unter 
den  Schutz  der  britischen  Flagge  gestellt  seien.  Die  gehifste  Flagge  war  in- 
dessen während  der  Unruhen  am  1.  Januar  wieder  eingezogen.  ||  Am  7.  Januar, 
8^/.,  Uhr  vormittags,  erhielt  ich  die  abschriftlich  anliegenden  Schreiben  des 
Oberrichters  und  des  englischen  Konsuls,  aus  denen  ich  ersah,  dafs  Herr 
Chambers  an  diesem  Tage  mittags  eine  Sitzung  zur  Wiedereröffnung  des 
Obergerichts  abhalten  würde,  unter  Zurückweisung  etwaigen  Widerstandes 
durch  bewaffnete  Macht  des  englischen  Kriegsschiffs.  (Anlagen  2,  3,  4.)  Zu- 
gleich drohte  der  englische  Konsul  schriftlich  mit  der  Eröffnung  von  Feuer 
von  L  M.  S.  „Porpoise",  was  im  Ernstfall  eine  Brandgefalir  für  die  ganze 
Stadt  Apia  bedeutet  haben  würde.  Milder  gefafst  war  die  anliegende  Bekannt- 
machung des  englischen  Kriegsschiffs-Kommandanten.  (Anlage  5.)  Infolge  der 
Androhung  des  Herrn  Maxse  liefs  ich  unter  den  Deutschen  folgende  Bekannt- 
machung verbreiten:  „Nach  einer  amtlichen  Mitteilung  des  englischen  Konsuls 
Ernest  G.  B.  Maxse  kann  erwartet  werden,  dafs  um  11  Uhr  30  Minuten  vor- 
mittags Feuer  von  I.  M.  S.  „Porpoise"  auf  Apia  eröffnet  wird."' 

Apia,  den  7.  Januar  1899. 

Der  Kaiserliche  General-Konsul,     (gez.)  Rose." 


Kurz  nach  12  Uhr  wurden  der  amerikanische  General-Konsul  in  einem, 
der  englische  Konsul  mit  dem  Oberrichter  in  einem  anderen  Boot  von  T.  M.  S. 
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^•r.  11916.  „Porpoise"    an    Laud    gesetzt.      Aufserdem    wurden    24    bewaffnete    englische 
Deutsches   j^i^trosen   unter  Führung   eines  Offiziers   bereitgehalten,   um  jeden  Augenblick 

Keicli.  -y 

J4  jaa.1890.  an    das   Obergericht   heranzurücken,  in   dessen   Nähe  ich,    Korvetten -Kapitän 
Schöufelder  und  Dr.  Raffel  standen,  j]  Der  englische   Konsul    erklärte  Herrn 
Raffel  die  Wiedereröffnung  als  den  Zweck  seines  Kommens.    Dr.  Raffel  erwiderte 
unter  Ausführung  der  Gedanken,  die  in  seinem  an  den  englischen  Konsul  ge- 
richteten,  abschriftlich   beigefügten   Schreiben   niedergelegt   sind.     (Anlage    6.) 
Ich  schlofs  mich  Raffeis  Ausführungen  an.    Als  Raffel  erklärt  hatte,  dafs  er  den 
Schlüssel  zum  Obergerichtshause  nicht  herausgeben,   sondern  nur   der  Gewalt 
weichen  werde,  erwiderte  der  englische  Konsul,  dafs  er  Gewalt  anwenden  werde. 
Hierauf  wurde  von  dem  Gerichtsschreiber  des  Obergerichts  die  Thür  zum  Sitzungs- 
zimmer des  Obergerichts  mit  Gewalt  erbrochen.    Die  militärische  Abteilung  war 
inzwischen,  obgleich  nirgends  Bewaffnete  zu  sehen  waren,   herangezogen,   und 
zwar,  nachdem  ich  namens  meiner  Regierung  gegen  die  Anwendung  militärischer 
Malsuahmen    Verwahrung    eingelegt    hatte.  |j  Korvetten- Kapitän    Schönfelder, 
Dr.  Raffel  und    ich   gingen   fort,    während   Chambers   mit  den   beiden  andern 
Konsuln    das   Obergericht  betrat.  ||  Kurze    Zeit   darauf  fand    sich    anliegende 
Erklärung  von  Herrn  Chambers  am  Obergericht  angeheftet.     (Anlage  7.)  ||  Mit 
einer  Frist  von  drei  Stunden  war  die  Beschiefsung  der  Stadt  augedroht;  zur 
Zeit   der   Eröffnung    des    Obergerichts    waren    die    Geschütze    des    englischen 
Kriegschiffs    „Porpoise"    auf   das    Obergerichtsgebäude    gerichtet.  \\  Ich    selbst 
hatte  dem  naheliegenden  Gedanken,  den  Kommandanten  S.  M.  S.  „Falke"  um 
Gestellung   bewaffneter  Macht   zum   Schutz   des  Präsidenten  Dr.  Raffel   zu   er- 
suchen,  von  vornherein    keinen  Raum    gegeben;    denn  ich  wollte  nicht  dazu 
beitragen,    dafs    der    Fall    des    feindlichen    Gegenüberstehens    bewaffneter  Ab- 
teilungen zweier  befreundeter  Staaten  aus  so  minimer  Veranlassung  einträte.  || 
Am  7.  Januar  erhielt  ich  von  meinen  Kollegen  Proteste  gegen  die  V\^ariiung, 
die    ich   an   die   Deutschen   hierselbst   wegen   der   vom   englischen   Konsul   an- 
gedrohten Beschiefsung   gerichtet    hatte.     Ich    habe  diese    in  zwei   Schreiben, 
unter  Hinweis  auf  das   oben  angeschlossene  Schreiben   des   englischen  Konsuls 
(Anlage  3),  als  nicht  gerechtfertigt  bezeichnet,  ij  Durch  eine  zweite  Proklamation 
vom  7.  Januar  erklärte  der  Oberrichter  Chambers  unter  Zustimmung  der  beiden 
Konsuln,  dafs  die  Einrichtung  des  Obergerichts  unabhängig  sei  von  dem  Bestehen 
irgend  einer  zeitweiligen  oder  provisorischen  Regierung.  ||  Zugleich  mit  dieser 
Proklamation  erschien  eine  gemeinsame  Kundgebung  des  englischen  und  ameri- 
kanischen Konsuls,   die  Chambers   für   den   einzigen   rechtmäfsigen  Oberrichter 
erklärte,   auch  während  des  Bestehens  der  provisorischen  Regierung,  mit  der 
Begründung,   bei   der   Errichtung   der   provisorischen   Regierung   sei  von  allen 
Beteiligten  ausdrücklich  vereinbart  worden,  dafs  der  Akt  in  keiner  Weise  die 
Anwendung  irgend  einer  Vorschrift  des  Berliner  Vertrages  aufheben,  aussetzen 
oder  einschränken   sollte.     In  einer   am  3.  Januar  stattgehabten  Beratung  der 
drei  Konsuln,    des   Präsidenten    und    der    beiden   Kriegsschiffs -Kommandanten 
wurde  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  allseitig   vereinbart,  dafs  j|   1.  Mataafa 
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und    die    dreizehn   Häuptlinge    seiner   Partei    als    provisorische   Regierung   bis    Nr.  iiwe. 
zum    Eintreffen    von    Instruktionen    der   Vertragsmächte    anerkannt    würden,  1|    ^^'^.-yj,^'*'* 
2,   der  Präsident   an   der  Spitze  der  vollziehenden   Gewalt    dieser    Regieruug.24.jan.  isoo. 
stehen  solle. 

Englischer  Kommandant  und  Konsul  standen  damals  unter  dem  Eindruck 
eines  grofsen  Dienstes,  den  am  Morgen  des  3.  Januar  der  englischen  Wache 
in  der  Mission  durch  das  energische  Eingreifen  Raffeis  geleistet  war,  über- 
schütteten ihn  mit  Lobeserhebungen  und  waren  zu  jedem  Entgegenkommen 
bereit.  Wegen  dringender  dienstlicher  Inanspruchnahme  des  Präsidenten  wurde 
die  Zeichnung  der  Proklamation  auf  den  folgenden  Tag  verschoben.  An  diesem 
war  die  günstige  Stimmung  des  englischen  Konsuls  gewichen.  Er  bestand,  als 
der  Präsident  einen  nach  der  Verabredung  vom  vorhergehenden  Tage  auf- 
gestellten Proklamationsentwurf  zur  Zeichnung  vorlegte,  auf  Hinzufügung  fol- 
genden Vermerks:  |J  „Nichts,  was  hierin  enthalten  ist,  soll  ausgelegt  werden 
als  eine  von  den  Vertretern  der  drei  Vertragsmächte  dahin  getroffene  Verein- 
barung, dafs  die  Berliner  Generalakte  oder  ein  Teil  derselben  aufgehoben  würde." 

Der  Präsident  erwiderte,  dafs  in  der  Vereinbarung  vom  Tage  vorher  eine 
solche  Bestimmung  nicht  vereinbart  worden  sei,  was  Herr  Maxse  zugestand« 
Darauf  der  Präsident:  „Dann  haben  Sie  Ihre  Meinung  geändert",  folgend  die 
Antwort  Masses:  „Ich  habe  meine  Meinung  geändert,  bestehe  aber  auf  Hinzu- 
fügung des  Zusatzes".  Der  Präsident,  dem  die  Schwierigkeiten,  die  ihm  in 
seiner  lediglich  beratenden  Stellung  unter  der  Berliner  Generalakte  bereitet  • 
worden  waren,  noch  allzu  gegenwärtig  sind,  erklärte  mit  aller  Bestimmtheit, 
dafs  er  unter  einer  Proklamation  mit  dem  Maxseschen  Zusatz  unter  keinen 
Umständen  amtlich  thätig  sein  würde,  es  vielmehr  dann  vorzöge,  ohne  Pro- 
klamation weiter  zu  v/irken,  wie  in  der  Zeit  seif  dem  31.  Dezember  v.  J. 
Daraufhin  schlug  der  amerikanische  General -Konsul  vor,  dafs  in  die  Pro- 
klamation eine  Bestimmung  aufgenommen  würde,  dafs  die  Vorschriften  des 
Berliner  Vertrages  „soweit  als  möglich"  während  der  Dauer  der  provisorischen 
Regierung  beachtet  werden  sollten.  Aus  dieser  Anregung  entstand  die  Fassung, 
die  die  Nummer  3  der  Proklamation  erhalten  hat,  dafs  „durch  keine  Bestim- 
mung der  Proklamation  die  Rechte  und  Privilegien  der  Vertragsmächte  in 
Saraoa  oder  ihrer  Vertreter  abgeändert  oder  aufgehoben  würden." 

Es  war  meines  Erachtens  eine  Verkehrung  des  Sinns  dieser  Worte,  zu 
behaupten,  dafs  des  Oberrichters  Chambers  Stellung  auf  Grund  der  Proklamation 
von  der  Umwälzung  der  jüngsten  Vergangenheit  unberührt  geblieben  sei.  ||  Ich 
antwortete  am  9.  Januar  mit  der  anliegenden  Proklamation,  in  der  ich  meinen 
Standpunkt  dahin  präcisierte,  dals  ich  eine  Wahrnehmung  des  Oberrichter- 
postens durch  Chambers  während  des  Bestehens  der  provisorischen  Regierung 
für  rechtlich  ausgeschlossen  hielt  und  das  Vorhandensein  einer  zeitweiligen 
Vakanz,  in  der  der  Municipal-Präsident  an  Stelle  des  Oberricliters  träte,  an- 
nähme.    (Anlage  8.)  (gez.)  Rose. 
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Nr.  11946.  Anlagen  zu  No.  II. 

Rgieh  Anlage  1.     Übersetzung. 

24.Jan.i899.  Öffentliche  Bekanntmachung. 

Es  wird  hierdurch  bekannt  gemacht,  dals  das  Obergericht  geschlossen  ist 
und  nicht  wieder  eröffnet  werden  wird  bis  auf  weitere  Bestimmung  von  selten 
der  Regierung. 

Die  Provisorische  Regierung  von  Samoa. 
Apia,  den  6.  Januar  1899. 

Anlage  2.     Übersetzung. 
Obergericht  von  Samoa. 

Apia,  Samoa,  7.  Januar  1899, 
An  Bord  I.  M.  S.  „Porpoise",  Apia-Hafen. 
(An  die  drei  Konsuln  gleichlautend.) 
Mein  Herr! 
Ich  beehre  mich,  Sie  zu  benachrichtigen,  dafs  der  Gerichtsschreiber  des 
Obergerichts  von  Samoa  mir  gemeldet  hat,  die  provisorische  Regierung  in 
Mulinuu  habe  das  Gericht  für  suspendiert  erklärt,  bewaffnete  Eingeborene  seien 
auf  die  Veranda  gekommen  und  hätten  ihm  erklärt,  sie  seien  auf  Befehl  des 
Präsidenten  gekommen,  Besitz  zu  ergreifen;  der  Anschlag,  betreffend  Vertagung, 
der  auf  meinen  Befehl  an  der  Gerichtsthür  befestigt  gewesen,  sei  herunter- 
gerissen worden;  drei  bewaffnete  Leute  seien  seitdem  auf  dem  Platz  zurück- 
geblieben, hinter  den  bewaffneten  Eingeborenen  sei  Herr  Marquardt  gekommen 
und  habe  erklärt,  von  der  provisorischen  Regierung  gesandt  zu  sein;  Gerichts- 
schreiber Denvers  habe  Marquardt  benachrichtigt,  dafs  er  Befehle  mit  Bezug 
auf  das  Gericht  nur  von  dem  Oberrichter  entgegennehmen  werde;  dann  habe 
er  die  Thür  abgeschlossen  und  sei  zum  Schiff  gekommen,  um  mir  Meldung  zu 
erstatten.  ||  Ich  bitte  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Thatsache  lenken  zu  dürfen,  dafs 
ich,  da  ich  der  Oberrichter  des  Obergerichts  von  Samoa  bin,  indem  ich  dies 
ehrenvolle  Amt  auf  Grund  des  Berliner  Vertrages  innehabe  und  öffentliche 
Geschäfte  wahrzunehmen  habe,  welche  meine  Anwesenheit  im  Gerichtsgebäude 
erforderlich  machen,  dazu  schreiten  werde,  das  Gerichtsgebäude  heute  um 
12  Uhr  Mittag  zu  eröffnen.  Ich  ersuche  ergebenst  um  solchen  Schutz  in  der 
Sache,  den  Sie  sich  in  der  Lage  fühlen  mir  zu  gewähren. 

Ergebenst 
(gez.)  W.  L.  Chambers,  Oberrichter  von  Samoa. 


Anlage  3.     Übersetzung. 

I.  B.  M.  Konsulat,  Apia,  7.  Januar  1899. 
Mein  Herr! 
Ich  beehre  mich,  Abschrift  eines  Schreibens  anzuschlielsen,  welches  ich 
heute    an    den   obersten  Exekutivbeamten    der    provisorischen   Regierung   von 
Samoa  gerichtet  habe,  und  zu  erklären,  dafs  ich  unter  normalen  Verhältnissen 
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natürlich  um  eine  Zusammenkunft  der  Konsuln  und  gemeinsame  Entschliefsung  Nr.  nun. 
derselben  ersucht  haben  würde,  dafs  ich  indessen  angesichts  der  Stellung,  die  "koIciT 
Sie    einnehmen    zu    sollen  geglaubt   haben,    und  angesichts  Ihrer   neuerlichen 24. Jan. isoo. 
Amtshandlungen  nicht  in  der  Lage  bin,  im  Hinblick  auf  den  Meiner  Souveränin 
Flagge  durch  die  Handlungsweise  der  provisorischen  Regierung  bezüglich  des 
Obergerichts  angethanen  Schimpf  mich  auf  irgend  welche  Erörterung  in  der 
Sache  mit  Ihnen  einzulassen.  ||  Die  endgiltige  Erledigung  mufs  unseren  Regie- 
rungen überlassen  werden,  welche  sicherlich  den  wahren  Sachverhalt  der  jetzigen 
Verwicklungen  auf  Samoa  uud  deren  Gründe  zu  würdigen  wissen  werden. 
Ich  habe  die  Ehre  u.  s.  w, 

(gez.)  Ernest  G.  B.  Maxse."^ 
Herrn  F.  Rose, 

Kaiserlich  Deutschen  General-Konsul 
Apia. 

Anlage  4  (Unteranlage  zu  Anlage  3.) 
Übersetzung. 

I.  B.  M.  Konsulat,  Apia,  7.  Januar. 
Mein  Herr! 
Ich  beehre  mich,  Sie  zu  benachrichtigen,  dafs  Herr  Oberrichter  Chambers 
mich  amtlich  unterrichtet  hat  (und  im  Begriff  ist,  die  beiden  anderen  konsu- 
larischen Vertreter  in  gleicher  Weise  zu  unterrichten),  dafs  die  Provisorische 
Regierung  von  Samoa  seinen  Gerichtshof  für  geschlossen  erklärt,  eine  Bekannt- 
machung des  Oberrichters  heruntergerissen,  eine  bewaffnete  Wache  vor  das 
Gericht  gelegt  und  von  dem  Gerichtsschreiber  Herrn  Denvers  die  Schlüssel 
zum  Gericht  verlangt  hat.  ||  Ich  gestatte  mir,  Sie  daran  zu  erinnern,  dafs 
Herr  Oberrichter  Chambers  der  alleinige  richterliche  Beamte  der  Samoanischen 
Schlufsakte  und  das  Haupt  der  wichtigsten  von  dieser  Akte  geschaffenen  Ein- 
richtung ist,  und  dafs  er  als  solcher  unter  dem  Schutz  meiner  Regierung 
nicht  allein  in  deren  Eigenschaft  als  einer  der  drei  Vertragsregierungen  in 
Samoa,  die  dort  gleiche  Rechte  und  Privilegien  haben,  sich  befindet,  sondern 
noch  ganz  besonders  infolge  meiner  Proklamation  vom  22.  Dezember,  von  der 
ich  Ihnen  bereits  Abschrift  übersandt  habe,  uud  worin  nicht  allein  der  Ober- 
richter und  seine  Familie,  sondern  auch  seine  Privatwohnung  und  sein  Gerichts- 
hof unter  Britischen  Schutz  gestellt  worden  sind.  Ich  gestatte  mir  Ihnen  mit- 
zuteilen, dafs  Herr  Oberrichter  Chambers  sein  Gericht  heute  um  12  Uhr 
eröffnen  wird  und  dafs  jede  Behinderung  seiner  Person  oder  seines  Gerichts 
als  offene  Herausforderung  der  Britischen  Flagge  angesehen  und  von  den  be- 
waffneten Streitkräften  der  Britischen  Krone  zurückgewiesen  werden  wird,  || 
Ich  möchte  Sie  bitten,  die  Europäischen  Bewohner  von  Apia  (mit  Ausnahme 
der  Britischen  Staatsangehörigen)  zu  warnen,  dafs  heute  jederzeit  nach  11  Uhr 
30  Minuten  vormittags  zum  gedachten  Zweck  Feuer  von  I.  M.  S.  „Porpoise" 
eröffnet  werden  kann,  falls  irgend  einem  Widerstände  begegnet  werden  sollte.  || 

18* 
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Nr.  11946.  Ich  beehre  mich  ferner,  Sie  zu  benachrichtigen,  dals,  falls  irgend  jemand  von 
Deutsches  jjgjjgj,^  (jjg  gegenwärtig  dabei  sind,  in  der  Municipalität  Eigentum  zu  zerstören, 
24.  Jan.  1899.  oder  soust  jemand  dabei  erblickt  wird,  wenn  er  es  unternimmt,  in  das  Ober- 
gericht einzudringen,   nachdem   der  Oberrichter  heute  dasselbe  vertagt  haben 
wird,   auf   den  Betreffenden   von  I.  M.  S.  „Porpoise"  gefeuert   werden    wird.  || 
Kommandant  Sturdee  bittet  mich,  Sie   zu   benachrichtigen,   dafe  er  dazu  rät, 
die  Eingeborenen-Wache  zurückzuziehen,  um  der  Notwendigkeit,  auf  dieselbe 
Feuer  zu  geben,  vorzubeugen.  ||  Abschrift  dieses  Schreibens  ist  dem  Deutschen 
General-Konsul  übersandt  worden. 
Ich  beehre  mich  u.  s.  w. 

(gez.)  Ernest  G.  B.  Maxse,  I.  Br.  M.  Konsul. 


Anlage  5.  Übersetzung. 
An  Bord  L  M.  S.  „Porpoise",  Apia,  7.  Januar  1899. 
Nachdem  das  Obergericht,  welches  sich  gegenwärtig  unter  dem  Schutz 
der  Vereinigten  Staaten  und  Grolsbritanniens  befindet  —  vgl.  Proklamation  vom 
22.  Dezember  — ,  ungesetzlicher  Weise  von  der  provisorischen  Regierung  ge- 
schlossen worden  ist,  und  die  Befehle  des  Oberrichters,  welche  am  Gerichts- 
gebäude angeschlagen  waren,  durch  bewaffnete  Trupps  der  gedachten  Regierung 
heruntergerissen  worden  sind,  —  wird  der  Oberrichter,  unterstützt  von  dem 
Amerikanischen  General -Konsul  und  dem  Konsul  Ihrer  Britischen  Majestät, 
unter  dem  Schutze  bewaffneter  Streitkräfte  I.  M.  S.  „Porpoise"  heute  Mittag 
eine  Gerichtssitzung  abhalten.  Falls  auf  Widerstand  gestofsen  wird  —  was 
hoffentlich  nicht  der  Fall  sein  wird  — ,  so  wird  Feuer  eröffnet  werden,  um 
die  Rechte  dieser  beiden  Grofsmächte  zu  schützen.  In  Anbetracht  möglicher 
Ereignisse  werden  deshalb  Britische  wie  Amerikanische  Unterthanen  ersucht» 
falls  sie  dies  wünschen,  an  Bord  der  „Porpoise"  Zuflucht  zu  suchen. 

(gez.)  F.  C.  D.  Sturdee,  Kommandant,  Ältester  Offizier  der  N.  0.  Division. 


Anlage  6.     Abschrift. 

Apia,  den  7.  Januar  1899. 
Euer  Hochwohlgeboren  beehre  ich  mich  auf  das  gefällige  Schreiben  vom 
heutigen  Tage,  betreffend  die  Wiedereinsetzung  des  Oberrichters  Chambers  in 
den  Siipreme  Court,  zu  erwidern,  wie  folgt:  =^  Euer  Hochwohlgeboren  hatten 
am  22.  Dezember  v.  J.  die  Britische  Flagge  über  der  Privatwohnung  des  Ober- 
richters gehifst  und  durch  eine  Proklamation  vom  selben  Tage  hierdurch  die 
Person  des  CJiicf  Justice  sowie  auch  den  Supreme  Court  unter  den  Schutz  der 
Britischen  Flagge  gestellt.  Wie  aus  Euer  Hochwohlgeboren  Schreiben  an  den 
Deutscheu  General-Konsul  vom  heutigen  Tage  hervorgeht,  sehen  Euer  Hoch 
wohlgeboren  in  der  gestrigen  Verfügung  der  provisorischen  Regierung,  betreffend 
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Schliefsung  des  S^ipreme  Court  bis  auf  weiteres,  eine  Verletzung  der  Britischen  Nr.  119415. 

■r.,  II    -KT  1  •      1  -r\      •  ■  •    1     1  •  •  1        Deutsches 

i^laggc.  II  Namens  der  samoanischen  Regierung  protestiere  ich  hiermit  nach-  ß^j^jj 
drücklichst  gegen  eine  derartige  Annalime,  welche  thatsäclilich  und  rechtlich -'*■"'''"•  ^^^9. 
unhaltbar  ist.  Die  Britische  Flagge  wurde  am  31.  Dezember  eingezogen,  und 
war  schon  aus  diesem  Grunde  eine  Verletzung  derselben  ausgeschlossen,  recht- 
lich und  thatsächlich.  ||  Wie  Euer  Hochwohlgeboren  bekannt,  wurde  das  Urteil 
des  Oberrichters,  welches  Tanu  zum  König  gemacht  hatte,  durch  die  Gewalt 
der  Thatsachen  umgestürzt,  und  wurde  nunmehr  die  de  facto  Regierung  Mataafas 
durch  die  Proklamation  der  Vertreter  der  drei  Vertragsmächte  vom  4.  Januar 
ausdrücklich  als  provisorische  Regierung  anerkannt.  Nach  den  Protokollen 
zum  Berliner  Vertrage  (Seite  45)  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dafs  die  Stellung 
des  Oberrichters  einer  der  wichtigsten  Bestandtteile  der  Samoanischen  Ver- 
fassung ist  ( that  these  offtcers President  and  Chief  Jtistice 

would  virtually  constitute  de  Samoan  government).  Es  ist  rechtlich  und  that- 
sächlich ausgeschlossen,  dafs  Oberrichter  Chambers  noch  einen  verfassungs- 
raäfsigen  Bestanteil  der  gegen  seine  Entscheidung  unter  Zustimmung  der  drei 
Konsularvertreter  zustande  gekommenen  provisoriscben  Regierung  bilden  kann. 
Nach  dem  Berliner  Vertrage  soll  der  Oberrichter  von  den  drei  Vertrags- 
mächten gemeinschaftlich  vorgeschlagen  [nameä)  und  von  der  samoanischen 
Regierung  ernannt  {appointed)  werden.  Es  ist  bei  der  gegenwärtigen  poli- 
tischen und  militärischen  Lage  ausgeschlossen,  dal5  die  provisorische  Regierung 
Herrn  Chambers  zum  Oberrichter  ernennen  kann.  Dem  Oberrichter  Chambers 
werden  bis  zum  Eintreffen  von  Instruktionen  seitens  der  drei  Vertragsregie- 
rungen seine  Kompetenzen  fortgezahlt  werden.  ||  Rechtlich  und  thatsächlich  ist 
eine  Vakanz  des  Oberrichterpostens  eingetreten,  und  sind  daher  die  Befugnisse 
dieses  Amtes  von  dem  Präsidenten  auszuüben,  — 

Euer  Hochwohlgeboren  erkläre  ich  hiernach:  ||  1.  Ich  protestiere  namens 
der  provisorischen  Regierung,  dafs  eine  Verletzung  der  britischen  Flagge  statt- 
gefunden hat,  II  2.  die  Schliefsung  des  Supreme  Court  durch  die  provisorische 
Regierung  ist  in  vollster  Übereinstimmung  mit  den  Grundsätzen  des  Völker-  und 
Staatsrechts  erfolgt,  ||  3,  Euer  Hochwohlgeboren  begehen  durch  das  Vorhaben, 
Herrn  Chambers  durch  "Waffengewalt  wieder  in  sein  Amt  einzuführen,  einen 
Bruch  der  von  Ihnen  mitunterzeichneten  Proklamation,  betreffend  An- 
erkennung der  provisorischen  Regierung,  ||  4.  Ich  protestiere  hiermit  namens 
der  provisorischen  Regierung  gegen  die  von  Euer  Hochwohlgeboren  in  dem 
heutigen  Schreiben  angedrohten  Mafsnahmen,  ||  5.  Ich  protestiere,  dafs  diese 
Mafsnahmen  und  ihre  sofortige  Ausführung  angedroht  sind,  ohne  dafe  zuvor, 
wie  dies  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  unbedingt  erforderlich  ist,  ein 
Einvernehmen  zwischen  den  Beteiligten  auch  nur  versucht  worden  ist,  ||  6.  Euer 
Hochwohlgeboren  schlage  ich  hiermit  vor,  Sich  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Konferenz  der  drei  Konsuln  und  der  beiden  Kriegsschiffs- Kommandanten  um 
11.30  am  Supreme  Court  einzufinden,  woselbst  der  völkerrechtlich  unbedingt 
erforderliche   Versuch    eines    friedlichen    Einvernehmens    zunächst    zu    machen 
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Nr.  11946.   ist.   ||   7.  Iiizwisclien  treffe  ich   die  erforderlichen  militärischen  Mafsregeln,  um 
Dentsehes  Lg^,gii  uj^j  Eigentum   von  Weifsen  innerhalb  der  Municipalität  gegen  etwaige 
24.jaD.  1899.  Marodeurc  seitens  der  Eingebornen  zu  schützen. 

Bitte  Empfang  sofort  durch  Überbringer  zu  bestätigen. 

(gez.)  Dr.  Raffel. 
An  etc.  Konsul  Maxse,  Apia. 


Anlage  7.     Übersetzung. 

Obergericht  von  Samoa. 

Vor  Seiner  Ehren  dem  Oberrichter  Chambers. 

Den  7.  Januar  1899. 

In  Erwägung,    dafs    die   Einfriedigungen   dieses   Gerichts  von   bewaffneten 
Kräften  unterm  Befehl  der  sogenannten  provisorischen  Regierung  von  Samoa 
betreten  sind,  und  ( — Hauptwort  fehlt;  zu  ergänzen:  „die  bewaffneten  Kräfte" ?) 
gewaltsam  das  Gebäude  besetzt  gehalten  haben  gegen  den  Protest  des  Gerichts- 
schreibers, welcher  zugegen  war,  als  besagte  bewaffnete  Gewalt  eindrang;  und 
in  Erwägung,    dafs  ein   gewisser  Marquardt,    der   sich   als   Beamter   der   so- 
genannten provisorischen  Regierung  ausgab,  im  Namen  besagter  Regierung  dem 
besagten  Gerichtsschreiber  die  Schlüssel  zum  Hause  abforderte;  in  Erwägung, 
dafs   die    erwähnte  Handlung   unerlaubt,    ungesetzlich  und   aufrührerisch  gegen 
den  Berliner  Vertrag  vom  14.  Juni  1889  war,  unter  welchem  dieser  Gerichts- 
hof steht;    in  Erwägung,    dafs    die    sogenannte   provisorische  Regierung   keine 
Aufsichtsbefugnis    oder  Kontrole    über    das  Obergericht  von   Samoa   oder   den 
Oberrichter  desselben  hat,  und  jeder  Versuch,  den  Gerichtsschreiber  oder  einen 
andern  Gerichtsbeamten  zu  behindern,  nicht  allein  ungesetzlich  und  unverant- 
wortlich ist,  sondern  auch  ein  Angriff  auf  die  drei  Vertragsmächte,  welche  den 
Vertrag  mit  der  Regierung  von  Samoa  geschlossen  haben,  ||  so  wird  befohlen, 
erkannt,    entschieden   und    bestimmt,    dafs   jedweder,   sei  es  für  seine  Person 
oder  unter  angeblicher  amtlicher  Ermächtigung,  irgend  eine  thatsächliche  oder 
sogenannte  Regierung  irgend  welcher  Art  vertretend,  ausgenommen  einen  Be- 
amten oder  die  Behörden  der  Regierungen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
England   und   Deutschland    bei    gemeinschaftlichem  Auftreten,    dies    auf   seine 
Gefahr   und   gegen   die    Befehle    dieses  Gerichts    thut.      (Der  Satz    lautet  im 
englischen  Text:    It  is  ordered,  adjudged,  decreed  and  directed  that  any  person 
whether  individually  or  under  alleged  official  authority  representing  any  actual 
or  so  called  Government  whatsoever  except   an  Officer  or  the  Authorities  of 
the  Governments  of  the  United  States  of  America,  England  or  Germany  acting 
in  Joint  accord  will  be  doing  so  at  their  peril  and  against  the  Orders  of  this 
Court.)  II  Alle  Bücher,  Urkunden,  Protokolle,  desgleichen  alle  Papiere  der  Land- 
kommission, Registerbücher,  Landeigentumsurkunden  des  Obergerichts  und  alle 
sonstigen  Bücher,  Papiere,  Urkunden  oder  Inventarienstücke  des  Obergerichts 
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von  Samoa  und,  was  zu  irgend  einer  Zeit  unter  der  Kontrolle  und  Bestimmung  Nr.  ii94ß. 
des  Oberrichters  von  Samoa  gewesen,  sind  weiter  unter  seiner  Kontrolle.  Deutsches 

Reich. 

(gez.)  W,  L.  Chambers,  Oberrichter  von  Samoa.     24.Jan.i899. 


Anlage  8. 
Bekanntmachung. 

Ich  bringe  hiermit  zur  allgemeinen  Kenntnis: 

1.  Die  durch  Proklamation  der  drei  Konsuln  von  4.  d.  M.  anerkannte 
provisorische  Regierung  ist  zur  Erfüllung  aller  Aufgaben  eines  Staatswesens 
berufen.  Eine  Beschränkung  ihrer  Befugnisse  auf  die  Ausübung  polizeilichen 
Schutzes  ist  von  den  Beteiligten  weder  beabsichtigt  noch  ausgesprochen.  ||  2.  Die 
provisorische  Regierung  ist  hervorgegangen  aus  dem  gewaltsamen  Umsturz  der 
Entscheidung  des  Oberrichters  Herrn  Chambers  in  der  Königsfrage,  durch 
welche  die  Mataafapartei  für  regierungsunfähig  erklärt  wurde.  Eine  Fort- 
führung der  oberrichterlichen  Geschäfte  durch  den  Oberrichter  Herrn  Chambers 
als  Bestandteil  dieser  gegen  seine  Entscheidung  zu  stände  gekommenen  Re- 
gierung ist  hiernach  rechtlich  ausgeschlossen.  ||  3.  Es  ist  somit  eine  zeit- 
weilige Vakanz  im  Amt  des  Oberrichters  eingetreten,  für  welchen  Fall  die 
Bestimmung  in  Artikel  HI  Abschnitt  2  der  Berliner  Generalakte  Anwendung 
findet: 

„Die  Befugnisse  des  Oberrichters  sollen  im  Fall,  dafs  dieses  Amt  aus 
irgend  einem  Grunde  unbesetzt  ist,  durch  den  Vorsitzenden  des  Municipal- 
rats  ausgeübt  werden." 

4.  Hiernach  können  vor  Eingang  weiterer  Instruktionen  amtliche  Akte, 
die  der  Oberrichter  Herr  Chambers  vornehmen  möchte,  nicht  als  rechts- 
verbindlich angesehen  werden. 

Apia,  den  9.  Januar  1899. 

Der  Kaiserlich  Deutsche  General- Konsul. 
Rose. 


Nv.  11947.  DEUTSCHES  REICH.  —  Bericht  des  Kaiserlichen 
Generalkonsuls  zu  Apia,  betreffend  den  Fall 
Grevsmühl. 

Apia,  25.  Januar  1899. 

Der   in    der   Matrikel    des   Konsulats  eingetragene   Hamburgische  Staats-    ^r.  11947. 
angehörige  Kaufmann   Emil  Grevsmühl   hat    in  stark   angetrunkenem  Zustande   Dontsches 
am   19.  Januar   die  Scheiben   in  den   Fenstern   des   Obergerichtsgebäudes   zer-  ss.jan.  1899. 
schlagen.     Grevsmühl  ist  ein  gut   situierter  Geschäftsmann.  ||  Die  That  wurde 
vormittags  zwischen  10  und  11  Uhr  verübt,  zu  einer  Zeit,  zu  welcher  niemand 
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Nr.  11947.  sich  im  Gericht  befand.  Der  Municipal-Magistrat  ordnete  die  Inhaftnahme 
KeicL^  Grevsmühls  wegen  des  Polizeivergehens  „Trunkenheit  und  unordentlichen 
25.jan.  1899.  Betragens"  an.  Nach  der  Verhaftung  von  Grevsmühl  erschien  im  Obergericht 
der  Oberrichter  Chambers,  begleitet  von  Konsul  Maxse  und  einem  Offizier  des 
englischen  Kriegsschiffs.  Nachdem  dieser  die  samoanische  Flagge  auf  dem 
Mast  vor  dem  Obergerichtsgebäude  hatte  hissen  lassen,  ordnete  der  Ober- 
richter an,  dafs  Grevsmühl  ihm  vorgeführt  würde.  Er  verurteilte  ihn  zu  einer 
Strafe  von  100  Dollar  und  100  Tagen  Gefängnis  und  schritt,  wie  der  anliegende 
Strafantrittsbefehl  zeigt,  sofort  zur  Vollstreckung  der  Freiheitsstrafe.  ||  Als  ich 
nachmittags  von  diesem  Vorfall  Kenntnis  erhielt,  und  Grevsmühl  meine  Hilfe 
erbat,  nahm  ich  mit  Dr.  Raffel  Rücksprache.  Derselbe  erklärte  sich  bereit, 
in  seiner  Eigenschaft  als  stellvertretender  Oberrichter  die  Vollstreckung  der 
über  Grevsmühl  unzuständiger  Weise  verhängten  Freiheitsstrafe  aufzuheben 
und  ihn  dem  Kaiserlich  deutschen  Konsulat  als  allein  zuständiger  Gerichts- 
behörde zuzuführen.  Abends  11  Uhr  befand  sich  Grevsmühl  im  Konsulat,  wo 
er  sich  noch  jetzt  aufhält.  j|  Am  20.  Januar  wurde  von  mir  das  Strafverfahren 
gegen  Grevsmühl  wegen  Sachbeschädigung  (§  303  R.-Str.-G.-B.)  eröffnet.  ||  An 
demselben  Tage  hatte  ich  in  der  Meinung,  dafs  ein  Eingriff  in  die  Gerichtsbar- 
keit seitens  des  Oberrichters  als  eine  Sache,  die  sämtliche  Konsuln  interessiere, 
zu  betrachten  sei,  meine  Kollegen  zu  einer  gemeinsamen  Beratung  eingeladen. 
Die  Antwort  lautete  ablehnend.  ||  Das  konsulargerichtliche  Urteil  gegen  Grevs- 
mühl erging  am  21.  Januar  und  lautete  in  Anbetracht  der  schweren  Umstände 
seiner  Vergehung  auf  600  Mark  Geldstrafe.  Grevsmühl  verzichtete  auf  Be- 
rufung und  leistete  noch  am  Tage  des  Urteils  Zahlung. 

(gez.)  Rose. 


Anlage  zu  Nr.  III.     Übersetzung. 

Obergericht  von  Samoa. 

Strafgerichtsbarkeit, 
in  Sachen  einer  Anklage  gegen  E.  A.  Grevsmühl  aus  Apia,  Samoa, 
deutschen  Unterthan. 
Apia,  19.  Januar  1899. 

Vor  Oberrichter  Chambers. 
Der  oben  genannte  E.  A.  Grevsmühl,  welcher  der  Ausführung  eines 
gewaltsamen  Angriffs  auf  das  Obergerichtsgebäudes  und  der  vorsätzlichen  Zer- 
störung eines  Teiles  des  Gebäudes,  sowie  insbesondere  des  Zerschlagens  der 
Glasfenster  beschuldigt  worden  war,  ist  in  öffentlicher  Sitzung  unter  Anklage 
gestellt  und  nach  Beweis  der  That  durch  drei  Zeugen  und  das  Geständnis  des 
Angeklagten  zu  einer  Geldstrafe  von  100  $,  und,  da  er  sich  bei  besagtem 
Angriff  und  Unfug,  wie  auch  bei  der  Verhandlung  der  Sache  der  Mifsachtung 
des  Gerichts   schuldig  gemacht  hat,  ist  derselbe  zu  100  Tagen  Gefängnis,  im 
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Municipalgefängnis,  verurteilt   worden.  ||  Ihnen  wird    hierdurch    jetzt    befohlen,  Nr.  11947. 
die  Person  des  besagten  E.  A.  Grevsmühl   au   den  Polizeimeister  und  Munici-     ggf^^i,*"^ 
palgefängnis- Wärter  zu  überliefern,  um   in  diesem  Gefängnis  einhundert  Tage25.Jan.i899. 
lang  vom  heutigen  Tage  ab  gefangen  gehalten  zu  werden. 

An  den  Gerichtsmarschall 

Herrn  J.  H.  Denvers.  (gez.)  J.  H.  Denvers,  Gerichtsschreiber. 
Obigen  Gefangenen  Für  richtige  Abschrift 

eingeliefert  erhalten.  J.  H.  Denvers, 

Der  Gefängniswärter.  Gerichtsmarschall. 


Bündnisse,  Verträge,  Konventionen, 
Protokolle  etc. 

Nr.  11948.  DEUTSCHES  REICH.  —  Vertrag  über  die  Unter- 
haltung deutscher  Postdampfschiffs -Verbindungen 
mit  Ostasien  und  Australien. 

Berlin,  30.  Oktober  1898. 
Nr.  11948.  Zwischen  dem  Reichskanzler  Fürsten  zu  Hohenlohe,   handelnd  im  Namen 

Deütsche.s  (Jpg  Reichs,    einerseits,   und    dem  Norddeutschen  Lloyd   in  Bremen,    vertreten 

lieicli. 

3o.okt.i898.  flurch  die  Direktoren    Dr.  Wiegand    und  Bremermann  andererseits,   ist  heute 
nachstehender  Veitrag  abgeschlossen  worden. 

Artikel  1. 
Der  Norddeutsche  Lloyd  in  Bremen  verpflichtet  sich,  in  Fortsetzung  und 
Erweiterung  der  bisher  auf  Grund  des  Vertrags  vom  3./4.  Juli  1885  nebst 
Nachtrag  vom  15./10.  Mai  1893  unterhaltenen  Postdampfschiffsverbindungen 
mit  Ostasien  und  Australien  die  nachbezeichneten  Postdampfschiffslinien  während 
des  im  Artikel  39  näher  bestimmten  fünfzehnjährigen  Zeitraums  zu  unter- 
halten : 

A.  Für  den  Verkehr  mit  Ostasien:  ||  1,  eine  Hauptlinie  von  Bremerhaven 
oder  Hamburg  nach  China,  und  zwar  über  einen  niederländischen  oder 
belgischen  Hafen,  Genua,  Neapel,  Port  Said,  Suez,  Aden,  Colombo,  Singapore, 
Hongkong  nach  Shanghai  und  zurück  über  dieselben  Häfen;  ||  2.  eine  Haupt- 
linie von  Bremerhaven  oder  Hamburg  nach  Japan,  und  zwar  über  einen  nieder- 
ländischen oder  belgischen  Hafen,  Genua,  Neapel,  Port  Said,  Suez,  Aden, 
Colombo,  Singapore,  Hongkong  nach  Yokohama  und  zurück  über  Hiogo, 
Nagasaki,  Hongkong  und  die  übrigen  auf  der  Hinfahrt  angelaufenen  Häfen;  1| 
3.  eine  Anschlufslinie  an  die  Linie  zu  2  von  Hongkong  nach  Shangai  und 
zurück ;  ||  4.  eine  Anschlufslinie  von  Singapore  nach  dem  deutschen  Neu- 
guinea-Schutzgebiet und  zurück,  und  zwar  über  Batavia,  sonstige  Häfen  des 
Sunda-Archipels,  Berlinhafen,  Friedrich  Wilhelmshafen,  Stephansort,  Finsch- 
hafen  beziehungsweise  Langemak-Bucht,  Herbertshöh  und  Matupi,  Stephansort, 
Friedrich  Wilhelrashafen,  Berlinhafen  und  Häfen  des  Sunda-Archipels. 

B.  Für  den  Verkehr  mit  Australien:  ||  eine  Hauptlinie  von  Bremerhaven 
nach  dem  Festlande  von  Australien,  und  zwar  über  einen  niederländischen 
oder  belgischen  Hafen,  Genua,  Neapel,  Port  Said,  Suez,  Aden,  Colombo, 
Adelaide,  Melbourne  nach  Sydney  und  zurück  über  dieselben  Häfen. 
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Dei'  Ausgangspunkt    dei-  Linien  A  1  und  2  wird  durch  den  Fahrplan  in   Nr.  11948. 
der  Weise  festgesetzt,  dals    die  Dampfer  abwechselnd   von  Bremerhaven    und  ^kJcV^ 
von    Hamburg    abfahren.      Die     Bestimmung    des    niederländischen    und    des  30. Okt.  ipss. 
belgischen   Anlaufhafens,  sowie  der  anzulaufenden  Häfen   des   Sunda-Archipels 
erfolgt  durch  den  Reichskanzler.  ||  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  auf  Ver- 
langen und  nach   Bestimmung  des   Reichskanzlers   ohne  besondere  Entschädi- 
gung die  Dampfer  der  Hauptlinien  (A  1,  2  und  B)  einen  niederländischen  und 
einen  belgischen  Hafen  anlaufen  zu  lassen.  ||  Der  Unternehmer  ist  ferner  ver- 
pflichtet, auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  gegen   eine  nach  den  Grundsätzen 
des  Artikels  35,  letzter  Absatz,   zu  berechnende   Entschädigung  die   Fahrten 
der  chinesischen  Anschlulslinie  (A  3)  über  den  Endpunkt  bis  nach  Kiautschou 
auszudehnen.  ||  Auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  können  die  Linien  A  1  und 
2  unter  Wegfall  der  Linie  A  3  über  Shanghai  nach  Japan  geleitet  werden. 

Artikel  2. 

Auf  den  unter  A  1,  2  und  3,  sowie  B  genannten  Linien  sind  die  Fahrten 
in  Zeitabstäuden  von  je  vier  Wochen  in  jeder  Richtung,  auf  der  Neuguinea- 
Linie  (A  4)  in  Zeitabstäuden  von  je  acht  Wochen  in  jeder  Richtung  auszu- 
führen. II  Auf  den  Linien  A  1,  2  und  3  sind  die  Fahrten  so  zu  legen,  dafs 
durch  sie  eine  regelmäfsige  Verbindung  mit  China  (Shanghai)  in  vierzehntägigen 
Zwischenräumen  hergestellt  wird, 

Artikel  3. 

Die  Dampfer  haben  die  Post  an  den  fahrplanmäfsig  hierzu  zu  bestimmen- 
den Häfen  (Posthäfeu)  aufzunehmen  und  abzuliefern.  In  den  europäischen 
Posthäfen  müssen  die  Dampfer  bei  der  Ausreise  zu  der  fahrplanmäfsig  fest- 
gesetzten Stunde  bereit  liegen,  um  sogleich  nach  Empfang  der  Post  die  Fahrt 
antreten  zu  können.     Die  Abfahrt  darf  nicht  früher  erfolgen,  als  bis  die  Post 

^"  ^""'^  ''^'  Artikel  4. 

Die  Geschwindigkeit  der  Fahrten  mufs  im  Durchschnitt  mindestens  betragen: 


a)  auf  der  chinesischen  und  der  japanischen  Hauptlinie  (A  1 
und  2) 

zwischen  dem  Abgangshafen  und  dem  europäischen 
Postbafen 

zwischen  dem  europäischen  Posthafen  und  dem  ost- 
asiatischen Endpunkte 

b)  auf  der  chinesischen  Auschlulsliiiie  (A3) 

c)  auf  der  Anschlulslinie  nach  Neuguinea  (A4).     .     .     . 

d)  auf  der  australischen  Linie  (B) 

zwischen  dem  Abgangshafen  und  dem  europäischen 
Posthafen,  sowie  zwischen  dem  letzten  australischen 
Posthafen  und  dem  australischen  Endpunkte .     .     . 

zwischen  dem  europäischen  und  dem  letzten  austra- 
lischen Postbafen 
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Nr.  11948.  Bei  Fahrten  gegen  den  Monsun   ist   ein  Abschlag   von  einem  Knoten  für 

Reich."^   die  Stunde  gestattet;  für  die  Durchfahrt   durch   den  Suezkanal  wird  eine  den 

30. oht. 1808.  Verhältnissen  entsprechende  Zeit  eingesetzt.  ||  Hiernach  wird  die  Zeitdauer  der 

Reise  unter  Berücksichtigung  des  Aufenthalts  in  den  Häfen  ermittelt  und  durch 

den  Fahrplan  festgesetzt. 

Artikel  5. 

Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  inner- 
halb der  Vertragsdauer  auf  den  Hauptlinien  für  neu  zu  erbauende  Schiffe  eine 
Erhöhung  der  im  Artikel  4  angegebenen  Fahrgeschwindigkeit  eintreten  zu 
lassen,  soweit  auf  einer  ausländischen  Konkurrenz-Postlinie  eine  Steigerung 
der  vertragsraäfsigen  Fahrgeschwindigkeit  erfolgt.  Diese  Erhöhung  der  Fahr- 
geschwindigkeit hat  ohne  besondere  Gegenleistung  des  Reichs  zu  erfolgen,  so- 
weit der  Unternehmer  der  ausländischen  Postlinie  die  für  seine  Dampfer  vor- 
geschriebene Fahrgeschwindigkeit  ohne  Erhöhung  der  vertragsmäfsigen  Gegen- 
leistung steigert. 

Artikel  6. 

Auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  müssen  die  für  die  chinesische  und  die 

japanische  Hauptlinie  neu  zu   erbauenden  Schiffe    mit   solcher   Maschinenkraft 

ausgestattet    werden,   dafs  sie  imstande   sind,   in   voll   beladenem  Zustand  und 

bei  einem  Tiefgange  von  7,6  m  eine  Durchschnittsgeschwindigkeit  von  15  Knoten 

zu  entwickeln. 

Artikel  7. 

Der  Unternehmer  hat  den  Fahrplan  aufzustellen  und  dem  Reichskanzler 
zur  Genehmigung  und  endgültigen  Feststellung  zu  unterbreiten.  Der  Entwurf 
des  Fahrplans  mufe  mindestens  drei  Monate  vor  dem  Zeitpunkte  der  Einfüh- 
rung eingereicht,  die  Genehmigung  zu  Fahrplanänderungen  mindestens  zwei 
Monate  vor  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  sie  eintreten  sollen,  eingeholt  werden.  || 
Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  zu  jeder  Zeit  unter  den  im  Artikel  35,  letzter 
Absatz,  festgesetzten  Bedingungen  eine  Änderung  des  bestehenden  Fahrplans, 
sowie  das  Anlaufen  noch  anderer,  als  der  im  Artikel  1  benannten  Häfen  an- 
zuordnen. Für  diejenigen  Fälle,  in  denen  es  sich  um  eine  Änderung  in  der 
Fahrgeschwindigkeit  oder  in  der  Anzahl  der  Fahrten  handelt,  finden  die  Be- 
stimmungen der  Artikel  5  und  41  Anwendung.  Die  angeordnete  Änderung  ist 
dem  Unternehmer  mindestens  drei  Monate  vor  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  sie 
in  Kraft  treten  soll,  schriftlich  mitzuteilen. 

Artikel  8. 
Andere  als  die  fahrplanmäfsigen  Häfen  dürfen,  vorbehaltlich  besonderer 
Genehmigung  des  Reichskanzlers  im  Einzelfalle,  von  den  Dampfern  nicht  an- 
gelaufen werden.  Sind  letztere  infolge  schlechten  Wetters  oder  eines  anderen 
Umstandes,  welcher  bei  Anwendung  der  gehörigen  Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden 
war,  gezwungen,  dem  Fahrplan  zuwider  einen  Nothafen  anzulaufen,  so  ist  die 
gesetzlich  vorgeschriebene  Verklarung,  falls  sie  im  Auslande  zu  bewirken  ist, 


Bündiiissf,  Verträge,  Kouveulioneu,  rrotokolle  etc.  285 

wenn   thuulicli,    vor  dem  deutschen   Konsul    abzulegen.     Kann    ein  genügender  Nr.  11948 
Entschuldigungsgrund    für  das    falirplanwidrige   Anlegen   in  glaubhafter  Weise,     y^^-^^^ 
insbesondere  durch  die  abgelegte  Verklarung  und  durch  den  Inhalt  des  Schiffs- ^o.okt.ibts 
tagebuchs  nicht  nachgewiesen  werden,  so  ist  für  das  erste  Anlegen  eine  Strafe 
von  1000  (eintausend)  Mark  und  für  das  zweite  Anlegen  auf  derselben  Fahit 
eine  solche  von  2000  (zweitausend)  Mark  verwirkt;  bei  einer  drittmaligen  und 
jeder  ferneren  Zuwiderhandlung  auf  ein  und  derselben  Fahrt  liegt  es  in  der 
Befugnis  des  Reichskanzlers,    eine  Strafe  in  Höhe    von  2000  bis  5000  (fünf- 
tausend)   Mark   einschliefslich    festzusetzen.  ||  Die    vorstehenden  Bestimmungen 
finden  sinngemäfse  Anwendung  auf  diejenigen  Fälle,  in  welchen  fahrplanmäfsige 
Häfen  nicht  augelaufen  werden. 

Artikel  9. 
Jede  Verspätung  in  der  Abgangs-  oder  der  Ankunftszeit  an  den  Anfaugs- 
oder  Endpunkten  der  Haupt-  und  Anschlufslinien  wird,  sofern  sie  nicht  er- 
wiesenermafsen  durch  einen  Umstand,  welcher  bei  Anwendung  der  gehörigen 
Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden  war,  oder  durch  verspätete  Zuführung  der  Post 
verursacht  ist,  mit  einer  Strafe  von  50  (fünfzig)  Mark  für  die  Stunde  belegt. 
Bei  einer  nicht  gerechtfertigten  Verspätung  von  über  12  (zwölf)  hinter- 
einander folgenden  Stunden  erhöht  sich  die  Strafe  von  der  dreizehnten  Stunde 
ab  auf  das  Doppelte.  ||  Diese  Strafbeträge  können  verdoppelt  werden,  wenn  eine 
derartige  Verzögerung  in  der  Abfahrt  durch  Verladung  von  Gütern  herbeigeführt 
worden  ist.  ||  Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  Strafen  bis  zu  gleicher  Höhe 
auch  für  Verspätungen  der  Abfahrt  an  den  Zwischenhäfen  festzusetzen.  |j  Die 
in  diesem  und  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Strafen  sollen  in 
keinem  Falle  die  Höhe  der  Vergütung  übersteigen,  welche  auf  die  betreffende 
Fahrt  bei  Zugrundelegung  des  im  Artikel  35  bestimmten  Satzes  für  die  See- 
meile entfallen  würde.  ||  Zur  Prüfung  der  planmäl^igen  Ausführung  der  Fahrten 
ist  nach  dem  jedesmaligen  Wiedereintreffen  eines  Dampfers  am  Anfangspunkte 
des  Kurses  ein  alle  erforderlichen  Angaben  enthaltender  beglaubigter  Auszug 
aus  dem  Schiffstagebuch  an  den  Reichskanzler  einzureichen.  Letzterer  ist  be- 
rechtigt, die  bezeichnete  Prüfung  auch  in  anderer  Weise  ausüben  zu  lassen. 
Sollte  aus  dem  Umstände,  dals  die  Dampfer  nicht  zur  fahrplanmälsigen  Zeit 
abgehen,  die  Notwendigkeit  eintreten,  die  Post  auf  einem  anderen  Wege  zu 
befördern,  so  hat  der  Unternehmer  in  allen  Fällen  die  baren  Auslagen  zu  er- 
setzen, welche  durch  diese  Beförderung  entstehen. 

Artikel  10. 
Der  Unternehmer  hat  zur  Ausführung  der  im  Artikel  1  bezeichneten 
Fahrten  Dampfer  in  einer  den  Anforderungen  des  Reichskanzlers  genügenden 
Zahl  einzustellen  und  zu  unterhalten.  ||  Von  diesen  Dampfern  sind  neu  zu  er- 
bauen und  in  die  chinesische  oder  die  japanische  Hauptlinie  spätestens  einzu- 
stellen : 
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Nr.  11948.  1  Dampfer  am  1.  Oktober  1899, 

^""'^•^^«^  1         „  „    1.  Januar  1900, 

3o.okt.i8P8.  1         „  „1-  September  1900, 

1         „  „1.  November  1900. 

Die  in  die  Fahrt  eingestellten  Dampfer  dürfen  olme  Genehmigung  des 
Reichskanzlers  zu  Falirten  auf  anderen  als  den  im  Vertrage  bezeichneten 
Linien  nicht  verwendet  werden. 

Artikel  11. 
Der  Bruttorauragehalt    der    neu  einzustellenden  Dampfer,    soweit  sie   zur 
dauernden  Verwendung   auf  den    Linien  bestimmt  sind,    soll   wenigstens    be- 
tragen: 

6000  Registertons  für  die  chinesische  und  die  japanische  Hauptlinie, 
5300  Registertons  für  die  australische  Hauptlinie, 
2  200  Registertons  für  die  Anschlulslinien. 

Artikel  12. 
Sämtliche  in  die  Linien  einzustellenden  Dampfer  dürfen  in  ihrer  Bauart 
und  Einrichtung,  namentlich  in  Bezug  auf  Sicherheit,  Bequemlichkeit  und 
Komfort  für  die  Reisenden,  sowie  hinsichtlich  der  Verpflegung  den  auf  den- 
selben Linien  laufenden  Postdampfern  anderer  Nationen  nicht  nachstehen  und 
müssen  insbesondere  den  nachstehenden  Anforderungen  entsprechen,  ||  Die 
Dampfer  sollen,  abgesehen  von  den  für  die  Schiffsbesatzung  und  den  zur  Auf- 
nahme der  Post  und  deren  etwaigen  Begleiter  bestimmten  Räumlichkeiten,  Ein- 
richtungen zur  Beförderung  von  Reisenden  dreier  verschiedener  Klassen  haben. 
Die  Räume  müssen  mit  allen  für  die  Reisenden  notwendigen  Gegenständen  aus- 
gerüstet sein.  In  den  Räumlichkeiten  der  dritten  Klasse  sind  Schlafeinrich- 
tuugen,  bestehend  aus  Matratze  und  Kopfkissen,  in  genügender  Anzahl  herzu- 
richten. Für  einzeln  reisende  Personen  weiblichen  Geschlechts  sind  besondere 
Abteilungen  herzurichten,  welche  verschliefsbar  sein  müssen.  ||  An  Bord  der 
Dampfer  der  Hauptlinien  soll  sich  ein  in  Deutschland  approbierter  Arzt  be- 
finden. II  Hinsichtlich  der  Einteilung  des  Schiffsraums  in  wasserdichte  Ab- 
teilungen, der  Ausrüstung  mit  Booten,  Rettungsgeräten  und  Sicherheitsrollen, 
der  Feuerlöscheinrichtungen,  der  Einrichtung  zur  Herstellung  von  Frischwasser, 
der  Ausstattung  mit  Arzneimitteln  müssen  die  Dampfer  den  Vorschriften  des 
Bundesrats  über  Auswandererschiffe  und  zwar  bezüglich  der  Schotteinteilung 
den  Vorschriften  für  Schnelldampfer  entsprechen.  Soweit  danach  bezüglich  der 
Prüfung  der  Schotteinteilung  der  Seeberufsgenossenschaft  oder  deren  Organen 
Befugnisse  vorbehalten  sind,  stehen  dieselben  für  die  Reichspostdampfer  dem 
Reichskanzler  zu.  Der  Reichskanzler  ist  befugt,  in  allen  Fällen  die  Vorlage 
von  Schwiramfähigkeitsberechnungen  zu  verlangen.  ||  Die  Dampfer  müssen  die 
von  der  Marineverwaltung  als  erforderlich  bezeichneten  Schiffspläne  an  Bord 
führen.  \\  Rücksichtlich   der  Anschlufslinien  bleibt   dem   Reichskanzler   die  Be- 
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fugnis    zur  Ermäfsigung    der    in  diesem  Artikel  gestellten  Anforderungen  vor-  Nr.  ims. 

behalten.  Deutsches 

Artikel  13.  3,.;tm8. 

In  die  Linien  einzustellende  neue  Dampfer  müssen  auf  deutschen  Werften 
und  thunlichst  unter  Verwendung  deutschen  Materials  gebaut  werden.  Hin- 
sichtlich des  Baues  und  der  Verwendbarkeit  im  Kriege  müssen  sie  den  dem 
Unternehmer  im  einzelnen  bekannt  gegebenen  Anforderungen  der  Reiclis- 
Marineverwaltung  entsprechen,  welche  auch  bei  Umbauten,  soweit  möglich,  zu 
berücksichtigen  sind.  ||  Die  Pläne  für  den  Bau  unterliegen  der  Genehmigung 
des  Reichskanzlers  und  sind  in  drei  Exemplaren  einzureichen.  (|  Die  Schiffe 
sind  zur  höchsten  Klasse  beim  Germanischen  Lloyd  zu  klassifizieren.  Die  an 
den  Dampfern  vorzunehmenden  gröfseren  Instandsetzungen  müssen,  soweit  thun- 
lich,  ebenfalls  auf  deutschen  Werften  zur  Ausführung  gelangen. 

Artikel  14. 
Der  Kohlenbedarf  für  die  in  die  Linien  einzustellenden  Dampfer  ist,  so- 
weit die  Einnahme  desselben  in  deutschen  Häfen  oder  in  dem  nach  Artikel  1 
anzulaufenden  niederländischen  oder  belgischen  Häfen  erfolgt,  ausschliefslich 
durch  deutsches  Erzeugnis  zu  decken.  Abweichungen  hiervon  sind  nur  mit 
Genehmigung  des  Reichskanzlers  zulässig.  In  denselben  Häfen  ist  der  Proviant 
thunlichst  aus  deutschen  Quellen  zu  beziehen. 

Artikel  15. 

Alle  in  die  Fahrt  einzustellenden  Dampfer  müssen  vorher  durch  Sach- 
verständige, welche  der  Reichskanzler  ernennt,  geprüft  und  als  den  Anforde- 
rungen genügend  anerkannt  sein.  ||  Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  diese 
Prüfung  während  der  Vertragsdauer  jederzeit  wiederholen  zu  lassen  und  auf 
Grund  des  Ergebnisses  der  Prüfung  ein  Schiff  für  ungeeignet  zu  erklären.  In 
letzterem  Falle  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  binnen  der  ihm  gestellten 
Frist  das  betreffende  Schiff  zurückzuziehen  und  für  einen  geeigneten  Ersatz 
nach  Mafsgabe  der  im  Artikel  16  getroffenen  Festsetzungen  zu  sorgen.  Kommt 
der  Unternehmer  dieser  Verpflichtung  nicht  nach,  so  hat  derselbe  für  jeden 
Tag  der  verspäteten  Einstellung  eines  geeigneten  Schiffes  eine  Strafe  von 
400  (vierhundert)  Mark  zu  zahlen.  \\  Die  in  Deutschland  und  den  betreffenden 
ausländischen  Häfen  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  amtlichen 
Besichtigungen  etc.  der  zur  Personenbeförderung  dienenden  Dampfschiffe  hat 
der  Unternehmer  unter  eigener  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Kosten  zu 
erfüllen. 

Artikel    16. 

Im  Falle  ein  auf  den  Vertragslinien  verwendetes  Schiff  in  Verlust  gerät, 
hat  der  Unternehmer  einen  neuen  Dampfer  zu  beschaffen  und  bis  zu  dessen 
Fertigstellung  für  den  ungestörten  Fortgang  des  Dienstes  Sorge  zu  tragen. 
Vorübergehend  können  in  solchem  Falle  sowie  bis  zur  Fertigstellung  der  nach 
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Nr.  11948.  Artikel  10  neu  zu  erbauenden  Schiffe  an  Stelle  der  letzteren  mit  Genehmigung 
Deutsches  ^^^  Reichskauzlers    auch  Schiffe    eingestellt  werden,    welche    nicht   allen  ver- 

Reich. 

3o.okt.i898.  tragsmäfsigen  Bedingungen  entsprechen.  []  Zum  Ersatz  eines  in  Verlust  ge- 
ratenen Schiffes  durch  einen  allen  Bedingungen  Genüge  leistenden  neuen 
Dampfer  wird  eine  Frist  von  20  Monaten  gewährt.  Erfolgt  der  Ersatz  in 
dieser  Zeit  nicht,  so  hat  der  Unternehmer  eine  Strafe  von  400  (vierhundert) 
Mark  für  jeden  Tag  der  verspäteten  Einstellung  des  Schiffes  zu  zahlen. 

Artikel  17. 
Im  Falle  einer  teilweisen  oder  vollständigen  Mobilmachung  der  Marine 
steht  es  dem  Reichskanzler  frei,  die  auf  den  Linien  verwendeten  Dampfer 
gegen  Erstattung  des  vollen  Wertes  anzukaufen  oder  gegen  Vergütung  sonst 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Ermittelung  des  Wertes,  beziehungsweise  die 
Feststellung  der  Vergütung  erfolgt  in  Gemäfsheit  der  Bestimmungen  im  §  24 
(beziehungsweise  §  23)  des  Gesetzes  über  die  Kriegsleistungen  vom  13.  Juni 
1873.  II  Ein  Verkauf  oder  eine  mietsweise  Überlassung  der  Dampfer  an  eine 
fremde  Macht  darf  ohne  Genehmigung  des  Reichskauzlers  nicht  stattfinden. 

Artikel  18. 
Die  Dampfer  führen  die  deutsche  Postflagge  nach  Mafsgabe  der  über  die 
Führung  derselben  durch  derartige  Scliiffe  bestehenden  Allerhöchsten  Be- 
stimmungen und  befördern  die  Post  nebst  den  etwaigen  Begleitern  ohne  be- 
sondere Bezahlung.  Letztere  sind  auch  unentgeltlich  zu  verpflegen,  und  zwar 
Beamte  wie  Reisende  I  Klasse  und  Unterbeamte  wie  Reisende  II.  Klasse. 
Jedem  Postbegleiter  ist  ein  besonderes  Zimmer  mit  angemessener  Ausstattung 
zur  Benutzung  zu  überweisen.  \\  Unter  Post  sind  alle  Briefbeutel,  Zeitungssäcke, 
Wertsendungen  und  Postpackete  zu  verstehen,  welche  den  Dampfern  von  der 
deutschen  Reichs-Postverwaltung  oder  von  den  in  Betracht  kommenden  aus- 
ländischen Postverwaltungen  zur  Beförderung  übergeben  werden.  ||  Alle  aus 
dem  Postbeförderungsdienste  herrührenden  Einnahmen  bezieht  das  Reich,  jj 
Werden  die  Dampfer  von  Postbeamten  nicht  begleitet,  so  ist  die  Post  seitens 
des  Schiffsführers  am  Anfangspunkte  der  Fahrt  und  an  den  Unterwegsorten 
gegen  Quittung  zu  übernehmen  und  in  einem  eigens  zu  diesem  Zwecke  her- 
gerichteten, gegen  Nässe,  Feuersgefahr  und  sonstige  Beschädigung  geschützten 
und  gehörig  gesicherten  Räume  während  der  Fahrt  unter  Verschluß  auf- 
zubewahren. Ingleichen  hat  der  Schiffsführer  in  dem  bezeichneten  Falle  die 
Verpflichtung,  die  übernommenen  Postsachen  an  den  betreffenden  Unterwegs- 
orten beziehungsweise  am  Endpunkte  der  Fahrt  an  die  zur  Empfangnahme 
derselben  berechtigten  Personen  abzuliefern.  ||  Die  Übernahme  und  die  Ab- 
lieferung der  Postsachen  hat  unter  Beachtung  der  in  dieser  Beziehung  von 
der  Reichs-Postverwaltung  erteilten  Vorschriften  zu  erfolgen.  Findet  eine  Be- 
gleitung der  Post  durch  Postbcamte  statt,  so  ist  den  Beamten  auüer  dem 
erwähnten  Aufbewahrungsraum  ein  geeigneter,  den  Anforderungen  der  Reichs- 
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Postverwaltung  entsprechender  heller  Raum  zur  Bearbeitung  der  Post  während  Nr.  ivm. 
der  Fahrt  postdieustinäfsig  einzurichten  und  zur  Verfügung  zu  stellen;  die  i^''"';»'^!'"^ 
Erleuchtung,  Heizung  und  Reinigung  dieses  Raumes  hat  der  Unternehmer  auf30.okt.i898. 
seine  Kosten  bewirken  zu  lassen.  Die  Übernahme  und  Ablieferung  der  Post- 
sachen liegt  in  diesem  Falle  den  Postbeamten  ob.  Jedoch  ist  der  Unter- 
nehmer verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Postbeamten  die  zur  Beförderung  der 
Postsäcke  zwischen  dem  Postdienstraum  und  dem  Aufbewahrungsraum  etc. 
erforderliche  Hilfe  durch  die  Schiffsmannschaft  zu  gewähren.  ||  Wenn  der 
Postbeamte  während  der  Fahrt  aus  irgend  einem  Grunde  verhindert  werden 
sollte,  seinen  Dienst  weiter  fortzusetzen,  so  hat  der  Unternehmer  die  volle 
Verantwortlichkeit  für  die  Postladung  zu  übernehmen  und  den  Postdienst  bis 
auf  weiteres  nacli  Mafsgabe  der  für  derartige  Fälle  von  der  Reichs-Postver- 
waltuug  erteilten  besonderen  Vorschriften  besorgen  zu  lassen.  |j  Auf  jedem 
Schiffe  mufs  auf  Kosten  des  Unternehmers  mindestens  ein  verschliefsbarer 
Briefkasten  angebracht  werden.  Sofern  eine  Begleitung  der  Dampfer  durch 
Postbeamte  nicht  stattfindet,  hat  der  Schiffsführer  durch  einen  von  ihm  zu 
bestimmenden  Schiffsoffizier  den  Briefkasten  rechtzeitig  leereu  und  die  darin 
vorgefundenen  Sendungen  nach  Mafsgabe  der  von  der  Reichs-Postverwaltung 
gegebenen  bezüglichen  Bestimmungen  behandeln  zu  lassen.  ||  Die  Einschiffung 
und  Landung  der  Post  hat  in  allen  Häfen  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Unter- 
nehmers zu  erfolgen.  |1  Die  Landung  der  Post  hat  sofort  nach  dem  Eintreffen 
der  Dampfer  in  dem  betreffenden  Hafenorte  beziehungsweise  auf  der  zu- 
gehörigen Rhede  zu  geschehen.  "Wenn  der  Dampfer  durch  Postbeamte  be- 
gleitet wird,  so  ist  der  erste  Beamte  in  jedem  Hafen  oder  Platze,  wo  Posten 
abzuliefern  oder  einzunehmen  sind,  sobald  und  so  oft  er  es  im  dienstlichen 
Interesse  für  notwendig  hält,  ans  Land  zu  befördern  und  von  dort  au  das 
Schiff  zurückzubringen,  entweder  gleichzeitig  mit  der  Post  oder,  wenn  der 
Beamte  dies  für  zweckmäfsig  halten  sollte,  ohne  die  Post,  und  zwar  in  einem 
angemessenen,  seetüchtigen,  mit  gehöriger  Mannschaft  und  Ausrüstung  ver- 
sehenen Boote. 

Artikel  19. 

Der  Unternehmer  darf  mit  den  Dampfern  keine  anderen  Briefe  oder 
sonstigen  postzwangspflichtigen  Gegenstände  befördern  lassen,  als  solche, 
welche  ihm  entweder  von  den  Postbehörden  überwiesen,  oder  die  mittelst  der 
im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Briefkasten  eingeliefert  worden  sind.  |j 
Der  Unternehmer  ist  auch  dafür  verantwortlich,  dafs  weder  von  den  Schiffs- 
führern noch  von  der  übrigen  Schiffsmannschaft  Briefe  und  sonstige  post- 
zwangspflichtige  Gegenstände  mitgenommen  werden.  Für  jede  Zuwiderhandlung 
hat  der  Unternehmer  den  Betrag  des  hinterzogenen  Portos  und  aufserdem 
nach  näherer  Festsetzung  der  Reichs-Postverwaltung  eine  Strafe  bis  zu  fünfzig 
Mark  zu  entrichten.  ||  Dem  Unternehmer  bleibt  es  jedoch  gestattet,  mit  seinen 
Agenten  und  Beauftragten  im  Auslände  mittelst  der  Schiffe  Briefsendungen 
auszutauschen,  ohne  dieselben  der  Post  zur  Beförderung  zu  übergeben, 
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Falls  ein  Dampfer  unterwegs  einen  Unfall  erleidet  und  aus  diesem  Grunde 

Reich. 


Nr,  ime.  Artikel   20. 

Deutsches 
Reich. 

30.  okt.1898.  die  Eeise  unterbrechen  mufe,  hat,  wenn  an  Bord  sich  ein  Postbeamter  befindet, 
dieser  in  Benehmen  mit  dem  Schiffsführer,  in  allen  anderen  Fällen  letzterer 
allein  für  die  Weiterbeförderung  der  Postladung  mit  dem  nächsten  deutschen 
oder  fremden,  nach  dem  Bestimmungsorte  der  Postsachen  fahrenden  oder  mit 
Zwischen-  beziehungsweise  Ankunftsplätzen  in  Verbindung  stehenden  Dampfer 
zu  sorgen.  Da  sich  in  dieser  Beziehung  ein  für  allemal  bestimmte  Vor- 
schriften nicht  erteilen  lassen,  so  müssen  der  Postbeamte  an  Bord  und  der 
Schiffsführer,  beziehungsweise  letzterer  allein,  je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles 
die  schnellste  Weiterbeförderungsgelegenheit  für  die  Post  wählen.  ||  Die  für 
diese  Weiterbeförderung  etwa  entstehenden  Kosten  fallen  stets  dem  Unter- 
nehmer zur  Last. 

Artikel  21. 

Der  Unternehmer  haftet  dem  Reiche  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Verlust,  Beschädigung  oder  verzögerte  Beförderung  von  Postsachen  in  der  Zeit 
zwischen  der  Einladung  und  der  Ausladung  entsteht,  in  demselben  Umfange, 
in  welchem  die  Reichs-Postverwaltung  durch  Gesetze  oder  Verträge  den  Ab- 
sendern von  Postsendungen  gegenüber  zum  Schadenersatze  verpflichtet  ist.  Die 
die  Haftverbindlichkeit  beschränkenden  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs 
finden  hierbei  keine  Anwendung.  Insbesondere  wird  die  Haftpflicht  des  Unter- 
nehmers für  Kostbarkeiten,  Gelder  und  Wertpapiere  nicht  dadurch  bedingt, 
dals  dem  Schiffsführer  beziehungsweise  Schiffsoffizier  diese  Beschaffenheit  oder 
der  Wert  bei  der  Einladung  angegeben  worden  ist.  Immerhin  wird  die  Post- 
verwaltung nach  Thunlichkeit  dafür  Sorge  tragen,  dafs  den  Schiffsführern  von 
dem  Vorliegen  bedeutender  Wertsendungen  bei  Zeiten  Mitteilung  gemacht 
wird.  Sofern  sich  ein  mit  der  Beaufsichtigung  der  Postladung  beauftragter 
Postbeamter  an  Bord  befindet,  soll  der  Unternehmer  jedoch  für  Verlust  oder 
Beschädigung  von  Postsachen  nur  dann  haften,  wenn  der  Schaden  entstanden 
ist :  1]  1.  durch  Schiffs-  oder  Seeunfall,  ausgenommen  allein  die  unabwendbaren 
Folgen  eines  Naturereignisses,  oder  ||  2.  durch  Handlungen  oder  Unterlassungen 
des  Unternehmers,  seiner  Leute  oder  der  Schiffsbesatzung,  oder  ||  3.  durch 
Handlungen  der  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Reisenden. 

Artikel  22. 
Für  die  Fahrten  auf  den  im  Vertrage  bezeichneten  Linien  dürfen  Verein- 
barungen mit  fremden  Regierungen  wegen  der  Postbeförderung  ohne  Genehmi- 
gung des  Reichskanzlers  nicht  abgeschlossen  werden. 

Artikel  23. 
Falls  der  Unternehmer  auf  den  im  Vertrage  bezeichneten  Linien  Schiffe 
für   besondere    eigene   Rechnung    fahren  läfet,   oder   sich   an  dem  Schiffahrts- 
betriebe anderer  Rhedereien  beteiligt,   und   der  Reichskanzler  Mafsuahmeu  für 
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notwendig  erachtet,    um    die  Vertragslinien  vor  Beeinträchtigung  in  ihren  Er-  Nr.  ii048. 
trägnisseu   zu    schützen,   ist   der  Unternehmer  verpflichtet,    diese  Mafsnahmen  ^ß^'^'^J'** 
durchzuführen.     Bei  dauernden  Zuwiderhandlungen  des  Unternehmers  gegen  dic30.Okt.i898. 
vom  Reichskanzler  getroffenen  Anordnungen   ist   dieser   berechtigt,    ohne  Ent- 
schädigung vom  Vertrage  zurückzutreten. 

Artikel  24. 
Die  Einnahme  an  Fracht-  und  Überfahrtgeldern  fällt  dem  Unternehmer 
zu.  Die  Festsetzung  der  Tarife  erfolgt  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichs- 
kanzler. II  Hinsichtlich  der  Veröffentlichung  der  Tarife,  sowie  deren  Abände- 
rungen hat  der  Unternehmer  die  etwa  ergehenden  Bestimmungen  des  Reichs- 
kanzlers zu  befolgen, 

Artikel   25. 

Der  Tarif  für  die  Güterbeförderung  soll  für  Bremen  und  Hamburg  völlig 
gleich  gehalten  werden.  Demgemäfs  hat  der  Unternehmer  die  Güter  zwischen 
Hamburg  und  Bremen  bis  zum  Postdampfer  oder  von  demselben  auf  dem 
Wasserwege  kostenfrei  und  ohne  Verzögerung  zu  befördern.  ||  Der  Unternehmer 
verpflichtet  sich,  an  denjenigen  Orten,  welche  der  Reichskanzler  bezeichnen 
wird,  Agenturen  zu  errichten  und  zu  unterhalten,  welche  als  Sammelstellen  für 
die  zur  Beförderung  mit  den  Postdampferlinien  aufgegebenen  Waren  bestimmt 
sind.  Diese  Agenturen  müssen  ermächtigt  sein,  auf  Verlangen  des  Absenders 
den  Vertrag  über  die  ganze  Beförderung  von  der  Sammelstelle  bis  zu  dem 
überseeischen  Bestimmungsorte  der  Frachtgüter  abzuschliefsen.  Hierbei  sind 
die  Tarife  so  zu  gestalten,  dafs  die  Gesamtfracht,  einschliefslich  der  Eisen- 
bahnfracht von  der  Sammelstelle  zum  Einschiffungshafen,  sich  bei  der  Beförde- 
rung über  Bremen  oder  Hamburg  nicht  höher  stellt,  als  bei  der  Beförderung 
über  den  nach  Artikel  1  anzulaufenden  niederländischen  oder  belgischen 
Hafen.  ||  Die  in  das  Konnossement  aufzunehmenden  allgemeinen  Bedingungen  für 
die  Güterbeförderung  sind  dem  Reichskanzler  zur  Genehmigung  vorzulegen.  [| 
Für  die  Beförderung  gefährlicher  Güter  sind  die  einschlägigen  Vorschriften  des 
Bundesrats  über  Auswandererschiffe  mafsgebend. 

Artikel  26. 
Der  Reichskanzler  ist  befugt,  landwirtschaftliche  Erzeugnisse,  die  mit 
denen  der  deutschen  Landwirtschaft  konkurrieren,  von  der  Einfuhr  durch  die 
Reichs-Postdampfer  nach  deutschen,  niederländischen  und  belgischen  Häfen 
auszuschließen.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  vom  Reichskanzler  getroffenen 
Bestimmungen  unterliegen  im  Einzelfalle  einer  vom  Reichskanzler  festzusetzen- 
den Strafe  bis  zu  3000  (dreitausend)  Mark,  und  berechtigen  bei  dauernder 
Wiederholung  den  Reichskanzler,  ohne  Entschädigung  vom  Vertrage  zurück- 
zutreten. 

Artikel  27. 

Wo  deutsche  oder  für  Deutschland  bestimmte  Güter  neben  ausländischen 
oder  für  das  Ausland  bestimmten  Gütern  zur  Versendung  gelangen,  haben  bei 
gleichzeitiger  Anmeldung  die  ersteren  den  Vorzug  in  der  Beförderung. 

19* 
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Nr.  11948.  Artikel  28. 

Deutsches  j)gj,   Unternehmer   ist  verpflichtet,  11  a)  die  im  Dienste  des  Reichs  oder 

Reich.  '11/ 

30.  Okt.  189S.  eines  Bundesstaats  reisenden  Beamten,  einschliefslich  der  im  Auslande  stehen- 
den Beamten,  die  sich  auf  Urlaub  begeben  oder  davon  zurückkehren,  ||  b)  die 
Ablösungsmannschaften  der  Kaiserlichen  Marine  und  der  Kaiserlichen  Schutz- 
truppen in  den  deutschen  Schutzgebieten,  sowie  die  wegen  Krankheit  oder  aus 
dienstlichen  Gründen  zurückgesandten  Angehörigen  der  Kaiserlichen  Marine 
und  der  Kaiserlichen  Schutztruppen,  ||  c)  "Waffen,  Munition,  Ausrüstungsgegen- 
stände und  Proviant  der  Kaiserlichen  Marine  und  der  Kaiserlichen  Schutz- 
truppen, sowie  sonstige  Sendungen  für  Rechnung  der  Reichsverwaltung  ||  gegen 
um  20  Prozent  ermäfsigte  Sätze  zu  befördern.  Jedoch  darf  die  Zahl  der 
unter  b  erwähnten  Mannschaften  auf  demselben  Schiffe  ohne  Zustimmung  des 
Unternehmers  nicht  über  65  (fünfuudsechszig)  hinausgehen.  ||  Die  Versendungen 
unter  a,  b  und  c  sind,  wenn  ihre  Anmeldung  mindestens  vier  Wochen  vor 
Abgang  der  Schiffe  erfolgt,  unter  allen  Umständen  zu  berücksichtigen  und 
haben  auch  nach  dieser  Frist  ein  Vorrecht  vor  anderen  gleichzeitig  oder 
später  zur  Beförderung  angemeldeten  Personen  oder  Sachen.  ||  Eine  gleiche 
Preisermäfsigung  für  die  Beförderung  von  Personen  und  Sachen  ist  denjenigen 
Vereinen,  die  für  Zwecke  der  Kraukenpflege  oder  der  Mission  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  wirken  und  für  welche  der  Reichskanzler  diese  Vergünstigung 
in  Anspruch  nimmt,  sowie  für  wissenschaftliche  Sendungen  zu  gewähren. 

Artikel  29. 
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  Personen,  welche  zum  Zwecke  der 
Strafverfolgung  oder  Strafvollstreckung  einer  deutschen  Behörde,  oder  deutscher- 
seits einer  fremden  Behörde  tiberliefert  werden  sollen,  unter  nachfolgenden 
Bedingungen  zu  befördern.  |)  Diese  Personen,  mögen  sie  von  einem  Polizei- 
beamten begleitet  sein  oder  nicht,  sind  während  der  Fahrt  der  Regel  nach  in 
einer  verschlossenen  Kammer  unterzubringen.  ||  Dem  Schiffsführer  (oder  im 
Falle  einer  amtlichen  Begleitung,  dem  begleitenden  Beamten  nach  vorherigem 
Benehmen  mit  dem  Schiffsführer)  bleibt  es  überlassen,  ein  zeitweiliges  Ver- 
weilen dieser  Personen  auf  Deck  unter  Aufsicht  zu  gestatten.  ||  Die  Beförde- 
rung derartiger  Personen  nebst  etwaigem  Begleiter  ist  auf  Verlangen  der  zu- 
ständigen inländischen  Behörden  oder  im  Auslande  der  Gesandten  und  Konsuln 
des  Reichs  zu  den  tarifmäfsigen  Sätzen  zu  übernehmen.  Auf  ein  und  derselben 
Fahrt  sollen  ohne  Zustimmung  des  Unternehmers  mehr  als  vier  derartige 
Personen  nicht  befördert  werden.  ||  Aufser  den  Gefangenen  sind  auf  Ersuchen 
der  genannten  Behörden  auch  die  Untersuchungsakten  und  beschlagnahmten 
Beweisstücke  mitzubefördern ,  ohne  dafs  hierfür  eine  besondere  Vergütung  ge- 
währt wird. 

Artikel  30. 

Die    von    dem    Unternehmer   für    den   Betrieb   der   Postdampferlinie    an- 
gestellten  Personen,    einschliefslich    der   in    ausländischen   Plätzen    bestellten 
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Agenten,  sollen,  soweit  durch  besondere  Verhältnisse  nicht  Ausnahmen  geboten  Nr.  11948. 
sind,    deutsche  Reichsangehörige  sein.  ||  An    solchen  Orten  des  Auslandes,    in     ^jt^ich^^ 
denen  der  Unternehmer  Agenten  unterhält,  sollen  letztere   auf  Verlangen  desso.okt.isos. 
Reichskanzlers  verpflichtet  sein,    Postdienstgeschäfte    nach  Mafsgabe  der  von 
der  Reichs-Postverwaltung  zu  erteilenden  näheren  Vorschriften   wahrzunehmen. 
Die    für    solche    Dienstverrichtuugen    unter    Umständen    zu    gewährende    Ver- 
gütung   wird    von    der    Reichs-Postverwaltung    festgesetzt.    ||  Schiifsführer   und 
sonstige    im    Betriebe    der    Postdamjiferlinien    Angestellte ,    welche    einer    er- 
heblichen  Verletzung   oder   Vernachlässigung   der  ihnen   obliegenden  Pflichten 
sich  schuldig  machen,   sind   aus   dem  Dienstbetriebe   der  Postdampferlinicn  zu 
entfernen,  sofern  der  Reichskanzler  auf  Grrund  des  Ergebnisses  der  anzustellen- 
den Untersuchung  dies  verlangt. 

Artikel  31. 

Die  zur  Deckmannschaft  und  zum  Maschinenpersonale  gehörige  Besatzung 
der  Dampfer,  soweit  sie  im  Inland  angemustert  ist  und  nicht  aus  Minder- 
jährigen besteht,  mufs  aus  Angehörigen  des  Beurlaubtenstandes  der  Kaiserlichen 
Marine  oder  aus  solchen  Personen  bestehen,  die  sich  schriftlich  verpflichten, 
als  Kriegsfreiwillige  in  den  Dienst  der  Marine  tiberzutreten,  wenn  der  Dampfer 
bei  einer  teilweisen  oder  vollständigen  Mobilmachung  von  der  Marine  gekauft, 
gemietet  oder  requiriert  wird.  ||  Farbige  Mannschaften  dürfen  auf  der  austra- 
lischen Hauptlinie  überhaupt  nicht ,  auf  der  chinesischen  und  japanischen 
Hauptlinie  aber  nur  für  den  Dienst  in  den  Maschinen-  und  Kesselräumen 
insoweit  verwendet  werden,  als  die  Verwendung  europäischer  Mannschaften 
aus  gesundheitlichen  Rücksichten  unthunlich  ist.  ||  Ausnahmen  von  den  vor- 
stehenden Bestimmungen  sind  nur  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  zu- 
lässig. II  Für  jede  Person  der  Besatzung,  die  nach  dem  1,  April  1899  diesen 
Bestimmungen  zuwider  länger  als  drei  Monate  hintereinander  oder  in  Zwischen- 
räumen an  Bord  der  Dampfer  Dienst  thut,  verwirkt  der  Unternehmer  eine 
Strafe  von  100  (einhundert)  Mark  für  den  Kopf  und  die  Zeitdauer  von  je 
drei,  auch  nur  angefangenen,  Monaten.  ||  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  zur 
Überwachung  der  Einhaltung  dieser  Bestimmungen  den  Seemannsämtern  auf 
deren  Verlangen  die  Musterrollen  und  die  Personalausweise  der  Mannschaft 
jederzeit  vorlegen  zu  lassen. 

Artikel  32. 

Auf  jedem  Dampfer  wird  ein  Beschwerdebuch  ausgelegt.  ||  Bei  Verab- 
reichung neuer  Beschwerdebücher  werden  die  alten  eingefordert  und  zurück- 
gelegt, sobald  alle  in  denselben  befindlichen  Beschwerden  ihre  Erledigung  ge- 
funden haben.  ||  Das  Beschwerdebuch  wird  von  dem  mit  der  Aufbewahrung 
desselben  beauftragten  Schiflsoffizier  den  Reisenden  auf  Verlangen  verabfolgt. 
Die  niedergeschriebenen  Beschwerden  sind  von  dem  Schiffsführer  sogleich 
gründlich  zu  untersuchen.  Demnächst  hat  derselbe  unter  Eiureichung  der 
Beschwerde  in  beglaubigter  Abschrift  und  der  etwaigen  Verhandlungen  an  den 
Reichskanzler  Bericht  zu  erstatten,  damit  der  Sachverhalt  geprüft  und  die  Er- 


294  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  11948.  ledigung  der  Beschwerde  veranlagt  werden  kann.  ||  In  allen  für  die  Reisenden 

'^Retch*^   der  verschiedenen  Klassen  bestimmten  gemeinsamen   Räumen  ist  durch  einen 

30. Okt.  1898. Anschlag  ersichtlich  zu  machen,   welcher  Schiffsoffizier  mit  der  Aufbewahrung 

des  Beschwerdebuchs  und  der  Verabfolgung  desselben  an  die  Reisenden  beauf- 

''^^'  ''''  Artikel  33. 

Der  Reichskanzler  behält  sich  vor,  jederzeit  —  in  Häfen  oder  auf  der 
Fahrt  —  den  Zustand  des  Dienstes  durch  einen  Beauftragten  prüfen  zu  lassen. 
Letzterem  ist  auf  sein  Verlangen  ungehinderter  Zutritt  zu  allen  Schiffsräumen 
zu  gestatten  und  in  allen  geforderten  Beziehungen  Aufschlufs  zu  erteilen.  ||  Die 
Beförderung  und  Verpflegung  des  Beauftragten  auf  den  Schiffen  erfolgt  gegen 
Entrichtung  des  Überfahrtgeldes  (Artikel  28,  Ziffer  a);  jedoch  ist  dem  Beauf- 
tragten stets  ein  besonderes  Zimmer  zuzuweisen. 

Artikel  34. 
Die  regelmäisigen  Fahrten  auf  der  neu  einzurichtenden  japanischen  Haupt- 
linie müssen  spätestens  im  Laufe  des  April  1899  beginnen.    Geschieht  solches 
nicht,  so  hat  der  Unternehmer  für  jeden  Tag  der  Verspätung  eine  Strafe  von 
400  (vierhundert)  Mark  zu  zahlen. 

Artikel  35. 
Für    die    Erfüllung   der   übernommenen   Verbindlichkeiten    empfängt   der 
Unternehmer  vom  1.  April  1899  ab  aus  der  Reichskasse  eine  Vergütung  von 
jährlich    5  590  000    (fünf   Millionen    fünfhundert    und    neunzigtausend)     Mark, 
zahlbar    in   monatlichen  Teilbeträgen   am  letzten  Tage  jedes  Monats.  |1  Diese 
Vergütung  wird  insoweit  gekürzt,    als    die  vertragsmäfsig  bedungenen  Fahrten 
nicht  zur  Ausführung   gekommen    sind.     Die  Kürzung  erfolgt  —  sei  es,    dafs 
eine  Fahrt  ganz  oder  teilweise  ausgefallen  ist  —  in  der  "Weise,  dafe  für  jede 
gegenüber    dem  Fahrplane    zu    wenig    zurückgelegte  Seemeile    der  Betrag  von 
5,40  Mark  von  den  nächstfälligen  Monatsbeträgen  zur  Reichskasse  einbehalten 
wird.      Für    die   Berechnung    der   Entfernungen    sind    die    im   Fahrplan    ent- 
haltenen Festsetzungen  der  Seemeilenzahl  mafsgebend.  ||  Die  von   dem  Unter- 
nehmer eintretendenfalls  auf  Grund  der  Artikel  8,  9,  15,  16,  19,  26,  31  und 
34    zu    zahlenden    Geldstrafen,    welche    der  Reichskanzler    endgültig   festsetzt, 
sowie   die  nach  Artikel  20  und   21    zu  erstattenden  Beförderungskosten  und 
Entschädigungen  werden   —   unbeschadet  der  Bestimmung  im  Artikel  37  — 
von  dem  zunächst  fällig  werdenden  Vergütungsbetrage  einbehalten.  ||  Wenn  der 
Reichskanzler  das   Anlaufen   noch    anderer   als    der    im  Artikel  1    benannten 
Häfen  anordnet,  so  soll,  wenn  die  dadurch  entstehende  Verlängerung  oder  Ver- 
kürzung des  Kurses  (die  Hin-  und  Rückreise   zusammengenommen)   gegenüber 
dem  beim  Inkrafttreten   dieses  Vertrags  geltenden  Fahrplane  nicht  mehr  als 
250  Seemeilen  beträgt,  eine  Änderung  in  der  Höhe  der  Vergütung  nicht  ein- 
treten.    Beträgt  dagegen  die  Verlängerung  oder  Verkürzung  des  Kurses  mehr 
als  250  Seemeilen,  so  wird  für  jede  im  Vergleiche  zu  dem  bezeichneten  Fahr- 
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plane     mehr    oder     weniger    zurückzulegende    Seemeile    die    Vergütung    um  Nr.  11948. 

^  Deutsches 

5,40  Mark  erhöht  beziehungsweise  gekürzt.  Reich. 

30.  Okt.  1898. 

Artikel  36. 

Der  Unternehmer  hat  über  die  Schiffe,  welche  auf  den  nach  diesem  Ver- 
trage zu  unterhaltenden  Linien  verwendet  werden,  gemäfs  den  bisher  bei  ihm 
üblich  gewesenen  Grundsätzen  eine  Sonderrechnung  zu  führen.  In  dieser  sind 
den  Einnahmen  (Einnahmen  aus  dem  Personen-  und  Frachtverkehr,  etwaige 
Vergütungen  für  das  Anlaufen  fremder  Häfen  und  Reichsbeihülfe)  folgende 
Ausgabebeträge  gegenüberzustellen.  ||  1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Unter- 
haltungskosten, II  2.  1  Prozent  vom  Buchwerte  der  Schiffe  als  General- 
unkosten, II  3.  4  Prozent  Versicherungsprämie  vom  Buchwerte  der  Schiffe.  || 
4.  5  Prozent  Abschreibung  vom  Anschaffungswerte  der  Schiffe  und  20  Prozent 
Abschreibung  vom  Anschaffungswerte  der  Ausrüstung  der  Schiffe.  ||  5.  5  Prozent 
von  dem  nach  Vornahme  der  Abschreibungen  (4.)  verbleibenden  Überschusse 
für  den  gesetzlichen  Reservefonds  des  Unternehmers,  so  lange  dieser  Fonds 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Höhe  nicht  erreicht  hat,  i|  6.  IV2  Prozent  vom 
Anschaffungswerte  der  Schiffe  für  den  Erneuerungsfonds  des  Unternehmers.  || 
Ergiebt  sich  hiernach  ein  Überschufs,  so  verbleibt  derselbe  bis  zur  Höhe  von 
5  Prozent  des  Buchwerts  der  Schiffe  dem  Unternehmer.  An  einem  etwaigen 
Mehrbetrage  des  Überschusses  nimmt  das  Reich  zur  Hälfte  teil,  insoweit  nicht 
in  den  beiden  voraufgegangenen  Jahren  der  dem  Unternehmer  verbliebene 
Überschufs  weniger  als  jährlich  5  Prozent  vom  Buchwerte  der  Schiffe  be- 
tragen hat.  In  letzterem  Falle  ist  zunächst  der  Minderbetrag  aus  dem  Über- 
schusse des  abgelaufenen  Jahres  zu  decken.  Der  Gewinnanteil  des  Reichs  ist, 
sofern  der  Reichskanzler  nicht  anderes  bestimmt,  •  am  Schlüsse  jedes  Jahres 
an  die  Reichskasse  abzuführen.  ||  Bis  zur  Höhe  des  dem  Reiche  im  Durch- 
schnitte der  letzten  drei  Jahre  zugeflossenen  Gewinnanteils  kann  der  Reichs- 
kanzler für  die  Zukunft  weitere  oder  erhöhte  Leistungen  zur  Durchführung 
der  in  diesem  Vertrage  verfolgten  Zwecke  vom  Unternehmer  verlangen.  ||  Dem 
Reichskanzler  steht  es  jederzeit  frei,  von  den  Geschäftsbüchern  des  Unter- 
nehmers Einsicht  zu  nehmen. 

Artikel  37. 

Zur  Sicherstellung  der  Erfüllung  der  aus  diesem  Vertrage  sich  ergeben- 
den Verbindlichkeiten  bestellt  der  Unternehmer  dem  Reiche  eine  Kaution  von 
500000  (füufhunderttausend)  Mark  durch  Verpfändung  von  Schuldverschrei- 
bungen des  Reichs  oder  eines  Bundesstaats,  welche  nach  dem  Nennwerte  zu 
berechnen  sind.  Die  Schuldverschreibungen  sind  nebst  Talons  und  den  über 
vier  Jahre  hinausreichenden  Zinsscheinen  bei  der  Reichs-Hauptkasse  zu  hinter- 
legen. II  Diese  Kaution  soll  dem  Reiche  dergestalt  haften,  dals  der  Reichs- 
kanzler berechtigt  ist,  wegen  der  Forderungen  des  Reichs  aus  dem  gegen- 
wärtigen Vertrag  an  Kapital  und  Zinsen,  nötigenfalls  auch  wegen  der  Strafen, 
sowie    wegen    der    durch  Ermittelung    der  Schäden   entstehenden  gerichtlichen 
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Nr.  11948.  und  aulsergerlchtllchen  Kosten  durch  sofortigen  aufsergerichtlichen  Verkauf  der 
Keich.     Wertpapiere   an    einer  innerhalb   des  Reichsgebiets  belegenen  Börse  Befriedi- 

io.  Okt.  1898.  gupg  2u  suchen,  insofern  der  Unternehmer  der  schriftlichen  Aufforderung  des 
Reichskanzlers  zur  Zahlung  nicht  innerhalb  eines  von  dem  letzteren  fest- 
zusetzenden Zeitraums  nachkommen  sollte.  Der  Unternehmer  ist  in  solchem 
Falle  verpflichtet,  die  ihm  belassenen,  noch  nicht  fälligen  Zinsscheine  dem 
Reichskanzler  auszuantworten.  ||  Die  Kaution  ist  von  dem  Unternehmer  dem- 
nächst binnen  Monatsfrist  wieder  auf  die  ursprüngliche  Höhe  zu  ergänzen. 
Im  Unterlassungsfälle  ist  der  Reichskanzler  berechtigt,  die  Ergänzung  durch 
Einbehaltung  des  erforderlichen  Betrags  von  der  zunächst  fällig  werdenden 
Vergütung  zu  veranlassen,  jj  Nach  Ablauf  dieses  Vertrags  wird  die  Kaution 
oder  der  nicht  in  Anspruch  genommene  Teil  derselben  dem  Unternehmer 
zurückgegeben,  sobald  feststeht,  dafs  derselbe  aus  dem  Vertrage  nichts  mehr 
zu  vertreten  hat. 

Artikel   38. 

Der  Unternehmer  darf  ohne  schriftliche  Genehmigung  des  Reichskanzlers 
das  Unternehmen  weder  an  Andere  überlassen  noch  ganz  oder  teilweise  in 
Afterpacht  geben.  Geschieht  solches  dennoch,  so  ist  der  Reichskanzler  —  un- 
beschadet der  von  ihm  etwa  zu  erhebenden  Schadenersatzansprüche  —  be- 
rechtigt, sofort  ohne  jede  Entschädigung  des  Unternehmers  von  dem  Vertrage 
zurückzutreten. 

Artikel  39. 

Dieser  Vertrag  erstreckt  sich  vom  1.  April  1899  ab  auf  fünfzehn  Jahre 
und  tritt  zu  diesem  Zeitpunkte  an  die  Stelle  des  unterm  3./4,  Juli  1885  ab- 
geschlosseneu Vertrags  und  des  dazu  gehörigen  Nachtrags  vom  15./10.  Mai 
1893.  jl  Die  Verpflichtungen  des  Unternehmers  aus  diesem  Vertrage  sind  je- 
doch erst  dann  beendigt,  wenn  die  Aus-  und  die  Rückreise  des  letzten  bis 
zum  Schlüsse  des  Monats  März  1914  aus  einem  der  deutschen  Abgangshäfen 
abgelassenen  Dampfers,  sowie  die  zugehörigen  Fahrten  auf  den  Anschlufslinien 
ausgeführt  sind.  ||  Über  die  etwaige  Fortsetzung  des  Vertrags  über  den  Zeit- 
raum von  fünfzehn  Jahren  hinaus  wird  eintretendenfalls  eine  besondere  Ver- 
ständigung mit  dem  Unternehmer  stattfinden. 

Artikel  40. 
Sofern  sich  der  Unternehmer  Vertragswidrigkeiten  irgend  einer  der  in 
den  Artikeln  8  und  9  bezeichneten  Arten  auf  einer  Linie  in  einem  Jahre  bei 
mehr  als  der  Hälfte  der  fahrplanmäfsigen  Fahrten  hat  zu  schulden  kommen 
lassen,  oder  sobald  auf  einer  Linie  mehr  als  drei  fahrplanmäfsige  Fahrten 
hintereinander  ausgefallen  sind,  und  dieses  Ausfallen  nicht  durch  Krieg  oder 
höhere  Gewalt,  oder  einen  ungeachtet  der  Anwendung  gehöriger  Sorgfalt  un- 
vermeidlich gewesenen  Unfall  verursacht  ist,  steht  dem  Reichskanzler  das 
Recht  zu,  entweder  den  Betrieb  mit  den  in  die  Linien  eingestellten  Schüfen 
für    Rechnung    und    auf   Gefahr    des  Unternehmers  zu  übernehmen   oder  aber 
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ohne   jede  weitere  Entschädigung  des  Unternehmers  als  für  die  ausgeführten  Nr.  um. 
Fahrten  von  dem  gegenwärtigen  Vertrage  zurückzutreten.  Deutsches 

Keich. 
30.  Okt.  1898. 

Artikel  41. 
Erachtet  der  Reichskanzler  in  der  Zahl  der  Fahrten  oder,  abgesehen  von 
dem  Falle  des  Artikels  5,  in  der  Fahrgeschwindigkeit  der  Dampfer  eine 
Änderung  für  notwendig,  so  ist  der  Unternehmer  verpHiclitet,  die  entsprechen- 
den Einrichtungen  gegen  angemessene  Vergütung  zu  treffen.  ||  Kann  in  diesem 
sowie  in  dem  im  Artikel  36,  vorletzter  Absatz,  vorgesehenen  Falle  eine' 
Einigung  zwischen  den  vertragschliefsenden  Teilen  über  die  Höhe  der  für  die 
anderweit  auszuführenden  Leistungen  zu  zahlenden  Vergütung  nicht  erzielt 
werden,  so  soll  hierüber  ein  Schiedsgericht  endgültig  entscheiden.  Letzteres 
soll  eintretendenfalls  in  der  Weise  gebildet  werden,  dafs  jeder  Teil  zwei 
Schiedsrichter  bestellt  und  von  sämtlichen  Schiedsrichtern  ein  Obmann  ge- 
wählt wird.  Können  die  Schiedsrichter  sich  über  die  Person  des  Obmanns 
nicht  einigen,  so  wird  derselbe  von  dem  Präsidenten  des  hanseatischen  Ober- 
landesgerichts ernannt. 

Artikel  42. 
Der  Reichskanzler  kann  sich  in  der  Ausübung  der  ihm  durch  diesen 
Vertrag  eingeräumten  Befugnisse  durch  Beamte  oder  Behörden  des  Reichs 
ganz  oder  teilweise  vertreten  lassen.  Die  betreffenden  Beamten  oder  Behörden 
werden  von  dem  Reichskanzler  eintretendenfalls  dem  Unternehmer  scliriftlich 
bezeichnet  werden. 

Artikel  43. 

Streitigkeiten,  welche  aus  dem  gegenwärtigen  Vertrag  entspringen,  sind 
von  den  vertragschlieisenden  Teilen  einem  Schiedsgerichte  zur  Entscheidung 
zu  unterbreiten,  welclies  in  der  im  Artikel  41  angegebenen  Weise  zu  bilden  ist. 

Artikel  44. 
Den  gesetzlichen    Stempel    für   die  Ausfertigungen    und  Ergänzungen  des 
Vertrags  trägt  der  Unternehmer.  ||  Urkundlich  ist  gegenwärtiger  Vertrag  zwei- 
fach   gleichlautend    ausgefertigt    und    von    beiden   Teilen    unterschrieben    und 
untersiegelt  worden. 

So  geschehen 

Berlin,  den  30.  Oktober  1898.  Bremen,  den  12.  September  1898. 

(L.S )             ^^^  Reichskanzler.  Norddeutscher  Lloyd. 

Fürst  zu  Hohenlohe.  ^   '  ''       Wiegand.     Bremermann. 
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Nr.  11949.  DEUTSCHES  reich  und  PERU.  —  Vereinbarung 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  iind  Peru,  betreffend 
die  Stellung  der  deutschen  Konsuln  in  Peru  und 
der  peruanischen  Konsuln  in  Deutschland. 

Lima,  28.  Juni  1897. 

Nr.  119-19.  Nachdem  die  Unterzeichneten,  Otto  G.  Zembsch,  Ministerresident  des 

^Eekh  ^  Deutschen   Reichs,   und  Enrique    de   la  Riva  Agüero,   Minister   der   aus- 

und  Pero.  wärtigeu  Angelegenheiten  von  Peru,  zusammengekommen  waren,  erklärte  der 
'erstere:  dafs  die  Stellung,  in  welcher  sich  gegenwärtig  die  konsularischen 
Beamten  Deutschlands  in  Peru  und  Perus  in  Deutschland  befinden,  nicht  ganz 
geregelt  sei,  weil  die  beiden  Staaten  keine  Konsularkonvention  oder  anderen 
Vertrag,  der  sie  ersetzte,  abgeschlossen  haben,  was  geeignet  sei,  die  Ausübung 
der  Dienstobliegenheiten  der  genannten  Beamten  zu  erschweren;  daiä  er  glaube, 
wie  die  wohlverstandenen  Interessen  beider  Länder  erfordern,  dafs,  unbeschadet 
der  Diskussion  des  Projekts  eines  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrags, welches  er  die  Ehre  gehabt  habe  vorzulegen,  und  in  welchem  das  auf 
den  Konsulardienst  Bezügliche  enthalten  sei,  weil  diese  Diskussion  ihrer  Natur 
gemäfs  langwierig  sei,  dieser  Dienst  inzwischen  geregelt  werde;  dafs  er  zu 
diesem  Zwecke  und  mit  der  erforderlichen  Ermächtigung  im  Namen  seiner 
Regierung  beantrage,  die  folgende  Erklärung  abzugeben,  wie  dies  in  analogen 
Fällen  schon  früher  geschehen  sei:  „Die  konsularischen  Beamten  aller  Kate- 
gorien Deutschlands  in  Peru  und  Perus  in  Deutschland  sollen  in  dem  Gebiete 
des  anderen  Staates,  solange  bis  zwischen  beiden  Ländern  ein  ausdrücklicher 
Vertrag  über  diesen  Gegenstand  geschlossen  wird  und  gesetzlich  in  Kraft  tritt, 
gegenseitig  die  gleichen  Gerechtsame,  Befreiungen  und  Vergünstigungen  ge- 
nießen, wie  sie  denjenigen  der  meistbegünstigten  Nation  gewährt  worden  sind 
oder  hinfort  gewährt  werden  mögen."  Der  Herr  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  erklärte:  dafs  er,  die  Zweckmäfsigkeit  der  vorstehenden  Er- 
klärung anerkennend,  diese  im  Namen  seiner  Regierung  annehme,  und  infolge 
dessen  kamen  die  Unterzeichneten  überein,  sie  in  dem  gegenwärtigen  Proto- 
kolle niederzulegen  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  nur  Wirkung  haben 
werde  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  durch  einen  besonderen  Akt  ihre 
Ratifikation,  gemäfs  den  betreffenden  Gesetzen  der  beiden  Staaten,  stattfinde. 
Die  Unterzeichneten  kamen  ebenfalls  darin  überein,  dafs,  falls,  während  diese 
Übereinkunft  in  Kraft  sei,  einer  der  Verträge  oder  eine  Konvention  aufser 
Kraft  träte,  welche  in  dem  einen  oder  anderen  Lande  als  Regel  für  die  An- 
wendung der  genannten  Erklärung  dienen  könnte,  diese  Übereinkunft  von 
selbst  aufhören  solle,  wirksam  zu  sein  mit  Bezug  auf  jenen  Vertrag.  Doppelt 
ausgefertigt  in  deutscher  und  spanischer  Sprache,  in  Lima,  am  acht  und 
zwanzigsten  Juni  des  Jahres  Eintausend  Achthundert  Sieben  und  Neunzig. 
(L.  S.)  Zembsch. 
(L.  S.)     E.  de  la  Riva  Agüero. 
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Denkschrift,  Nr.  11949. 

dem  Deutschen  Reichstage  bei  Einbringung  vorstehenden  Vertrages  vorgelegt,  ^ß*-^,^*^ 

Zwischen  der  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  der  Regierung  ^^^j^^^^gl^'^ 
des  Freistaates  Peru  sind  Verhandlungen  wegen  Abschlusses  eines  Handels- 
vertrags eingeleitet.  Diese  Verhandlungen  haben  zu  einem  abschliefsenden 
Ergebnisse  bisher  noch  nicht  geführt.  Dagegen  ist  von  den  Unterhändlern 
die  hier  vorliegende  Vereinbarung  geschlossen  worden,  durch  welche  die 
Stellung  der  beiderseitigen  Konsuln  vorab  geregelt  werden  soll.  Den  Konsuln 
werden  darin  gegenseitig  die  gleichen  Gerechtsame,  Befreiungen  und  Ver- 
günstigungen zugestanden,  wie  sie  denjenigen  der  meistbegünstigten  Nation 
gewährt  worden  sind  oder  hinfort  gewährt  werden  mögen.  ||  Diese  Verein- 
barung hat  inzwischen  die  Genehmigung  des  peruanischen  Kongresses  und  die 
Zustimmung  des  Präsidenten  des  Freistaates  erhalten. 

Berlin,  den  28.  April  1898. 


Nr.  11950.  ÖSTERREICH  und  SACHSEN.  —  Vertrag  betreffend 
mehrere  Eisenbahnanschlüsse  an  der  österreichisch- 
sächsischen Grenze, 

Wien,  27.  November  1898. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Nr.  11950. 
Apostolischer  König  von  Ungarn  ||  und  ||  Seine  Majestät  der  König  von  „„a  Sachsen. 
Sachsen,  ||  geleitet  von  dem  Wunsche,  die  Eisenbahnverbindungen  zwischen 27. nov.i898. 
den  beiden  Staatsgebieten  zu  erweitern,  haben  zum  Behufe  einer  hierüber  zu 
treffenden  Vereinbarung  zu  Bevollmächtigten  ernannt:  ||  Seine  Majestät  der 
Kaiser  von  Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn  ||  Allerhöchstihren  geheimen  Rat,  Eisenbahnminister  Dr.  Heinrich 
Ritter  v.  Wittek  und  ||  Allerhöchstihren  Ministerialrat  im  Finanzministerium 
Dr.  Friedrich  Freiherrn  von  Raymond  ||  und  ||  Seine  Majestät  der  König 
von  Sachsen  ||  Allerhöchstihren  aufserordentlichen  Gesandten  und  bevollmäch- 
tigten Minister  bei  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  von  Österreich,  König  von 
Böhmen  etc.  und  Apostolischen  König  von  Ungarn  Rudolf  Karl  Caspar  Grafen 
Rex,  II  Allerhöchstihren  Ministerialdirektor  im  Finanzministerium,  geheimen 
Rat  Otto  Theodor  Meusel  und  ||  Allerhöchstihren  vortragenden  Rat  im  Finanz- 
ministerium, geheimen  Rat  Dr.  Paul  Hermann  Ritterstädt,  ||  von  welchen 
nach  geschehener  Mitteilung  und  gegenseitiger  Anerkennung  ihrer  Vollmachten 
unter  dem  Vorhalte  der  Ratifikation  der  nachstehende  Vertrag  verabredet  und 
abgeschlossen  worden  ist. 

Artikel  I. 

Die  kaiserlich -königlich  österreichische  und  die  königlich  sächsische 
Regierung  sind  übereingekommen,  Eisenbahnverbindungen,  und  zwar:  ||  1.  von 
Rofsbach  nach  Adorf,  ||  2.  von  Friedland  über  Hermsdorf  nach  Markers- 
dorf,  II  3.  von  Nixdorf  über  Karolinsthal  nach  Schnitz,  ||  4.  von  Schluckenau 
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Nr.  11950.  nach    Solilaud  und  ||  5.  von   Rumburg    nach   Warnsdorf  |(  zuzulassen    und    zu 

Österreich    ,,..     , 

und  Sachsen,  fordern. 

27.Noy.i89s.  Artikel  II. 

Für  den  Fall,  als  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  die  im 
Artikel  I,  Z.  1  genannte  Eisenbahnverbindung  auf  Grund  einzuholender  gesetz- 
licher Ermächtigung  für  Rechnung  des  Staates  auszuführen  und  zu  betreiben 
beabsichtigen  sollte,  erklärt  die  königlich  säclisische  Regierung  ihre  Zustimmung, 
dafs  der  Bau  und  Betrieb  der  auf  sächsischem  Staatsgebiete  gelegenen  Strecke 
bis  zur  Grenze  von  der  kaiserlich -königlich  österreichischen  Staatseisenbahn- 
verwaltung geführt  werde.  ||  Sollte  jedoch  die  kaiserlich-königlich  österreichische 
Regierung  vorziehen,  zunächst  den  Bau  dieser  Bahnlinie  im  Wege  der  Kon- 
zessionserteilung an  eine  Privatunternehmung  sicherzustellen,  so  wird  die 
königlich  sächsische  Regierung  dem  Unternehmer  der  österreichischen  Strecke 
die  Konzession  unter  den  jeweilig  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und 
den  noch  festzusetzenden  näheren  Bedingungen,  sowie  unter  Gewährung  der 
zulässigen  Erleichterungen  und  Begünstigungen  für  die  auf  sächsischem  Staats- 
gebiete auszuführende  Strecke  bis  zur  Grenze  erteilen  und  ihre  Zustimmung 
dazu  geben,  dafs  der  Betrieb  dieser  Strecke  auf  Konzessionsdauer  von  der 
kaiserlich-königlich  österreichischen  Staatseisenbahnverwaltung  geführt  werde.  || 
Der  Bau  der  in  Rede  stehenden  Eisenbahnverbindung  soll  entweder  nach  Er- 
wirkung der  einschlägigen  gesetzlichen  Ermächtigung  und  nach  Erfüllung  der  Be- 
dingungen, von  welchen  dieser  Bau  gesetzlich  etwa  abhängig  gemacht  werden 
sollte,  oder  nach  erfolgter  Konzessionserteilung,  unverweilt  in  Angriff  genommen 
und  von  diesem  Zeitpunkte  au  gerechnet  binnen  längstens  einem  und  einem  halben 
Jahre  vollendet  werden.  ||  Die  kaiserlich -königlich  österreichische  Regierung 
wird  der  königlich  sächsischen  Regierung  von  dem  Eintritte  der  obigen 
Voraussetzungen  unverweilt  Kenntnis  geben  und  zugleich  den  Zeitpunkt  be- 
zeichnen, bis  zu  welchem  die  betriebsfähige  Herstellung  der  Bahnlinie  zu  er- 
folgen haben  wird. 

Artikel  IIL 

Der  Bau  der  zwischen  der  Station  Friedland  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  und  der  nächst  der  Grenze  zu  errichtenden  Station 
Hermsdorf  gelegenen  Teilstrecke  der  im  Artikel  I,  Z.  2  genannten  schmal- 
spurigen Eisenbahnverbindung  wird  seitens  der  kaiserlich -königlich  öster- 
reichischen Regierung  zu  dem  ihr  geeignet  erscheinenden  Zeitpunkte  im  Wege 
der  Konzessionserteilung  sichergestellt,  und  wird  hierbei  dem  Konzessionär  die 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  diese  Bahnstrecke  unter  thunlichster  Annäherung 
an  den  Ort  Dittersbach  auszuführen  und  dieselbe  längstens  binnen  zwei  Jahren, 
vom  Tage  der  Konzessiouserteilung  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  dem  Be- 
triebe zu  übergeben.  ||  Die  königlich  sächsische  Regierung  erklärt  ihrerseits 
die  Bereitwilligkeit,  nach  Empfang  einer  Mitteilung  der  kaiserlich-königlich 
österreichischen  Regierung  über  die  bewirkte  konzessionsmäfsige  Sicherstellung 
der  im  vorigen  Absätze  bezeichneten  Teilstrecke  den  Bau   der  Fortsetzungs- 
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strecke  von  der  Station  Hermsdorf  nach  Markersdorf  auf  Staatskosten  auszu-  Nr.  11950. 
führen  und  denselben  derart  zu  beschleunigen,  dafs  die  fertige  Linie  thunlichst  „„!',  «"(Thsen. 
gleichzeitig  mit  der  österreichischen  Anschlufestrecke  in  Betrieb  gesetzt  werdc.2'-Nov.i898. 

Artikel  IV. 
Der  Bau  der  im  Artikel  I,  Z,  3  genannten  normalspurigen  Eisenbahn- 
verbindung Nixdorf — Sebuitz  soll  der  k.  k.  priv.  böhmischen  Nordbahngesell- 
schaft auf  Grund  der  von  den  beiderseitigen  Regierungen  für  die  auf  ihrem 
Gebiete  gelegenen  Teilstrecken  zu  erteilenden  Konzessionen  übertragen  und 
soll  hierbei  der  genannten  Gesellschaft  die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  die 
Eisenbahnlinie  längstens  binnen  zwei  Jahren  vom  Ta-ge  der  Konzessions- 
erteilung zu  vollenden  und  dem  Betriebe  zu  übergeben. 

Artikel  V. 

Die  kaiserlich -königlich  österreichische  Regierung  behält  sich  vor,  die 
Ausführung  einer  normalspurigen  Eisenbahn  von  der  Station  Schluckcnau  der 
k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahn  bis  zur  beiderseitigen  Grenze  in  der  Richtung 
gegen  Sohland  in  dem  ihr  geeignet  erscheinenden  Zeitpunkte  entweder  im 
Wege  der  Konzessionserteilung  an  eine  Privatunternehmung  sicherzustellen, 
oder  auf  Grund  einzuholender  gesetzlicher  Ermächtigung  für  Rechnung  des 
Staates  auszuführen  und  zu  betreiben.  ||  Über  die  erfolgte  Sicherstellung  des 
Baues  der  vorangeführten  Eisenbahn  wird  die  kaiserlich -königlich  öster- 
reichische Regierung  der  königlich  sächsischen  Regierung  rechtzeitig  Mitteilung 
machen  und  wird  sodann  die  königlich  sächsische  Regierung  entweder  dem 
Unternehmer  der  österreichischen  Strecke  die  Konzession  für  die  auf  säch- 
sischem Gebiete  auszuführende  Strecke  von  der  Grenze  bis  Soliland  unter  den 
auf  ihrem  Gebiete  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und  den  noch  fest- 
zusetzenden näheren  Bedingungen  sowie  unter  Gewährung  der  zulässigen  Er- 
leichterungen und  Begünstigungen  erteilen  oder  ihre  Zustimmung  dazu  geben, 
dafs  der  Bau  und  Betrieb  der  auf  sächsischem  Gebiete  gelegenen  Teilstrecke 
von  der  Grenze  bis  Sohland  von  der  kaiserlich -königlich  österreichischen 
Regierung  für  eigene  Rechnung  geführt  werde. 

Artikel  VI. 
Falls  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  in  die  Lage  kommen 
sollte,  für  die  auf  ihrem  Gebiete  gelegeneu  Teilstrecken  einer  als  normal-  oder 
schmalspurige  Kleinbahn  auszuführenden  Bahnverbindung  zwischen  den  Städten 
Kumburg  und  Warnsdorf  einer  Privatunternehmung  die  Konzession  zu  erteilen, 
wird  die  königlich  sächsische  Regierung  nach  erhaltener  Mitteilung  über  diese 
Konzessionserteilung  keinen  Anstand  nehmen,  den  Konzessionären  der  öster- 
reichischen Teilstrecke  auch  die  Konzession  für  die  in  Sachsen  gelegene 
Zwischenstrecke  unter  den  jeweilig  geltenden  gesetzliclien  Bestimmungen  und 
den  noch  festzusetzenden  näheren  Bedingungen,  sowie  unter  Anwendung  der 
zulässigen  Erleichterungen  zu  erteilen. 
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Nr.  11950.  Artikel  VII. 

uud*sIchs*OTi  ^^^  beiden  hohen  Regierungen  verpflichten  sich,  zuzulassen  und  anzuordnen, 

27.NOT.  1898.  dals  die  im  Artikel  I,  ZZ.  1,  3  und  4  bezeichneten  Eisenbahnen  an  ihren  End- 
punkten in  angemessene,  den  Übergang  der  Betriebsmittel  gestattende  Schienen- 
verbindung  mit  den  zur  Zeit  daselbst  anschlielsenden  Eisenbahnen  gesetzt 
werden.  ||  Bezüglich  der  im  Artikel  I,  Z.  2  genannten,  mit  der  Spurweite  von 
0.75  m  auszuführenden  Eisenbahn  Friedland — Markersdorf  ist  in  der  Station 
Markersdorf  für  eine  unmittelbare  Schienenverbindung  mit  der  nach  Zittau 
führenden  Schmalspurbahn  und  in  der  Station  Friedland  für  derartige  bauliche 
Anlagen  und  Betriebseinrichtungen  Vorsorge  zu  treffen,  dafs  der  wechselseitige 
Übergang  von  Personen  und  Gütern  zwischen  den  in  Betracht  kommenden 
Eisenbahnen  thunlichst  vereinfacht,  beschleunigt  und  verwohlfeilt  werde.  j|  Be- 
züglich der  im  Artikel  I,  Z.  5  genannten  Kleinbahn  wird  bestimmt,  dafs  die- 
selbe, falls  sie  für  den  lokalen  Güterverkehr  benützt  und  zu  diesem  Zwecke 
mit  den  Linien  der  Böhmischen  Nordbahn  in  unmittelbare  oder  mittelbare 
Geleiseverbindung  gebracht  werden  sollte,  eine  gleichartige  Verbindung  auch 
mit  der  Haltestelle  Alt-Warnsdorf  der  königlich  sächsischeu  Staatsbahnen  er- 
halten soll. 

Artikel  VIII. 

Die  Punkte,  wo  die  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahnen  die  Grenze 
überschreiten  sollen,  werden  im  Wege  gemeinsamer  Verhandlung  durch  beider- 
seitige Kommissarien  bestimmt  werden.  ||  Zum  Zwecke  der  Erwerbung  der 
zur  Anlage  der  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahnen  erforderlichen  Grund- 
stücke soll  den  Unternehmern  in  jedem  der  beiden  Staatsgebiete  das  Ent- 
eignungsrecht nach  den  dort  jeweilig  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  ein- 
geräumt werden. 

Artikel  IX. 

Der  Betriebswechsel  auf  den  im  Artikel  I,  ZZ.  1  bis  4  bezeichneten 
Eisenbahnen  findet  statt:  a)  bezüglich  der  Eisenbahnlinie  von  Rofsbach  nach 
Adorf  in  dem  auf  sächsischem  Gebiete  gelegenen,  nach  Mafsgabe  der  Betriebs- 
und Verkehrsverhältnisse  zu  erweiternden  Bahnhofe  Adorf;  ||  b)  bezüglich  der 
Eisenbahnlinie  von  Friedland  nach  Markersdorf  in  dem  auf  österreichischem 
Gebiete  in  unmittelbarer  Nähe  der  Grenze  anzulegenden  Bahnhofe  bei  Herms- 
dorf; II  c)  bezüglich  der  Eisenbahnlinie  von  Nixdorf  nach  Sebnitz  in  dem  auf 
sächsischem  Gebiete  gelegenen  Bahnhofe  Sebnitz;  ||  d)  bezüglich  der  Eisen- 
bahnlinie von  Schluckenau  nach  Sohland  in  dem  auf  sächsischem  Gebiete  ge- 
legenen, nach  Bedürfnis  zu  erweiternden  Bahnhofe  Sohland. 

Die  Grenzzollämter  sind  für  die  Eisenbahnlinie  Rofsbach — Adorf  in  der 
Station  Rofsbach,  für  die  Linie  Friedland — Markersdorf  in  der  Betriebs- 
wechselstation Hermsdorf,  für  die  Linie  Nixdorf — Sebnitz  in  der  auf  öster- 
reichischem Gebiete  anzulegenden  Station  Niedereinsiedel  und  für  die  Linie 
Schluckenau  —  Sohland  in  der  zu  erbauenden  Haltestelle  Äufserstmittelsohland 
zu   errichten.  ||  Die   Einrichtung   der   vorbezeichneten   Grenz-    und   Wechsel- 
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Stationen  erfolgt  nach  den  in  dem  bezüglichen  Staatsgebiete  geltenden  Grund-   Nr-  11950. 
Sätzen.  ||  Die  Signaleinrichtungen  der  auf  sächsischem  Gebiete  gelegenen  Teil- „Ijfg"^'^^'!, 
strecken  der  im  Artikel  I,  ZZ.  1,  3,  4  und  5  bezeichneten   Bahnverbindungen  27. not.i898. 
sollen,    unter  Wahrung   der   vollen  Gegenseitigkeit   bezüglich    der  auf   öster- 
reichischem Gebiete  gelegenen,  von   der  königlich  sächsischen  Regierung  .aus- 
zuführenden   Teilstrecke    der  Linie   Friedland  —  Markersdorf,   mit   denjenigen 
Einrichtungen  übereinstimmen,  welche  in  dieser  Beziehung  für  die  auf  öster- 
reichischem Gebiete  gelegenen  Strecken  der  obbezeichneten  Linien  genehmigt 
werden. 

Artikel  X. 

In  Bezug  auf  die  zum  Teile  auf  österreichischem,  zum  Teile  auf  sächsischem 
Gebiete  zu  führende  Kleinbahn  Rumburg  —  Warnsdorf  werden  die  Bedingungen 
und  Modalitäten  der  zollamtlichen  und  sonstigen  Überwachung  einer  späteren 
Vereinbarung  zwischen  den  beiden  hohen  vertragschliefsenden  Regierungen  unter 
Berücksichtigung  der  besonderen  Anlage  und  Verkehrsverhältnisse  dieser  Bahn- 
linie vorbehalten. 

Artikel  XL 

Über  die  näheren  Bedingungen  der  Mitbenützung  der  Bahnhöfe  Adorf, 
Sebnitz  und  Sohland  und  insbesondere  über  die  der  königlich  sächsischen 
Staatseisenbahnverwaltung  hierfür  zu  leistenden  Vergütungen  sind  die  erforder- 
lichen Vereinbarungen  zwischen  den  beteiligten  Eisenbahnverwaltungen  unter 
dem  Vorbehalte  der  Genehmigung  der  beiden  hohen  Regierungen  zu  treffen,  || 
In  gleicher  Weise  und  unter  demselben  Vorbehalte  wird  die  königlich  sächsische 
Staatseisenbahnverwaltung  die  näheren  Bedingungen  wegen  Mitbenützung  des 
Bahnhofes  Hermsdorf  mit  dem  Konzessionär  der  Bahnlinie  Friedland  —  Herms- 
dorf vereinbaren,  j]  Beim  Mangel  eines  Einverständnisses  werden  die  vertrag- 
schliefsenden hohen  Regierungen  bezüglich  der  Mitbenutzung  der  Betriebs- 
wechselstationen und  der  zu  leistenden  Vergütung  sich  verständigen  und  werden 
die  auf  Grund  dieser  Verständigung  zu  erlassenden  Anordnungen  für  die  be- 
treffenden Bahnverwaltungen  mafsgebend  sein.  ||  Es  wird  aber  schon  jetzt 
vereinbart,  dafs  die  in  Betracht  kommenden  fremden  Eisenbahnverwaltungen 
und  Konzessionäre  die  Anlagekosten  der  ihnen  nach  Mafsgabe  des  Bedürfnisses 
zur  ausschliefslichen  Benützung  zu  überlassenden  Teile  der  bezeichneten  Bahn- 
höfe durch  Kapitalszahlung  zu  begleichen  und  die  Instandhaltung,  einschliefslich 
der  nach  den  Verwaltungsgrundsätzen  des  betreffenden  Staatsgebietes  erfor- 
derlich werdenden  Erneuerungen  der  gedachten  Bahnhofsteile,  auf  eigene 
Kosten  zu  übernehmen  haben  werden.  ||  Dagegen  werden  die  wirklich  auf- 
gewendeten und  gehörig  nachgewiesenen  Anlagekosten  der  in  den  genannten 
Betriebswechselstationen  von  den  beteiligten  Verwaltungen  gemeinsam  benützten 
Bahnhofsteile  der  bauausführenden  Verwaltung  anteilig  nach  Mafsgabe  der  Be- 
nützung, im  Zweifel  aber  je  zur  Hälfte,  durch  eine  jährliche,  auf  Grund  der 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  berechnete  Vergütung  zu  erstatten  sein.  Der 
Zinsfuß  wird  zunächst  mit  vier  Prozent  auf  fünf  Jahre  festgesetzt  und  unter- 
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xr.  u'jso.  liegt  dieser  Ziiisfufs  eiuer  Revision  von  fünf  zu  fünf  Jahren.  Welche  Objekte 
und  Sachsen.  ^^5  gemeinschaftliche  anzusehen  sind,  wird  besonderer  Vereinbarung  zwischen 
27.Nov.i898.  deu  beteiligten  Verwaltungen  vorbehalten.  ||  Die  Kosten,  welche  durch  die  Unter- 
haltung dieser  gemeinsam  benützten  Objekte  der  dieselbe  besorgenden  Ver- 
waltung erwachsen,  werden  ihr  durch  die  andere  Verwaltung  anteilig  erstattet.  || 
Für  die  Kosten,  welche  den  betreffenden  Eisenbahnverwaltuugen  durch  die  nach 
Artikel  XIII  dieses  Vertrages  zu  übernehmende  Verpflichtung  zur  Herstellung 
und  Erhaltung  baulicher  Anlagen  (Amtslokalitäton  und  Wohnungen)  für  Zwecke 
der  Zollverwaltung,  sowie  für  Zwecke  der  Post-,  Telegraphen-  und  Polizei- 
verwaltung des  fremden  Landesgebietes  erwachsen,  ist  von  der  Verwaltung 
der  fremdländischen  Anschlufsbahn  unter  sinngemäfser  Anwendung  der  im 
fünften  und  sechsten  Absätze  dieses  Artikels  enthalteneu  Bestimmungen  Ersatz 
zu  leisten.  [|  Unter  Aulagekapital  im  Sinne  dieses  Artikels  sind  nur  die  wirklich 
aufgewendeten  Kosten  ohne  Einrechnung  etwaiger  Kosten  der  Geldbeschaffung 
und  etwaiger  Kursverluste  zu  verstehen.  1|  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben 
auch  auf  etwa  notwendig  werdende  Ergänzungs-  und  Erweiterungsbauten  An- 
wendung zu  finden.  ||  Falls  über  die  Notwendigkeit  derartiger  Ergänzungs-  und 
Erweiterungsbauten,  sowie  überhaupt  über  die  Anwendung  der  Bestimmungen 
dieses  Artikels  zwischen  den  beteiligten  Eisenbalmverwaltungen  eine  Einigung 
nicht  erzielt  werden  sollte,  haben  sich  dieselben  der  im  gegenseitigen  Ein- 
vernehmen zu  treffenden  Entscheidung  der  beiden  hohen  Regierungen  zu  unter- 
werfen. 

Artikel  XII. 

In  der  Grenzstation  Rofsbach  wird  der  Zolldienst  auch  fernerhin  durch 
die  daselbst  von  beiden  Seiten  errichteten  zusammengelegten  Zollabfertigungs- 
stellen besorgt  werden.  ||  Auf  der  Grenz-  und  Wechselstatiou  bei  Hermsdorf, 
sowie  auf  den  Grenzstationen  Niedereinsiedel  und  Äufserstmittelsohland  wird 
zur  Erreichung  des  im  Artikel  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen  Reiche  vom  6.  Dezember  1891  bezeich- 
neten Zweckes  von  beiden  Seiten  je  ein  Grenzzollamt  mit  den  den  Verkehrs- 
verhältnissen entsprechenden  Abfertigungsbefugnissen  errichtet  werden.  ||  Die 
vertragschliefsenden  hohen  Regierungen  erklären  sich  bereit,  die  Befugnisse  der 
vorgenannten  Zollämter  zu  erweitern,  sobald  und  so  weit  die  Ausdehnung  des 
Verkehres  dies  erfordern  sollte. 

Artikel  XIH. 

Derjenigen  Eisenbahnverwaltung,  welcher  nach  dem  gegenwärtigen  Ver- 
trage der  Bau  des  bezüglichen  Grenzbahnhofes  obliegt,  ist  durch  die  betreffende 
Regierung  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  sofern  nicht  mit  Genehmigung  der 
beiden  hohen  Regierungen  eine  anderweitige  Vereinbarung  zwischen  den  be- 
teiligten Verwaltungen  getroffen  wird,  die  baulichen  Einrichtungen  für  die 
Diensträume  der  im  siebenten  Absätze  des  Artikels  XI  genannten  Verwal- 
tungen herzustellen  und  zu  erhalten,  sowie  für  die  Herstellung  der  von  den 
betreffenden   fremdländischen   Beamten    benötigten,   diesen   zu    überweisenden 
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Wohnungen    oder    für   die   Überweisung   von   angemessenen    derartigen   Mieth-   Nr.  uoso. 
Wohnungen   Sorge   zu   tragen,    wogegen   ihr  die   diesfalls   im    Artikel   XI   fest-   ^ff'"°*' 

'-''•-''-'  iiiul  Sachsen. 

gesetzte  Entschädigung  gebührt  und  der  diese  Entschädigung  leistenden  Bahn-  stnov.  1898. 
Verwaltung   derjenige  Mietsabzug   der  Beamten  zufliefst,   welchen  dieselben  im 
Falle  der  Beistellung  von  "Wohnungen    nacli   den  Bes-timmungen  des   Heimat- 
landes zu  erleiden  haben. 

Artikel  XIV. 
Alle  näheren  Bestimmungen  zum  Zwecke  der  Regelung  der  im  vorstehenden 
Artikel  erwähnten  und  aller  sonstigen  Verhältnisse  der  beiderseitigen  Ämter  und 
insbesondere  wegen  der  im  beiderseitigen  Zollinteresse  zu  treffenden  Einrich- 
tungen, sowie  in  betreff  der  Förmlichkeiten  der  zollamtlichen  Revision  und  Ab- 
fertigung des  Passagiergepäckes  und  der  ein-  und  ausgehenden  Güter  bleiben 
der  besonderen  Festsetzung  durch  Beauftragte  der  beiderseitigen  Zollverwal- 
tungen überlassen.  Jedenfalls  ist  aber  den  Bediensteten  derselben,  soweit  sie 
nach  zu  treffenden  näheren  Vereinbarungen  Strecken  der  im  Artikel  I  genannten 
Eisenbahnverbindungen  zu  dienstlichen  Zwecken  bereisen,  freie  Fahrt  zu  gewähren. 

Artikel  XV. 
Die  wegen  Handhabung  der  Pafs-  und  Fremdenpolizei  im  Eisenbahnver- 
kehr schon  bestehenden  und  noch  zu  vereinbarenden  Bestimmungen  sollen  auf 
die  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnverbindungen  An- 
wendung finden.  j|  Die  Amtsbefugnisse  der  Polizeibeamten,  welche  von  der 
königlich  sächsischen  Regierung  in  den  Grenzstationen  Rofsbach,  Hermsdorf 
und  Niedereinsiedel,  sowie  von  der  kaiserlich-königlich  österreichischen  Regierung 
in  der  Grenzstation  Äufserstmittelsohland  etwa  bestellt  werden  sollten,  werden 
durch  besondere  Verständigung  unter  den  beiden  hohen  Regierungen  festgesetzt,  ij 
Die  diesfällige  Verhandlung  soll  mindestens  drei  Monate  vor  Inbetriebsetzung 
der  betreffenden  Eisenbahn  beginnen  und  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes 
thunlichst  vollständig  zum  Abschlüsse  gebracht  werden. 

Artikel  XVI. 
Die  Regelung  des  Post-  und  Telegraphendienstes  auf  den  den  Gegenstand 
dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnverbindungen  bleibt  der  besonderen  Ver- 
ständigung der  beiderseitigen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen  vorbehalten.il 
Falls  in  Gemäfsheit  dieser  Verständigung  der  Wechsel  des  Postbetriebes  eben- 
falls auf  die  Wechselstationen  Adorf,  Sebnitz  und  Sohland  verlegt  wird,  werden 
die  betreffenden  betriebführenden  österreichischen  Unternelimungen  verpflichtet 
sein,  diesen  Betrieb  auf  den  Strecken  zwischen  der  Wechselstation  und  der 
beiderseitigen  Grenze  zu  Gunsten  der  Postverwaltung  des  Deutschen  Reiches 
auszuführen,  während  der  Postbetrieb  auf  der  Strecke  zwischen  der  Grenze 
und  der  Wechselstation  Hermsdorf  seitens  der  köuiglicli  sächsischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung zu  Gunsten  der  kaiserlich- königlich  österreichischen  Post- 
verwaltung zu  übernehmen  sein  wird. 

Staatsarchiv  LXII.  20 


306  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  11950.  Artikel  XVII. 

Österreich 

und  Sachsen.  Die  YoUe   Landeshoheit   bleibt    in  Ansehung   der   auf  sächsischem  Gebiete 

27.NOT.  18^8.  gelegenen  Bahnstrecken  der  Linien  Roisbacli  —  Adorf ,  Nixdorf  —  Sebnitz, 
Schluckenau— Sohland  und  der  Kleinbahn  Ruraburg — Warnsdorf  Seiner  Maje- 
stät dem  König  von  Sachsen  und  in  Ansehung  der  auf  österreichischem  Ge- 
biete gelegenen  Bahnstrecke  der  Linie  Friedland — Markersdorf  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser  von  Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Apostolischen  König 
von  Ungarn  ausschliefslich  vorbehalten. 

Artikel  XVIII. 

Unbeschadet  des  Hoheits-  und  Aufsichtsrechtes  der  hohen  vertragschliefsen- 
deu  Teile  über  die  in  ihren  Gebieten  gelegeneu  Bahnstrecken  und  über  den 
darauf  stattfindenden  Betrieb  verbleibt  die  Ausübung  des  Oberaufsichtsrechtes 
über  die  den  Betrieb  führenden  Eisenbahnverwaltungen  im  allgemeinen  der- 
jenigen Regierung,  in  deren  Gebiete  dieselben  ihren  Sitz  haben. 

Artikel  XIX. 
Die   Bahnpolizei   wird    unter   Aufsicht    der    dazu    in   jedem    Staatsgebiete 
kompetenten  in  Gemäfsheit  der    für   jedes  Gebiet  geltenden  Vorschriften  und 
Grundsätze   zunächst    durch    die    Beamten    der    den   Betrieb    der    betreffenden 
Bahnstrecke  führenden  Eisenbahn  Verwaltung  gehandhabt  werden. 

Artikel  XX. 
Reichsangehörige  des  einen  der  hohen  vertragschlielsenden  Teile,  welclie 
von  den  Eisenbahnverwaltungen  beim  Betriebe  der  Bahnstrecke  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  angestellt  werden,  scheiden  dadurch  niclit  aus  dem  Unter- 
thanenverbande  ihres  Heimatlandes  aus.  ||  Die  Stellen  der  Lokalbeamten,  mit 
Ausnahme  der  Bahnhofsvorstände,  der  Telegraphen-  und  derjenigen  Beamten, 
welche  mit  der  Erhebung  von  Geldern  betraut  sind,  sollen  jedoch  thunlichst 
mit  einheimischen  Staatsangehörigen  besetzt  werden.  ||  Die  beiden  hohen  Re- 
gierungen leisten  sich  gegenseitig  die  Zusage,  dafs  für  den  im  Sinne  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  innerhalb  des  anderseitigen  Staatsgebietes  stattfindenden 
Dienst  solche  Beamte,  Diener  und  Arbeiter,  welche  wegen  gemeiner  Verbrechen 
und  Vergehen,  wegen  Schleichhandels  oder  schwerer  Gefällsübcrtretungen  ver- 
urteilt worden  sind,  zum  Dienste,  beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich  nicht 
verwendet  werden  sollen,  jj  Sämtliche  Beamte  sind  ohne  Unterschied  des  Ortes 
ihrer  Anstellung  der  Dienst-  und  Disciplinargewalt  ihrer  vorgesetzten  Ver- 
waltung, im  Übrigen  aber  den  Gesetzen  und  Behörden  des  Staates  unterworfen, 
in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  liaben. 

Artikel  XXL 
Die  Feststellung  und  Genehmigung  der  Tarife  bleibt  derjenigen  Regierung 
vorbelialten,   in  deren  Gebiete   die   betriebführende  Eisenbahnverwaltung   ihren 
Sitz  hat.      Jedoch  soll  die  Feststellung  der  Tarifsätze   für  diejenigen  Strecken 
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der  im  Artikel  I,  Z.  1  bis  4  bezeicliiieteii  Eisenbahnen,  welche  zwischen  den  Nr.  11950. 
beiderseits    zunächst   der    Grenze    befindlichen    Stationen    gelegen    sind,    nach  '^'**°'''^''''='» 

o  >  und  Sachsen 

gleichen  Grundsätzen  erfolgen,  ||  Beide  hohen  vertragscliliclsenden  Teile  ver-  27.nov.i898 
pflichten  sich,  dahin  zu  wirken  und  daran  zu  halten,  dafs  auf  jeder  der  den 
Gegenstand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnen  und  deren  unmittelbaren 
Auschlufslinien  möglichst  im  Anschlüsse  an  die  Züge  der  angrenzenden  Balin- 
strecken  für  die  Personenbeförderung  mindestens  zwei  Züge  täglicli  in  beiden 
Richtungen,  und  auf  den  im  Artikel  I,  Z.  1  bis  4  bezeichneten  Linien  über- 
dies auch  für  den  Güterverkehr  so  viele  Züge  eingericlitet  werden,  als  zur 
Bewältigung  desselben  erforderlich  sind,  sowie  dafs  die  sonstigen  Betriebs- 
anordnungen den  Verkehrsbedürfnissen  entsprechend  geregelt  werden.  1|  Im 
Übrigen  haben  die  im  Interesse  der  Erleichterung  des  gegenseitigen  Eisen- 
bahnverkehres zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen  Reiche  jeweilig 
bestehenden  Vertragsbestimmungen,  insbesondere  jene  der  Artikel  15  —  18  des 
Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  Dentschen 
Reiche  vom  6.  Dezember  1891,  insolange  dieser  in  Wirksamkeit  bleibt,  auch 
auf  die  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnanschlüsse  An- 
wendung zu  finden. 

Artikel  XXII. 

Die  königlich  sächsische  Regierung  wird  den  Betrieb  der  innerhalb  ihres 
Gebietes  gelegenen  Teilstrecken  der  im  Artikel  I,  ZZ.  1,  3,  4  und  5  bezeich- 
neten Bahnverbindungen  mit  keinen  anderen  oder  hölieren  Abgaben  belegen, 
als  solchen,  welche  den  unter  gleichen  Verhältnissen  stattfindenden  Bahnbetrieb 
auf  sächsischem  Gebiete  im  allgemeinen  treffen  sollten.  ||  Der  gleiche  Grund- 
satz hat  auch  in  Bezug  auf  die  Betriebsführung  der  königlich  sächsischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung auf  der  Strecke  von  der  Grenze  nach  Hermsdorf  zu  gelten. 

Artikel  XXIII. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages,  insbesondere  liinsichtlich 
des  Betriebswechsels  und  der  Grenzstationen,  sowie  der  Betriebführung  auf 
den  betreffenden  Bahnstrecken  bleiben  auch  in  dem  Falle  aufrecht,  wenn  die 
kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  das  Eigentum  oder  den  Betrieb 
der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Strecke  einer  der  im  Artikel  I 
bezeichneten  Eisenbahnen  übernehmen  oder  die  königlich  sächsische  Regierung 
von  dem  ihr  etwa  konzessionsmäfsig  vorbehaltenen  Einlösungsrechte  bezüglicli 
der  auf  ihrem  Gebiete  gelegenen  Strecke  Gebrauch  machen  sollte.  In  einem 
solchen  Falle  werden  die  beiden  hohen  Regierungen  sich  über  die  Art  der 
Durchführung  im  Einzelnen  einigen. 

Artikel  XXIV. 
Gegenwärtiger    Vertrag    soll   beiderseits    zur    Allerhöchsten  »Genehmigung 
vorgelegt   und  die  Auswechslung   der    darüber    auszufertigenden  Ratifikations- 
urkunden   spätestens    acht  Wochen    nach   Vollziehung  des  Vertrages   in  Wien 

20^ 
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Nr.  11950,  bewirkt  werden.  ||  Zur  Beglaubigung   dessen    haben  die  beiderseitigen  Bevoll- 
österreich  jjjäditigten  die   gegenwärtige  Übereinkunft  in  zwei  Ausfertigungen  unter  Bei- 

nnd Sachsen.  °  vj    -^  ^ 

27.Nov.i8i'8.  fügung  ihrer  Siegel  eigenhändig  unterzeichnet. 
Wien,  am  27.  November  1898. 

(L.  S.)       Wittek  m.  p.  (L.  S.)       Rex  m.  p. 

(L.  S.)       Raymond  ra.  p.  (L.  S.)       Meusel  m.  p. 

(L.  S.)       Dr.  Ritterstädt  m.  p. 


Nr.    11951.     GROSSBRITANNIEN    und   VEREINIGTE    STAATEN.    — 

Vertrag    über     die    Einsetzung     eines     allgemeinen 

Schiedsgerichts.*) 

Washington,  11.  Januar  1897. 

Nr.  11951.  Her  Majesty  the   Queen    of   the  United  Kingdom   of  Great  Britain    and 

Grofe-     ij-eiand,  and  the  United  States  of  America,  being  desirous  of  consolidating  the 

Vereinigte  rclatious  of  amity  which  so  happily  exist  between  them  and  of  consecrating 
ii^jafTsg;  ^y  Treaty  the  principle  of  international  arbitration,  have  appointed  for  that 
purpose  as  their  respective  Plenipotentiaries:  ||  Her  Majesty  the  Queen  of  the 
United  Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland,  the  Right  Honourable  Sir  Julian 
Pauncefote,  a  member  of  Her  Majesty's  Most  Honourable  Privy  Council,  Knight 
Grand  Gross  of  the  Most  Honourable  Order  of  the  Bath,  and  of  the  Most 
Distinguished  Order  of  St.  Michael  and  St.  George,  and  Her  Majesty's  Am- 
bassador  Extraordinary  and  Plenipotentiary  to  the  United  States;  ||  And  the 
President  of  the  United  States  of  America,  the  Honourable  Richard  Olney, 
Secretary  of  State  of  the  United  States;  ||  Who,  after  having  communicated  to 
each  other  their  respective  füll  powers,  which  were  found  to  be  in  due  and 
proper  form,  have  agreed  to  and  concluded  the  following  Articles: — 

Article  I. 

The  High  Contracting  Parties  agree  to  submit  to    arbitration,  in  accor- 

dance  with  the   provisions  aud   subject    to  the  limitations  of  this  Treaty,  all 

questions  in  difference  between  them  which  they  may  fail  to  adjust  by  diplo- 

matic  negotiation. 

Article  II. 

All  pecuniary  Claims,  or  groups  of  pecuniary  Claims,  which  do  not,  in 
the  aggregate,  exceed  100,000  l.  in  amount,  and  which  do  not  involve  the 
dctermination  of  territorial  Claims,  shall  be  dealt  with  and  decided  by  an 
Arbitral  Tribunal  constituted  as  provided  in  the  next  following  Article.  ||  In 
this  Article  and  in  Article  IV  the  words  "groups  of  pecuniary  Claims"  mean 
pecuniary  Claims  by  one  or  more  persons  arising  out  of  the  same  transactions 
or  involviug  the  same  issues  of  law  and  of  fact. 

*)  Der  Vertrag  wurde  vom  Senat  der  Vereinigten  Staaten  abgelehnt.  Vgl.  Europ. 
Geschkal.  Jahrg.  1897.    S.  326.    Red. 
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Article  III.  Nr.  11951. 

Grofd- 

Each    of   tlie    High   Contracting    Parties    shall    nominate    one   Arbitrator,  britunnien  u. 
who  shall  be  a  Jurist  of  repute,  and  the    tvvo  Arbitrators  so  nominated  shall,  ^«-'«""gte 

Stivuteti. 

within  two  months  of  the  date  of  their  nomination,  select  an  Umpire.  In  caseu.jan.i897. 
they  shall  fail  to  do  so  within  the  limit  of  time  above  mentioned,  the  Umpire 
shall  be  appointed  by  agreemeut  between  the  Members  for  the  time  being  of 
the  Judicial  Committee  of  the  Privy  Council  in  Great  Britain  and  the  Mem- 
bers for  the  time  being  of  the  Supreme  Court  of  the  United  States,  each 
nominating  body  acting  by  a  majority.  In  case  they  shall  fail  to  agree  upon 
an  Umpire  within  three  months  of  the  date  of  an  application  made  to  them 
in  that  behalf  by  the  High  Contracting  Parties,  or  either  of  them,  the  Umpire 
shall  be  selected  in  the  manner  provided  for  in  Article  X.  ||  The  person  so 
selected  shall  be  the  President  of  the  Tribunal,  and  the  Award  of  the  majo- 
rity of  the  members  thereof  shall  be  final. 

Article  IV. 

All  pecuniary  Claims,  or  groups  of  pecuniary  Claims,  which  shall  exceed 
100,000  l.  in  amount,  and  all  other  matters  in  difference,  in  respect  of  which 
either  of  the  High  Contracting  Parties  shall  have  rights  against  the  other 
under  Treaty  or  otherwise,  provided  that  such  matters  in  difference  do  not 
involve  the  determination  of  territorial  Claims,  shall  be  dealt  with  and  decided 
by  an  Arbitral  Tribunal,  constituted  as  provided  in  the  next  foUowing  Article. 

Article  V. 

Any  subject  of  arbitration  described  in  Article  IV  shall  be  submitted  to 
the  Tribunal  provided  for  by  Article  III,  the  Award  of  which  Tribunal,  if 
unanimous,  shall  be  final.  If  not  unanimous,  either  of  the  High  Contracting 
Parties  may,  within  six  months  froin  the  date  of  the  Award,  demand  a  review 
thereof.  In  such  case  the  matter  in  controversy  shall  be  submitted  to  an 
Arbitral  Tribunal,  consisting  of  five  jurists  of  repute,  no  one  of  whom  shall 
have  been  a  member  of  the  Tribunal  whose  Award  is  to  be  reviewed,  and 
who  shall  be  selected  as  follows,  viz.,  two  by  each  of  the  High  Contracting 
Parties,  and,  one  to  act  as  Umpire,  by  the  four  tlius  nominated  and  to  be 
chosen  within  three  months  after  the  date  of  their  nomination.  In  case  they 
shall  fail  to  choose  an  Umpire  within  the  limit  of  time  above  mentioned,  the 
Umpire  shall  be  appointed  by  Agreement  between  the  nominating  bodies  de- 
signated in  Article  III,  acting  in  the  manner  therein  provided.  In  case  they 
shall  fail  to  agree  upon  an  Umpire  within  three  months  of  the  date  of  an 
application  made  to  them  in  that  behalf  by  the  High  Contracting  Parties,  or 
either  of  them,  the  Umpire  shall  be  selected  in  the  manner  provided  for  in 
Article  X.  ]]  The  person  so  selected  shall  be  the  President  of  the  Tribunal, 
and  the  Award  of  the  majority  of  the  members  thereof  shall  be  final. 
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^r.imu  Article  VI. 

britannien  u.  "^"y  coütroversy  whlch  shall  involve  the  determination  of  territorial  Claims 

Vereinigte  sliall  be  submitted  to  a  Tribunal  coraposed  of  six  merabers,  three  of  whom 
i,.j^ni897  (subject  to  tho  provisions  of  Article  VIII)  shall  be  Judges  of  the  British  Su- 
preme  Court  of  Judicature  or  raembers  of  the  Judicial  Coramittee  of  the  Privy 
Council,  to  be  nominated  by  Her  Britannic  Majesty,  and  the  other  three  of 
whom  (subject  to  the  provisions  of  Article  VIII)  shall  be  Judges  of  the  Supreme 
Court  of  the  United  States  or  Justices  of  the  Circuit  Courts  to  be  nominated 
by  the  President  of  the  United  States,  whose  Award,  by  a  majority  of  not 
less  than  five  to  one,  shall  be  final.  In  case  of  an  Award  made  by  less  than 
the  prescribed  majority,  the  Award  shall  also  be  final  unless  either  Power 
shall,  within  three  months  after  the  Award  has  been  reported,  protest  that 
the  same  is  erroneous,  in  which  case  the  Award  shall  be  of  no  validity.  |j  In 
the  event  of  an  Award  made  by  less  than  the  prescribed  majority,  and  pro- 
tested  as  above  provided,  or  if  the  members  of  the  Arbitral  Tribunal  shall  be 
equally  divided,  there  shall  be  no  recourse  to  hostile  measures  of  any  descrip- 
tion  until  the  mediation  of  one  or  more  friendly  Powers  has  been  invited  by 
one  or  both  of  the  High  Contracting  Parties. 

Article  Vn. 
Objections  to  the  Jurisdiction  of  an  Arbitral  Tribunal  constituted  under 
this  Treaty  shall  not  be  taken  except  as  provided  in  this  Article.  ||  If,  before 
the  close  of  the  hearing  upou  a  claim  submitted  to  an  Arbitral  Tribunal 
constituted  under  Article  III  or  Article  V,  either  of  the  High  Contracting 
Parties  shall  move  such  Tribunal  to  decide,  and  thereupon  it  shall  decide, 
that  the  determination  of  such  claim  uecessarily  iuvolves  the  decision  of  a 
disputed  questiou  of  principle  of  grave  general  importance  affecting  the  natio- 
nal rights  of  such  Party,  as  distinguished  from  the  private  rights  whereof  it 
is  merely  the  international  representative,  the  Jurisdiction  of  such  Arbitral 
Tribunal  over  such  claim  shall  cease,  and  the  same  shall  be  dealt  with  by 
arbitration  under  Article  VI. 

Article  VIII. 

In  cases  where  the  question  involved  is  one  which  concerns  a  British 
Colony  or  possession,  it  shall  be  open  to  Her  Britannic  Majesty  to  appoint  a 
judicial  officer  of  such  Colony  or  possession  to  be  one  of  the  Arbitrators  under 
Article  III,  or  Article  V,  or  Article  VI.  |j  In  like  manner,  in  cases  where  the 
question  involved  is  one  which  concerns  a  particular  State  or  territory  of  the 
United  States,  it  shall  be  open  to  the  President  of  the  Ujiited  States  to  ap- 
point a  judicial  officer  of  such  State  or  territory  to  be  one  of  the  Arbitrators 
under  Article  HI,  or  Article  V,  or  Article  VI. 

Article  IX. 
Territorial  Claims  in  this  Treaty  shall  include  all  claims  to  territory  and 
all  Claims  involving  questions  of  scrvitudes,  rights  of  navigation  and  of  access, 
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of  the  territory  claimed  by  either  of  tlie  High  Contracting  Parties.  britalniVn  n. 

Vereinigte 
Staaten. 


fisheries,  and  all  rights  and   intcrests  nccessary  to  the   control  and  enjoymcnt  Nr.  11951 

r  of  the  Hi 

Article  X 

If  in  any  case  the  nominating  bodies  designated  in  Articles  ITI  and  y  ^'■''''"- '^'•"• 
shall  fail  to  agree  upon  an  Umpire  in  accordance  with  the  provisions  of  the 
Said  Articles,  the  Umpire  shall  be  appointed  Ilis  Majesty  the  King  of  Swcden 
and  Norway.  ||  Either  of  the  High  Contracting  Parties,  hovvcver,  may  at  any 
tirae  give  notice  to  the  other  that,  by  reason  of  raaterial  changes  in  condi- 
tions  as  existing  at  the  date  of  this  Treaty,  it  is  of  opinion  that  a  Substitute 
for  Ilis  Majesty  should  be  chosen,  either  for  all  cases  to  arise  under  the 
Treaty,  or  for  a  particular  specified  case  alrcady  arisen,  and  thereupon  the 
High  Contracting  Parties  shall  at  once  proceed  to  agree  upon  such  Substitute 
to  act,  either  in  all  cases  to  arise  under  the  Treaty,  or  in  the  particular 
case  specified,  as  may  be  indicated  by  said  notice;  provided,  hovvever,  that 
such  notice  shall  have  no  effect  upon  an  arbitration  already  begun  by  the 
Constitution  of  an  Arbitral  Tribunal  under  Article  HI.  ||  The  High  Contracting 
Parties  shall  also  at  once  proceed  to  nominale  a  Substitute  for  His  Majesty 
in  the  event  that  His  Majesty  shall  at  any  time  notify  them  of  his  desire  to 
be  relieved  from  the  functions  graciously  accepted  by  him  under  this  Treaty, 
either  for  all  cases  to  arise  thereunder,  or  for  any  particular  specified  case 
already  arisen. 

Article  XL 

In  case  of  the  death,  absence,  or  incapacity  to  serve  of  any  Arbitrator 
or  Umpire,  or  in  the  event  of  any  Arbitrator  or  Umpire  omitting  or  declining 
or  ceasing  to  act  as  such,  another  Arbitrator  or  Umpire  shall  be  forthwith 
appointed  in  his  place  and  stead  in  the  manner  provided  for  with  regard  to 
the  original  appoiutment. 

Article  XH. 

Each  Government  shall  pay  its  own  Agent,  and  provide  for  the  proper 
remuneration  of  the  Counsel  employed  by  it  and  of  the  Arbitrators  appointed 
by  it,  and  for  the  expense  of  preparing  and  submitting  its  Case  to  the  Arbi- 
tral Tribunal.  All  other  expenses  connected  with  any  arbitration  shall  be 
defrayed  by  the  two  Govemments  in  equal  moieties.  Provided,  however,  that 
if  in  any  case  the  essential  matter  of  dilference  submitted  to  arbitration  is 
the  right  of  one  of  the  High  Contracting  Parties  to  receive  disavowals  of,  or 
apologies  for,  acts  or  defaults  of  the  other  not  resulting  in  substantial  pecu- 
niary  injury,  the  Arbitral  Tribunal  finally  disposing  of  the  said  matter  shall 
direct  whether  any  of  the  expenses  of  the  successful  Party  shall  be  borne  by 
the  unsuccessful  Party,  and,  if  so,  to  what  extent. 

Article  XIII. 
The  time  and  place  of  meeting  of  an  Arbitral  Tribunal,  and  all  arange- 
ments  for  the  hearing  and  all  questions  of  procedure,  shall  be  decided  by  the 
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Nr.  11951.  Tribunal   itself.  ||  Each  Arbitral   Tribunal    shall   keep   a   correct  record  of  its 

britannienu.  P^o^^edings,  and  may  appoint  an(^  employ  all   necessary  officers  and  agents.  || 

vereinigto   The  decision   of  the  Tribunal  shall,  if  possible,  be   made  within  three  months 

Staaten,      j?  ü  i  p     ,  n 

ii.Jan.i89T.  *^'0°^  ^'^^  close  Ol  the  arguments  on  both  sides.  ||  It  shall  be  made  in  writing 
and  dated,  and  shall  be  signed  by  the  Arbitrators  who  may  assent  to  it.  ||  The 
decision  shall  be  in  duplicate,  oue  copy  whereof  shall  be  delivered  to  each 
of  the  High  Contracting  Parties  through  their  respective  Agents. 

Article  XIV. 
This  Treaty  shall  remain  in  force  for  five  years  frora  the  date  at  which 
it  shall  come   iuto  Operation,  and  further  until  the  expiration  of  twelve  months 
after   either   of  the    High    Contracting  Parties  shall  have  given   notice  to  the 
other  of  its  wish  to  terminate  the  same. 

Article  XV. 
The  present  Treaty  shall  be  duly  ratified  by  Her  Britannic  Majesty,  aud 
by  the  President  of  the  United  States  of  America,  by  and  with  the  advice 
and  consent  of  the  Senate  thereof;  and  the  mutual  exchange  of  ratifications 
shall  take  place  in  London  or  in  Washington  within  six  months  of  the  date 
hereof,  or  earlier  if  possible. 

In    faith  whereof,  we,   the   respective  Plenipotentiaries,   have   signed  this 
Treaty,  and  have  hereunto  affixed  our  seals. 

Doue  in  duplicate  at  Washington,  the  11  th  day  of  January,  1897. 

(Signed)       Julian  Pauncefote.     (Seal.) 
Richard  Olney.      (Seal.) 


Nr.    11952.     GROSSBRITANNIEN,   FRANKREICH,   GRIECHENLAND, 

RUSSLAND.      —     Vertrag     zur    Begünstigung    einer 

griechischen  Anleihe. 

Paris,  29.  März  1898. 

Nr.  11952.  En    vue    de    faciliter    au    Gouvernement    Helleuique    la    conclusion    d'un 

britannTen  ^'^Pi'iJit  dcstiue,  pour  partjc,  ä  pourvoir  aux  indemnites  dues  par  la  Grece  ä 
FrankreicL,  l'Empire  Ottoman  en  vertu  des  Articles  II  et  VIII  du  Traite  de  Paix,  conclu 
"^"an'r""   ^  Constantinople  le  22  Novembre  (4  Decembre),  1897,  et  pour  le  surplus,   ä 
Kufshuid.    pourvoir  aux  besoins  enumeres  dans  l'Article  10  de  la  Loi  sur  le  Controle  les 
'^'^^^''''^"  Gouvernements    de    Sa    Majeste   la    Reine    du    Royaume-Uni    de    la   Grande- 
Bretagne  et  d'Irlande,  Imperatrice  des  Indes,  de  la  Republique  Frangaise,   de 
Sa  Majeste  le  Roi  des  Hellenes,  et  de  Sa  Majeste   l'Empereur  de    Toutes  les 
Russies,  ont  arrete  d'un  commun  accord  les  dispositions  suivantes;  — 


I.  —  Emission  de  VEmprunt. 

Article  I. 
Le  Gouvernement  Hellenique  pourra  creer,   sous  la  garantie  rcsultant  de 
la  presente  Convention,  ä  uu  taux  reel  d'interet  qui  n'excedera  pas  2^/^  pour 
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cent  et  pour  une  duree  qui  ne  sera  pas  superieure  k  soixante  ans,  la  quantite  Nr.  11952. 
de  titres  necessaire  pour  produire  une  sorame  elfective  maxima  de  170,000,000  fr.,  i^HUnnien, 
6,800,000  /.,  ou   63,750,000  roubles,  qui   recevra  les   emplois  prevus   par  les  fc'rankreich, 

.   .  Griechon- 

Articles  7  et  10  de  la  Lei  sur  le  Controle.  ||  Les  conditions  de  cet  emprunt      ,.^,,j_ 
seront  arretees  d'un  comraun  accord,  par  les  trois  Puissances  Garantes  et  par  ßnfeiand. 
le    Gouvernement    Hellenique.     EUes    feront   l'objet   d'un   Reglement    qui    sera 
sanctionnö  par  Decret  Royal,  rendu  en  Conseil  des  Ministres,  en  vertu  d'une 
autorisation  legislative  speciale. 

Article  II. 

Sur  le  capital  fixe  par  l'Article  P^  il  sera  emis  immediatement  la  quantite 
de  titres  necessaire  pour  produire  une  somme  effective  de  150,000,000  fr., 
6,000,000  Z.,  ou  56,250,000  roubles.  ||  Les  obligations  destiuees  eventuellement 
ä  couvrir  les  deficits  des  annees  1898  et  suivantes,  dans  la  limite  d'un 
maximum  de  20,000,000  fr.,  seront  emises  au  für  et  ä  racsure  des  besoins, 
en  vertu  d'autorisations  legislatives  speciales  prealablement  soumises  ä  l'appro- 
bation  de  la  Commission  Internationale,  conform^ment  ä,  l'Article  10  de  la  Loi 
sur  le  Controle.  ||  La  faculte  d'emettre  ces  obligations  ne  s'etendra  pas  au 
delä  de  l'auuee  1903. 

Article  IIL 

Les  frais  d'emission,  de  n^gociation,  et  de  remise  seront  ajoutes  au  capital 
des  emprunts  vis^s  dans  l'Article  precedent. 

II.  —  Service  de  l'EmjJnmt. 

Article  IV. 
Le  Service  de  l'emprunt  sera  assure  au  moyen  d'une  annuite  fixe  calculee, 
amortissement  compris,  ä  3"60  pour  cent  du  capital  nominal  et  fournie  par 
les  revenus  affectes  au  service  de  la  Dette  Publique  Hellenique,  d'apres  les 
dispositions  de  la  Loi  sur  le  Controle.  Toutefois,  raraortissemeat  ne  com- 
mencera  qu'ä  partir  de  l'annee  1903,  et  pendant  les  cinq  premieres  annees, 
l'annuite  ä  la  Charge  du  Gouvernement  Hellenique  sera  de  2'50  pour  cent  du 
capital  nominal  des  emprunts  emis. 

Article  V. 

Les  Coupons  seront  payes  en  or,  le  l«""  Avril  et  le  V  Octobre  de  chaque 
ann^e,  sur  les  places  qui  seront  designees  ulterieurement. 

Article  VI. 

La  portion  de  l'annuite  fixee  par  l'Article  IV  qui  ne  sera  pas  absorbee 
par  le  service  de  l'interet  sera  affectee  ä  l'amortissement  de  l'emprunt.  L'amor- 
tissement  s'effectuera  au  pair  par  voie  de  tirage.  Toutefois,  si  le  cours  etait 
inferieur  au  pair,   il   pourrait  s'eflfectuer  au  moyen  de  rachats  sur  le  raarche. 
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Nr.  11952.  III.  —  Emploi  clu  PvoduH  de  VEmprunt. 

Groß- 
britannien, Article   VII. 

Frankreich , 

Griechen-  Le  ptodult  de  l'emprunt   sera  emploje  par   la  Commission  Internationale 

'''"^'      dans  les  conditions  prevues  par  les  Articles  7  et  10  de  la  Loi  sur  le  Controle. 

Kufsland. 
29.MärzI898. 

Article  VIII. 
Les  conditions  de  la  conversion  ou  du  rcmboursement  de  la  dette  flottante 
en  er  feront  Tobjet  d'un  Decret  Roj^al  prealablement  soumis  k  lapprobation 
de  la  Commission  Internationale.  ||  Les  obligations  destinees  a  couvrir  les 
banques  d'emission  des  sommes  en  or  qui  leur  ont  ete  empruutees  en  vertu 
des  lois  sur  le  cours  force  ainsi  que  de  leurs  autres  avances  en  or,  resteront 
deposees  ä  la  Banque  de  France,  qui  ue  pourra  s'en  dessaisir  que  sur  l'avis 
conforme  de  la  Commission  Internationale.  ||  Les  coupons  de  ces  obligations 
seront  detaches  et  remis  aux  banques  d'emission. 

IV.  —  Garantie  de  VEmprunt. 

Article  IX. 

Les   Gouvernements   Britannique,    Fran^ais,   et  Russe,   s'engagent,   soit    ä 

garantir  conjointement   et  solidairement,   soit   ä   demander  ä  leurs   Parlements 

I'autorisation  de  garantir  conjointement  et  solidairement  le  service  regulier  de 

l'annuite  fixe  par  1' Article  IV. 

Article  X. 
Uue  Convention  ulterieure  determinera  les  conditions  dans  lesquelles  s'effec- 
tueraient  les   avances,  si  la  garantie  devenait   affective,   ainsi   que   le  mode  de 
remboursemeut  qui  leur  serait  applicable. 

Article  XI. 
Le  Gouvernement  Hellenique  aura  le  droit,  avec  l'assentiment  des  trois 
Puissances  Garantes,  d'operer  la  conversion  de  l'emprunt  ä  tonte  epoque,  ä 
partir  du  1«"^  Avril,  1918.  ||  II  sera  tenu  d'exercer  cette  faculte  sur  la  demande 
collective  des  trois  Puissances  Garantes,  qui  s'entendront  sur  les  conditions  dans 
lesquelles  cette  demande  devra  lui  etre  adressee. 

V.  —  Dispositions  Generales. 
Article  XII. 
Le    capital    et    les    interets    des    obligations    emises    conformement    aux 
Article  I   et  II   de   la    prescnte   Convention    seront   exempts    de    tous    irapots 
droits,  ou  cbarges  au  profit  du  Gouvernement  Hellenique. 

Article  XIIL 
La  presente  Convention  sera  ratifiee,  et  les  ratifications  cn  seront  echang^es 
ä  Paris  le  plus  tot  possible. 
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En  foi  de  quoi  les  Pl^nipotentiaires  respectifs  l'ont  signee  et  y  ont  appose  Nr.  11952. 

ßrofs- 
leurs    CachetS.  britannion, 

Fait  ä  Paris,  en  quatre  exeraplaires,  le  29  Mars,  1898.  Frankreich, 

TT    •     1       1       /-(  j  Grieclien- 

L'Ambassadeur  de  Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  brande-      j^^^^ 
Bretagne  et  dlrlande,  Imp^ratrice  des  Indes,  Rufsland. 

29  Märzl89S 

(US.)  (Signe)  Edmund  Monson. 

Le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres  de  la  Republique  Frangaise, 

(L.  S.)  (Signe)  G.  Hanotaux. 

L'Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plönipotentiaire  de  Sa  Majeste  le 
Roi  des  HcUeues, 

(L.  S.)  (Sigue)  N.  Delyanui. 

L'Ambassadeur  de  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Toutes  les  Russies, 

(L.  S.)  (Signe)  L.  Ouroussoff. 


Proces-verhal  de  Depot. 
Les  Soussignes  s'etant  r^unis  pour  proceder  au  d6p6t  des  ratiiications  de 
Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande -Bretagne  et  d'Irlande, 
Imperatrice  des  Indes,  de  M.  le  President  de  la  Republique  Francaise,  de  Sa 
Majeste  le  Roi  des  Hellenes,  et  de  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Toutes  les 
Russies,  sur  la  Convention  signee  ä  Paris  le  29  Mars,  1898,  en  vue  de  faciliter 
au  Gouvernement  Hellenique  la  conclusion  d'un  emprunt,  les  instrumeuts  de 
ces  ratifications  ont  ete  produits,  et  trouves  en  bonne  et  due  forme;  ils  ont 
et6  remis  entre  les  mains  de  son  Excellence  M.  le  Ministre  des  Affaires 
Etrangeres  de  la  Republique  Frangaise  pour  etre  deposes  aux  archives  de  ce 
Ministere,  ce  depot  devant  tenir  lieu  d'echange. 

En  foi  de  quoi  les  Soussignes  ont  dresse  le  present  proces-verbal  qu'ils 
ont  revetu  de  leurs  cachets. 

Fait  ä  Paris,  en  quadruple  exemplaire,  le  18  Mai,  1898. 

(L.  S.)         Edmund  Monson. 
(L.  S.)         G.  Hanotaux. 
(L.  S.)         N.  P.  Delyanni. 
(L.  S.)         L.  Ouroussoff. 


Nr.    11953.    GROSSBRITANNIEN    und    CHINA.     —     Vertrag    über 
Ausdehnung  des  Hongkong-Territoriums. 

Peking,  9.  Juni  1898. 
Whereas  it  has  for  many  years  past   been   recognized  that   an   extension  Nr.  iigr.s. 
of  Hong  Kong  territory  is  necessary  for  the  proper  defence  and  protection  of  ^^  .^'^^'Jjf  ^^  ^ 
tlie   Colony,  ||  It    has   now    been   agreed    between    the   Governments    of   Great     china. 
Britain  and  China  that  the  limits  of  British  territory  shall  be  enlarged  under^  •!"■'!  ^«^8. 
lease    to    the    extent    indicated    generally    on    the    annexed    map.     The    exact 
boundaries   shall   be    hcreafter  fixed  when  proper  surveys   have  been  made  by 
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Nr.  11953.  officials  appoiüted  by  the  two  Governments.  The  term  of  tliis  lease  shall  be 
britannienu  J^inetj-iiine  jears.  II  It  is  at  the  same  time  agreed  that  within  the  city  of 
China.  Kowloon  thc  ChlnesB  officials  now  statioued  there  shall  continue  to  exercise 
■Jurisdiction  except  so  far  as  may  be  inconsistent  with  the  military  requirements 
for  the  defence  of  Hong  Kong,  Within  the  remainder  of  the  newly-leased 
territory  Great  Britain  shall  have  sole  Jurisdiction.  Chinese  officials  and  people 
shall  be  allowed  as  heretofore  to  use  the  road  from  Kowloon  to  Hsinan.  jj  It  is 
further  agreed  that  the  existing  landing-place  uear  Kowloon  city  shall  be  reserved 
for  the  convenience  of  Chinese  men-of-war,  merchant  and  passenger  vessels, 
which  may  come  and  go  and  lie  there  at  their  pleasure;  and  for  the  convenience 
of  movement  of  the  officials  and  people  within  the  city.  ||  "When  hereafter 
China  constructs  a  railway  to  the  boundary  of  the  Kowloon  territory  under 
British  control,  arrangements  shall  be  discussed.  ||  It  is  further  understood 
that  there  will  be  no  expropriation  or  expulsion  of  the  inhabitants  of  the  district 
included  within  the  extension,  and  that  if  land  is  required  for  public  offices, 
fortifications,  or  the  like  official  purposes,  it  shall  be  bought  at  a  fair  price. 
If  cases  of  extradition  of  criminals  occur,  they  shall  be  dealt  with  in 
accordance  with  the  existing  Treaties  between  Great  Britain  and  China  and 
the  Hong  Kong  Regulations.  ||  The  area  leased  to  Great  Britain,  as  shown  on 
the  annexed  map,  includes  the  waters  of  Mirs  Bay  and  Deep  Bay,  but  it  is 
agreed  that  Chinese  vessels  of  war,  whether  neutral  or  otherwise,  shall  retain 
the  right  to  use  those  waters.  ||  This  Convention  shall  come  into  force  on  the 
first  day  of  July,  eigtheen  hundred  and  ninety-eight,  being  the  thirteenth  day 
of  the  fifth  moon  of  the  twenty-fourth  year  of  Kuang  Hsü.  It  shall  be  ratified 
by  the  Sovereigns  of  the  two  countries,  and  the  ratifications  shall  be  exchanged 
in  London  as  soou  as  possible.  ||  In  witness  whereof  the  Undersigned,  duly 
authorized  thereto  by  their  respective  Governments,  have  signed  the  present 
Agreement.  1|  Done  at  Peking  in  quadruplicate  (four  copies  in  English  and 
four  in  Chinese)  the  ninth  day  of  June,  in  the  year  of  our  Lord  eighteen 
hundred  and  ninety-eight,  being  the  twenty-first  day  of  the  fourth  moon  of 
the  twenty-fourth  year  of  Kuang  Hsü. 

(L.  S.)         Claude  M.  MacDonald. 

(L.  S.)         Seal  of  the  Chinese 
Plenipotentiary. 

Nr.    11954.     GROSSBRITANNIEN  und   CHINA.     —    Vertrag  über 

Wei  Hai  Wei. 

Peking,  1.  Juli  1898. 

Nr.  11954.  In  Order  to  provide  Great  Britain  with  a  suitable  naval  harbour  in  North 

Grofs-     China,  and  for  the  better  protection  of  British  commerce  in  the  neighbouring 

britannien  u. 

China,      scas,  the  Government  of  His  Majesty  the  Eraperor  of  China  agree  to  lease  to 

1.  Juh  1808.  ^j,g   Government    of   Her    Majesty    the  Queen     of   Great   Britain    and   Ireland 

Wei  liai  wei,   in   the  Province  of  Shantung,  and   the  adjacent  waters,  for  so 
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long  a  period  as  Port  Arthur  shall  rcmain  in  the  occupation  of  Russia.  ||  The  Nr.  11954 
territory  leased  shall  comprise  the  Island  of  Liu  Kung,  and  all  the  Islands  in ,  .^'^"^' 

•'  ^  °'  bntaunien  n. 

the  Bay  of  Wei  hai  wei,  and  a  belt  of  land  10  English  miles  wide  along  the  ci.ina. 
entire  coast-line  of  the  Bay  of  Wei  hai  wei.  Within  the  above-mentioned  ^' "'"'' ^^^^' 
territory  leased  Great  Britain  shall  liave  sole  Jurisdiction.  ||  Great  Britain  shall 
have  in  addition  the  right  to  erect  fortifications ,  Station  troops,  or  take  any 
other  measures  necessary  for  defensive  purposes  at  any  points  on  or  near  the 
coast  of  the  region  east  of  the  meridian,  121"  40'  east  of  Greenwich,  and  to 
acquire  ou  equitable  compensation  within  that  territory  such  sites  as  may  be 
necessary  for  water  supply,  Communications,  and  hospitals.  Within  that  zone 
Chinese  administration  will  not  be  interfered  with,  but  no  troops  other  than 
Chinese  or  British  shall  be  allowed  therein.  ||  It  is  also  agreed  that  within 
the  walled  city  of  Wei  hai  wei  Chinese  officials  shall  continue  to  exercise 
Jurisdiction ,  except  so  far  as  may  be  inconsistent  with  naval  and  military 
requirement  for  the  defence  of  the  territory  leased.  ||  It  is  further  agreed  that 
Chinese  vessels  of  war,  whether  neutral  or  otherwise,  shall  retain  the  right  to 
use  the  waters  herein  leased  to  Great  Britain.  ||  It  is  further  unterstood  that 
there  will  be  no  expropriation  or  expulsion  of  the  inhabitants  of  the  territory 
lierein  specified,  and  that  if  land  is  required  for  fortifications,  public  Offices, 
or  any  official  or  public  i^urpose,  it  shall  be  bought  at  a  fair  price.  ||  This 
Convention  sliall  come  into  force  on  signature.  It  shall  be  ratified  by  the 
Sovereigns  of  the  two  countries,  and  the  ratifications  shall  be  exchanged  in 
London  as  soon  as  possible.  ||  In  wituess  whereof  the  Undersigned,  duly 
authorized  thereto  by  their  respective  Governraents,  have  signed  the  present 
Agreement. 

Done  at  Peking  in  quadruplicate  (four  copies  in  English  and  four  in 
Chinese),  the  Ist  day  of  July,  in  the  year  of  our  Lord  1898,  being  the 
13th  day  of  the  5th  moon  of  the  24 th  year  of  Kuang  Hsü. 

(L.  S.)         Claude  M.  Mac  Donald. 
(L.  S.)         (Seal  of  the  Chinese  Plenipotentiary.) 


Nr.    11955.     GROSSBRITANNIEN  und  ETHIOPIEN.  —  Handels-  und 

Freundschaftsvertrag.    Mit  Beilagen. 

Adis  Abbaba,  14.  Mai  1897. 
(Ratified  by  the  Queen,  July  28,  18D7.) 

[English  Version.] 
Her  Majesty  Victoria,  by  the  grace  of  God,  Queen  of  Great  Britain  and   Nr.  11955. 
Ireland,  Empress  of  India,  and  His  Majesty  Menelek  II,  by  the  grace  of  God,     ^"^"" 

britannien  u. 

King  of  Kings  of  Ethiopia,  being  desirous  of  strengthening  and  rendering  more  Ktiüopien. 
effective  and  profitable  the  ancient  friendship  which  has  existed  between  their  ^*-  '^'*'  ^^^"• 
respective  kingdoms;  1|  Her  Majesty  Queen  Victoria  having  appointed  as  her 
Special   Envoy  and  Represeutative  to  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II, 
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Nr.  11955.  James    Reuell  Rodd,   Esq.,   Companion   of  the  Most  Distinguished  Order   of 

ürofs-     gj.    ]^jjß]jf^gj  and  St.  George,   whose  füll  powcrs   have  beeu  fouiid   in  due  and 

Ethiopien.' proper  form,   and  His  Majesty  the  Emperor  Menelek,   negotiating  in  bis  own 

i4.Mai  169/.  jjg^jjjg  as  King  of  Kings  of  Ethiopia,  they  have  agreed  upon  and  do  conclude 

the  following  Articles,   which  shall  be  binding  on  tliemselves,  their  heirs  and 

successors: 

Article  I. 

The  subjects  of  or  persous  protected  by  each  of  the  Contracting  Parties 
shall  have  füll  liberty  to  come  and  go  and  engage  in  commerce  in  the  terri- 
tories  of  the  other,  eujoying  the  protection  of  the  Government  within  whose 
Jurisdiction  they  are;  but  it  is  forbidden  for  armed  bands  from  either  side  to 
cross  the  frontier  of  the  other  on  any  pretext  whatever  without  previous 
authorization  from  the  competent  authorities. 

Article  II. 
The  frontiers  of  the  British  Protectorate  on  the  Somali  Coast  recognized' 
by  the  Emperor  Menelek  shall  be  determined  subsequently  by  exchange  of 
notes  between  James  Reuneil  Rodd,  Esq.,  as  Representative  of  Her  Majesty 
the  Queen,  and  Rus  Maconen,  as  Representative  of  His  Majesty  the  Emperor 
Menelek,  at  Harrar.  These  notes  shall  be  anuexed  to  the  present  Treaty,  of 
which  they  will  form  an  integral  part,  so  soou  as  they  have  received  the 
approval  of  the  High  Contracting  Parties,  peuding  which  the  status  quo  shall 
be  maiutaiued. 

Article  III. 

The  Caravan  route  between  Zeyla  and  Harrar  by  way  of  Gildessa  shall 
reraain  open  throughout  its  whole  extent  to  the  commerce  of  both  nations. 

Article  IV. 
His  Majesty  the  Emperor  of  Ethiopia,  on  the  one  band,  accords  to  Great 
Britain  and  her  Colonies,  in  respect  of  Import  duties  and  local  taxation,  every 
advantage  which  he  may  accord  to  the  subjects  of  other  nations.  ||  On  the 
other  band,  all  material  destined  exclusively  for  the  service  of  the  Ethiopian 
State  shall,  on  applicatiou  from  His  Majesty  the  Emperor,  be  allowed  to  pass 
through  the  port  of  Zeyla  into  Ethiopia  free  of  duty. 

Article  V. 
The  transit  of  fire  -  arms  and  ammunition  destined  for  His  Majesty  the 
Emperor  of  Ethiopia  through  the  territories  depending  on  the  Government  of 
Her  Britannic  Majesty  is  authorized,   subject  to  the  conditions  prescribed  by 
the  General  Act  of  the  Brüssels  Conference,  signed  the  2nd  Juli,  1890. 

Article  VI. 
His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II,  King  of  Kings  of  Ethiopia,  engages 
himself  towards  the  Government  of  Her  Britannic  Majesty  to  do  all  in  his 


lt.  Mai  Ib'Jl 
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power  to  prevciit  tlie  passage  through  his  dominions  of  arms  and  ammunitioii   Nr.  iiws. 
to  the  Mahdists,  wliom  he  declares  to  be  the  enemies  of  his  Empire.  II  TJie,  y'"^^' 

'■  •'  brilanniun  u 

preseiit  Treaty  sliall  comc  into  force  as  soon  as  its  ratification  by  Her  Etiiiopion. 
Britaiinic  Majesty  shall  have  bcen  notified  to  the  Empcror  of  Ethiopia,  but  it 
is  understood  that  the  prescriptions  of  Artich;  VI  shall  be  put  iuto  force  irom 
the  date  of  its  signature.  jl  In  faith  of  whicli  His  Majesty  Meneiek  II,  King 
of  Kings  of  Ethiopia,  in  his  owu  name,  and  James  Renneil  Rodd,  Esq.,  on 
behalf  of  Her  Majesty  Victoria,  Queen  of  Great  Britain  and  Ireland,  Empress 
of  India,  have  signed  the  present  Treaty,  in  duplicate,  writteu  in  the  Euglish 
and  Amharic  languages  identically,  both  texts  being  considered  as  official,  and 
have  thereto  affixed  their  seals. 

Done  at  Adis  Abbaba,  the  14th  day  of  Mai,  1897. 

(L.  S.)  (Signed)  James  Reunell  Rodd. 

(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Meneiek  II.) 


Annexes   to  Treaty   signed  at  Adis  Abbaba  on  the  14th  May,    1897,    by  His 
Majesty  the  Eraperor  Meneiek,  and  by  Mr.  James  Renneil  Rodd. 

Annex  1. 
Mr.  Rodd  to  the  Emperor  MeneleJc. 

Adis  Abbaba,  May  14,  1897. 
Yüur  Majesty.  =  With  reference  to  Article  II  of  the  Treaty  which  we 
are  to  sign  to-day,  I  am  instructed  by  my  Government,  in  the  event  of  a 
possible  occupation  by  Ethiopia  of  territories  inhabited  by  tribes  who  have 
formerly  accepted  and  enjoyed  British  protection  in  the  districts  excluded 
from  the  limits  of  the  Britisli  Protectorate  on  the  Somali  Coast,  as  recognized 
by  your  Majesty,  to  bring  to  your  knowledge  the  desire  of  Her  Majesty  the 
Queen  to  receive  from  your  Majesty  an  assurance  that  it  will  be  your  special 
care  that  these  tribes  receive  equitable  treatment,  and  are  thus  no  losers  by 
this  transfer  of  suzerainty.  ||  In  expressing  the  hope  that  your  Majesty  will 
euable  me  to  give  this  assurance,  I  have,  &c. 

(Signed)  Reunell  Rodd. 

The  Emperor  Meneleh  to  Mr.  liodd. 

(Translation.)  The  Conquering  Lion  of  the  Tribe  of  Judah,  Meneiek  IT, 
by  the  grace  of  God,  King  of  Kings  of  Ethiopia,  to  Mr.  Renneil  Rodd,  Envoy 
of  the  Kingdora  of  England. 

Peace  be  unto  you.  ||  Your  lettcr,  written  in  Genbot  1889,  respecting  the 
Somalis,  has  reached  me.  With  regard  to  the  question  you  have  put  to  me, 
I  give  you  the  assurance  that  the  Somalis  who  may  by  boundary  arrangements 
become  subjects  of  Ethiopia  shall  be  well  treated  and  have  orderly  government.  | 
Written  at  Adis  Abbaba,  the  6th  Genbot,  1889  (14 th  May,  1897). 

(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Meneiek  II.) 
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britannien  n.  Tlic  Emperov  MencMc  to  Mr.  Boäd. 

j4*Mafi897.         (Translatiou.)     From  Menelek  II,  by  the  grace  of  God,  King  of  Kings  of 
Ethiopia,  Couquering  Lion  of  the  tribe  of  Judali. 

May  this  reach  James  Renneil  Rodd. 
Peace  be  unto  you.  ||  With  reference  to  the  Treaty  which  we  have  written 
in  the  Amharic  and  English  languages  at  Adis  Abbaba,  as  I  have  no  inter- 
preter  with  me  who  understands  the  English  language  well  enough  to  compare 
the  English  and  Amharic  Version,  if  by  any  possibility  in  the  future  there 
should  ever  be  found  any  misunderstandiug  between  the  Amharic  and  English 
versions  in  any  of  the  Articles  of  this  Treaty,  let  this  translation,  which  is 
written  in  the  French  language,  and  which  I  inclose  in  this  letter,  be  the 
witness  between  us,  and  if  you  accept  this  proposal,  send  me  word  of  your 
acceptance  by  letter. 

Dated  7th  Genbot,  1889  (14th  May,  1897). 
(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II.) 

3Ir.  JRocld  to  the  Emperor  Menelek. 

Your  Majesty.  ||  1  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your 
Majesty's  letter  inclosing  the  French  translation  of  the  Treaty  which  we  are 
to  sign  this  day  in  English  and  Amharic,  and  I  agree,  on  behalf  of  my 
Government,  to  the  proposal  of  your  Majesty,  that,  in  case  a  divergency  of 
opinion  should  arise  hereafter  as  to  the  correct  Interpretation  to  be  given 
either  to  the  English  or  Amharic  text,  the  French  translation,  which  has  been 
agreed  to  on  both  sides  as  adequate,  should  be  accepted  as  furnishing  a  Solution 
of  the  matter  under  dispute.  ||  In  recording  this  assurance,  I  have,  &c. 

(Signed)  Renneil  Rodd. 


Annex  3.  • 

Mr.  Eodd  to  Ras  Mdkunan. 

Harrar,  June  4,  1897  (28  Genbot,  1889). 
Peace  be  unto  you.  |1  After  friendly  discussion  with  your  Excellence,  I 
have  unterstood  that  His  Majesty  the  Emperor  of  Ethiopia  will  recognize  as 
frontier  of  the  British  Protectorate  on  the  Somali  Coast  the  liue  which,  starting 
from  the  sea  at  the  point  fixed  in  the  Agreement  between  Great  Britain  and 
France  on  the  9th  February,  1888,  opposite  the  wells  of  Hadou,  foUows  the 
caravanroad,  described  in  that  Agreement,  through  Abbassouen  tili  it  reaches 
the  hill  of  Somadou.  From  this  point  on  the  road  the  line  is  traced  by  the 
Saw  mountains  and  the  hill  of  Egu  to  Moga  Medir;  from  Moga  Medir  it  is 
traced  by  Eylinta  Kaddo  to  Arran  Arrhe,  near  the  intersection  of  latitude 
44"  east  of  Greenwich  with  longitude  9"  north.  From  this  point  a  straight  line 
is  drawn  to  the  intersection  of  47  <>  east  of  Greenwich  with  8"  north.     From 
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here  the  line  will  follow  the  frontier  laid  down  in  the  Anglo-Italian  Protocol  Nr.  u'jös. 
of  the  5th  May,  1894,  uutil  it  reaches  the  sea.  [1  The  tribes  occupying  either     **"'^" 

.  .  fjo  britannien  u. 

side  of  the  Ime  shall  have  the  right  to  use  the  grazing-grounds  on  the  other  Ethiopion. 
side,  but  during  their  migrations  it  is  understood  that  tliey  shall  be  subject  ""'"*' ^®®'" 
to  the  Jurisdiction  of  the  territorial  authority.  P>ee  access  to  the  nearest 
wells  is  cqually  reserved  to  the  tribes  occupying  either  side  of  the  line.  ||  This 
uuderstanding,  in  accordance  with  Article  II  of  the  Treaty  signed  on  the 
14th  May,  1897  (7th  Genbot,  1889),  by  His  Majesty  the  Emperor  Menelek 
and  Mr.  Rennell  Rodd,  at  Adis  Abbaba,  must  be  approved  by  the  two  High 
Contracting  Parties.  I  have,  &c. 

(Signed)  Rennell  Rodd. 

Eas  Malmnan  to  Mr.  Rodd. 

(Translation.)  ||  Sent  from  Ras  Makunan,  Governor  of  Harrar  and  its  de- 
pendencies: 

May  this  reach  the  Honourable  Mr.  Rennell  Rodd, 
Envoy  of  the  British  Kingdom. 

I  inforra  you  to-day  that,  after  long  friendly  discussion,  the  boundary  of 
the  British  Somali  Protectorate  upon  which  we  have  agreed  is  as  follows:  || 
Starting  from  the  sea-shore  opposite  the  wells  of  Hadou  (as  on  which  the 
French  and  the  English  Governments  agreed  in  February  1888),  it  follows  the 
caravan-road  by  Abbassouen  tili  Mount  Somadou;  from  Mount  Somadou  to 
Mount  Saw;  from  Mount  Saw  to  Mount  Egu;  from  Mount  Egu  to  Moga  Medir; 
starting  from  Moga  Medir,  it  goes  in  a  direct  line  to  Eylinta  Kaddo  and 
Arran  Arrhe  on  44°  east  of  Green  wich  and  9**  north,  and  again  in  a  direct 
line  until  47°  east  and  8°  north.  After  this  the  boundary  follows  the  line 
on  which  the  English  and  the  Italians  agreed  on  the  5th  May,  1894,  until 
the  sea.  ||  The  subjects  of  both  the  Contracting  Parties  are  at  liberty  to  cross 
their  frontiers  and  graze  their  cattle,  but  these  people,  in  every  place  where 
they  go,  must  obey  the  Governor  of  the  country  in  which  they  are,  and  the 
wells  which  are  in  the  neighbourhood  shall  remain  open  for  the  two  parties.  || 
These  two  letters  on  which  we  have  agreed,  according  to  Article  II  of  the 
Treaty  of  His  Majesty  the  Emperor  of  Ethiopia  and  Mr.  Rennell  Rodd  of  the 
7th  Genbot,  1889  (14th  May,  1897),  the  two  Sovereigns  having  seen  them,  if 
they  approve  them,  shall  be  sealed  again  (ratified).  ||  Written  at  Harrar,  the 
28th  Genbot  1889  (4th  June,  1897). 

(Signed)  Ras  Makunan. 

Mr.  Hodd  to  the  Emperor  Menelelc  II. 

Cairo,  August  30,  1897. 

From  Mr.  Rennell  Rodd,  Special  Envoy  of  Her  Majesty  Queen  Victoria, 

to  His  Majesty  Menelek  II,  by  the  grace  of  God,  King  of  Kings  of  Ethiopa. 

Peace  be  uuto  your  Majesty.  |1  I  have  the  honour  to  announce  that  The 

Queen   my  gracious  Sovereign,   has    been    pleased  to   approve  and   ratify  the 

Staatsarchiv  LXII.  21 
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Nr.  11955.  Treaty  whicb  I  liad  the  houour  to  sign  with  your  Majesty  on   tlie  14 th  May 
^^°^'     last.  II  Her  Majesty  has    also    been   pleased   to  approve  of   the    arrangement 

britannien  n.  "  j       ^ 

Ethiopien.  vvliich,  in  accordance  with  the  terms  of  Article  II  of  the  Treaty,  was  agreed 
U.Mai  1897.  yp^jj  betwecn  Ras  Makunan,  as  Representative  of  your  Majesty,  and  myself 
by  exchange  of  notes  relative  to  the  frontier  of  the  British  Protectorate  in 
the  Somali  Coast;  and  it  is  presumed  by  Her  Majesty's  Government  that  your 
Majesty  has  also  approved  of  it,  as  they  have  received  no  notification  to  the 
contrary.  ||  The  notes  exchanged  have  accordingiy  been  annexed  to  the  Treaty 
which  has  received  ratification,  signifying  Her  Majesty's  approval  of  all  these 
documents.  |1  I  have  now  the  houour  to  return  herewith  the  copy  of  the  Treaty 
intrusted  to  me  by  your  Majesty,.  with  its  ratification  in  due  form.  ||  Wlien  I 
shall  have  received  from  your  Majesty  a  letter  signifying  that  this  Treaty, 
thus  ratified  and  approved,  has  come  safely  to  your  Majesty's  hands,  it  will 
be  made  public  by  the  Government  of  the  Queen,  that  all  her  subjects  may 
observe  it  and  abide  by  it,  and  that  it  may  strengtbeu  the  ties  of  friendship 
between  our  countries,  and  increase  the  feelings  of  esteem  and  good-will  to- 
wards  your  Majesty  which  the  reception  of  the  British  Mission  in  Ethiopia 
has  awakened  in  my  country.  j|  I  pray  that  your  Majesty's  life  and  health  may 
long  be  preserved,  and  that  your  people  may  have  peace  and  prosperity. 

(Signed)  Rennell  Rodd. 

The  Emperor  Mencleh  to  The  Queen. 

(Translation.)  ||  Menelek  II,  Elect  of  God,  King  of  Kings  of  Ethiopia,  to 
Her  Most  Gracious  Majesty  Queen  Victoria,  Queen  of  Great  Britain  and  Ire- 
land,  and  Empress  of  India,  Upholder   and  Keeper   of  the  Christian  Religion. 

May  peace  be  unto  you.  ||  Your  Majesty's  letters  of  the  28  th  Haml6 
(3rd  August)  and  22nd  (23rd)  Mascarera  (Ist  (2nd)  October),  1897,  and  the 
Treaty  with  the  Great  Seal,  dated  the  28th  Hamle  (3rd  August),  1897,  have 
rcached  me,  and  We  received  it  with  joy.  The  Treaty  of  Peace  which  is 
now  between  your  Government  and  our  Government,  We  hope  it  will  ever  in- 
crease in  firmness  and  last  for  ever.  ||  We  ask  God  to  give  your  Majesty  health, 
and  to  your  kingdom  quietness  and  peace.  ||  Written  at  Adis  Abbaba,  the 
8th  December,  1897,  A.D. 

(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II.) 


Nr.    11956.     NIEDERLANDE  und  ARGENTINIEN.  -  Auslieferungs- 
vertrag. 

Buenos  Aires,  7.  September  1893. 

Nr.  II'. 56.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas  et  le  Gouvernement 

Niederlande  ^\q  \^  Ropubliquc  Argcutinc  ayant  jnge  utile  de  conclure,  conformement  aux 
Argentinien,  legislatious  respcctivcs,  une  Convention  pour  l'extradition  des  malfaiteurs,  ont 
7. Sept.  1893.  nommc  ä  cet  eifet  pour  Leurs  plenipotentiaires  respectifs,  savoir :  1|  Sa  Majeste 
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la  Reine  des  Pays-Bas  et  en  Son  nom  Sa  Majeste  la  Reine-Regente  du  Kr.  uose. 
Royauine :  ||  Monsieur  Leonard  van  Riet,  consul-geueral  des  Pays-Bas  ä  Buenos  N'8t|o^''^=^"'*ö 
Aires;  II  Le  President  de  la  Republique  Argentine:  ||  Monsieur  Valentin  vira- ^''^*"""'®"" 

*.  ö6pt.  iSifS. 

soro,  Miuistre  des  Affaires  Etrangeres;  ||  lesquels  apres  s'etre  communiquö  leurs 

pleius  pouvoirs,    trouves  en  bonne  et  due  forme,    sont    convenus   des    articles 

suivants : 

Article  premier, 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s'engagent  k  se  livrer  reciproquement, 
suivant  les  regles  determinees  par  la  presente  Convention,  les  individus  pre- 
venus  ou  condamnes  ä  raison  d'un  des  faits  enümöres  ä  Tarticle  2  et  qui  se 
sont  refugies  sur  le  territoire  de  l'autre  Etat. 

Article  2. 
Les  faits  qui  peuvent  donner  lieu  ä  l'extradition  sont  les  suivants  :|! 
1°.  meurtre,  pourvu  qu'il  n'ait  pas  6te  commis  en  legitime  defense  ou  par 
imprudeuce;  ||  2°.  assassinat;  ||  3".  parricide;  (|  4°.  meurtre  ou  assassinat  com- 
mis sur  un  enfant;  ||  5°.  empoisonnement;  ||  6°.  avortementvolontaire;  ||  7°.  bles- 
sures  volontaires  ayant  cause  la  mort  sans  l'intention  de  la  donner  ou  la 
mutilation  grave  et  permanente  de  quelque  merabre  ou  organe  du  corps;| 
8°.  viol  ou  tout  autre  attentat  ä  la  pudeur  commis  avec  violence ;  ||  8°.  atten- 
tat  ä  la  pudeur,  commis  avec  ou  sans  violence  envers  des  enfants  de  Tun  ou 
de  l'autre  sexe  au  dessous  de  quatorze  ans;  I|  10°.  bigamie;  ||  11°.  enlevement, 
recel,  suppression  ou  Substitution  d'enfants ;  ||  12°.  enlevement  de  mineurs;|l 
13°.  contrefaQon  ou  alteration  de  monnaies  ou  de  papier-monnaie  entreprise 
dans  le  dessein  d'emettre  ou  de  faire  emettre  ces  monnaies  ou  ce  papier- 
monnaie  comme  non- contrefaits  et  non-alteres;  emission  ou  mise  en  circulation 
de  monnaies  ou  de  papier-monnaie  contrefaits  ou  älteres ;  contrefagon  ou  falsi- 
fication  de  timbres  et  de  marques  de  l'Etat,  pour  autant  que  les  lois  des  deux 
pays  permettent  l'extradition  de  ce  cbef;  |j  14°.  faux  en  öcriture  publique  ou 
privee  dans  des  lettres  de  change,  les  papiers  de  credit  ayant  cours  legal  ou 
autres  effets  de  commerce,  et  usage  fait  ä  dessein  de  ces  documeuts  falsifies, 
pour  autant  que  les  lois  des  deux  pays  permettent  l'extradition  pour  ces 
faits;  II  15°.  faux  temoignage,  subornation  de  temoins  ou  faux  serraent  en 
matiere  civile  ou  criminelle;  ||  16°.  corruption  de  fonctionnaires  publics,  pour 
autant  que  les  lois  des  deux  pays  permettent  l'extradition  de  ce  chef;  ■' 
17°.  detournement  ou  malversation  de  valeurs  publiques,  concussion,  commis 
par  des  fonctionnaires  ou  des  depositaires  publics;  ||  18°.  iucendie  allume  ä 
dessein,  lorsqu'il  peut  en  resulter  uu  danger  commun  pour  des  biens  ou  un 
danger  de  mort  pour  autrui;  incendie  allume  dans  le  dessein  de  se  procurer 
ou  de  procurer  ä  un  tiers  un  profit  illegal  au  detriment  de  l'assureur  ou  du 
porteur  legal  d'un  coutrat  h  la  grosse;  ||  19°.  entraves  volontaires  ä  la  circu- 
lation sur  les  chemins  de  fer  ayant  eu  pour  resultat  de  mettre  en  peril  la  vie 
des  voyageurs;    j]    20°.  actes  de  violence  commis  en  public,  ä  forces  reunies, 

21* 
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Nr.  11956.  contre  des  personnes  ou  des  biens;    ||    21°.    vol  commis  avec   violeuce  envers 

KisdcTlande  ,  „ 

und       les    personnes    ou    les    proprietes;  ||   22  .    le   fait  illegal  commis  ä  dessein  de 
Argentinien.  fg^jj,g   couler   ä    fond,    de  falrc    echouer,    de    detruire,    de  rendre   impropre  ä 

7.89pt.l893.  ,    .    .  .  ,  ,.,  ,      ,  , 

l'usage  ou  de  deteriorer  un  navire,  lorsquil  peut  en  resulter  un  danger  pour 
autrui;  ||  23°.  erneute  et  Insubordination  des  gens  de  l'equipage  ou  des  pas- 
sagers ä  bord  d'un  navire;  ||  24°.  escroquerie;  ||  25°.  detournement  de  valeurs, 
biens,  documents  et  tous  titres  de  propriete  publique  ou  privee,  commis  par 
les  personnes  k  la  garde  desquelles  ils  etaient  confies  ou  soustraction  fraudu- 
leuse  de  ces  choses  par  ceux  qui  etaient  associes  ou  employes  dans  Tetablis- 
sement  oü  le  fait  a  ete  commis;  ||  26°.  banqueroute  frauduleuse.  ||  Sont  com- 
prises  dans  les  qualifications  precedentes  la  teutative  et  la  complicite  lorsqu' 
elles  sont  punissables  d'apres  la  legislation  penale  des  pays  contractants.  |j  L'ex- 
tradition  sera  accordöe  pour  les  faits  enumeres  ci-dessus,  lorsque  les  faits 
incrimines  sont  punissables  de  peine  corporelle  d'au  moins  un  an  de  prison 
au  maximum. 

Article  3. 

L'extradition  n'aura  pas  lieu:  [|  1°.  lorsque  l'individu  reclame  est  sujet 
par  naissance  ou  par  naturalisation  de  la  nation  requise ;  ||  2°.  pour  les  delits 
politiques  ou  faits  connexes  ä  des  delits  politiques;  ||  3°.  dans  le  cas  oü  les 
faits  auraient  ete  commis  sur  le  territoire  de  la  nation,  ä  laquelle  l'extradition 
est  demandee;  ||  4°.  lorsque  la  demande  d'extradition  sera  motivöe  par  le  meme 
fait  pour  lequel  l'individu  reclame  a  ete  juge  et  condamne  ou  absous  dans  le 
pays  requis;  ||  5°.  si  la  prescription  de  la  peine  ou  de  l'action  est  acquise, 
d'apres  les  lois  de  l'etat  requis  ou  de  l'etat  requerant  avant  l'arrestation  de 
l'individu  reclame,  ou,  si  l'arrestation  n'a  pas  encore  eu  lieu,  avant  qu'il  ait 
ete  cite  judiciairement. 

Article  4. 

L'extradition  n'aura  pas  lieu  aussi  longtemps  que  l'individu  reclame  est 
poursuivi  et  juge  pour  le  meme  fait  dans  le  pays  auquel  l'extradition  est 
demandee. 

Article  5. 

Si  l'individu  reclame  est  poursuivi  ou  subit  une  peine  pour  un  autre  fait 
quo  celui  qui  a  motive  la  demande  d'extradition,  il  ne  sera  livre  qu'apres  la 
fin  du  jugement  definitif  dans  le  pays  auquel  l'extradition  est  demandee,  et 
en  cas  de  condamnation,  qu'apres  qu'il  ait  subi  sa  peine  ou  qu'il  ait  ete 
gracie.  ||  Neanmoins,  si  d'apres  les  lois  du  pays  qui  demande  l'extradition,  la 
prescription  de  la  poursuite  pouvait  resulter  de  ce  delai,  son  extradition  sera 
accordee,  si  des  cousiderations  speciales  ne  s'y  opposent  et  sous  l'obligatiou 
de  renvoyer  l'extrade  aussitot  que  la  poursuite  dans  ce  pays  sera  finie. 

Article  6. 
L'individu,   dont    l'extradition  a  etö  accordee,    ne    pourra    etre    poursuivi 
ou  puni  ä  raison  de  delits  politiques  anterieurs  ä  l'extradition,  ni  ä  raison  de 
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faits,    connexes   ä    ces    delits.  ||  II    iie  pourra  etre  juge  iii  puni  dans  le  pays  Nr.  11056. 
auquel    Textradition    a    6te    accordee    pour  un  fait  punissable  quelconque  non   '*  °^^*"  ^ 
prevu   par   la   presente    Convention,   ni  extrade  ä  un  Etat  ticrs  sans  le  con- Argentinien. 
sentement   du  pays   qui  l'a  livre.  ||  Ces  restrictions  ne  seront  pas  applicables  '  ^^ ' 
lorsque   l'individu   extrade   est  reste   dans   le  pays,  oü  il  a  ete  juge,   pendant 
trois   mois   apres   avoir   subi   sa   peine,   ou  apres   avoir   et6   gracie   et   mis  en 
liberte  ou  lorsqu'il  est  revenu  posterieureraent  sur  le  territoire  de  l'Etat  recla- 
mant.  ||  Les  individus  condamnös  pour  des  faits  auxquels,  d'apres  la  legislation 
de  l'Etat  requ6rant,  est  applicable  la  peine  de  mort,  ne  seront  extrades  qu'ä 
la  condition  que  la  dite  peine  ne  leur  sera  pas  infligee. 

Article  7. 
Dans  les  cas  oü,  conformement  aux  dispositions  de  la  presente  Convention, 
l'extradition  ne  doit  pas  Stre  accordee,  l'individu  reclame  sera  juge,  s'il  y  a 
lieu,  par   les   tribunaux   du  pays  requis,   selon  les  lois  de  cet  Etat.     La  sen- 
tence  definitive  devra  etre  comrauniquee  au  Gouvernement  reclamant. 

Article  8. 
Lorsque  le  fait,  qui  raotive  la  demande  d'extradition,  aura  ete  commis  sur 
le  territoire  d'un  pays  tiers,  qui  u'a  pas  sollicite  l'extradition  du  criminel,  il 
sera  donne  suite  k  cette  demande  dans  le  cas,  oü  la  legislation  du  pays 
requis  autorise  la  poursuite  des  memes  infractions,  commises  hors  de  son  ter- 
ritoire. 

Article  9. 

Si  l'individu,  dont  l'extradition  est  demandee  conformement  k  la  presente 
Convention  par  une  des  parties  contractantes ,  est  reclame  egalement  par  un 
autre  ou  plusieurs  autres  Gouvernements,  ä  raison  de  faits  commis  sur  leurs 
territoires  respectifs,  l'extradition  sera  accordee  ä  celui  sur  le  territoire  du- 
quel  le  fait  le  plus  grave,  selon  la  legislation  du  pays  requis,  aura  ete  com- 
mis, et,  dans  le  cas  de  gravite  ögale,  a  celui  qui  aura  presente  le  premier  la 

demande  d'extradition. 

Article  10. 

Si  l'individu  reclame  n'est  pas  sujet  du  pays  requerant  et  que  le  Gou- 
vernement de  son  propre  pays  le  reclame  ä  raison  du  memo  fait,  le  Gouverne- 
ment, auquel  l'extradition  est  demandee,  aura  la  faculte  de  livrer  cet  individu 
k  celui  qui  lui  conviendra  le  mieux. 

Article  11. 
L'extradition  sera  toujours  demandee  par  la  voie  diplomatique  et,  k  de- 
faut  d'un  agent  diplomatique,  par  l'intermödiaire  du  fonctionnaire  consulaire 
le  plus  eleve  en  rang  du  pays,  qui  fait  la  demande.  ||  La  demande  d'extradition 
doit  etre  accompagnee:  ||  1°.  de  l'original  ou  d'une  copie  authentique  soit  d'une 
ordonnance  de   raise   en    accnsation   ou   de   renvoi   devant  la  justice  repressive 
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Nr.  111-56.  avec  maudat  d'arret,  soit  d'un  mandat   d'arret,   suit   de  tout  autre  acte  ayaut 

Niederlande  ,  »  j?  -.     i       •  ,  ■,  .-,,,.,  ,, 

^j,3       la  meme  torce,  soit  du  jugement  de  condamnation,  delivre  par  lautonte  com- 
Argentinien.  peteute  dans  la  forme  prescrite  dans  le  pays  qui  reclame  l'extradition.  11  Ces 

T.Savt.  1893  j.    ./        i  n 

documents  doivent  indiqiier  suffisamment  le  fait  dont  il  s'agit,  pour  mettre  le 
pays  requis  ä  meme  de  juger  s'il  constitue,  d'apres  sa  legislation,  un  cas 
prevu  par  la  presente  Convention;  ||  2°.  d'une  copie  de  dispositious  penales 
applicables  au  fait  dont  il  s'agit;  1|  3°.  de  tous  les  renseignements  necessaires 
pour  constater  l'identite  de  l'individu  reclame;  1|  4°.  d'une  traduction  frangaise 
de  tous  ces  actes  et  des  dispositions  penales. 

Article  12. 
L'etranger  dont  l'extradition  peut  etre  demandee  pour  Tun  des  faits 
compris  dans  l'article  2,  pourra  etre  detenu  provisoirement  d'apres  les  formes 
prescrites  par  la  legislation  du  pays  requis^  en  vertu  d'un  avis  transmis  par 
la  poste  ou  le  telegraplie  par  l'iutermediaire  du  Ministre  des  Affaires  Etrau- 
geres  de  l'Etat  requerant  et  du  representant  diplomatique  ou  consulaire  de 
cet  Etat  dans  l'autre  pays  et  emane  de  l'autorite  competente  du  pays  qui  fait 
la  reclamation,  savoir:  ||  du  cöte  des  Pays  Bas,  de  tout  officier  de  justice  ou  tout 
juge  d'instruction  (juge  commissaire);  ||  du  cote  de  la  Republique  Argentine  de 
tout  juge  d'instruction  et  tout  juge  au  penal.  ||  Cet  avis  doit  annoncer  l'exi- 
steuce  et  la  remise  d'une  ordonnance  de  mise  en  accusation  ou  de  renvoi  de- 
vant  la  justice  repressive  avec  mandat  d'arret,  d'un  maudat  d'arret  ou  d'un 
jugement  de  condamnation.  ||  L'individu  detenu  de  cette  fagon  sera,  ä  moins 
que  son  arrestatiou  ne  doive  etre  maintenue  pour  un  autre  raotif,  mis  en 
liberte,  si  dans  le  delai  de  deux  mois  apres  la  date  de  son  arrestatioo  la 
demande  d'extradition  par  la  voie  diplomatique  ou  consulaire  n'a  pas  ete  faite 
dans  la  forme  determinee  par  l'article  11. 

Article  13. 
II  est  expressöment  stipule  que  le  transit  ä  travers  le  territoire  de  l'une 
des  parties  contractantes,  d'un  individu  livre  par  une  tierce  puissance  ä 
l'autre  partie,  et  qui  n'est  pas  sujet  du  pays  de  transit,  sera  accorde  sur  la 
simple  production  par  la  voie  diplomatique  ou  consulaire  de  l'ordonnance  de 
mise  en  accusation  ou  de  renvoi  devant  la  justice  repressive  avec  mandat 
d'arret,  du  mandat  d'arret  ou  du  jugement  de  condamnation,  pourvu  qu'il  ue 
s'agisse  pas  de  delits  politiques  ou  de  faits  counexes  ä  ces  delits,  mais  de 
ceux  enumeres  ä  l'article  2  de  cette  Convention.  ||  Les  frais  du  transit  seront 
ä  la  cliarge  de  l'Etat  requerant. 

Article  14. 
Les  objets  provcnant  d'un  delit,  qui  auraient  etö  saisis  en  la  possession 
de  l'individu  reclame  ou  que  celui-ci  aurait  Caches  et  qui  seraient  decouverts 
post^rieurement;    los    outils    ou    intruments   dont  il  se  serait  servi  pour  com- 
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inettrc    rinfractioii,    aiiisi    que    toutes    les    autres   pieces    de  conviction  seront  Nr.  irjse. 
livres   en    meme  tcmps  que  riiidividu  r^clame,    si  le  Gouvernement  reqnerant      \^^^ 
en  fait  la  dcmande  et  si  l'autoritc  competente   de  l'^tat  rcquis  en  ordonne  la  Ar^-ontinien. 

,,.,.,.  7.  Sept.  18^3. 

remise.  ||  Sont   cependant  reserves  les   droits  des  tiers   sur  lesdits  objets  qui 
doiveiit  leurs  etre  rendus  sans  frais  apres  la  flu  du  proces. 

Article  15. 
Lorsque  dans  la  poursuite  d'une  affaire  penale,  non  politique,  Tun  des 
deux  Gouvernements  jugera  necessaire  l'audition  de  temoins,  se  trouvant  dans 
l'autre  etat,  une  coramission  rogatoire,  accompagnee  d'une  traduction  frangaise, 
sera  envoyöe  ä  cet  effet  par  la  voie  diplomatique  ou  consulaire  au  Gouverne- 
ment du  pays  oü  l'audition  doit  avoir  lieu,  et  il  y  sera  donne  suite  dans  le 
pays  requis,  en  observant  les  lois  qui  sont  applicables  ä  ce  cas  dans  le  pays 
oü  les  temoins  doivent  coraparaitre. 

Article  16. 
Si  dans  une  cause  penale,  non  politique,  la  comparution  personnelle  d'un 
temoin  est  necessaire  ou  desiree,  le  Gouvernement  du  pays,  oü  il  se  trouvo, 
l'engagera  ä  se  rendre  ä  l'invitation  qui  lui  sera  faite,  et  en  cas  de  consente- 
nient,  il  lui  sera  accorde  par  le  Gouvernement  requerant  des  frais  de  voyage 
et  de  sejour  h  partir  du  Jour  oü  il  aura  quitte  son  domicile,  d'apres  les 
tarifs  en  vigueur  dans  le  pays  oü  sa  comparution  doit  avoir  lieu,  sauf  le  cas 
oü  le  Gouvernement  requerant  estimera  devoir  allouer  au  temoin  une  plus 
forte  indemnite.  |1  Äucune  personne,  quelle  que  soit  sa  nationalite,  qui,  citee 
en  temoignage  dans  Tun  des  deux  pays,  comparaitra  volontaireraent  devant  les 
tribunaux  de  l'autre  pays,  ne  pourra  y  etre  poursuivie  ni  detenuc  pour  des 
crimes  ou  delits  ou  pour  des  condamuations  civiles,  criminelles  ou  correctionelles 
anterieures  ä  son  depart  du  pays  requis,  ni  sous  pretexte  de  coraplicite  dans 
les  faits,  objets  du  proces  oü  il  figurera  comme  temoin. 

Article  17. 
Les  Gouvernements  respectifs  renoucent  de  part  et  d'autre  ä  toute 
reclamation  pour  la  restitution  des  frais  d'entretien,  de  transport  et  autres, 
qui  ponrraient  resulter,  dans  les  limitcs  de  leurs  territoires  respectifs,  de 
l'extradition  des  prevenus,  accuses  ou  condamnes,  ainsi  que  de  ceux  resultant 
de  Texöcution  de  commissions  rogatoires  et  de  l'envoi  des  pieces  de  con- 
viction ou  des  documents.  ||  L'individu  ä  extrader  sera  conduit  au  port  que 
designera  l'agent  diplomatique  ou  consulaire  du  Gouvernement  requerant,  aux 

frais  duquel  il  sera  embarque. 

Article  18. 

La  presentc  Convention  ne  sera  executoire  qu'ä  dater  du  vingtieme  jour 
apres  sa  Promulgation  qui  aura  lieu,  aussitöt  que  faire  se  pourra,  dans  la 
forme  prescrite  par  les  legislations   des   deux  pays.  ||  Elle  continuera  ti  sortir 
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Nr.  11956.   ses  efifets    jusqu'ä    six    mois   apres  le  jour  qu'elle   aura  ete  denoncee  par  Tun 
^j       des  deux  Gouvernements.  ||  La  presente  Convention  sera  ratifiee  et  les  rati- 
Argentinien.  ficatious  en  seront   echaugees   ä   Buenos  Aires   aussitot   que   faire  se  pourra.  || 
•  ®P  •     ■   En    foi    de    quoi,    les    plenipotentiaires   respectifs   ont  signe  la  presente  Con- 
vention et  y  ont  appose  leurs  cachets. 

Fait  en  double  expedition  ä  Buenos  Aires,  le   7  septembre  1893. 

(L.S.)     L.  van  Riet. 
(L.S.)     Valentin  Virasoro. 


Nr.    11957.    NIEDERLANDE  und  BELGIEN.  —  Eisenbahnvertrag. 

Brüssel,  23.  April  1897. 
Nr.  11957.  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas,  et  en  Son  nom  Sa  Majeste  la  Reine- 

Niederiande  R^gente  du  Royaume,  IJ  et  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  desirant    s'entendre 

und  Belgien. 

23.Äpr.i897.  sur  la  repriso  de  quelques  lignes  de  chemins  de  fer  situöes  en  Belgique 
et  dans  les  Pays-Bas,  ont  nornm^  ä  cet  effet  pour  Leurs  Plenipotentiaires, 
savoir:  ||  Sa  Majeste  la  Reine-Regente  du  Royaume  des  Pays-Bas:  ||  M.  le 
Jonkheer  de  Pestel,  Docteur  en  droit,  Chevalier  de  l'Ordre  du  Lion  neerlandais, 
Officier  de  l'Ordre  de  Leopold  de  Belgique,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre 
Plenipotentiaire  de  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas  pres  Sa  Majeste  le  Roi 
des  Beiges,  ||  et  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  ||  M.  de  Favereau, 
Chevalier  de  l'Ordre  de  Leopold  et  de  l'Ordre  de  la  Couronne  de  Chene, 
Grand  Cordon  de  l'Ordre  du  Soleil  Levant  du  Japon,  Membre  de  la  Chambre 
des  Representants,  Son  Ministre  des  Affaires  Etrangeres,  ||  et  M.  J.  Van- 
denpeereboom,  Chevalier  de  l'Ordre  de  Leopold,  Grand  Cordon  des  Ordres  de 
Charles  III  d'Espagne,  du  Christ  de  Portugal  et  de  la  Couronne  de  Roumanie, 
Grand  Officier  de  l'Ordre  de  la  Legion  d'honneur,  Membre  de  la  Chambre 
des  Representants,  Son  Ministre  des  Chemins  de  fer,  Postes  et  Telegraphes,  || 
lesquels,  apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Article  premier. 
Le  Gouvernement  neerlandais  consent  ä  ce  que  le  Gouvernement  beige 
rachete  la  coucession  des  lignes  de  chemins  de  fer  suivantes  pour  autant 
qu'elles  soient  situees  sur  le  territoire  des  Pays-Bas:  1|  a.  de  Tilbourg  ä 
Tornhout;  ||  b.  d'Anvers  ä  la  frontiere  prussienne  vers  Gladbach;  ||  c.  de 
Hasselt  ä  Maestricht  et  de  Maestricht  ä  Aix-la-Chapelle,  non  compris  l'em- 
branchement  de  Simpelveld  ä  la  houillere  de  Kerkrade;  ||  d.  de  Hasselt  ä 
Eindhoven. 

Article  II. 

Le  Gouvernement  beige  s'engage  ä  cöder  au  Gouvernement  neei'landais, 
dans  un  delai  de  quatre  mois  apres  Tecliange  des  ratifications  de  la  presente 
Convention,  les  parties  des  lignes  mentionnees  ci-dessus  situees    sur    le  terri- 
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toire  des  Pays-Bas.  11  Cette  cessiou  comporte  le  chemin  de  fer   et  ses  depen-  Nr.  11957. 

.         .  1  i.  •         A   Niederlandö 

dances  immobilieres  par  naturc  ou  par  destmation  avec  tous  Ics  terrains  a  ^^^^^  ßeifjien, 
leur  usage,  meme  ceux  non  portes  aux  plans  approuves  par  le  Gouvernement -^^i- Apr.] 89? 
neerlandais  pour  Tetablissement  des  lignes,  ä  moins  qu'il  ne  s'agisse  d'exce- 
dents  non  utilises  pour  l'exploitation :  ne  sont  pas  compris  dans  la  cession:  || 
1°.  le  materiel  de  traction ,  le  materiel  de  transport,  le  mobilier,  l'outillage 
des  ateliers,  magasins,  stations,  bureaux,  remises,  de  la  route  etc.,  cnfin  tous 
objets  mobiliers  quelconques  affectes  ä  l'exploitation  des  lignes;  2°.  les 
approvisionnements,  marchandises  et  objets  en  fabrication  ou  en  magasin. 

Article  HI. 
Quelle  que  soit  la  date  de  la  remise  effective  au  Gouvernement  neerlandais 
des  parties  de  lignes  visees  dans  l'article  premier,  la  cession  sera  consideree 
comme  conclue  et  effectuee  k  la  date  du  1er  janvier  1897,  pour  les  lignes 
designees  sub  a,  ö  et  c  a  cet  article,  et  au  ler  janvier  1896  pour  la  ligne 
designee  sub  d. 

Article  IV. 
Le  Gouvernement  neerlandais  s'engage  ä  payer  au  Gouvernement  beige  le 
prix  de  rachat  des  parties  neerlandaises  des  lignes  designees  sub  a,  h  et  c  k 
l'article  ler  ci-dessus,  dans  le  delai  de  deux  ans  apres  que  ce  prix  aura  ete 
determine  de  commun  accord,  cette  participation  du  premier  de  ces  Gouver- 
nements ne  pouvant  d'ailleurs  depasser  treize  millions  de  francs.  1|  Le  Gouver- 
nement neerlandais  paiera  au  Gouvernement  beige,  en  termes  semestriels,  un 
interet  de  3.  p.  c.  Tan  sur  le  capital  de  rachat  depuis  le  ler  janvier  1897, 
jusqu'au  jour  du  paiement  de  ce  capital;  en  attendant  que  celui-ci  soit 
determine,  cet  interet  sera  liquide  sur  la  somme  ci-dessus  indiquee.  ||  Le  premier 
paiemept  comprendra  la  periode  ecoulee  depuis  le  ler  janvier  1897  jusqu'ä 
l'expiration  du  semestre  qui  precedera  la  reprise  effective  des  lignes  par  le 
Gouvernement  neerlandais;  ce  paiement  devra  etre  effectue  dans  un  delai  d'un 
mois  apres  cette  reprise.  ||  Le  Gouvernement  beige  restituera  au  Gouvernement 
neerlandais  les  interets  que  celui-ci  aura  payes  en  trop,  si  le  prix  de  rachat 
est  inferieur  ä  treize  millions  de  francs. 

Article  V. 
Le  prix  de  rachat  de  la  section  neerlandaise  de  la  ligne  de  Hasselt  ä 
Eindhoven  est  fixe  ä  la  somme  de  trois  millions  de  francs,  que  le  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas  versera  au  Gouvernement  beige  dans  le  delai  d'un  an 
apres  la  reprise  effective  de  cette  section.  ||  Le  Gouvernement  neerlandais  paiera 
en  outre  au  Gouvernement  beige  un  interet  ä  3  p.  c.  l'an  de  cette  somme  a 
partir  du  ler  janvier  1896  jusqu'au  jour  du  paiement  du  capital.  Cet  interet 
sera  solde  en  termes  semestriels.  Le  premier  paiement  comprendra  la  periode 
ecoulee     depuis   le    ler   janvier    1896   jusqu'ä   l'expiration   du  semestre    qui 
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Nr.  11957.  precödera  la  reprise  effective  de  cette  ligne  par  le  Gouvernement  neerlandais: 
und  Belgien.  ^^   paiemeut    devra    etre    effectue  dans  le  delai  d'un  mois  apres  cette  reprise. 

23.Apr.  1897. 

Article  VI. 
Aussitöt  que  le  Gouvernement  beige  aura  communique  au  Gouvernement 
neerlandais  son  intention  de  racheter  la  partie  du  chemin  de  fer  de  Liege  h 
Maastricht  situ6e  sur  le  territoire  beige  et  pourvu  que  cette  communication 
ait  lieu  dans  les  trois  annees  de  la  ratification  de  la  presente  Convention,  les 
deux  Gouvernements,  agissant  de  concert,  notifieront  ä  la  societe  du  dit 
chemin  de  fer  l'exercice  simultane  du  droit  de  rachat  des  parties  situees  sur 
le  territoire  des  deux  pajs,  en  execution  de  la  clause  du  cahier  des  charges  du 
17  juillet  1856  relative  ä  ce  rachat.  ||  Le  Gouvernement  beige  traitera  avec 
la  Compaguie  et  prendra  les  dispositions  necessaires  pour  assurer  l'6ntree  en 
possession  simultanee  du  chemin  de  fer  par  les  deux  Gouvernements.  II  fera 
toutes  les  -diligences  necessaires  en  vue  de  la  determiuation  du  prix  de  rachat, 
tant  de  la  partie  neerlandaise  que  de  la  partie  beige  du  chemin  de  fer  et 
versera  ä  la  Compagnie,  aux  conditions  qu'il  röglera  avec  eile,  le  prix  total 
du  rachat.  ||  Le  Gouvernement  neerlandais  paiera  au  Gouvernement  beige  sa 
part  coutributive  dans  ce  prix  dans  le  delai  d'une  annee  apres  que  cette  part 
aura  ete  fixee  de  commun  accord  entre  les  deux  Gouvernements,  celle-ci  ne 
pouvant  depasser  d'ailleurs  trois  millious  de  francs.  Le  premier  de  ces 
Gouvernements  paiera  au  second,  en  termes  semestriels,  un  interet  de  3  p.  c. 
Tan  sur  le  prix  de  rachat  de  la  section  neerlandaise,  depuis  la  date  de  la 
prise  de  possession  du  chemin  de  fer  jusqu'au  jour  du  paiement  de  ce  prix; 
en  attendaut  que  celui-ci  soit  determine,  cet  interet  sera  calcule  sur  la  somme 
de  trois  millions  de  francs  ci-dessus  indiquee.  Le  Gouvernement  beige  resti- 
tuera  au  Gouvernement  des  Paj^s-Bas  les  intörets  que  celui-ci  aura  payes  en 
trop  si  le  prix  de  rachat  est  inferieur  ä  trois  millions  de  francs.  ||  En  cas  de 
reprise  du  materiel  roulant  de  la  Compaguie  de  Liege — Maestricht  11  est 
entendu  que  cette  reprise  se  fera  pour  le  compte  exclusif  du  Gouvernement 
beige. 

Article  VIL 

Sans  prejudice  des  droits  de  souverainete  appartenant  au  Gouvernement 
beige  sur  les  parcelles  de  son  territoire  enclavees  dans  le  territoire  des  Pays- 
Bas,  le  controle  superieur  sur  l'exploitation  des  tronQons  de  chemins  de  fer, 
situes  sur  ces  parcelles  et  faisant  partie  de  la  ligne  de  Turnhout  k  Tilbourg, 
mentionnee  ä  l'article  premier  est,  en  general,  devolu  au  Gouvernement  neer- 
landais k  partir  de  la  date  de  la  cession  vis6e  ä  l'article  II  de  la  presente 
Convention.  ||  Le  Gouvernement  beige  approuve  qu'ä  partir  de  la  meme  date 
cette  exploitation  se  fasse  par  l'administration  qui  exploitera  les  sections 
neerlandaises,  ä  la  condition  que  le  Gouvernement  des  Pays-Bas  lui  paie  une 
redevance  annucllc  de  deux  millc  francs  pour  l'exploitation  de  ces  trongons; 
cette  redevance  sera  liquidee  en  termes  semestriels.  11  Le  Gouvernement  beige 


Bünduisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc.  331 

consent  aussi  h  ce  qua  las  horaires  et  las  tarifs  se  rapportant  k  ces  tron^.ons  Nr.  11957. 
soiaut  approuves  at  arretes  par  la  Gouvernement  neerlandais.  ^^j  BoigIJ_ 

23.  Apr.  1897. 

Article  VIII. 
Las  actas  de  racliat  desdites  coucessions  par  le  Gouvernement  beige  sont 
axempts  das  droits  d'enregistrament  et  da  transcription  düs  en  vertu  des  lois 
nearlandaises.  ||  Les  paiements  aifectues  par  la  Gouvernement  neerlandais  au 
Gouvernement  balge,  en  vertu  da  la  presenta  Convention  et  les  restitutions  ä 
faire  eventuellamant  par  ca  darnier  au  Gouvernement  das  Pays-Bas  seront 
exampts  de  tous  droits  tant  en  Belgiqua  qu'aux  Pays-Bas. 

Article  IX. 
Les  deux  Gouvernements   regleront  par  des  arrangements  ultörieurs  tout 
ce  qui  interassera  l'exploitation   internationale    des    chemius    de   fer   rachetes. 

Article  X. 
La  presente  Convention  est  conclue  sous  la  reserve  de  l'approbation  des 
Pouvoirs  legislatifs.  ||  Elle  sera  ratifiea  at  las  ratifications  seront  echangees  ä 
Bruxellas  aussitot  que  faire  se  pourra.  ||  En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires 
respectifs  ont  signe  en  double  la  presente  Convention  et  y  ont  appose  leurs 
cachets. 

Fait  ä  Bruxellas,  la  23  avril  1897. 

(L.  S.)     R.  de  Pestel.  (L.  S.)     P.  de  Favereau. 

(L.  S.)     J.  Vandenpeereboom. 


Protocola  final.    ' 

Au  raomant  de  proceder  ä  !a  signature  de  la  Convention  conclue  ä  la 
date  de  ce  jour  entre  les  Pays-Bas  et  la  Belgique,  les  Plenipotentiaires 
soussignes  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

T. 

Pour  arriver  au  commun  accord  vise  k  l'article  IV  de  la  Convention,  le 
calcnl  sera  etabli  sur  les  bases  suivantes:  ||  «.  ßecettes  brutes.  Ces  recettes 
seront  caiculees  d'apres  les  bases  de  partage  indiquees  dans  l'Annexe  au 
present  Protocola,  appliquees  aux  annecs  1891 — 1895.  ||  h.  Recettes  nettes: 
1°.  Coefficient  d'exploitation.  On  deduira  des  recettes  brutes  la  moyenne 
des  frais  d'exploitation  desdites  annees  de  la  Societe  d'exploitation  de  chemins 
de  fer  de  l'Etat  neerlandais,  soit  64,462  p.  c.  |]  2°.  Interets  intercalaires. 
Apres  cette  deduction,  le  reste  sera  majore  da  la  part  afferente  aux  sections 
n^erlandaises  dans  la  somme  da  89570  francs,  fixee  ä  titre  transactionnel 
entre  le  Gouvernement  beige  et  le  Grand  Central  Beige.  Cette  part  sera 
calculee  dans  le  rapport  des  recettes  brutes  desdites  annees  sur  les  sections 
neerlandaises  comparees  aux  recettes  de  meme  categorie  sur  le  reseau   Grand 
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Nr.  11957.  Central  Beige  portees  au  compte  d'exploitation  de  ce  reseau.  ||  3°.  Deduction 
und  Belgien.  P^'^''  ^^  materiel  roulant,  l'outillage,  etc.  Les  recettes  brutes  reduites  et 
23.Apr.i897.  majorees  comme  il  est  dit  aux  1°  et  2°  seront  dimiiiuees  de  la  part  afferente 
aux  sections  neerlandaises  dans  la  somme  de  351870  francs,  fixee  ä  titre 
transactionnel  entre  le  Gouvernement  beige  et  le  Grand  Central  Beige.  Cette 
part  sera  calculee  dans  le  rapport  indique  sub  2°.  1|  Le  resultat  de  ces  Opera- 
tions donnera  le  produit  net.  ||  c.  Prix  de  rachat.  Le  produit  net  sera  raul- 
tiplie  par  le  nombre  23,  conformement  au  mode  de  calcul  prevu  ä  Tarticle 
49  de  la  loi  neerlandaise  du  9  avril  1875  (Bulletin  des  lois  n.  67). 

n. 

Pour  arriver  au  commun  accord  vise  ä  l'article  VI  de  la  Convention,  le 
calcul  sera  etabli  sur  les  bases  suivantes:  ||  a.  Recettes  brutes,  Ces  recettes 
seront  calculees  d'apres  des  bases  de  partage  analogues  ä  Celles  figurant  ä 
l'Annexe,  appliquees  aux  cinq  annees  qui  serviront  de  base  au  calcul  du  prix 
de  rachat,  conformement  ä  la  clause  du  cahier  des  charges.  ||  b.  Recettes 
nettes.  ||  1°.  Coefficient  d'exploitation.  On  deduira  des  recettes  brutes  la 
moyenne  des  frais  d'exploitation  des  annöes  visöes  sub  a  de  la  societe  d'ex- 
ploitation de  chemins  de  fer  de  l'Etat  nöerlandais;  ||  2°.  On  deduira  en  outre 
une  part  de  I'interet  du  capital,  immobilise  par  la  fourniture  du  materiel 
d'exploitation,  du  mobilier  et  des  approvisionnements,  part  qui  sera  propor- 
tionnelle  aux  recettes  brutes  de  la  section  neerlandaise,  calculees  comme  il 
est  indique  ci-dessus  et  comparees  aux  recettes  de  meme  catögorie  de  la  ligne 
entiere.  Cet  interet  sera  calcule  au  taux  minimum  de  3  p.  c;  ||  3°.  Au  cas 
oü  le  Gouvernement  beige  se  verrait  oblige  d'aecorder  k  la  Societe  du  chemin 
de  fer  Liege — Maestricht  une  majoration  du  prix  qu'il  aurait  fixe,  soit  du 
chef  d'un  accroissement  de  recettes  provenant  de  produits  que  ledit  Gouver- 
nement aurait  cru  ne  pas  devoir  lui  porter  en  compte,  soit  du  chef  d'une 
diminution  des  sommes  qu'il  aurait  cru  devoir  porter  au  compte  des  depenses, 
la  part  de  cette  majoration  afferente  ä,  la  section  neerlandaise  comprendra  les 
sommes  correspondant  aux  modifications  qui  interesseront  exelusivement  cette 
section  et  une  quote-part  calculee  d'apres  le  principe  developpe  au  2°  ci- 
dessus  des  sommes  correspondant  aux  modifications  qui  concerneront  la  ligne 
entiöre.  ||  Le  resultat  de  ces  Operations  donnera  le  produit  net.  |1  c.  Prix  de 
rachat.     Le  produit  net  sera  multiplie  comme  il  est  dit  sub  I,  c. 

IIL 
Pour  etablir  la  part  revenant  au  Gouvernement  neerlandais  dans  les 
produits  de  l'exploitation  effectuee  par  le  Grand  Central  Beige  pour  la  periode 
du  1er  janvier  1897  jusqu'«\  la  date  de  la  reprise  effective  des  lignes,  visees 
ä  l'article  I  sub  a,  h  et  c  de  la  Convention,  par  les  deux  Gouvernements,  Ton 
suivra  les  regles  suivantes:  ||  Recettes  brutes.  Les  recettes  brutes  des  sections 
neerlandaises  seront  etablies  d'apres  les  bases  de  partage  ci-annexees.  j|  De- 
penses   d'exploitation,      Ces    depenses    seront    calculees    d'apres   le    coefficient 
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d'exploitation  de  la  Corapagnie  neerlandaise  pour  l'annöe  1896  si  rexploitatioii  Nr.  11957 

provisoire  effectuee  par  le  Grand  Central  Beige  prend  fin  dans  le  courant  de  ^^,|i"'^Be'i''"en" 

l'annee    1897    et    d'apres   le    coefficient   de    la   Compagnie    neerlandaise  pour  23.  Arr,  1897. 

l'ann^e  1897  si  cette  exploitation  ne  se  terraine  qu'au  31  decembre  1897   ou 

dans  le    courant    de  l'annee  1898.  ||  Deduction    pour    le    materiel  roulant  etc. 

Les  sections  n^erlandaises  supporteront  pour  chaque   annee  ou  partie  d'annee 

de  l'exploitation  provisoire  une  part  de  l'interet  h  3  p.  c.  l'an  du  capital  de 

23  355000  francs  qui  repr^sente  le  prix  du  rachat;  par  le  Gouvernement  beige, 

du  materiel  d'exploitation,  du  mobilier,  de  l*outillage  et  des  approvisionuements.|| 

Cette  part    sera  proportionnelle    aux  recettes    brutes  de  ces   sections,  etablies 

comrae  il  est  dit  ci-dessus  et  comparees  aux  recettes  brutes  de  meme  cate- 

gorie  portees  au  compte  d'exploitation  du  reseau  Grand  Central  Beige.  \\  Inte- 

rets  intercalaires.      Le  Gouvernement   neerlandais   n'intervenant   pas    dans    la 

Charge  supportee  par  le  Gouvernement  beige  du  chef  du  paiement  d'un  interet 

sur   le    raontant   des    interets    eclius    et  non  payes    du  capital  de  rachat,  des 

interlts   intercalaires    sur   les    recettes  nettes   de  la  pöriode  de  l'exploitation 

provisoire    ne  seront  pas    portes  en  compte  pour  les   sections  neerlandaises.  || 

La  repartition  du  produit  net  de  la  ligne  de  Hasselt  k  Eindhoven  k  restituer 

par  le  Liegeois-Limbourgeois  pour  la  periode  du    1er  janvier  1896  jusqu'au 

jour  de  la  reprise  effective,  se  fera  au  pro  rata  de  la  longueur  des  sections  de 

cette  ligne  situees  sur  chaque  territoire. 

IV. 

La  quote-part  definitive  des  Pays-Bas  dans  le  prix  total  du  rachat  du 
chemin  de  fer  d'Anvers  au  Hollandsch-Diep  avec  embranchement  de  Rosendael 
ä  Breda  n'ayant  pas  atteint  le  chiffre  de  six  millions  de  florins,  le  Gouverne- 
ment beige  remboursera,  en  execution  du  dernier  alinea  de  l'article  16  de  la 
Convention  du  31  octobre  1879,  au  Gouvernement  neerlandais  la  sorame  de 
140968  francs  avec  les  interets  ä  4  p.  ct.,  ä  partir  du  1er  juillet  1880.  IJCe 
paiement  s'effectuera  ä  la  date  prevue  au  troisieme  alinea  de  l'article  IV  de 
la  Convention,  pour  le  premier  paiement  par  le  Gouvernement  neerlandais  des 
interets  du  capital  de  rachat  des  sections  neerlandaises  du  reseau  Grand  Cen- 
tral Beige.  II  En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  soussignes  ont  dresse  en 
double  le  present  Protocole,  qui  sera  considere  comme  approuv^  et  sanctionne 
par  les  Gouvernements  respectifs  sans  autre  ratification  speciale,  par  le  seul 
fait  de  l'echange  des  ratifications  de  la  Convention  ä  laquelle  il  se  rapporte 
et  y  ont  appose  leurs  signatures. 

Faite  k  Bruxelles,  le  23  avril  1897. 

(L.  S.)     R.  de  Pestel.  (L.  S.)     P.  de  Favereau. 

(L.  S.)     J.  Vandenpeereboom. 
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Nr.  11157.  Annexe  au  Protocole  final. 

Niederlande  ,  u  /      i  , 

und  Belgien.     Bases  de  partage  a  admettre  pour  1  etablissement  des  parts  de  recettes  ä 
23.  Apr.  1897.  attribuer  aux  sections  neerlandaises  du  Grand  Central  Beige. 

A.  Voyageurs. 

Les  prix  des  baremes  en  vigueur  sur  les  sections  neerlandaises,  appliquees 
en  raison  des  longueurs  parcourues  ä  partir  des  points  frontieres,  sont  multi- 
plies  par  le  nombre  des  voyageurs. 

B.  Bagages. 

Les  taxes  minima  sont  partagees  par  parts  egales  entre  les  parcours 
beiges  et  neerlandais  du  Grand  Central  Beige.  Pour  les  relations  avec  Aix- 
la-Cliapelle,  la  part  attribuee  au  parcours  neerlando-allemand  est  partagee  par 
moitie  entre  les  sections  nöerlandaise  et  allemande.  ||  Les  recettes  provenant 
des  expeditions  taxees  au  poids  sont  partagees  d'apres  les  principes  enonces 
ci-dessus  pour  la  repartition  des  produits  des  voyageurs. 

C.  Marchandises,  eqtiipages,  tapissieres,   clievaux  et  bestiaux. 

Les    sections    neerlandaises    du    Grand   Central  Beige  doivent  recevoir:  || 

I.  du  chef  des  transports  effectues  en  service  iuterieur  du  Grand  Central 
Beige  (Tarif  general,  tome  III)  et  regis  par  des  tarifs  de  couture  formes  par 
l'addition  de  baremes  divers,  les  taxes  specialement  fixees  pour  les  sections 
neerlandaises.  ||  2.  du  chef  des  transports  regis  par  des  tarifs  ä  bar^me  unique 
applicables  entre  les  points  extremes  ou  par  des  taxes  de  concurrence  (sauf 
les  exceptions  stipulees  au  3  et  au  4  de  la  presente  littera):  ||  a.  la  moitie 
des  frais  fixes  alloues  au  Grand  Central  Beige;  ||  h.  une  part  de  frais  variables 
au  pro  rata  des  distances:  ||  3.  du  chef  des  transports  effectues  en  service 
beige- neerlandais:  (|  L  de  et  vers  une  Station  beige  du  Grand  Central  Beige:  || 
frais  fixes:  n^aut;  ||  frais    variables:    une    part   au   pro  rata    des  distances;  || 

II.  de  et  vers  une  Station  neerlandaise  du  Grand  Central  Beige:  |1  le  fixe  frais 
entier  revenant  au  Grand  Central  Beige  et  une  part  variable  au  pro  rata  des 
distances;  ||  III.  en  transit  par  les  sections  beige  et  neerlandaise  du  Grand 
Central  Beige:  ||  la  moitie  du  frais  fixe  revenant  au  Grand  Central  Beige 
et  une  part  variable  au  pro  rata  des  distances;  ||  4.  du  chef  des  trans- 
ports effectues  en  service  franco- beige -neerlandais:  ||  I.  de  et  vers  une 
Station  neerlandaise  du  Grand  Central  Beige:  le  droit  fixe  entier  et  une  part 
variable  au  pro  rata  des  distances;  j]  II.  en  transit  par  les  sections  beige  et 
neerlandaise  du  Grand  Central  Beige:  ||  la  moiti6  du  droit  fixe  revenant  au 
Grand  Central  Beige  et  une  part  variable  au  pro  rata  des  distances;  ||  5.  du 
chef  des  transports  empruntant  seulement  une  section  neerlandaise  du  Grand 
Central  Beige:  ||  toute  la  recette  revenant  ä  cette  administration. 

D.  Transports  de  toute  nature  empruntant  simidtanement  les  sections  neer- 
landaise et  allemande  de  la  ligne  de  Lanaeken  frontiere  ä  Äix-la-Chapelle. 

Le  sous-partage  entre  les  deux  sections  doit  se  faire  en  allouant  ä  cha- 
cune  d'elles  une  part  correspondant  ä  la  longueur  du  trajet  parcouru,  la  part 
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totale  reveuant  k  la  section  neerlando-allemande   etaut  consideree  comme  ue  Nr.  11957. 

,       •,     n  Niederlande 

comprenant  aucun  droit  üxe.  ^^^  Belgien. 

E.  Taxes  uniformes.  23.Apr.i897. 
Le  partage  des  taxes   uniformes   doit  suivre  le  regime   indiquc   pour  les 

frais  fixes  sous  les  litteras  C  et  D. 

F.  Produits  exfraordinaires. 

Ces  produits  sont  attribues  integralement  ä  la  section  (beige,  neerlandaise 
ou  prussienne)  dont  depend  le  bureau  de  perception. 
Fait  eu  double  ä  Bruxelles,  le  23  avril  1897. 
R.  de  Pestel.  P.  de  Favereau. 

J.  Vandenpeereboom. 
Voor  eensluidend  afschrift, 
De  Secr et aris- Genera al  van  het  De]partement  van 
Waterstaat,  Handel  en  Nijverlieid, 
de  Bosch  Kemper. 


Nv.    11958.     SCHWEIZ  und  CHILE.  —  Handelsvertrag. 

Buenos  Ayres,  31.  Oktober  1897. 
(Übersetzung.)  ||  Der  Bundesrat  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  |    Nr.  11958. 
und  II  Die  Regierung  von  Chile,  [j  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  zwischen  den  ^'^  ^^^^^^ "" 
beiden  Ländern   bestehenden    freundschaftlichen    Beziehungen    enger    zu    ge-3i.okt..i897. 
stalten,  sind  übereingekommen,  einen  Handelsvertrag  abzuschliefsen,  und  haben 
zu    diesem  Zwecke   zu   ihren  Bevollmächtigen    ernannt:  ||  Der  Bundesrat  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  ||  Herrn  Emil  Rode,  schweizerischer  Minister- 
resident und  Generalkonsul  bei  der  argentinischen  Republik,  |1  Seine  Excellenz 
der  Präsident  der  Republik  Chile,  ||  Herrn  Joachim  Walker-Martinez,  aufser- 
ordentlicher    Gesandter   und    bevollmächtigter  Minister  Chiles    bei   der  argen- 
tinischen Republik;  ||  die  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  ge- 
höriger Form   befundenen   Vollmachten,   die  nachstehenden  Artikel  vereinbart 

haben : 

Artikel  1. 

Die  Bürger  und  die  Erzeugnisse  der  Schweiz  sollen  in  Chile  und  die 
Bürger  und  Erzeugnisse  Chiles  sollen  in  der  Schweiz  künftig  ohne  irgend 
welche  Beschränkung  auf  dem  Fufse  der  meistbegünstigten  Nation  behandelt 
werden  und  folglich  alle  Begünstigungen,  Vorrechte  und  Freiheiten  geniefsen, 
die  in  Chile  oder  in  der  Schweiz  den  Bürgern  und  Erzeugnissen  irgend  einer 
andern  Nation  zugestanden  werden. 

Artikel  2. 
Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  sind  nicht  anwendbar  auf 
die  Fälle,  in  denen   Chile   den  Erzeugnissen  anderer  lateinischer  Staaten  des 
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Nr.  11958.  amerikanischen  Kontinents  besondere  Begünstigungen,  Befreiungen  oder  Vor- 

ChUe.      rechte  einräumen  sollte.     Man  ist  darüber  einverstanden,  dafs  diese  Zugeständ- 

3i.okt.i897.  nisse    von    selten    der  Schweiz    als    meistbegünstigte  Nation    nur   beansprucht 

werdeu  können,    wenn    sie    einem  Staate,  der  nicht  zum  lateinischen  Amerika 

gehört,  gewährt  werden. 

Artikel  3. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  am  Tage  des  Ratifikationsaustausches  in 
Kraft  treten  und  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Tage  an,  an  welchem 
die  eine  oder  andere  der  hohen  Vertragsparteien  ihn  gekündet  haben  wird, 
vollziehbar  sein.  ||  Er  soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  so 
bald  als  möglich  in  Santiago  (Chile)  ausgetauscht  werden.  ||  Zu  Urkund  dessen 
haben  die  Bevollmächtigten  der  Schweiz  und  Chiles  die  vorstehenden,  in 
französischer  und  spanischer  Sprache  niedergeschriebenen  Vereinbarungen 
unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  in  Buenos- Ayres,  in  doppelter  Ausfertigung,  am  31.  Oktober 
1897. 

(Gez.):  E.  Rode. 
(Gez.):  Joaq.  Walker. 

Nr.  11959.  SCHWEIZ.  —  Botschaft  des  Bundesrates  an  die 
Bundesversammlung,  betreffend  den  am  31.  Oktober 
1897  mit  Chile  abgeschlossenen  Handelsvertrag. 

Bern,  3.  Juni  1898. 
Nr.  11959.  Die    Vereinbarung   von    Verträgen    mit    den    südamerikanischen    Staaten 

i^jnnri898  ^^^^^^  schou  Seit  langer  Zeit  den  Gegenstand  unserer  Bemühungen.  Die 
Wünschbarkeit  solcher  Verträge  wurde  auch  in  der  Bundesversammlung  wieder- 
holt betont.  Die  Geschäftsprüfungskommission  des  Ständerates  schrieb  in 
ihrem  Bericht  über  das  Jahr  1894  u.  a.: 

„Wir  hoffen,  der  Bundesrat  werde  alles  aufbieten,  um  die  angefangenen 
Verhandlungen  zum  Abschluß  von  Freundschafts-,  Handels-  und  Niederlassungs- 
verträgen mit  den  südamerikanischen  Staaten,  wo  so  viele  unserer  Landsleute 
wohnen,  möglichst  bald  zu  einem  guten  Ziele  zu  führen.  Die  Vereinigten 
Staaten  Brasiliens,  dieses  von  der  Natur  so  reich  ausgestattete  Land,  würden 
unserem  Handel  und  unseren  Ausfuhrindustrien  ein  weites  Feld  der  Thätigkeit 
bieten.  \\  Wir  dürfen  hoffen,  dals  solche  Freundschafts-  und  Niederlassungs- 
verträge den  zahlreichen,  in  diesen  fernen  Ländern  niedergelassenen  Schweizern 
die  ihnen  gebührende  Sicherheit  für  Leben  und  Eigentum  bringen  werden, 
während  bis  jetzt  diese  Sicherheit  allzu  oft  durch  jähen  Regierungswechsel 
und  Volksaufstände  gefährdet  war." 

Wir  konnten  Ihnen  in  unserm  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1896 
bereits  den  Abschlufs  von  Meistbegünstigungskonventionen  mit  Argentinien 
(12.  August   1896)    und  Paraguay    (1.    September    1896)    mitteilen;    wir   ge- 
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wärtigen  immer  noch  die  Ratifikation  dieser  Übereinkünfte  durch  die  Paria-  Nr.  11950. 
mente  der  genannten  Länder,  um  Ihnen  dieselben  vorzulegen;  bis  jetzt  batg_ j'JJ^jgg^ 
erst  der  argentinische  Senat  die  Annahme  erklärt.  ||  Heute  können  wir  Ihnen 
einen  Vertrag  mit  Chile  unterbreiten,  der  durch  unseru  Ministerresidenten  in 
Buenos  Ayres,  Herrn  Emil  Rode,  mit  dem  dortigen  chilenischen  Gesandten 
vermittelt  und  am  31.  Oktober  1897  abgeschlossen  worden  ist.  Derselbe  ist 
von  beiden  chilenischen  Kammern  schon  genehmigt  und  bedarf  also  nur  noch 
Ihrer  Zustimmung,  um  in  Kraft  zu  erwaclisen.  |1  Der  Vertrag  ist  in  kürzester 
Form  abgefafst. 

Art.  1  sichert  den  Angehörigen  der  beiden  Staaten,  sowie  ihren  Erzeug- 
nissen, die  gleiche  Behandlung  und  die  gleichen  Begünstigungen  zu,  welche  die 
Angehörigen  und  die  Erzeugnisse  irgend  einer  andern  Nation  geuiefsen.  1|  In 
einem  Handelsvertrage  mit  Bolivia  vom  Jahr  1895  hat  Chile  den  Angehörigen 
dieses  Staates  alle  Rechte  eingeräumt,  die  die  Chilenen  selbst  oder  die  An- 
gehörigen der  meistbegünstigten  Nation  geniefsen,  namentlich  den  Schutz  der 
Person  und  des  Eigentums,  das  Recht  des  Erwerbs  von  Eigentum  aller  Art, 
der  freien  Ausübung  von  Handel  und  Industrie,  der  Errichtung  von  Konsu- 
laten, die  Befreiung  von  Militärdienst  etc.  ||  Art.  1  unseres  Vertrages  sichert 
uns  den  Mitgenufs  dieser  Vertragsrechte,  wie  auch  alle  Rechte  und  Begünsti- 
gungen, die  andern  Staatsangehörigen  thatsächlich  zugestanden  werden, 

Art.  2  macht  einen  Vorbehalt  hinsichtlich  solcher  spezieller  Begünsti- 
gungen, die  Chile  für  Erzeugnisse  anderer  Staaten  des  lateinischen  Amerika 
gewährt.  Die  chilenische  Regierung  verfolgt  nämlich  die  Idee  der  Gründung 
eines  südamerikanischen  Zollvereins  und  hat  im  Jahre  1895  die  alten  Ver- 
träge gekündet,  um  für  jenen  Zweck  freie  Hand  zu  haben.  Wir  konnten  den 
genannten  Vorbehalt  zu  gunsten  der  Erzeugnisse  des  lateinischen  Amerika  un- 
bedenklich zugestehen,  weil  wir  gegenwärtig  und  voraussichtlich  noch  lange 
Zeit  keine  Artikel  nach  Chile  exportieren,  denen  von  südamerikanischen  Er- 
zeugnissen eine  nennenswerte  Konkurrenz  bereitet  wird.  Auch  gilt  der  Vor- 
behalt, wie  im  Art.  2  ausdrücklich  gesagt  wird,  nur  so  lauge,  als  er  auch 
auf  andere  Staaten  angewendet  wird,  die  nicht  zum  lateinisclien  Amerika  gehören. 

Art.  3  läfst  die  Dauer  des  Vertrages  unbestimmt  und  stipuliert  eine 
zwölfmonatliche  Kündigungsfrist.  ||  Die  chilenischen  Zölle  werden  durch  den 
Vertrag  für  keinen  unserer  Exportartikel  gebunden  oder  ermäfsigt.  Chile  hat 
bis  jetzt  nie  Tarifverträge  abgeschlossen,  und  es  wäre  aussichtslos  gewesen, 
irgend  eine  Tarifforderung  zu  stellen,  abgesehen  davon,  dafs  wir  kaum  in  der 
Lage  gewesen  wären,  Chile  eine  Gegenkonzession  zu  machen.  Es  werden 
gröfstenteils  sehr  hohe  Finanzzölle  erhoben,  für  die  wichtigeren  schweizerischen 
Artikel  z.  B.  folgende:  Schuhwaren,  Käse,  Konserven  6O0/0,  Stickereien,  Seiden- 
waren, Wirkwaren,  Musikdosen,  Chokolade  35%,  Taschenuhren,  Strohgeflechte 
15»/o,  Bijouterien,  Seidenbeuteltuch,  Schuhelastiques  5<'/o.  Zollfrei  sind  u.  a. 
Maschinen,  wissenschaftliche  Instrumente,  Webgarn  aus  Baumwolle,  Leinen  . 
und  Wolle. 

Staatsarchi?  LXII.  22 


338 


Büuduisse,  Verträge,  Konventioueu,  Protokolle  etc. 


Nr.  11959.  Die  Gröi'se  unseres   Handelsverkehrs   mit  Chile  kennen  wir  nicht  genau. 

3  jmI^'sJi?  I'^  unserer  Warenstatistik  sind  Chile  und  Peru  zusammengefafst.  Abgesehen 
davon,  erfolgt  ein  grofser  Teil  unseres  Handels  mit  Chile,  wie  mit  andern 
überseeischen  Ländern,  auf  indirektem  Wege  und  wird  daher  auf  andere  Rech- 
nung gesetzt,  jl  Für  Chile  und  Peru  zusammen  giebt  unsere  Wareustatistik 
folgende  Summen  an: 

Gesamtausfuhr  nach         Gesamteinfuhr  aus 
Chile  und  Peru 

1893  ...  .  Fr.  2,028,155       Fr.  365,967 

1894  ....   „  1,408,903       „  454,871 

1895  ....   „  2,928,004       „  384,789 

1896  ....   „  2,335,053       „  475,769 

Hauptartikel  der  schweizerischen  Ausfuhr  nach  Chile  und  Peru: 


Ausfuhr  1896. 

Baumwollgewebe  ....    Fr.  105,764 
Stickereien 560,067 


Seidenstoffe 

Seidenbänder  .... 
Elastische  Gewebe  .  . 
Strohhüte  und  -tressen . 
Schuhwaren  .... 
Maschinen 


255,133 

110,344 

89,880 

67,592 

313,113 

75,575 


Ausfuhr  189(5. 

Taschenuhren Fr.  262,557 

Bijouterie „  90,400 

Glaswai-en „  31,015 

Bilder „  31,537 

Käse ,  43,639 

Kondensierte  Milch  .     .    .      „  82,817 

Kmdermehl „  15,376 

Spirituosen ,  21,390 


Hauptartikel  der  Einfuhr  aus  Chile  und  Peru: 

Eiiifulir  1896.  Einfahr  1896. 

Salpeter Fr.  285,538  Rohe  Edelmetalle     .     .     .    Fr.     20,906 

Guano „      42,980  Kupfer 7,168 

Honig „      66,980  Kaffee „      18,480 

Eine  Änderung  unseres  Verkehrs  mit  Chile  wird  der  vorliegende  Vertrag 
nicht  bewirken.  Seine  Bedeutung  besteht  hauptsächlich  darin,  dafs  er  uns  die 
Behandlung  auf  dem  Fufse  der  meistbegünstigten  Nation,  die  sich  beide 
Staaten  bis  jetzt  thatsächlich  und  stillschweigend  gewährten,  in  rechtsverbind- 
licher Form  garantiert.  Der  Vertrag  sichert  uns  also  namentlich  vor  Über- 
raschungen, wie  sie  durch  zollpolitische  Ereignisse  eintreten  können.  Er  ver- 
leiht einerseits  unserem  Handel  eine  Sicherheit,  der  er  bisher  entbehrte,  wie 
er  anderseits  ganz  besonders  auch  für  die  Sicherheit  der  Person  und  des 
Eigentums  unserer  Laudsleute  in  Chile  mehr  Gewähr  bietet  als  der  bisherige, 
völlig  vertragslose  Zustand. 

Wir  empfehlen  Ihnen  hiermit  den  Vertrag  zur  Genehmigung. 

Bern,  den  3.  Juni  1898. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 
Der  Bundespräsident:  Ruffy. 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:  Ringier. 
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Nr.    11960.     ITALIEN  und  MONTENEGRO.  —  Postvertrag. 

Cettingo,  18.  Oktober  1898. 
II  Ministro   delle  Poste  e  dei  Telegrafi  d'ltalia  da  una  parte;  ||  II  Diret-   Nr.  ii%o. 
tore  Generale    delle  Poste  e   dei  Telegrafi   del  Montenegro    dali'altra   parte;  j:  Montenegro. 
Visti  gli  articoli  20  e  21   della  Convenzione   dell'Unione    postale  universale;  j^s-oitt.isos. 
Neil'  intento  di    migliorare  e  corapletare  gli  accordi   che    regolano  i  rapporti 
postali  fra  i  due  Stati,  hanno  convenuto  iu  ciö  che  segue: 

Art.  1. 
Tra  gli  Ufizi  dipendenti  dalle  Amministrazioni  contraenti  avrä  luogo  uno 
scambio  regolare,  non  solo  di  corrispondenze  ordinarie,  ma  anche  di  corri- 
spondenze  raccomandate  ed  assicurate,  di  scatolette  con  valore  dichiarato  e  di 
pacchi  postali,  si  ordiuarii  che  con  valore  dichiarato.  ||  Gli  accennati  oggetti, 
escluse  le  corrispondenze  ordinarie,  potranno  essere  gravati  d'assegno  e  per 
essi  poträ  essere  anche  chiesta  la  ricevuta  di  ritorno  {avls  de  rece^jtion),  \\  E 
in  facoltä  di  ciascuna  delle  due  Amministrazioni  di  ammettere,  indipendente- 
mente  dali'altra,  il  recapito  per  espresso  di  tutte,  od  alcune  categorie  di  tali 
oggetti.  jl  Saranno  attivati  inoltre  il  cambio  dei  vaglia  iuternazionali ,  sia  ordi- 
narii  che  telegrafici,  con  0  senza  ricevuta  di  ritorno  {avis  de  payement),  il 
servizio  delle  riscossioni  di  titoli  per  conto  di   terzi  ed  il  servizio  delle  asso- 

ciazioni  ai  giornali. 

Art.  2. 

Tutti  i  servizi  di  cui  nel  precedente  art.  1  saranno  sottoposti  alle  condi- 
zioni,  alle  formalitä,  ed  alle  tasse  in  vigore  nell'Unione  postale  universale, 
salvo  quanto  sia  diversaraente  indicato  negli  articoli  seguenti. 

Art.  3. 
La  somma  massima  degli  assegni  suUe  corrispondenze,  comprese  le  scato- 
lette con  valore  dichiarato,  0  sui  pacchi  postali,  sarä  di  lire  1000.  ||  Gli  oggetti 
gravati  d'assegno  dovranno  portare  sull'indirizzo :  ||  a)  l'annotazione :  Eembourse- 
meiit,  manoscritta  oppure  stampata  sopra  una  etichetta;  ||  b)  l'indicazione 
dell'ammontare  dell'asseguo,  espresso  in  franchi  e  centesimi;  }|  c)  il  nome  e 
l'indirizzo  del  mittente.  ||  L'aramontare  dell'assegno  deve  essere  scritto  in  tutte 
lettere,  in  caratteri  apparisceuti  latini  ed  in  liugua  francese,  e  ripetuto  in  cifrc 
arabe  senza  raschiature,  ne  sovrapposizioni. 

Art.  4. 
Eseguita  la  consegna  dell'oggetto  di  corrispondeiiza  gravato  d'assegno, 
Taramontare  di  questo,  diminuito  della  tassa  del  vaglia  e  di  un  diritto  fisso  di 
centesimi  10,  sarä  convertito  in  un  vaglia  internazionale  ordinario  postale, 
avente  in  testa  la  parola  manoscritta  0  stampata:  Eemhoursement.  \\  L'Ufizio 
mittente  deve  apporre  sul  talloncino  del  vaglia  una  annotazione  avente  la  se- 
guente  formula: 

22* 
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Nr.  11960.           »Somme  eucaissee  sur  l'objet  r6commaud6  ou  avec  valeur  declaree  n°     . 
Italien  und  provenaiit  de 

Montenegro.  -^ 

is.okt  .1898.  ä  l'adresse  do 

fr.s 

Droits  postaux 

Difference  correspondant  au  montaut  de  ce  mandat: 
Fr.s 

Art.  5. 
Le  disposizioni  relative  al  cambio  dei  vaglia  postali  saraniio  applicabili 
a  quelli  rilasciati  per  la  liquidazione  degli  invii  gravati  di  assegni,  salvo  che, 
quando  siano  cadnti  in  rifiuto,  nou  saranno  rinviati  e  rimborsati,  ma  rester- 
anno  a  disposizione  deirAmministrazione  del  Paese  d'origine  dell'oggetto  as- 
segDato,  ove  saranno  trattati  a  tenore  delle  disposizioni  relative  alla  prescri- 
zione  dei  vaglia.  ||  L'Ammiuistrazione  stessa  ne  addebiterä  sul  conto  dei  vaglia 
TAmministrazione  corrispondente  in  base  ad  una  dichiarazione  contenente  i 
dati  necessarii. 

Art,  6. 

Gli  oggetti  gravati  di  assegno,  non  ritirati  dai  rispettivi  destinatarii  entro 
il  termine  di  7  giorni,  non  compreso  il  gioruo  di  arrivo,  saranno  rispediti 
airUfizio  di  origine  e  restituiti  al  mittente.  ||  Questo  rinvio  avrä  luogo  imme- 
diatamente  per  gli  oggetti  rifiutati  dal  destinatario. 

Art.  7. 
II  peso  niassimo  dei  campioui  sarä,  di  350  grammi. 

Art.  8. 
Le  corrispoudenze  di  servizio  scambiate  tra  le  Amministrazioni  e  gli  Ufizi 
di  posta  dei  due  Paesi  saranno  ammesse  in  franchigia,  giusta  le  norme  vigenti 
nell'Unione  postale  Universale. 

Art.  9. 
01t re  quanto  e  stabilito  nel  precedente  art.  8,  e  accordata  la  franchigia 
postale  alle  corrispondenze  ordinarie  e  raccomandate  impostate  in  Italia,  con 
regolare  contrassegno,  dai  Gabinetti  delle  LL.  MM.  il  Re  e  la  Regina  e  delle 
LL.  AA.  RR.  il  Principe  e  la  Priucipessa  di  Napoli,  dai  Ministeri,  compreso 
quello  della  Casa  Reale,  dalle  Autoritä  Prefettizie  e  dalle  Rappresentanze 
diplomatiche  e  consolari  Montenegrine  all'indirizzo  del  Principe  del  Montenegro, 
della  sua  Augusta  Famiglia,  delle  Autoritä  goveruative  Monteuegrine  e  delle 
Rappresentanze  diplomatiche  e  consolari  del  Montenegro.  |)  La  franchigia  stessa 
6  accordata  alle  corrispondenze  ordinarie  e  raccomandate  impostate  nel  Monte- 
negro con  regolare  contrassegno  dai  Gabinetti  delle  LL.  AA.  il  Principe  e  la 
Principessa  e  di  S.  A.  il  Principe  Ereditario,  dai  Ministeri,  compresa  l'Ara- 
ministrazione  della  Corte  Principesca,    dalle  Autoritä  Prefettizie  e   dalle  rap- 
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presentanze  diplomatiche  e  eonsolari  italiane  allo  iudirizzo  del  Re  d'Italia,  Nr.  ii960. 
della  Sua  Augusta  Famigiia,  delle  Autoritä  Governative  Italiane  e  delle  rap- "^^^^^""^ 
presentanze  diplomatiche  e  eonsolari  nell'Italia.  is.  Ott  i898 

Art.  10. 
Le  due  Amministrazioni  provvederanno,  secondo  le  circostanze,  al  pronto 
avviaraento  delle  corrispondenze  ordinarie  e  di  quelle  raccomandate,  allo  sco- 
perto  pel  tramite  deirAustria-Ungheria,  ed  in  pieghi  chiusi  per  mezzo  dei 
piroscafi  italiani.  ||  Le  lettere  assicurate  e  le  scatolette  con  valore  dichiarato 
avrauno  corso  esclusivamente  in  pieghi  chiusi  per  la  via  di  Brindisi,  a  mezzo 
dei  piroscafi  della  Societä,  «Puglia»  in  partenza  quindicinalmente  da  quel  porto. 

Art.  11. 
II  cambio  dei  pacchi  postali  con  ö  seuza  assegno  e  con  0  senza  dichia- 
razione  di  valore  ha  luogo  pel  tramite  deirAustria-Ungheria  0  direttamente 
coi  piroscafi  italiani.  ||  I  pacchi  hanno  corso  per  l'una  0  l'altra  di  tali  vie  a 
seconda  che  i  mittenti  pagano  la  tassa  di  trasporto  per  ciascuna  di  esse  sta- 
bilita.  II  Le  due  Amministrazioni  designano  il  proprio  Ufizio  di  cambio  nelle 
loro  relazioni  per  la  via  diretta.  |{  Anche  per  i  pacchi  l'ammontare  degli  assegni 
deve  essere  espresso  in  franchi  e  centesirai. 

Art.  12. 
II  limite  massimo  dell'importo  di  un  vaglia  e  fissato  a  1000  franchi. 

Art.  13. 
I  vaglia  d'ufizio  relativi  al  servizio  delle  Poste  sono  esenti  da  ogni  tassa. 

Art.  14. 
L'Amministrazione  del  paese  di  emissione  garantisce  all'Amministrazione  del 
paese  di  destinazione  gli  importi  dei  vaglia  depositati  negli  Ufizi  della  prima 
e  pagati  per  suo  conto  dagli  Ufizi  della  seconda.  |j  I  saldi  dei  conti  generali 
saranno  pagati  in  franchi  e  centesimi,  mediante  gruppi  contenenti  moneta 
effettiva,  0  mediante  cambiali  a  breve  scadenza,  pagabili  su  piazze  italiane,  od 
anche  su  Parigi.  ||  II  pagamento  del  saldo  dovrä  aver  luogo  al  piü  tardi 
30  giorni  dopo  la  trasmissione  del  conto  generale  e  senza  alcuna  perdita  per 
l'Amrainistrazione  creditrice,  restando  le  spese  relative  a  carico  dell'Amministra- 
zione  debitrice.  Non  effettuandosi  il  pagamento  del  saldo  di  un  conto  nel 
termine  prescritto,  l'importo  del  saldo  darä  l'interesse  del  5  per  <»/(,  all'anno 
a  datare  dal  giorno  in  cui  e  spirato  il  detto  termine. 

Art.  15. 
La  validitä  dei  vaglia  e  quella  fissata  dal  Regolamento  internazionale 
deirUnione  postale.  ||  I  vaglia  scaduti  non  possono  piü  essere  pagati,  se  prima 
non  sieno  stati  rivestiti  di  nuova  validitä  dairAmministrazione  che  li  ha  emessi 
scrivendovi  sopra  le  parole:  Vise  pour  date.  ||  Ciascuna  delle  due  Amministra- 
zioni contraenti  hanno  perö  facoltä  di  sostituire  i  propra  vaglia  scaduti  con 
nuovi  titoli. 
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Nr.  11960.  Art.    16. 

Montenegro.  ^  TEglia  tslegrafici   soHO  trasmessi   dagli  Ufizi   di  origine  in  lingua  fran- 

i8.oict.:i898.  cese  e  colla  formula  stabilita  dal  Regolaraento  internazionale  relativo  al  cambio 
dei  vaglia  postali. 

Art.  17. 
Tanto  i  vaglia  ordinarii,  quanto  quelli  telegrafici  recheranno  rammontare 
in  franchi  e  centesimi.  ||  La  riduzione  della  Moneta  Montenegrina  in  franchi  e 
centesimi  per  i  vaglia  in  partenza  dal  Montenegro,  e  la  riduzione  dei  franchi 
e  centesimi  in  Moneta  Montenegrina  per  i  vaglia  in  arrivo,  sarä  fatta  dagli 
stessi  Ufizi  dei  Montenegro,  giusta  il  ragguaglio  che  ogni  tre  mesi  sarä  fissato 
dalla  competente  Autoritä,  di  quel  Principato. 

Art.  18. 
Nei  conti  mensili,   i  vaglia  saranno   inscritti   da  ambedue  le  Amministra- 
zioni  per  il  loro  importo  in  franchi  e  centesimi  e  cosi  in  franchi  e  centesimi 
saranno    pagati  i  saldi  in  qualunque    caso,    cioe    tanto   se   essi   sono   a  favore 
deiritalia,  quanto  se  a  favore  dei  Montenegro. 

Art.  19. 
Neil  servizio  delle  riscossioni  l'importo  complessivo  degli  effetti  compresi 
in  ciascun  invio   poträ   giungere  a  2000  franchi  o  ad  una  somma  equivalente 
in  moneta  diversa. 

Art.  20. 

Nel  servizio  delle  riscossioni  non  sono  ammessi  pagamenti  parziali,  salvo 
per  quei  titoli,  sui  quali,  secondo  la  legislazione  interna  dell'Italia  o  dei  Monte- 
negro, sia  obbligatoria  l'accettazioue  di  acconti, 

Art.  21. 
I  vaglia  emessi  in  dipendenza  dei  servizio  delle  riscossioni  possono  rag- 
giungere  l'importo  massimo  di  lire  2000. 

Art.  22. 
Gli  speditori  i  quali  desiderino  che  gli  effetti  non  pagati  o  pagati  in 
parte  sieno  fatti  protestare  o  consegnare  a  persona  di  loro  fiducia,  debbono 
dichiararlo  nella  distinta  di  accompagnamento  dei  titoli  stessi.  ||  Tale  dichiara- 
zione  deve  essere  fatta  dagli  speditori,  mediante  analoga  anuotazione  sulla 
distinta  che  accompagna  i  titoli.  ||  Essi  speditori  sono  anche  in  facoltä  di 
designare  la  persona  alla  quäle  i  titoli  debbono  essere  consegnati  daH'Ufizio 
di  destinazione  per  il  protesto,  in  difetto  di  tale  indicazione  11  detto  Ufizio 
consegna  gli  effetti  ad  un  ufficiale  pubblico  di  sua  scelta,  competente  a  levarne 
il  protesto  con  le  norme  stabilite  dalla  legislazione  interna  dell'Italia  o  dei 
Montenegro.  ||  Dopo  tale  consegna  perö  le  due  Amministrazioni  rimangono  sia 
l'una  verso  l'altra,  sia  di  fronte  agli  speditori,  esonerate  da  ogni  responsabilitä 
od  obbligo  ulteriore. 
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Art.    23.  Nr.  11960. 

.  Italien  und 

iNella  distinta  di  accompagnamento  i  raittenti  debbono  inoltre  obbligarsi  a  Montenegro. 
rimborsare  aU'Aniministrazione  che  ha  fatto  eseguire  il  protesto  tutte  le  spese  "^•°^*-'^^^- 
all'uopo  occorse. 

Art.  24. 

Le  spese  di  protesto  debbono  risultare  da  nna  nota  da  farsi  pervenire 
airufizio  d'origine  unitamente  ai  titoli  protestati.  ||  Questa  nota,  che  e  conside- 
rata  come  un  effetto  da  riscuotcre,  deve  avere  la  indicazione  precisa:  ||  a)  delle 
conipetenze  dovute  all'ufficiale  pubblico  esecutore  del  protesto;  ||  b)  dell'importo 
della  francatura  e  della  raccomandazione  dei  pieghi  contenenti  i  titoli  prote- 
stati, importo  che,  come  tutte  le  altre  spese  occorrenti  per  il  protesto,  e  anti- 
cipato  dagli  Ufizi  incaricati  dello  incasso  di  quei  dati  titoli;  ||  c)  della  tassa 
del  vaglia  da  emettersi  successivamente  dagli  Ufizi  di  origine  degli  effetti  in 
rimborso  deiranimontare  della  nota  medesima,  piü  i  10  centesimi  del  diritto 
fisso  di  riscossione;  ||  d)  della  tassa  di  boUo  stata  applicata  sui  titoli  protestati. 

Art.  25. 
Tutti  gli  Ufizi  postali  delle  diie  Amministrazioni  accetteranno  ed  effettue- 
ranno  reciprocamente  abbonamenti  ai  giornali  pubblicati  sia  nel  proprio  paese, 
sia  all'estero.  ||  Ciascuna  Amministrazione  comunicherä  alFaltra  l'elenco  dei 
giornali  del  proprio  paese  coi  relativi  prezzi  di  abbonamento,  i  quali  non  po- 
tranuo  essere  superiori  a  quelli  che  sono  imposti  agli  abbonati  deirinterno 
del  paese.  ||  Tuttavia  al  prezzo  di  abbonamento  potranno  essere  aggiunti  i  di- 
ritti  di  transito. 

Art.   26. 

Gli  Ufizi  di  cambio  per  raezzo  dei  quali  deve  effettuarsi  il  servizio  delle 
associazioni  ai  giornali  sono  i  seguenti:  (|  Per  l'Italia:  ||  Ministero  delle  Poste 
e  dei  Telegrafi  —  Roma.  |1  Pel  Montenegro:  ||  Direzione  Generale  delle  Poste 
e  dei  Telegrafi  —  Cettigne. 

Art.  27. 

Per  la  chiusura  dei  conti  trimestrali  relativi  al  servizio  delle  associazioni 
ai  giornali,  e  fissata  la  data  del  20  del  primo  trimestre. 

Art.  28. 
I  giornali  Montenegrini  a  destinazione  dell'Italia  debbono  essere  diretti  al 
nome  degli  associati  e  non  agli  Ufizi  postali  di  destinazione.  ||  Quelli  italiani  a 
destinazione  del  Montenegro,  sono    inviati  invece  allo  indirizzo  degli  Ufizi  di 
quel  Principato. 

Art.  29. 

La  corrispondenza  relativa  all'esecuzione  dei  varii  servizi  e  specialmente 
quella  che  riguarda  questioni  di  indeunitä,  di  abbonamenti  a  giornali,  di  liqui- 
dazione  di  conti  ecc.  ecc,  sarä  scambiata  tra  le  due  Amministrazioni  centrali.|| 
Le  domande  di  rinvio,  di  correzione  di  indirizzi,  di  ricerca  di  corrispondenze, 
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Nr.  11960.  e   gli   avvisi  per  1   pacchi    postali   o   rifiutati  o  venduti    per    deperimento    del 

Italien  und  ,  .      .       , 

Montenegro,  contsnuto,    saranno    scambiati    direttamente  tra  gli   Ufizi  postali  che  si  sono 
i8.okt.i89s.  tj-agjjjggsi  g\i  oggetti  in  questione. 

Art.  30. 
Le  disposizioni  legislative  e  regolamentari  interne  di  ciascun  paese,  restano 
applicabili  in  tutto  ciö  che  non  e  previsto  dal  presente  Äccordo. 

Art.  31. 
II  presente  Accordo  sarä  messo  in  vigore  a  datare  dal  giorno  1°  novembre 
1898  ed  avrä  la  durata  indefinita,  salvo  il  caso  di  disdetta  che  ambedue  le 
parti  si  riservano  la  facoltä  di  dare  in  qualuuque  terapo;  corae  ugualmente  si 
riservano  di  potervi  apportare  in  qualunque  tempo  le  modificazioni  che  di 
comune  consenso  giudicheranno  necessarie.  ||  In  caso  di  disdetta,  l'Accordo 
stesso  cesserä  di  avere  effetto  un  anno  dopo  la  notificazione  di  tale  atto. 
Fatto  in  doppio  originale  e  firmato  in  Koma  li  13  setternbre  1898,  ed  in 
Cettigne  li  18  ottobre  1898. 

Per  il  Ministro  delle  Poste  e  dei  Telegrafi  d'italia 
Luigi  Capaldo. 
II  Direttore  Generale  delle  Poste  e  dei  Telegrafi  del  Montenegro 

S.  Popovic. 


Nr.  11961.  DEUTSCHES  REICH  und  SPANIEN.  —  Vertrag  über 
die  Abtretung  der  Karolinen-,  Palau-  und  Marianen- 
Inseln  an  das  Deutsche  Reich  und  die  Regelung  der 
Handelsbeziehungen.*)  —  Notenwechsel  und  Denk- 
schriften als  Anlagen. 

Declaration. 
Nr.  119C1.  Le  Gouvernement  Imperial  d'Allemagne  et  le  Gouvernement  Royal  d'Espagne 

iwch^^   sont  tombes  d'accoid  sur  les  points  suivants: 
nsifi  Spanien.  I.    L'Espagno  cedera  k  l'Allemagne  les  lies  Carolines  avec  les   Palaos 

1-.  e  .1899.  ainsi    que    les   Mariannes    (excepte    Guam)    contre    une   indemnite 

pecuniaire  fixec  ä  vingt-cinq  millions  de  pesetas. 
n.  L'Allemagne  accordera  au  commerce  et  aux  entreprises  agricoles 
espagnoles  aux  Carolines,  aux  Palaos  et  aux  Mariannes  le  meme 
traiteraent  et  les  memes  facilites  qu'elle  y  accordera  au  commerce 
allemand  et  reconnaitra  dans  les  iles  susdites  aux  missions  des 
Ordres  religieux  espagnols  les  m^mes  droits  et  les  m^mes  libertes 
qu'aux  missions  des  Ordres  religieux  allemands. 


'■)  Ratifikation  30.  Juni  1899.    Red. 
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m.  L'Espagne  pourra  etablir  et  conserver,  menie  en  temps  de  gncrre,  Nr^J^'J^er 
un  depot  de  charbon  pour  la  Marine  Royale  et  marchande  dans  "^^l^  ^ 
l'Arcliipel  des  Carolines,  un  autre  dans  l'Arcliipel  des  Palaos  et  un  "»-i Spanien. 

'^  12.  tob.  1899 


autre  dans  rArchipel  des  Mariannes. 
IV.    Cet   arrangement    sera   le  plus  tot  possible   soumis  ä  l'approbation 
constitutionnelle  prescrite  par  les  lois  des  deux  Pays  et  ratifie  aussitot 
que  cette  approbation  sera  acquise. 
Madrid,  le  douze  Fevrier  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-neuf. 
Signe:  Radowitz.      Signe:  El  Duque  de  Almodovar  del  Rio. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

Anlage  I. 

Denkschrift,  betreffend  die  Inselgruppen  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen. 

Administratives,  dem  Deutschen  Reichstage  vorgelegt. 

Die  Inselgruppen  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  sind  unter  spanischer 
Herrschaft  in  drei  von  einander  unabhängige  Verwaltungsbezirke  eingeteilt 
gewesen,  die  alle  dem  Generalkapitauat  der  Philippinen  in  Manila  unterstellt 
waren.  Die  gesamten  Kosten  der  Verwaltung  einschliefslich  der  Subvention 
für  die  regelmälsige  spanische  Postdarapferverbindung  von  und  nach  Manila 
mit  zweimonatlichen  Rundfahrten  durch  den  ganzen  Archipel  wurden  aus  den 
Einkünften  der  Philippinen  bestritten,  j]  Diese  drei  Verwaltungsbezirke,  rein 
militärisch  organisirt  und  einem  eigenen  Gouverneur  mit  grofsem  Beamten- 
apparat unterstellt,  dem  zwei  eigens  für  diese  Inseln  gebaute  kleine  Kanonen- 
boote zur  Verfügung  standen,  waren: 

1.  die  östlichen  Karolinen  mit  dem  Regierungssitz  in  Ponape,  umfassend 
die  hohen  Basaltinselu  Ponape,  Kusaie,  Ruck  und  die  Korallenatolle 
dieses  Teiles  der  Karolinen  bis  zum  148°  östl.  Länge  Greenwich, 
also  einschliefslich  der  Atolle  Namonnito,  Ollap,  Enderby  und  Suk; 

2.  die  westlichen  Karolinen  und  die  Palau-Inseln  mit  dem  Regierungs- 
sitz in  Yap,  umfassend  die  Korallenatolle  jenseit  des  148°  östl.  L. 
Greenwich  und  die  hohen  Inseln  Yap,  Fais,  Baobelthaob,  Korror 
und  die  übrigen  Basalt-Inseln  der  Palaugruppe  bis  zur  südlichsten 
Karolinen-Insel  Mapia  (fast  unter  dem  Aequator); 

3.  die  Marianen  mit  dem  Regierungssitz  in  Guam  (etwa  10  hohe 
Inseln  und  den  Anson-Atoll  umfassend). 

Nach  dem  Übergange  der  Inselgruppen  in  deutschen  Besitz  würde  es 
ratsam  erscheinen,  an  dieser  Einteilung  in  drei  Verwaltungsbezirke,  die  eine 
durchaus  natürliche  und  durch  die  geographische  Lage  gebotene  ist,  mit  der 
einen  Änderung  festzuhalten,  dafs  in  dem  dritten  Verwaltungsbezirke,  der  die 
Marianen  umfafst,  an  Stelle  der  in  amerikanischen  Besitz  übergegangenen 
Insel  Gnam  die  Insel  Saipan  mit  dem  Hafen  Tanapag  zum  Sitze  der  deutschen 
Regierung  bestimmt  wird.    Ferner  wird  es  auch  im  Interesse  der  Vereinfachung 
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Nr.  11961.  (jes  Verwaltungsapparats  und  zur  Ersparung  des  hohen  Gehalts  eines  besonderen 
Keich      Gouverneurs    sich   voraussichtlich   als    zweckdienlich  erweisen,    dafs  diese  drei 

und  Spanien.  Verwaltungsbezirke,  wie  sie  in  spanischer  Zeit  von  dem  Generalkapitanat  in 
'  Manila  ressortierten,  so  unter  deutscher  Herrschaft,  wenigstens  bis  auf  weiteres 
dem  Kaiserlichen  Gouvernement  für  das  Schutzgebiet  von  Neu-Guinea  unter- 
stellt werden.  Der  Gouverneur  von  Neu-Guinea  würde  zugleich  mit  den 
Funktionen  eines  Oberrichters  (IL  Instanz)  für  die  gesaraten  Inselgruppen  be- 
traut werden  können.  Dabei  würde  aber  den  einzelnen  leitenden  Beamten 
dieser  Verwaltungsbezirke,  wie  es  ihre  Entfernung  von  Herbertshöhe,  dem  Sitze 
des  Kaiserlichen  Gouvernements  für  das  Schutzgebiet  von  Neu-Guinea,  natur- 
gemäfs  mit  sich  bringt,  möglichste  Selbständigkeit  und  Bewegungsfreiheit  innerhalb 
der  ihnen  unterstellten  Inselgebiete  zuzulassen  sein.  |1  Dagegen  wird  die  deutsche 
Verwaltung  der  Inselgruppen  von  vornherein  auf  den  kostspieligen  militärischen 
Apparat  der  spanischen  Regierung,  wie  er  namentlich  in  Ponape  zur  Anwen- 
dung gebracht  worden  ist,  verzichten  können.  Die  Kaiserliche  Regierung  ist 
davon  überzeugt,  dafs  es  erfahrenen  Beamten  mit  einer  Anzahl  eingeborener 
Polizeisoldaten  gelingen  wird,  die  Eingeborenen,  die  in  Ponape  unausgesetzt 
mit  den  Spaniern  in  Fehde  gelebt  haben,  bald  wieder  zu  beruhigen.  ||  Dem 
z.  Z.  bedeutendsten  Verwaltungsbezirk  in  Ponape  sollen  ausser  dem  leitenden 
Beamten  ein  Arzt,  ein  Sekretär  und  ein  Polizeimeister,  der  zugleich  Lootse 
und  Unterbeamter  für  eine  Reihe  anderweitiger  amtlicher  Funktionen  sein  soll, 
zugeteilt  werden.  Der  leitende  Beamte  wird  auch  die  richterlichen  Geschäfte 
des  Eingeborenengerichts  und  des  Gerichts  über  Weifse  erster  Instanz,  der 
Sekretär  das  Amt  des  Gerichtsschreibers,  wie  es  auch  sonst  in  den  Schutz- 
gebieten der  Südsee  üblich  ist,  zu  übernehmen  haben.  Die  Organisation  der 
Verwaltung  in  Yap  soll  ähnlich  sein;  nur  wird  dort  an  Stelle  des  Arztes  ein 
Lazarettgehülfe  genügen.  Für  den  Verwaltungsbezirk  Saipan,  wo  man  bei  der 
höheren  Kulturstufe  und  der  aufserordentlich  friedliehen  Gesinnung  der  Marianen- 
Bewohuer  auf  irgend  welche  gröfsere  Verwaltungsschwierigkeiten  nicht  zu 
rechnen  haben  wird,  dürfte  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  den  verhältnis- 
mäfeig  geringeren  Umfang  ein  leitender  Beamter  und  zwei  Unterbeamte 
( —  ein  Lootse  und  ein  Lazarettgehülfe  — )  genügen.  Alle  Beamte  ohne  Aus- 
nahme sollen  zunächst  nur  kommissarische  sein.  Die  Auswahl  der  betreffenden 
Persönlichkeiten  soll  in  erster  Linie  von  dem  Gesichtspunkte  erfolgen,  dafs  sie 
MännQr  praktischer,  womöglich  bereits  in  der  Südsee  gewonnener  Erfahrung 
sind.  II  Im  übrigen  wird  von  der  Vorlegung  eines  spezialisierten  Etats,  für 
dessen  Aufstellung  zur  Zeit  noch  die  notwendigen  Grundlagen  fehlen,  bis  die 
Neu-Organisation  in  den  Inselgruppen  im  allgemeinen  zur  Durchführung  gelangt 
ist,  Abstand  genommen  werden  müssen.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  soll  die 
Wirtschaftsführung  nach  Mafsgabe  des  vorstehenden  Etats  mit  einem  Pausch- 
quantum geführt  werden. 
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Anlage  IL 
Notenwechsel,    betreifend    die    Handelsbeziehungen    zwischen    dem   Deutschen  Nr.  iigei. 
Reich  und  Spanien.     Vom  12.  Februar  1899.  Deutsches 

DEUTSCHES  REICH.    —    Der  Botschafter  in  Madrid    an  den""*^'^P=^"'«"- 

12.Föb.  1899. 

spanischen  Minister  des  Auswärtigen. 

Madrid,  le  12  Fevrier  1899. 
Monsieur  le  Duc,  ||  Comme  complement  de  l'arrangcment  sign6  aujourd'hui 
relativement  ä  la  cession  des  lies  dans  le  Pacifique,  je  suis  autorise  h  declarer 
ä  Votre  Excellence,  au  nom  de  raon  Gouvernement,  qu'il  s'engage  ä  demauder 
au  Conseil  Federal  et  au  Parlement  AUemand  l'autorisation  de  conceder  b. 
l'Espagne,  pour  son  importation  en  Allemagne  et  en  echange  de  son  tarif 
conventionnel,  les  droits  de  la  nation  la  plus  favorisee  et  qu'il  est  entendu 
que  cette  autorisation  doit  preceder  la  ratificatiou  de  l'arrangcment  en  question.  || 
A  moins  d'une  nouvelle  entente  sur  les  relations  commerciales  entre  les  deux 
pays,  ces  concessions  mutuelles  devront  rester  en  vigueur  pendant  cinq  ans 
et  seraient,  apres  ce  terme,  considerees  comme  prolongees  d'annee  en  annee 
tant  qu'il  n'y  aura  pas  d'opposition  de  la  part  de  l'une  des  parties  con- 
tractantes.  ||  Veuillez  agreer,  Monsieur  le  Duc,  l'expression  reiter^e  de  ma 
haute  consideration.  R  a  d  o  w  i  t  z. 

—   —     SPANIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Deutschen 
Botschafter  in  Madrid. 

Staatsministerium.  ||  (Übersetzung.) 

Schlofs,  den  12.  Februar  1899. 
Excellenz!  ||  In  Ergänzung  des  heute  unterzeichneten  Abkommens  über 
die  Abtretung  der  Inseln  im  Stillen  Ozean  bin  ich  ermächtigt,  Eurer  Excellenz 
namens  meiner  Regierung  zu  erklären,  dafs  diese  verspricht,  in  Gegenleistung 
für  die  Behandlung  als  meistbegünstigte  Nation  den  deutschen  Importen  bei 
ihrem  Eintritt  in  Spanien  den  Konventionaltarif  unseres  Zolltarifs  zu  gewähren, 
und  zwar  sobald  das  erwähnte  Abkommen  ratifiziert  ist.  ||  Falls  nicht  in- 
zwischen ein  neues  Abkommen  über  die  Handelsbeziehungen  zwischen  den 
beiden  Nationen  vereinbart  wird,  sollen  die  besagten  gegenseitigen  Zugeständ- 
nisse fünf  Jahre  in  Kraft  bleiben  und  nach  Ablauf  dieser  Frist  als  von  Jahr 
zu  Jahr  verlängert  gelten,  so  lange  nicht  einer  der  beiden  vertragschliefsenden 
Teile  hiergegen  Widerspruch  erhebt.  ||  Ich  benutze  diesen  Anlafs,  um  Eurer 
Excellenz  die  Versicherung  meiner  ausgezeichneten  Hochachtung  zu  erneuern. 

Herzog  von  Alraodövar  del  Rio. 


Denkschrift  über  die  Handelsbeziehungen,  dem  Deutschen  Reichstage  vorgelegt. 
Gleichzeitig  mit  dem  am  12.  Februar  1899  geschlossenen  deutsch- 
spanischen Abkommen,  durch  das  Spanien  die  Inselgruppen  der  Karolinen, 
Palau  und  Marianen  mit  Ausnahme  von  Guam  an  Deutschland  abtritt,  ist 
zwischen    den    beiderseitigen  Regierungen   in  dem  vorliegenden  Notenwechsel 
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Nr.  11961.  eine  Vereinbarung  getroffen  worden,  der  zufolge  Deutschland  und  Spanien  sich 
^KeTch"^^  künftig    hinsichtlich    der   Einfuhr   wechselseitig  die  Meistbegünstigung  zu   ge- 
nnd  Spanien,  währen  haben.  ||  Nachdem  feststand,  dafs  der  am  8.  August  1893  unterzeichnete 
'^■^^'''■^^^^' deutsch-spanische  Handelsvertrag  von  den  spanischen  Cortes  nicht  angenommen 
werden    würde,    brach    bekanntlich    im   Mai   1894    zwischen  Deutschland  und 
Spanien  ein  Zollkrieg  aus.      Dieser  Zollkrieg  wurde  im  Sommer  1896  durch 
eine  auch  noch   gegenwärtig  ma&gebende  Verständigung  beendigt,    auf  Grund 
deren  die  beiden  Länder  sich  gegenseitig  ihre  niedrigsten  autonomen  Zollsätze 
gewähren,  dagegen  einander  den  Mitgenufs  der  anderen  Ländern  eingeräumten 
vertragsmäfsigen  Zollermäfsigungen  vorenthalten.    Deutschland  wendet  also  auf 
die  Einfuhr   aus  Spanien  den  allgemeinen  deutschen  Zolltarif,   nicht  aber  die 
Zollermäfsigungen   an,    die  es  in  den  Handelsverträgen   mit  Österreich-Ungarn, 
Italien  u.  s.  w.  bewilligt  hat.      Andererseits  wird   in  Spanien   die  Einfuhr  aus 
Deutschland  nach  der  zweiten  Spalte   des  spanischen  Zolltarifs  (Minimaltarif) 
behandelt,  bleibt  aber  von  den  Zollermäfsigungen  ausgeschlossen,    die  Spanien 
in    verschiedenen  Verträgen,    insbesondere    in    dem    Handelsvertrage    mit  ^der 
Schweiz  vom  13.  Juli  1892   (Deutsches  Handelsarchiv  1893,    Teil  I,  S._708) 
zugestanden  hat.  ||  Nach  der  im  vorliegenden  Notenwechsel  getroffenen  Verein- 
barung soll  diese  wechselseitige  Differenzierung  nunmehr  in  Wegfall  kommen.  || 
Spanien    wird   von    der  Neuregelung    der  Handelsbeziehungen   namentlich  für 
seine  Ausfuhr  von  Apfelsinen,  anderen  Südfrüchten,  frischen  "Weinbeeren,  Wein 
und  Olivenöl  Nutzen  ziehen.  ||  Für  Deutschland  dagegen  kommen  insbesondere 
folgende  Artikel  in  Betracht:    Theerfarbstoffe ,   emaillierte  Haushaltungsgegen- 
stände aus  Schmiedeeisen  oder  Stahl,  landwirtschaftliche  Maschinen  und  andere 
Maschinen    verschiedener    Art,    Kabel    für    öffentliche    elektrische    Leitungen, 
Stickereien,  gewisse  Sorten  Gewebe  aus  Baumwolle,  Leinen,  Wolle  und  Seide 
sowie  elastische  Gewebe  zur  Schuhfabrikation.     Für  diese  Artikel  sind  in  dem 
spanisch-schweizerischen  Handelsvertrage    mehr  oder  minder  weitgehende  Er- 
mäfsigungen  der  Sätze  der  zweiten  Spalte  des  spanischen  Zolltarifs  vorgesehen, 
die  schon  gegenwärtig  nicht  blofs  der  Schweiz,  sondern  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigung  auch   fast   allen   übrigen,   mit  Deutschland  auf  dem  spanischen 
Markte  in  Wettbewerb  tretenden  Ländern,   insbesondere  Frankreich,    Grofs- 
britannien,  Italien  und  Österreich-Ungarn,  zu  gute  kommen.     Die  gegenüber 
Deutschland  bisher  geübte  unterschiedliche  Behandlung  ist  von  den  deutschen 
Interessenten    als  nachteilig  empfunden  worden  und  hat  zu  mehrfachen  Vor- 
stellungen von  Seiten  der  letzteren  Anlafs  gegeben.     Es  ist  anzunehmen,  dafe 
diese  die  nunmehr  getroffene  Vereinbarung  mit  Befriedigung  aufnehmen  werden, 
und    dafs    die  Vereinbarung   dazu   beitragen  wird,    die   deutsche  Ausfuhr  nach 
Spanien   wieder    zu   heben,    nachdem    dieselbe,    allerdings   hauptsächlich    aus 
anderen    Gründen    als    wegen    der    unterschiedlichen    Zollbehandlung,    in    den 
letzten  Jahren   nicht  unbeträchtlich   zurückgegangen  ist   (vergl.  die  anliegende 
Übersicht). 
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Anlage  zur  Denkschrift, 

)ezialhandel  des  deutsclieu  Zc 

(Nach  der  deutschen  Statistik.) 


Nr.  11961. 
Deutsches 

Übersicht  über  den  Spezialhandel  des  deutscheu  Zollgebiets  mit  Spanien.         neicii 

niiil  Spaniel) 
12.Febr.l89!.> 


Einfuhr 

Ausfuhr 

des 

des 

J  a  ii  r 

deutschen 

Zollgebiets 

aus  Spanien 

deutschen 

Zollgebiets 

nach  Spanien 

Wert  in  Mark 

Wert  in  Mark 

1889     .... 

32  091 000 

44  615  000 

1890 

34  068  000 

53  071  000 

1891 

34  872  000 

49  260  000 

1892 

40  743  000 

40  558  000 

1893 

35  935  000 

33  051  000 

1894 

39  349  000 

30  567  000 

1895 

28  607  000 

31  158  000 

1896 

35  942  000 

39  428  000 

1897 

42118  000 

29  960  000 

1898 

48  148  000 

24  725  000 

Anlage  IIF. 

Denkschrift,   betreffend  die  Inselgruppen  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen. 

Wirtschaftliches.     Dem  Deutschen  Reichstage  vorgelegt. 

Nach  den  Bedingungen  des  zwischen  Spanieji  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  am  10.  Dezember  1898  zu  Paris  abgeschlossenen  Friedens  blieben 
im  Stillen  Ozean  die  östlich  vom  128°  östl.  Länge  von  Greenwich  gelegenen 
Inselgruppen  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  mit  Ausnahme  der  Insel 
Guam  (Guajau)  in  spanischem  Besitze.  ||  Der  Archipel  der  Karolinen,  zu  denen 
auch  die  Palauinseln  geographisch  gerechnet  werden,  urafafst  in  einem  von 
Stürmen  nur  selten  heimgesuchten  Meeresbecken  von  der  Gröfse  des  Mittel- 
ländischen Meeres  drei  Inselgruppen:  die  östlichen  Karolinen,  die  Ruckgruppe 
mit  den  umliegenden  Atollen  und  die  westlichen  Karolinen  mit  den  Palau- 
inseln im  Nordosten  der  holländischen  Kolonien.  Nach  ungefährer  Schätzung 
hat  der  Archipel  der  Karolinen  einen  Flächeninhalt  von  1450  Quadratkilometer 
mit  etwa  40  000  Einwohnern.  Nach  Norden  gliedern  sich  die  Marianen  an 
die  zentralen  Karolinen  an  und  bilden  eine  Brücke  bis  zu  den  südlichsten 
japanischen  Besitzungen.  Die  in  Frage  kommenden  Inseln  der  Marianen 
weisen  schätzungsweise  einen  Flächeninhalt  von  626  Quadratkilometer  mit 
etwa  2000  Einwohnern  auf. 

Die  Marianen  sind  im  Gegensatze  zu  den  Karolinen  altes  christliches 
Kulturland,  das,  ehedem  von  dem  kraftvollen  Volksstamme  der  Charaorros 
dicht  bewohnt,  später  als  spanischer  Verbannungsort  benutzt,  jetzt  nur  noch 
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Nr.  11961.  eine  sehr  mäfsige  Bevölkerung  zählt.  Die  heutigen  Bewohner,  die  Nachkommen 
^^Eeich^^  der  nach  Beendigung  der  blutigen  Kämpfe  im  17.  Jahrhundert  noch  übrig 
und  sranien.  gebliebenen  geringen  Reste  der  Urbevölkerung,  von  zwangsweise  angesiedelten 
i2.Feb.  1890.  rj^^g^jgj^  aus  dcu  Philippinen  und  von  eingewanderten  Spaniern,  zeichnen  sich 
durch  Genügsamkeit,  friedliche  Gesinnung,  Arbeitsamkeit  und  Anstelligkeit  aus. 
Aufser  Guam  sind  die  bemerkenswertesten  Inseln  Saipan  mit  der  Hauptstadt 
Garapanag  und  dem  Hafen  Tanapag,  Tiuian  und  Rota.  Wie  Guam  zeichnen 
sich  diese  südlichen  Inseln  der  Marianen  im  Gegensatze  zu  den  gewaltigen, 
schwer  zugänglichen  Vulkauiuseln  der  nördlichen  Marianen,  deren  Beschaffen- 
heit, Bodenverhältnisse  und  Gröfse  im  übrigen  so  gut  wie  unbekannt  sind,  ohne 
Ausnahme  durch  sehr  gesundes  Klima  mit  gemäßigter  Temperatur,  üppige 
Vegetation,  Fruchtbarkeit  und  guten  "Wildbestand  aus.  Seit  langen  Jahren 
wird  auf  der  Insel  Tinian  Viehzucht  in  gröfserem  Stile  getrieben,  und  die 
klimatische  Lage  und  Bodenbeschaffenheit  sind  nach  dem  Urteil  aller  Kenner 
des  Landes  der  Anlage  niedriger  tropischer  Kulturen  namentlich  auch  der 
x\npflanzung  von  Zuckerrohr  günstig.  Wenn  von  deutscher  Seite  nach  dieser 
Richtung  die  Marianen  bisher  vernachlässigt  worden  sind,  so  ist  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  unvorteilhafte  Lage  des  deutschen  Kaufmanns  in  diesem  alt- 
spanischen Besitze,  in  dem  die  günstigen  Bestimmungen  des  Karolinenprotokolls 
von  1885  nicht  zur  Geltung  kamen,  und  aus  Besorgnis  vor  den  die  Inseln 
von  Zeit  zu  Zeit  verheerenden  Stürmen  geschehen.  Indessen  besteht  auch  für 
die  Fidjigruppe,  die  Tongainseln  und  Samoa  die  gleiche  Sturmgefahr,  ohne 
daß  mau  sich  dort  deswegen  von  Anlagen  tropischer  Kulturen  hätte  abhalten 
lassen.  Die  Erträge  der  bestehenden  Kokosuufskulturen  sind  in  jüngster  Zeit, 
nachdem  die  deutschen  Händler  unter  dem  Drucke  der  Verhältnisse  sich  aus 
den  Marianen  zurückgezogen  hatten,  dem  japanischen  Handel  zu  gute  ge- 
kommen. Es  steht  aber  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  dafs  unter  deutscher 
Herrschaft  der  deutsche  Handel  es  sich  nicht  entgehen  lassen  wird,  das  ver- 
lorene Terrain  wieder  zu  gewinnen  und  sein  Handelsgebiet  von  den  Karolinen 
aus  auch  auf  die  Marianen  auszudehnen. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Verhältnisse  auf  den  Karolinen-  und  Palau- 
inseln.  Obgleich  diese  Inselgruppen  ebenfalls  seit  über  300  Jahren  bekannt 
sind,  war  doch  bis  zum  Jahre  1885  hier  nichts  im  Interesse  der  Kultur  oder 
zur  Erschlielsung  von  Handel  und  Verkehr  geschehen,  und  die  Eingeborenen 
stehen,  mit  Ausnahme  desjenigen  Teiles  von  ihnen,  der  zum  Christentume  be- 
kehrt worden  ist,  im  Gegensatze  zu  der  Bevölkerung  der  Marianen  noch  fast 
auf  der  niederen  Kulturstufe  des  uncivilisierten  Naturvolkes.  ||  Die  Haupt- 
inseln der  östlichen  Karolinen  sind:  Ponape,  zugleich  Hauptsitz  der  katho- 
lischen Mission  (Kapuziner),  mit  einem  Areal  von  340  Quadratkilometern  und 
etwa  3000  Einwohnern,  und  Kusaie  (Ualan  oder  Strong-Islaud) ,  wo  sich  die 
Hauptniederlassung  der  evangelischen  Mission  für  ganz  Mikrouesieu  befindet, 
110  Quadratkilometer  grofs  mit  etwa  500  Einwohnern,  die  der  zentralen:  der 
132  Quadratkilometer  mit  5000  Einwohnern  umfassende  Atoll  von  Ruck  (auch 
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Truck  oder  Hogoluinsel)    mit  seinen  aus   der  Lagune  sich  erhebenden  holicn,  Nr,  iigci. 
mit  kräftiger  Vegetation  bedeckten  Basaltinseln,  die  der  westlichen:    Yap  mit  ^^tolch^^ 
einem  Flächeninhalt  von  207  Quadratkilometern  und  gegen  3000  Einwohnern;  und  Spanien. 
und  die  der  Palauinseln:  Baobelsaob  (300  Quadratkilometer,  8000  Einwohner)  ^^■^''''■^^^'' 
und  Korror,  nicht  umfangreich,    aber  mit  einem  sichern  und  bequemen  Hafen. 
Die  meist   sanft   ansteigenden  Berglehnen    der    längst    erloschenen   mächtigen 
Vulkane  dieser  Inseln  weisen  weite  Flächen  nur  wenig  angebauten  Plantagen- 
landes von  üppigster  Fruchtbarkeit  auf,  die  bei  der  günstigen  BodenbeschafFen- 
heit    schon    heute,    ohne    systematische   Anpflanzung,    die    besten   tropischen 
Früchte  von  der  Ananas  bis  zur  Kokosnufs  und  der  Elfenbeinnufs  in  reichster 
Fülle  hervorbringen.  Der  deutsche  Forscher  Kubary  hatte  auf  seinem  Besitztum 
in  Ponape  Philippinenkaffee  angepflanzt  und  mit  diesem  ersten  Versuche  vor- 
zügliche Erfolge    erzielt.      Die  Frage,    warum    auf  diesem   fruchtbaren,   reich 
bewässerten  Lavaboden  und  unter  einem  rein  tropischen,  regenreichen,  gleich- 
mäßigen Klima,    also    unter   ähnlichen  Verhältnissen,  wie  sie  nur  die  besten 
Inseln  der  Philippinen  aufweisen,  bei  dem  gänzlichen  Mangel  an  Erdbeben  und 
an  thätigen  Vulkanen  und  namentlich  bei  den  für  europäische  Ansiedler  aufser- 
ordentlich    günstigen    gesundheitlichen  Verhältnissen,    die    keinerlei   perniziöse 
Fieber  aufweisen,  so  überaus  wenig  für  den  Plantagenbau  und  die  Anlage  von 
tropischen  Kulturen    in    diesen  Gebieten  geschehen  ist,    beantwortet  sich  aus 
den  überaus  nachteiligen  Wirkungen  der  unruhigen  Zustände  in  den  Karolinen 
während  der  letzten  fünfzehn  Jahre.      Durch  diese  wurde  jede  wirtschaftliche 
Erschlieiäung  der  Inseln  zur  Unmöglichkeit,  und  so  ist  es  gekommen,  dafs  die 
Axt  bisher  kaum  einen  Stamm  des  dichten  Urwaldes  gefällt  hat,   der  die  bis 
zu  2 — 3000  Fufs  sich  erhebenden,  mit  schwerem  Humus  überzogenen  Höhen- 
züge bedeckt.     Bei  dieser  Unsicherheit  hat  selbst  die  rührige  deutsche  Jaluit- 
gesellschaft   auf  die  Ausführung  ihres  ursprünglich  gefafsten  Planes,    auf  den 
gröfseren,    gebirgigen    Karolineninseln    durch    deutsche    Ansiedler   tropischen 
Plantagenbau  betreiben  zu  lassen,  bisher  verzichten  müssen.    Der  Aufruhr  der 
ihrer  ganzen  Natur  nach  sonst  friedfertigen  und  gutmütigen  Eingeborenen,  der 
die  Thätigkeit   der    spanischen  Verwaltungen   in  den  Karolinen  völlig  in  An- 
spruch nahm,  liefs  es  auch  nicht  zu,  dafs  die  Aufmerksamkeit  der  spanischen 
Behörden    sich   der  Förderung  des  Anbaues  der  Kokosnufspalme  auf  den  für 
solche  Kulturen  wie  geschaffenen  grofsen  Korallenatollen  der  Gruppe  und  der 
Sicherung  von  Handel  und  Verkehr  daselbst  widmete.    Nur  so  erklärt  es  sich, 
dais    das  Gebiet  der  Karolinen,    das  dreimal  so  ausgedehnt  ist,    als  dasjenige 
des  benachbarten  Schutzgebiets   der  Marshallinseln,    bisher  nur  einen  so  ver- 
hältnismäfsig  geringen  Jahresertrag  an  Kopra  —  etwa  1500  bis  2000  Tons  — 
geliefert  hat;    unter  friedlicher  deutscher  Verwaltung  wird  es  nur  eines  Zeit- 
raums von  zehn  Jahren  —  die  Zeit  bis  zur  ersten  Ertragsfähigkeit  der  Kokos- 
nufspalme —  bedürfen,    um  ein  weit  günstigeres  und  dem  der  Marshallinseln 
ähnliches  Ergebnis  herbeizuführen. 

Die   Jaluitgesellschaft,   deren  Vorgängerinnen,   das   Haus  Godeffroy   und 
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Nr.  11961.   später  Heruslieim  &  Co.,  die  ersten  kaufmännischen  Beziehungen  zu  den  Ein- 
Deutsches  gg^jQ^gnen   angeknüpft   und   in    den  Karolinen  und  Palau   den  Boden  für  den 
unfsTanien.  deutschen  Handel  gewonnen  haben,  hat  auch  nach  dem  Jahre  1885  unter  der 
i2.Feb..i899.  gpanischen  Regierung  es  verstanden,  den  ersten  Platz  unter  den  Handelsunter- 
nehmungen des  Inselgebiets  zu  behaupten.  Die  einzige  spanische  Firma  Factoria 
Espanola,  welche  in  den  letzten  fünfzehn  Jahren  sich  in  den  Karolinen  nieder- 
gelassen und  in  Yap  eine  Handelsstation  errichtet  hat,  konnte  sich  zu  irgend 
welcher  Bedeutung  nicht  entwickeln.     Ausgedehnter  war  der  Arbeitskreis  des 
amerikanischen  Händlers  O'Keefe,    der    namentlich    auch  in  den  Palau  festen 
Fufs  gefafst  hatte.    Ein  zweiter  kleinerer  amerikanischer  Händler  safs  in  Kusaie 
und  bereiste  mit  einem  Schuner  die  benachbarten  Inseln.    Die  Versuche  unter- 
nehmungslustiger Japaner,  seit  einigen  Jahren  auf  Ponape  und  anderen  Inseln 
sich    festzusetzen   und  Kopra    und  Schildpatt   gegen  japanische  Waren  umzu- 
tauschen,  haben   bisher   keinen  nennenswerten  Erfolg  zu  verzeichnen  gehabt. 
Die  Jaluitgesellschaft   hat    alljährlich   beinahe  drei  Viertel  der  gesamten  ge- 
ernteten Kopra  zur  Verschiffung  erhalten  und  eine  dieser  Ausfuhr  entsprechende 
Wareneinfuhr,   meist  deutschen  Ursprungs,    umgesetzt.  ||  Die  deutsche  Gesell- 
schaft besitzt  heute  auf  allen  wichtigeren  Inseln  Handelsniederlassungen,    und 
sie  hat  die  ausgesprochene  Absicht,  dem  oben  bereits  erwähnten  ursprünglichen 
Plan,  auch  Plantagenbau  auf  den  gröfseren  Karolineninseln  zu  treiben,  sofort 
näher  zu  treten,  sobald  das  Inselgebiet  thatsächlich  in  den  Besitz  Deutschlands 
übergegangen  ist.      Sie  gedenkt,    kleinere  Kolonialgesellschaften   mit  mäfsigem 
Kapitale    für  Plantagenbau    auf  den   am  geeignetsten  scheinenden  Inseln,    wie 
Kusaie,    Ponap6,   Ruck    und   in  der  Palaugruppe,    zu  gründen  und  einzelnen 
deutschen  Ansiedlern  Gelegenheit  zur  Niederlassung  und  Plantagenbetrieb  da- 
selbst zu  geben.     Sie  ist  davon  überzeugt,  dafs  diese  genannten  Inseln  aufser- 
ordentlich  günstige  Bedingungen  für  den  Plautagenbau  bieten.    Zwar  läfet  sich 
der  Nachteil  der  grofsen  Entfernung  vom  Mutterlande  für  einen  solchen  Be- 
trieb und  die  Heimschaffung  der  gewonneneu  Produkte  nicht  übersehen,    aber 
derselbe  wird    durch   den  günstigen  Umstand  aufgehoben,    dafs  die  Schaffung 
kostspieliger  Verkehrsmittel  auf  den  Inseln  bei  ihrem  verhältnismäßig  geringen 
Umfange  nicht  erforderlich  wird,  und  das  Meer  eine  billige  Beförderung  sichert. 
Auf  jeden  Fall  glaubt  die  Jaluitgesellschaft    —    und  sie  kann  auf  eine  lang- 
jährige Erfahrung  in  jenen  Gegenden  zurückblicken  und  hat  mit  der  Bewirt- 
schaftung der  Marshalliuseln  beste  Erfolge  erzielt  — ,  dafs  auch  der  Plantagen- 
bau neben  dem  seit  langer  Zeit  üblichen  Handelsbetrieb  in  den  Karolinen  eine 
aussichtsvolle  Unternehmung  ist,  mag  derselbe  nun  von  kleineren  Gesellschaften 
oder  unternehmungslustigen  Privaten    ausgeführt   werden.      Denn   es  trifft  auf 
den  Karolinen    der   für  tropische  Gegenden  aufserordentlich  seltene,   günstige 
Fall  zu,    dafe  das    fast  ganz  fieberfreie  und  durch  die  Seeluft  sehr  gemäfsigte 
Klima  es  gesunden  deutschen  Familien  sehr  wohl  gestattet,  sich  dort  auf  lange 
Zeit  nieder  zu  lassen.     Was  die  Arbeiterfrage  betrifft,  die  für  den  Plantagen- 
bau  in   tropischen  Kolonien  von  so  großer  Bedeutung  ist,  so  sind  die  hohen 
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Inseln  zwar  nicht  stark  bevölkert,  aber  die  tieferliegenden  Atolle  mit  grofser  Nr.  iieci. 
Bevölkerungsziffer  bewirken,  dafs  die  Lösung  dieser  Frage  hier  keine  Schwierig-  ^^oi^cV^ 
keit  machen  wird:  versorgt  doch  schon  jetzt  die  Karolineninsel  Pingelap  Jaluit nnd Spanien. 

12  Pel)  1899 

mit  einer  genügenden  Zahl  von  Arbeitern.  Neben  der  Anlage  von  Kokosnufe- 
anlagen  und  der  systematischen  Anpflanzung  der  Sagopalme  würden  beim  Plan- 
tagenbctrieb  auf  den  hohen  Inseln  besonders  Baumwollpflanzungen,  mit  denen 
man  in  Neu-Pommern  sehr  gute  Erfolge  erzielt  hat,  zu  empfehlen  sein.  Auch 
wird  Bodenbeschaffenlieit  und  klimatische  Lage  den  Anliau  von  Tabak  und 
Kulturen  von  feineren  Kaffeesorten  gestatten.  Endlich  ist  noch  darauf  hinzu- 
weisen, dafs  man  in  jüngster  Zeit  mit  dem  Anbau  des  Ylang-Ylang-Baumes 
und  der  Fabrikation  des  bekannten  Parfüms  in  Manila  ganz  vorzügliche  Ge- 
schäfte gemacht  hat.  Der  Ylang-Ylang-Baum  aber  findet  sich  auf  vielen  der 
Karolineninseln  und  seine  Kultur  erfordert  nur  sehr  geringe  Arbeit.  Gerade 
Mikronesien  ist  aber  ein  ganz  besonders  günstiges  Absatzgebiet  für  ätherische 
Öle,  da  die  Eingeborenen  solche  in  grofsen  Mengen  verbrauchen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  wirtschaftliche  Erschliefsung  dieser 
entlegenen  Gebiete  wird  ihre  möglichst  baldige  Einbeziehung  in  den  australi- 
schen Weltverkehr  sein.  Sowohl  der  Norddeutsche  Lloyd  in  Bremen  wie  die 
Jaluitgesellschaft  in  Hamburg  haben  sich,  wie  aus  der  anliegenden  Karten- 
skizze*) zu  ersehen  ist,  bereits  mit  Entwürfen  zur  Verwirklichung  dieses  Ge- 
dankens beschäftigt.  Von  hoher  Bedeutung  dafür  ist  die  grofse  Anzahl  sicherer 
Häfen  in  den  Karolinen-  und  Palauinseln.  Während  die  Marshallinseln  bei 
ihrer  geringen  Erhebung  über  dem  Meere  keinen  einzigen  sturmsicheren  Hafen 
und  namentlich  kein  frisches  Wasser  besitzen,  weisen  die  hohen  Inseln  der 
Karolinen  fast  ohne  Ausnahme  vortreffliche  Häfen  mit  Süfswasserzuflüssen  auf. 
So  Kusaie  mit  seinem  Berghafen  Chabrol  im  Westen,  den  Häfen  Corjuille  und 
B^rard  im  Osten  und  dem  Lottinhafen  im  Süden,  so  Ponapö  an  der  Nordseite 
mit  dem  sehr  geschützten  Hafen  Metalanira,  an  der  Südwestseite  mit  dem 
Hafen  Roninti,  an  der  Südspitze  mit  dem  Hafen  Ponatik  und  an  der  Nord- 
westküste mit  dem  spanischen  Regierungshafen  Jokoits.  Ebenso  hat  die  Haupt- 
insel der  westlichen  Karolinen,  Yap,  an  der  Südostktiste  einen  guten  Hafen 
Tomil,  der  eine  sehr  tief  einschneidende  Bucht  bildet,  und  auch  die  Palau- 
gruppe  verfügt  über  einige  recht  gute  Häfen,  deren  Bedeutung  wesentlich 
erhöht  werden  dürfte,  wenn  sich  bestätigen  sollte,  dafs,  wie  mit  grofser  Be- 
stimmtheit erst  in  jüngster  Zeit  wieder  gemeldet  worden  ist,  sich  dort  Kohlen- 
lager befinden.  ||  Vom  Standpunkte  unserer  politischen,  wirtschaftlichen  und 
maritimen  Interessen  erscheint  die  Erwerbung  der  Inselgruppen  für  uns  gleich 
nützlich  und  notwendig. 


*)  Hier  weggelassen.    Red. 


Druck  yon  Bär  &.  Hermann  in  Leipzig. 
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